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66. Jahrgaug 


14. u. 21. Auguſt 1937 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Organ der Reichsgruppe Rechtsanwälte des NS. Rechtswahrer⸗Bundes 
Herausgegeben von dem Keichsgruppenwalter Rechtsanwälte Dr. FB. Droege 


Kann das Grundbuchamt die Dorlegung des Hypothekenbriefes verlangen 
und erzwingen, wenn die Hypothek infolge einer ZIwangsverſteigerung 
erloſchen it! 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Recke, Berlin 


I. 8 61 Abſ. 1 GBO. enthält den Grundſatz, daß Ein⸗ 
tragungen, die bei einer Hypothek erfolgen, auf dem Hypotheken⸗ 
brief!) zu vermerken find. In der Regel befindet ſich der Brief, 
wenn die Eintragung vorgenommen wird, im Beſitze des 
GBN., da feine Vorlegung nach 8 41 Abſ. 1 Satz 1 GD. 
Eintragungsvorausſetzung iſt. Nur ein Widerſpruch, deſſen 
Eintragung durch einſtweilige Verfügung angeordnet iſt, oder 
ein Amtswiderſpruch nach 8 53 Abſ. 1 Satz 1 GBO. kann 
unter gewiſſen Vorausſetzungen (88 42 Abſ. 1 Satz 2, 53 Abſ. 2 
Satz 1 GB.) ohne Vorlegung des Briefes eingetragen wer⸗ 
den. In dieſen Fällen hat das GBA. nach § 62 Abſ. 2 Satz 2 
GBO. den Beſitzer des Briefes zu deſſen Vorlegung anzu⸗ 
halten, um nachträglich den Widerſpruch auf dem Briefe zu 
vermerken. Kommt der Briefbeſitzer dem Erſuchen um Brief⸗ 
vorlegung nicht nach, ſo kann das GBA. Zwangsmaßnahmen 
— Geldſtrafen oder unmittelbaren Zwang (keine Freiheits⸗ 
ſtrafen, auch keine Erſatzfreiheitsſtrafen!!) — gemäß 8 33 
FGG. i. d. Faſſ. des Art. 4 der VO. zur Anderung des Ver- 
fahrens in Grundbuchſachen v. 5. Aug. 1935 (RG Bl. I, 1065) 
anwenden. 


Erliſcht eine Hypothek infolge einer Zwangsverſteige⸗ 
rung ), jo iſt nach 8 131 ZwVerft®. zur Löſchung im Grund⸗ 
buche die Vorlegung des Briefes nicht erforderlich. Eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift des Inhalts, daß das GBA. nach erfolgter 
Löſchung die Vorlegung des Hypothekenbriefes verlangen und 
erzwingen kann, um die Löſchung nachträglich auf dem Brief 
zu vermerken und den Brief, ſofern nicht nur ein Teilbetrag, 
ſondern die Hypothek im ganzen gelöſcht iſt, zu vernichten, 
fehlt. Nur das ZwVerſtc h. beſtimmt in 8127, daß „das Ge- 
richt“ den Hypothekenbrief über eine infolge der Verſteigerung 
erloſchene Hypotheks), wenn er vorgelegt wird, unbrauchbar 
zu machen oder, ſofern das Recht nur zum Teil erloſchen iſt, 
dies auf dem Brief zu vermerken hat. „Das Gericht“ i. S. 
des 8127 ZwVerſtG. kann nach der Natur der Sache nur das 
Verſteigerungsgericht ſein. Eine Befugnis zu Zwangsmaßnah⸗ 
men iſt ihm nicht beigelegt. 


1) Alle folgenden Ausführungen gelten entſprechend für den 
Grund- und Rentenſchuldbrief; vgl. § 127 ZmBerftG. und auch 
89 43, 70 G80. 

2) Das heißt infolge des Zuſchlages gemäß 8 91 Abſ. 1 
ZwVerſtG., vorausgeſetzt natürlich, daß nicht das Beſtehenbleiben 
der Poſt nach 8 91 Abf. 2 ZwVerſtch. vereinbart iſt. 

) 8127 Zioßerjt®. findet auch Anwendung, wenn ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Brief nach § 66 GBO. gebildet it und die eine der ver⸗ 
brieften Hypotheken infolge der Zwangsverſteigerung erloſchen iſt, 
erner, wenn eine Geſamthypothek nur auf dem einen Grundſtück 
erloſchen iſt (Korintenberg⸗Wenz, „ZwVerſtc.“, 6., 8 127 
gun. 2). Auch für dieſe Fälle gilt alſo das nachſtehend im Text 
Ausgeführte. 


II. a) Wird auf die Hypothek ein Betrag zugeteilt, ſo 
wird das Verſteigerungsgericht faſt immer in den Beſitz des 
Briefes gelangen und mit dieſem gemäß 8 127 ZmXerft®. 
verfahren können, da ja der Berechtigte den Brief vorlegen 
muß, wenn er nicht gemäß 8 126 ZwmXerft®. als unbekannt 
behandelt werden will. Wird aber der Brief nicht vorgelegt 
— vor allem alſo, wenn die Hypothek oder der durch einen 
Teilhypothekenbrief verbriefte Teil einer Hypothek ausgefallen 
iſt —, jo tritt an den Grundbuchrichter die Frage heran, ob 
er den Brief über die infolge der Verſteigerung erloſchene 
Hypothek von dem Briefbeſitzer nach der Löſchung zu erfordern 
und dieſes Gebot gegebenenfalls durch Zwangsmaßnahmen 
(833 FGG.) durchzuſetzen berechtigt iſt. Nach der herrſchenden 
Meinung ſteht nun weder dem GBA. eine ſolche Befugnis zu, 
noch iſt das Zwangsverſteigerungsgericht zu Maßnahmen gegen 
den Briefbeſitzer, der den Brief trotz Aufforderung nicht vor⸗ 
legt, berechtigt. Die herrſchende Meinung (vgl. von neueren Kom⸗ 
mentaren: Steiner, „ZwVerſtch.“, 5. Aufl.; Korinten⸗ 
berg⸗Wenz, „ZuverſtGh.“, 6. Aufl.; Reinhard⸗Mül⸗ 
ler, „ZwVerſtch.“, große Ausgabe, 3./4. Aufl.; dieſelben, 
„ZwVerſtcß.“, Handausgabe, 8. Aufl., ſämtlich zu 8 127 
ZwVerſtG.; Güthe⸗Triebel, „GBO.“, 6. Aufl., 8 69 
Anm. 9; ferner Saß: 3BlFcG. 6, 831; anderer Mei⸗ 
nung Jaeckel⸗Güthe, „ZwvVerſtGG.“, 6. Aufl., § 127 
Anm. 6 u. 9; Becker: Bad Not. 1907, 21; Kretſchmar, 
„ZwVerſtch.“ S. 220; ferner Güthe, „GBO.“, bis zur 
3. Aufl.) geht davon aus, daß § 127 ZmwVerſtch. nur eine Zu⸗ 
ſtändigkeit des Verſteigerungsgerichts, den Brief zu erfordern, 
begründe, die Zuſtändigkeit des GBA. alſo damit ausgeſchloſſen 
ſei; ein Recht zu Zwangsmaßnahmen habe weder das Ver⸗ 
ſteigerungsgericht noch das GBA.; § 62 Abſ. 2 GBO. könne 
keine entſprechende Anwendung finden, da die Fälle, in denen 
das GBA. den Brief zu erfordern befugt ſei, dort erſchöpfend 
aufgeführt ſeien. Der Inhaber des Briefes, ſo tröſtet man ſich, 
bleibe für einen etwaigen Mißbrauch verantwortlich. 


b) Richtig iſt daran, daß, wie bereits erwähnt, dem 
Verſteigerungsgericht Zwangsmaßnahmen nicht zuſtehen. § 38 
FGG. iſt eine Vorſchrift für das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, zu dem jetzt auch das Grundbuchverfahren von 


Reichs wegen gehört (§S1 GBO., 8 1 FGG.), kann alſo im 


zivilprozeſſualen Verſteigerungsverfahren keine Anwendung 
finden. Im übrigen aber dürfte es an der Zeit ſein, die 
„herrſchende“ Meinung einer kritiſchen Betrachtung zu unter⸗ 
ziehen. Der Standpunkt der herrſchenden Meinung iſt mit der 
heutigen Rechtsguffaſſung nicht zu vereinen. Es iſt ein un⸗ 
möglicher Zuſtand, daß Hypothekenbriefe im Verkehr bleiben, 
obwohl die durch ſie verbrieften Hypotheken — ſei es im 
ganzen, ſei es zu einem Teilbetrage — nicht mehr beſtehen 
und im Grundbuch gelöſcht ſind. Mit einem ſolchen Hypotheken⸗ 
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brief kann leicht Mißbrauch) getrieben werden, vor dem die 
Allgemeinheit unbedingt geſchützt werden muß. Das GBA. muß 
in der Lage ſein, eine derartige Gefahrenquelle von vorn⸗ 
herein zu beſeitigen. Die erhöhte Bedeutung, die der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat dem Hypothekenbrief als einer mit ſtaat⸗ 
licher Autorität ausgeſtatteten Urkunde beimißt, ergibt ſich 
rein äußerlich auch ſchon daraus, daß zur Verhütung von 
Mißbräuchen die neuen Formulare für Hypothekenbriefe Stück 
für Stück mit Nummer verſehen werden und daß die Ver⸗ 
fügung über die Formulare einer beſonderen, verſchärften Kon⸗ 
trolle unterliegt (AV. d. RIM. v. 20. Juli 1936: DJ. 1936, 
1103 3. 7-9); ſogar für die Vernichtung von Vordruckſtücken, 
die infolge Beſchmutzung, Verſchreibens uſw. nicht mehr ver⸗ 
wendet werden können, ſind beſondere Anordnungen getroffen 
(dort Z. 11). Weiter werden ſelbſt vernichtete Briefe 
(nach gewöhnlicher Löſchung einer Hypothek) dem Verkehr 
entzogen und gemäß $ 53 Abi. 2 Grundbuch Verf. bei den 
Grundakten aufbewahrt. Mit dieſer neuen Regelung wäre es 
völlig unvereinbar, wenn Briefe über Hypotheken, die infolge 
einer Zwangsverſteigerung erloſchen ſind, ungehindert im 
Verkehr bleiben könnten. 


Das Recht iſt die Ordnung der Gemeinſchaft. Der ein⸗ 
zelne muß ſeine Intereſſen gegenüber denjenigen der Geſamt⸗ 
heit der Volksgenoſſen zurückſtellen. Dem Beſitzer des Briefes 
über eine infolge der Zwangsverſteigerung erloſchene Hypo⸗ 
thek kann das Opfer, den Hypothekenbrief vorzulegen und ihn 
vernichten bzw. eine Teillöſchung auf ihm vermerken zu laſſen, 
durchaus zugemutet werden. In ſachlichsrechtlicher Hinſicht 
ändert ſich durch die Vorlegung an ſeiner Rechtsſtellung nichts, 
denn die Vernichtung des Hypothekenbriefes bzw. der Teil⸗ 
löſchungsvermerk ſind nur dazu beſtimmt, den Hyvothekenbrie: 
mit der durch den Zuſchlag eingetretenen, aus dem Grundbuch 
bereits erſichtlichen Rechtslage in Einklang zu bringen. Die 
wirklich in Betracht kommenden materiellen Opfer, nämlich die 
Koſten für die Einſendung des Briefes und die Schreibgebühren 
für den auf den Brief zu ſetzenden Vermerk!) find ſo gering⸗ 
fügig, daß ſie dem Betroffenen mit Rückſicht auf die weit 
überwiegenden Belange der Allgemeinheit durchaus zugemutet 
werden können. Übrigens find es ja faſt immer böswillige oder 
unbelehrbare Perſonen, die ſich einer Vorlegung des Briefes 
widerſetzen, und es iſt nur recht und billig, daß ihr böſer Wille 
oder Unverſtand, der ſich den allgemeinen Intereſſen entgegen⸗ 
ſtellt, erforderlichenfalls durch ſtaatliche Zwangsgewalt ge⸗ 
brochen wird. 


c) Dieſe Erwägungen führen dazu, $ 62 Abſ. 2 Satz 2 
GBO. hier entſprechend anzuwenden. Grundgedanke dieſer 
Vorſchrift iſt, die Übereinſtimmung zwiſchen Grundbuch und 
Brief auch dann zu erhalten, wenn (ausnahmsweiſe) eine Ein⸗ 
tragung bei der Briefpoft ohne Briefvorlegung erfolgen durfte 
und erfolgt iſt. Dieſer Grundgedanke muß auch dann Geltung 
haben, wenn eine infolge einer Zwangsverſteigerung erloſchene 
Hypothek ganz oder zum Teil gelöſcht iſt. Dem darf nicht ent⸗ 
gegengehalten werden, daß 8 62 Abſ. 2 Satz 2 GBO. eine er⸗ 
ſchöpfende Regelung der Fälle enthalte, in denen das GBA. 
die Vorlegung des Briefes verlangen und erzwingen könne. 
Es trifft nicht zu, daß eine Ausnahmevorſchrift einer aus⸗ 
dehnenden Auslegung oder einer analogen Anwendung nicht 
zugänglich iſt. Maßgebend iſt vielmehr, ob aus der Ausnahme⸗ 
vorſchrift entnommen werden muß, daß andere, gleich oder 


4) gum Beiſpiel durch Betrug unter der Vorſpiegelung, daß 
die durch den Brief bezeugte Hypothek noch beſtehe (gerade un⸗ 
erfahrene und infolgedeſſen beſonders ſchutzbedürftige Volksgenoſſen 


können hierdurch Schaden erleiden!) oder Verfälſchung des Briefes 


oder Verwendung des Briefes zur Anfertigung eines neuen (ge⸗ 
fälſchten) Briefes. Wer das angeblich durch den Brief verbriefte 
Recht im Vertrauen auf den Brief erwirbt, wird nicht nach 8 892 
BGB. geſchützt, da ſich auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs nur berufen kann, wer dem Buche, nicht aber wer dem (von 
dem Buchinhalt abweichenden) Briefe traut (KJ. 38, 298). 

5) 8 66 Abſ. 2 KoſtO.; vgl. auch § 138 Abſ. 2 Koitd. Dagegen 
find Reine Schreibgebühren zu zahlen, wenn das Verſteigerungs⸗ 
gericht die nach 88 127 ZwVerſtcß., 48 GrundbuchVerf. erforderlichen 
Vermerke (ſ. Text, unter IV) auf den Brief ſetzt; vgl. 8 71 DGK. 


Aufſätze 
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ähnlich liegende Falle anders entſchieden werden ſollen, oder 
ob die Ausnahmevorſchrift die Möglichkeit offen läßt, ſolche 
Fälle ebenſo wie die ausdrücklich vom Geſetz erwähnten Fälle 
zu behandeln. Nichts deutet darauf hin, daß das Geſetz den 
Brief über die infolge einer Zwangsverſteigerung erloſchene 
Poſt anders, als es in § 62 Abſ. 2 Satz 2 GD. geſchehen 
iſt, behandeln will. Ja, man kann geradezu zweifeln, ob § 62 
Abſ. 2 Satz 2 wirklich eine „Ausnahme“ -Vorſchrift iſt; denn 
für alle diejenigen Fälle, in denen nach der GBO. eine 
Eintragung bei der Hypothek ohne Briefvorlegung erfolgen 
darf — und das find allein die Fälle der 88 41 Abſ. 1 Satz 2 
und 53 Abſ. 2 Satz 1 —, iſt beſtimmt, daß das GBA. die Vor? 
legung des Briefes nach erfolgter Eintragung verlangen und 
erzwingen kann. Den hier vorliegenden Fall hat die GBO. 
völlig unbeachtet gelaſſen. Eine entſprechende Anwendung des 
862 Abſ. 2 Satz 2 GBD. (i. Verb. m. 8 33 F6G.) iſt danach 
nicht ausgeſchloſſen, vielmehr aus den vorerörterten Gründen 
geboten 6) 7). 


Aus der Vorſchrift des 853 Abſ. 2 Schuld Reglcß. vom 
1. Juni 1933, wonach das GBA. nach Erledigung des Er⸗ 
ſuchens des Entſchuldungsamts den Beſitzer des Briefes über 
eine von der Eintragung betroffene Poſt, ſofern der Brief nicht 
vorgelegt iſt, zur Vorlegung anzuhalten und nachträglich die 
Eintragung auf dem Brief zu vermerken bzw. den Brief un⸗ 
brauchbar zu machen hat, iſt nichts gegen die hier vorgetragene 
Auffaſſung zu entnehmen. Der Einwand, daß dieſe Vorſchrift 
überflüſſig wäre, wenn ſich die Möglichkeit oder gar die Not⸗ 
wendigkeit, in der durch § 53 Abſ. 2 SchuldgieglG. beſtimmten 
Weiſe zu verfahren, bereits aus 862 GBO. entnehmen laſſe, 
kann nicht erhoben werden. Denn der Geſetzgeber mußte bei 
Erlaß des Schuld Reglcß. mit der Rechtslage, die ſich aus der 
damaligen Grundbuchpraxis ergab, rechnen. Man könnte 
eher umgekehrt aus dieſer Vorſchrift ſchließen, daß das, was 
bei Eintragungen auf Grund eines Erſuchens des Entſchul⸗ 
dungsamtes gilt, mit Rückſicht auf die (inſoweit) durchaus 
ähnliche Sach⸗ und Rechtslage auch bei Eintragungen auf 
Grund eines Erſuchens des Verſteigerungsrichters zu gelten 
hat, mit anderen Worten: man wird dieſe Vorſchrift zur Unter⸗ 
ſtützung der hier vorgetragenen Auffaſſung heranziehen kön⸗ 
nen s). — Auch der bereits erwähnte § 131 ZuVerſtG. ſteht 
meiner Auffaſſung nicht entgegen. Nach 8131 ZmXerit. iſt 
zur Löſchung einer Hypothek auf Grund eines Erſuchens des 
Zwangsverſteigerungsgerichts die Vorlegung des Briefes nicht 
erforderlich. Eine ſolche Vorſchrift mußte erlaſſen werden, um 
die Erledigung des Erſuchens des Verſteigerungsgerichts nicht 
von der Vorlegung des Briefes über die untergegangene Hypo⸗ 
thek abhängig zu machen (ſ. 862 Abi. 1 EBD.) Mit der 
Frage, ob die Vorlegung des Briefes nach erfolgter Löſchung 
vom GBA. verlangt und erzwungen werden kann, hat dieſe 
Vorſchrift überhaupt nichts zu tun. 


III. Die Befugnis des Verſteigerungsgerichts, gemäß 
8127 ZwVerſt . den Brief unbrauchbar zu machen bzw. Da? 
Erlöſchen eines Teilbetrages auf dem Brief zu vermerken, be⸗ 
ſteht, ſobald der Teilungsplan ausgeführt iſt; die Eingriffs 
möglichkeit des GBA. nach dem entſprechend anzuwendenden 
862 Abſ. 2 Satz 2 GBO. kommt erſt nach erfolgter Löſchung 
der Hypothek im Grundbuche in Betracht. Von der Löſchung 
an beſteht alſo eine konkurrierende Zuſtändigkeit zwiſchen dem 
Verſteigerungsgericht und dem GBA. Zwangsbefugniſſe ſtehen 
allerdings nur dem GBA. zu. Damit der Betroffene nicht zwei 
unabhängig nebeneinander herlaufende Erſuchen auf Vorlegung 


6) Im Ergebnis zutreffend daher das LG. Allenſtein in einem 
Beſchl. v. 9. Jan. 1936 (40 T 644/35). In der Begrundung ill = 
allerdings unrichtig angenommen, daß bie Befugnis des Grundbue) 
amts, den Brief zu erfordern und dieſe Anordnung zwangswer 
durchzuſetzen, aus 8 127 ZwVerſtch. zu entnehmen ſei. 

1) Zwangsmaßnahmen aus 533 360. find auch gegen ven 
ehemaligen Briefbeſitzer zuläſſig, der den Brief weitergegeben Hot 
und ſich weigert, den Empfänger des Briefes namhaft zu ma he 
(Sch.: 350.14, 99 — JW. 1936, 2750 v5). f 

8) Vgl. übrigens auch Art. 6 Abſ. 1 der DurchfVO. z. Auf” 
und 89 GBBereinG. 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34 


des Briefes erhält, wird es ſich empfehlen, daß das GBA. 
dem Erſuchen um Vorlegung des Briefes etwa folgenden Zu⸗ 
ſatz beifügt: „Dieſe Anordnung erledigt ſich, falls Sie bereits 
vom Verſteigerungsgericht zur Vorlegung des Briefes aufge⸗ 
fordert ſind und dieſer Aufforderung Folge geleiſtet haben; 
ſollte dies der Fall fein, fo wird um Mitteilung erjucht.” 
Eine derartige Zuſtändigkeitskonkurrenz, wie fie zwiſchen Ver⸗ 
ſteigerungsgericht und GBA. hier beſtehen kann, ift an ſich 
unerfreulich ?). Praktiſche Schwierigkeiten werden ſich daraus 
aber wohl kaum ergeben, insbeſondere wenn das Verſteige— 
rungsgericht, wie das jetzt ſchon vielfach üblich iſt, in das Ein⸗ 
tragungserſuchen eine Mitteilung darüber, was ihm über den 
Verbleib der (dem Erſuchen nicht beigefügten) Briefe bekannt 
iſt, aufnimmt. 


IV. Geht der Hypothekenbrief dem Verſteigerungsgericht 
zu, ſo hat dieſes den Brief unbrauchbar zu machen — und 
zwar nach Abtrennung einer mit dem Brief verbundenen 
Urkunde über die perſönliche Schuld. Die Schuldurkunde iſt 
dem Einreichenden zurückzugeben, der unbrauchbar gemachte 
Brief iſt zuſammen mit dem Eintragungserſuchen (es ſei denn, 
daß er erſt nach deſſen Abſendung eingeht) dem GBA. zu 
überſenden, das ihn bei den Grundakten aufzubewahren hat. 
Dies ergibt ſich aus 853 Abſ. 2 GrundbuchVerf., der rich⸗ 
tiger Meinung nach auch auf die vom Verſteigerungsgericht 
unbrauchbar gemachten Briefe Anwendung zu finden hat. Iſt 
das Recht nur zum Teil erloſchen, fo hat das Verſteigerungs⸗ 
gericht auf dem Brief dieſes Teilerlöſchen und weiter den Be- 
trag, in deſſen Höhe die Poſt noch beſteht (ſog. Nochgültigkeits⸗ 
vermerk, 8 48 Abſ. 1 Grundbuch Verf.), zu vermerken (Kc 5. 51, 
308) 10). Der Verſteigerungsrichter hat in dieſem Falle den 
Brief grundſätzlich dem Einſender zurückzugeben, hat ihn jedoch 
dem GBA. weiterzureichen, wenn das Beſtehenbleiben des Reſtes 
der Poſt unter neuen Bedingungen?!) vereinbart iſt. In allen 
dieſen Fällen hat das GBA. keinen die Löſchung betreffenden 
Vermerk (in Betracht kommen: der Löſchungsvermerk oder 
Teillöſchungsvermerk, letzterer in Verbindung mit dem Noch- 
gültigkeitsvermerk) auf den Brief zu ſetzen, weil 8 127 Zw⸗ 
Berit®. offenbar erſchöpfend regelt, wie mit dem dem Ver⸗ 
ſteigerungsgericht vorgelegten Brief zu verfahren 
iſt und weil für eine doppelte Arbeit — Vermerke des Ver⸗ 
ſteigerungsgerichts nach 8127 ZwvVerſtch., § 48 Abſ. 1 Grund⸗ 
buch Verf. einerſeits, Vermerke des GBA. andererſeits — kein 
praktiſches Bedürfnis beſteht. Die Übereinſtimmung zwiſchen 
Buch und Brief wird hinreichend durch die vom Verſteige— 
rungsgericht vorzunehmenden Vermerke gewährleiſtet (fo zu⸗ 
treffend KG. a. a. O.). 


Überſendet das Verſteigerungsgericht dem GBA. den Brief 
ohne die nach § 127 ZwVerſtGG., § 48 Abſ. 1 Grundbuch Verf. 
erforderlichen Vermerke, ſo wird das GBA. den Brief zur 
Nachholung dieſer Vermerke an das Verſteigerungsgericht 
zurückzureichen haben. Es kann ſtatt deſſen aber auch ſelbſt die 
1 Grundbuchrecht vorzunehmenden Vermerke auf den Brief 
etzen. 


Geht der Brief dem GBA. von dem Brieſbeſitzer nach 
Eingang des Eintragungserſuchens des Verſteigerungsgerichts 
zu, ſo hat es ihn nicht etwa an das Verſteigerungsgericht 
weiterzuleiten, damit dieſes nach 8 127 Zuerſtch. verfahre, 
ſondern es hat ſelbſt den Brief unbrauchbar zu machen bzw. 


9) Übrigens kommt es mir nicht entſcheidend darauf an, ob 
man die Zuſtändigkeit des Verſteigerungsgerichts oder des Grund⸗ 
buchamts, gegebenenfalls Zwangsmaßnahmen zu ergreifen, an⸗ 
mummt. Die Hauptſache iſt, daß überhaupt eine Stelle vorhanden 
if, die die Beſeitigung bzw. Richtigſtellung des „gefährlichen“ 
Briefes mit Hilfe von Zwang durchſetzen kann. 

„ 00 Letzteres iſt in der Praxis vielfach nicht üblich, aber im 
Intereſſe der Klarheit und Verſtändlichkeit des Briefes dringend 
erwünſcht! 

PR 21) Iſt das Beſtehenbleiben einer Hypothek, fet es im ganzen, 
ei es zu einem Teilbetrage, gemäß $ 91 Abſ. 2 ZwVerſtcg. ver⸗ 
einbart, ſo werden faſt immer auch neue Bedingungen vereinbart, 
und es wird ihre Eintragung in das Grundbuch bewilligt und 
beantragt. 
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die Teillöſchung auf ihm zu vermerken und den Nochgültig⸗ 
keitsvermerk auf ihn zu ſetzen. Hierbei gelten die allgemeinen 
Vorſchriften des Grundbuchrechts (869 GB., 88 48 Abſ. 1, 
53 Grundbuch Verf.), auf die hier im einzelnen nicht ein⸗ 
zugehen iſt. 


V. Wendet man 8 62 Abſ. 2 Satz 2 GBO. auf die in⸗ 
folge einer Zwangsverſteigerung erloſchene Hypothek ent⸗ 
ſprechend an, ſo wird das eine gewiſſe Mehrarbeit des GBA. 
zur Folge haben — eine Mehrbelaſtung, die eben im Intereſſe 
der Sache in Kauf genommen werden muß; der Umfang dieſer 
Mehrarbeit ſollte übrigens nicht überſchätzt werden. Schwer⸗ 
wiegender iſt die Frage, ob nicht die entſprechende Anwendung 
des 3 62 Abi. 2 Satz 2 G0. eine erhöhte Regreß gefahr 
für den Fiskus mit ſich bringen kann 12). Bei der Prüfung 
dieſer Frage iſt zunächſt davon auszugehen, daß das GBA. 
nur als berechtigt, nicht aber als verpflichtet an⸗ 
zuſehen iſt, von dem Briefinhaber die Vorlegung des Briefes 
über eine infolge einer Zwangsverſteigerung erloſchene Poſt zu 
verlangen. Wie der Verſteigerungsrichter nach 8127 ZwVerſtch. 
nur berechtigt 13), nicht aber verpflichtet iſt, den Briefbeſitzer 
um Vorlegung des Briefes zu erſuchen, ſo kann auch für den 
Grundbuchrichter nur ein Recht, nicht aber eine Pflicht zur 
Einforderung des Briefes beſtehen, d. h. der Grundbuchrichter 
hat nach pflichtmäßigem Ermeſſen +) — nicht etwa nach Will⸗ 
kür — in jedem einzelnen Falle darüber zu entſcheiden, ob der 
Brief einzufordern iſt und ob dieſe Anordnung gegebenenfalls 
mit Hilfe ſtaatlichen Zwanges ($33 FGG.) durchzuſetzen iſt. 
Kann nun jemand, der auf die Richtigkeit des Briefes über 
die erloſchene Poſt vertraut hat, einen dadurch entſtandenen 
Schaden von dem Reichszuſtizfiskus erſetzt verlangen, weil der 
Grundbuchrichter den Brief — infolge pflichtwidriger Er⸗ 
meſſensausübung — nicht eingezogen und damit eine dem Ge⸗ 
ſchädigten (dem „Dritten“) gegenüber beſtehende Amtspflicht 
verletzt habe? Rechtſprechung und Rechtslehre nehmen all⸗ 
gemein an, daß der Grundbuchrichter ſowohl bei Eintragungen 
im Grundbuche wie auch bei der Behandlung eines Hypotheken⸗ 
briefes eine Amtspflicht gegenüber jedem künftigen rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerber eines Grundſtücksrechts zu erfüllen habe 
(RG. grundſätzlich in RGG3. 78, 242 = ZW. 1912, 349 und 
in zahlreichen Entſcheidungen, zuletzt RZ. 151, 395 = ZW. 
1936, 31804; vgl. auch die von Heſſe in feiner Beſprechung 
der zuletzt genannten Entſcheidung DJ. 1937, 167] angeführ⸗ 
ten Entſcheidungen; wegen des Hypothekenbriefes ſiehe ins⸗ 
befondere RZ. 66, 107 JW. 1907, 395). Daß es ſich um 
eine Ermeſſensfrage handelt, ſchließt eine Amtspflichtverletzung 
nicht unbedingt aus, da ein letwaiger) Ermeſſensmißbrauch 
eine Amtspflichtverletzung darſtellen kann (RGGZ. 126, 164 
JW. 1930, 1189 und öfter). Es beſtände danach die Ge⸗ 
fahr, daß in der Nichteinziehung eines Briefes der hier be— 
handelten Art unter Umſtänden die Verletzung einer dem GBA. 
einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht gefunden 
werden könnte. Einer ſolchen Möglichkeit muß von vornherein 
entgegengetreten werden. Die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
(vgl. auch die von Grunau: DRotzZ. 1937, 472 zuſammen⸗ 
geſtellten Entſcheidungen) bedarf hier dringend einer Ein⸗ 
ſchränkung. Eine Amtspflicht gegenüber einem Dritten, den 
Brief einzuziehen, kann es nicht geben. Eine ſolche Amtspflicht 
kaun nur gegenüber der Allgemeinheit beſtehen (f. z. B. RG. 
139, 153 = JW. 1933, 11894; RG3. 140, 427 JW. 1934, 
252). Die Allgemeinheit ſoll vor Schaden bewahrt, die öffent⸗ 
liche Ordnung ſoll aufrechterhalten werden; nicht aber ſoll dem 
etwa geſchädigten Dritten eine Garantie des Inhalts geboten 
werden, daß er ſich ohne weiteres auf die Richtigkeit eines 
Hypothekenbriefes verlaſſen darf. Dies würde, praktiſch ge⸗ 


12) 8839 BGB., VO. über die Haftung des Reichs für die 
Juſtizbeamten v. 3. Mai 1935 (RG Bl. I, 587). 

13) Von diefem Recht wird in der Praxis regelmäßig Gebrauch 
gemacht; die Zahl der Fälle, in denen die Vorlegung des Briefes 
unterbleibt, iſt trotzdem nicht gering. 

14) Es werden wohl nur beſondere Fälle, die einen Mißbrauch 
des Briefes ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, dem Grundbuchrichter 
Veranlaſſung geben, von der Einforderung des Briefes abzuſehen. 
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ſehen, die Einführung des öffentlichen Glaubens des Briefes 
in dem Sinne bedeuten, daß, wer auf den Briefinhalt ver⸗ 
traut, zwar nicht das angeblich verbriefte Recht, wohl aber 
einen dem angeblich verbrieften Recht gleichwertigen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch gegen den Fiskus erwirbt 15)! Aber ſelbſt 
wenn man eine Amtspflichtverletzung gegenüber einem Dritten 
hier begrifflich für möglich halten will, ſo wird es doch jeden⸗ 
falls regelmäßig ein überwiegendes, die Haftung des Reichs⸗ 
juſtizfiskus ausſchließendes Verſchulden des Dritten ſein (8 254 
Abſ. 2 BGB.), wenn er dem Brief ohne Einſichtnahme in das 
Grundbuch traut: man muß im Verkehr damit rechnen, daß 
eine Poſt infolge Zwangsverſteigerung erloſchen ſein kann. 


Würde man hier einen Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Fiskus für denkbar halten, ſo würde der Zweck der entſprechen⸗ 
den Anwendung des 8 62 Abſ. 2 Satz 2 GBD., der öffent⸗ 
lichen Ordnung und dem Rechtsfrieden zu dienen, in ſein 
Gegenteil verkehrt werden können. „Geſchäftstüchtige“ Leute 
könnten ſogar aus dem Erwerbe wertloſer Hypothekenbriefe 
unter der Vorſpiegelung, an den Beſtand des verbrieften Rechts 
geglaubt zu haben, böswillig unbegründete Schadenserſatz⸗ 
anſprüche herzuleiten ſuchen. 


VI. a) Alles, was hier über das Recht des GBA, die 
Vorlegung des Briefes zu verlangen und zu erzwingen, geſagt 
iſt, gilt auch, wenn auf Erſuchen des Verſteigerungsgerichts 
eine Sicherungshypothek mit dem Range vor einem Briefrecht 
ohne Vorlegung des über dieſes Recht erteilten Briefes ein⸗ 
getragen iſt (88 128, 130, 131 ZwVerſtch.). Auch hier muß 
der Grundbuchrichter berechtigt ſein, die Vorlegung des Brie⸗ 
fes über die der Sicherungshypothek nachgehende Poſt zu er⸗ 
fordern, um den Vorrang der Sicherungshypothek auf dem 
Brief vermerken zu können 16). 


Ip) Ein kurzer Ausblick noch auf ſonſtige Fälle, in denen 
Brief und Buch nicht übereinſtimmen. Eine Verſchiedenheit 
zwiſchen Brief- und Buchinhalt kann insbeſondere vorkommen, 
wenn eine Eintragung bei einer Hypothek unter Verletzung des 
8 41 GBD., d. h. ohne Vorlegung des Briefes, erfolgt iſt, 
wenn der durch 862 Abſ. 1 GBO. vorgeſchriebene Vermerk 
verſehentlich nicht auf den Brief geſetzt oder wenn der Ver⸗ 
merk unvollſtändig oder ſonſt unrichtig iſt. Nach der höchſt⸗ 
richterlichen Rechtſprechung (RG. 83, 290 JW. 1914, 152; 
KG.: OLG. 10, 442; KG. 38, 294; 51, 308; 53, 21917); 
OLG. Dresden: IFG. 7, 415) ſoll auch hier eine entſprechende 
Anwendung des 862 Abſ. 2 Satz 2 GBO. ausgeſchloſſen ſein; 
fisfalifche Intereſſen — nämlich die Abwendung eines Scha⸗ 
denserſatzanſpruches gegen den Juſtizfiskus — könnten es 
nicht rechtfertigen, private Intereſſen, die ſchon durch die Ein⸗ 
tragung ohne Briefvorlegung oder die unrichtige Behandlung 
des Briefes verletzt worden ſeien, beiſeitezuſchieben. Indeſſen 
dürften ähnliche Geſichtspunkte, wie diejenigen, die zu einer 
Bejahung der Vorlegungspflicht bei Eintragung auf Erſuchen 
des Verſteigerungsrichters führten, es rechtfertigen, auch hier 


15) Dabei iſt freilich nicht zu verkennen, daß die Recht⸗ 
ſprechung des RG. deutlich die Tendenz zeigt, den Kreis der Be⸗ 
teiligten, allerdings wohl nur ſoweit es ſich um Eintragungen im 
Grundbuch handelt, mehr und mehr zu erweitern, Gegen dieſe 
Tendenz wendet ſich mit Recht Heſſe: DJ. 1937, 167. 


16) Die vorſtehend entwickelten Grundſätze gelten auch im 
Falle des 8158 Zwperſtch. 


17) Anders und m. E. richtig die ältere Rechtſprechung des 
KG.: KJ. 21, 147; 21, 286. 
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862 Abſ. 2 Satz 2 entſprechend anzuwenden 16). Auch hier 
muß man davon ausgehen, daß es dem einzelnen durchaus 
zugemutet werden kann, im Intereſſe der Allgemeinheit das 
„Opfer“ der Briefvorlegung zu bringen 8). Ich will durchaus 
nicht verkennen, daß ein erheblicher Unterſchied zu dem vor⸗ 
erörterten Fall darin liegt, daß dort ein geſetzmäßiges Ver⸗ 
fahren zur Abweichung des Grundbuchinhalts von dem Inhalt 
des Briefes geführt hat, hier aber die Nichtübereinſtimmung 
zwiſchen Brief und Buch auf einem fehlerhaften Verfahren des 
GBA. beruht. Aber warum ſollte nicht von dem betroffenen 
Briefbeſitzer die Briefvorlegung zur Wiedergutmachung eines 
Fehlers des GBA. verlangt werden können? Ebenſo wie bei 
einer Amtslöſchung oder der Eintragung eines Amtswider⸗ 
ſpruchs, der ſich gegen das Beſtehen der Hypothek richtet 
(wegen der Einzelheiten ſiehe 88 41, 53, 62 GB.), ein Ver 
ſehen des GBA. zum Vorlegungszwang führen kann, ſo muß 
auch bei einem Verſehen der hier erörterten Art die Vorlegung 
verlangt und erzwungen werden können. Materiellrechtlich 
wird ja nichts dadurch geändert, daß der allein maßgebende 
Inhalt des Grundbuchs auf dem Hypothekenbrief vermerkt wird. 
Auf weitere Einzelheiten will ich hier nicht eingehen. Die 
Belange des betroffenen Briefbeſitzers werden übrigens hin⸗ 
reichend dadurch gewahrt, daß das GBA. gegebenenfalls einen 
Widerſpruch nach 853 GBO. von Amts wegen einzutragen hat. 


VII. Bei einer ſpäteren Neuordnung des Zwangsverſteige⸗ 
rungs⸗ oder des Grundbuchverfahrensrechts werden die hier 
aufgeworfenen Fragen, vor allem ſoweit es ſich um Löſchungen 
auf Grund eines Erſuchens des Verſteigerungsrichters han⸗ 
delt, einer ausdrücklichen geſetzlichen Regelung zugeführt wer⸗ 
den müſſen. Für den hier hauptſächlich behandelten Fall, daß 
eine Hypothek infolge einer Zwangsverſteigerung ganz oder 
teilweiſe erloſchen iſt, wird ſich etwa folgende Regelung emp⸗ 
fehlen: Vor der Eintragung des Erlöſchens der Poſt im Grund⸗ 
buche iſt allein das Verſteigerungsgericht zuſtändig: nach der 
Eintragung beſteht ſowohl die Zuſtändigkeit des GBA. wie 
die des Verſteigerungsgerichts 20), den Brief zu erfordern, jedoch 
ſoll das Verſteigerungsgericht, ſobald es von der erfolgten 
Eintragung Kenntnis erlangt hat, von weiteren Maßnahmen 
hinſichtlich des Briefes abſehen und den etwa bei ihm noch 
eingehenden Brief an das GBA. zur weiteren Veranlaſſung 
abgeben; dem einen wie dem anderen Gericht ſtehen Zwangs⸗ 
maßnahmen nach § 38 FGG. zu. 


18) Es ſei darauf hingewieſen, daß nach der Rechtſprechung 
des KG. Zwangsmaßnahmen gemäß 8 33 SGG. zuläſſig ſind, wenn 
das Grundbuchamt einen Hypothekenbrief verſehentlich einem Nicht 
empfangsberechtigten ausgehändigt hat (KJ. 38, 290, OGL. 44, 
163); ebenſo wird im Schrifttum mit Recht angenommen, daß das 
Grundbuchamt, wenn ein Hypothekenbrief wegen Verſtoßes gegen 
die zwingenden Vorſchriften des 856 S. 2 GBO. (ogl. auch 8 61 
Abſ 2 S. 1 GBO.) nichtig iſt oder wenn über eine Buchhypoth n 
verſehentlich ein Brief erteilt iſt, den nichtigen oder zu Unten! 
erteilten Brief von Amts wegen — erforderlichenfalls dure 
Zwangsmaßnahmen nach 8 33 366. — einzuziehen und den Brief 
Unbrauchbar zu machen hat (Henke⸗ Mönch, „GBO.“ g #1 
Anm. 2 4 und 40, 856 Anm. 4 b, 862 Anm. 5 B), Dieſe Falle 
ſind von dem im Text erörterten nicht weſentlich verſchieden; dor! 
wie hier find Zwangsmaßnahmen aus 8 33 366. zuläſſig. 


10) Von der Erhebung der Schreibgebühren wird hier ge 
gebenenfalls nach näherer Maßgabe des 8 15 KoſtO. abzuſehen ſein. 

20) Hinſichtlich der Koſten würde es dann keinen Unterſchied 
machen dürfen, ob das Verſteigerungsgericht oder das Grundbuch 
amt tätig wird. Wegen der jetzigen Rechtslage |. oben Anm. ö. 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34] 
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Die FIwangsſtundung von Hypothekenzinſen 
auf Grund des Geſetzes über verbrauchergenoſſenſchaſten vom 21. 5. 1035 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Werner Hennig, Berlin, Hilfsarbeiter im Reichs⸗ und Preuß. Wirtſchaftsminiſterium 


$ 4 des Gef. über Verbrauchergenoſſenſchaften ermächtigt 
die Organe der liquidierenden Genoſſenſchaften, mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichswirtſchaftsminiſteriums Auszahlungsfriſten für 
die Erfüllung ihrer bei Eintragung des Auflöſungsbeſchluſſes 
in das Genoſſenſchaftsregiſter beſtehenden Verbindlichkeiten feſt⸗ 
zuſetzen. Von dieſer Ermächtigung haben alle liquidierenden 
Genoſſenſchaften Gebrauch gemacht, auch hat das Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium in ſämtlichen Fällen im Intereſſe einer ge⸗ 
ordneten Durchführung der Liquidation ſeine Zuſtimmung zu 
dieſen Beſchlüſſen gegeben, ſo daß damit alle bei der Liqui⸗ 
dationseröffnung beſtehenden Verbindlichkeiten der Verbraucher⸗ 
genoſſenſchaften von einem Moratorium erfaßt werden n). Da 
dieſe Stundung durch einen einſeitigen Akt erfolgt iſt, wird 
ſie als „Zwangsſtundung“ bezeichnet. 


Werden von der Zwangsſtundung auch die Hypo⸗ 
thekenzinſen erfaßt? 

Der Erlaß der Moratorien hat einen lebhaften Meinungs⸗ 
ſtreit ausgelöſt, und zwar vor allem wegen der Frage, ob 

4 a. a. O. auch eine Stundung derjenigen Hypothekenzinſen 
zuläßt, die erſt nach der Eintragung des Auflöſungsbeſchluſſes 
fällig geworden ſind oder noch fällig werden. 

Eine klare Beantwortung dieſer Frage ergibt ſich aus dem 
Wortlaut des Geſetzes nicht. Zwar umfaßt der in 84 gewählte 
Ausdruck „Verbindlichkeiten“ ſowohl Haupt⸗ wie Nebenforde⸗ 
rungen, ſo daß auch die Hypothekenzinſen dieſem Begriff unter⸗ 
fallen. Jedoch beſchränkt er die Möglichkeit der Stundung auf 
diejenigen „Verbindlichkeiten“, die bei Eintragung des Auf⸗ 
löſungsbeſchluſſes „beſtehen“. 

Nach herrſchender Auffaſſung „entſtehen“ Zinſen immer 
erſt mit Ablauf des Zeitabſchnitts, für deſſen Dauer ſie als 
Entgelt für die Belaſſung eines Gegenſtandes gewährt wer⸗ 
den?). Dieſer Auffaſſung ift beizutreten, weil Zinſen als Ent⸗ 
ſchädigung für die Überlaffung eines Gegenſtandes für einen 
beſtimmten Zeitraum dienen und deshalb den Ablauf dieſes 
Zeitraums zur Vorausſetzung haben. 

Demnach ſind die für die Zeit nach der Eintragung des 
Auflöſungsbeſchluſſes geſchuldeten Hypothekenzinſen auch erſt 
nach dieſem Zeitpunkt „entſtanden“. Dieſe Tatſache führt jedoch 
nicht zu der Folgerung, daß dieſe Hypothekenzinſen nicht als 
zbeſtehende Verbindlichkeiten“ i. S. des § 4 a. a. O. anzuſehen 
ſind. Denn bei der in 8 4 vorgeſehenen Beſchränkung der 
Stundungsmöglichkeit auf „die bei Eintragung des Auflöſungs⸗ 
beſchluſſes beſtehenden Verbindlichkeiten“ liegt die Betonung 
nicht auf der Tatſache des Beſtehens, fondern auf dem 
Zeitpunkt des Beſtehens. Dies ergibt ſich aus dem Um⸗ 
ſtand, daß ſich nach dem Sinn des Geſ. v. 21. Mai 1935 kein 
anderer Grund für die in 8 4 feſtgeſetzte Beſchränkung der 
Stundungsmöglichkeit anführen läßt, als der, daß dieſe Be⸗ 
ſchränkung im Intereſſe der geordneten Durchführung der 
Liquidation geboten war. Die geordnete Durchführung der 
Liquidation wäre nämlich durch eine Ausdehnung der Stun⸗ 
dung über den Zeitpunkt der Eintragung des Auflöſungs⸗ 
beſchluſſes, alſo damit des Liquidationsbeginnes hinaus, ſtark 
gefährdet, weil ſich jeder Dritte geweigert hätte, noch mit den 
Viquidatoren Vereinbarungen auf Kreditbaſis zu treffen, bei 

enen eine vertragsmäßige Erfüllung ſeiner Forderungen zum 
Fälligkeitszeitpunkt von vornherein ausgeſchloſſen war. 

„Aus dieſen Erwägungen folgt, daß der Begriff „be⸗ 
ſtehende“ Verbindlichkeiten keineswegs eng ausgelegt werden 
darf. Berückſichtigt man ferner, daß es ſich bei jenen Hypo⸗ 
thekenzinſen um Verbindlichkeiten handelt, die zwar erſt nach 


! 1) Nach dem Inhalt der Moratorien iſt allgemein eine Stun⸗ 
dung der Verbindlichkeiten bis zum 1. Okt. 1940 vorgefehen. 
) Rg. 92, 186. 


Liquidationseröffnung entſtanden ſind, deren Entſtehung jedoch 
vor Eröffnung der Liquidation nicht nur rechtlich begründet, 
ſondern auch tatſächlich gewiß wars), ſo wird man mir in 
der Auffaſſung folgen müſſen, daß die Wahl des Ausdrucks 
„beſtehende“ Verbindlichkeiten im Geſetzestext die Einbeziehung 
jener Art von Hypothekenzinſen nicht ausſchließt. Daraus er⸗ 
gibt ſich, daß der Wortlaut des 8 4 des Geſ. v. 21. Mai 1935 
allein nicht für die Frage entſcheidend ſein kann, ob auch eine 
Stundung der erſt nach der Eintragung des Auflöſungs⸗ 
beſchluſſes fällig werdenden Hypothekenzinſen möglich iſt. Dieſe 
1 muß deshalb aus anderen Tatſachen gefolgert 
werden. 


Man hat geglaubt, eine ſolche Folgerung aus dem Erlaß 
der 2 DurchfVO. zum Gef. v. 21. Mai 1935 — welche die 
Verpflichtung der liquidierenden Genoſſenſchaften zur Ver⸗ 
zinſung von Geldſchulden vom Tage der Eintragung des Auf⸗ 
löſungsbeſchluſſes an aufhebt, von dieſer Regelung jedoch die 
dinglich geſicherten Darlehnsſchulden, alfo namentlich die 
Hypothekenſchulden ausnimmt) — ziehen zu dürfen. Und zwar 
hat man aus dieſer Beſtimmung gefolgert, daß die Hypotheken⸗ 
zinſen nicht nur geſchuldet würden, ſondern auch zum vertrag⸗ 
lichen Fälligkeitszeitpunkt gezahlt werden müßten. Dieſe Auf⸗ 
faſſung wird damit begründet, daß die 2. DurchfVO. als Er⸗ 
gänzung des § 4 des Gef. v. 21. Mai 1935 anzuſehen ſei 
und deshalb eine ausdrückliche Beſtimmung hätte enthalten 
müſſen, wenn die in ihr erwähnten Hypothekenzinſen von dem 
Moratorium des 8 4 erfaßt werden ſollten 5). 


Dieſer Begründung kann nicht beigetreten werden, weil 
nicht einzuſehen iſt, weshalb § 4 des Gef. v. 21. Mai 1935 
durch die 2. DurchfVO. lediglich feine Erläuterung erfahren 
ſoll. Zwar dienen beide Beſtimmungen der erleichterten Durch⸗ 
führung der Liquidation; jedoch gehen ſie dabei getrennte 
Wege und behandeln zwei völlig voneinander verſchiedene 
Fragen, und zwar 8 4 a. a. O. eine Frage der „Fälligkeit“, die 
2. Durchf VO. dagegen eine Frage der „Zahlungspflicht“. 

Eine weitere Begründung für die Auffaſſung, daß die 
Hypothekenzinſen nicht von den Moratorien des 8 4 erfaßt 
würden, nimmt auf die Beſtimmungen des Aufwertungsrechts 
Bezug, die eine Stundung der Hypotheken, nicht aber der 
Hypothekenzinſen vorſähen s). Auch dieſer Hinweis greift nicht 
durch, da einmal im Aufwertungsrecht, anders als im Geſetz 
über Verbrauchergenoſſenſchaften, eindeutige Beſtimmungen 
über die alleinige Verzinſung der Hauptforderungen getroffen 
ſind ) und da ferner die einſchlägigen Beſtimmungen des Auf⸗ 
wertungsrechts eine Sonderregelung für Hypothekenforderungen 
enthalten, während § 4 des Geſ. über Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften alle Verbindlichkeiten umfaßt. 

Abzulehnen iſt ſchließlich auch die Auffaſſung, daß 8 4 
nur die aus den laufenden Geſchäften der Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften entſtandenen Verbindlichkeiten betreffe und deshalb 
nicht für Hypothekenzinſen in Betracht komme, weil für dieſe 
Begründung im Geſetz jede Stütze fehlt. Überdies ſind zahl⸗ 


) Da wegen des Moratoriums eine Rückzahlung der Hypo⸗ 
theken vorläufig nicht in Betracht kam, mußten folgerichtig dieſe 
Zinſen entſtehen. 1 

) Die bevorzugte Behandlung der dinglich geſicherten Gläu⸗ 
biger hinſichtlich der Zinſen iſt darauf zurückzuführen, daß nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen die Sicherung nicht nur für die 
Hauptforderung, ſondern auch für die Zinſen gilt. 

3) Vgl. Urt. des AG. Hannover v. 27. Mai 1936, 58 C 518/36. 

6) Vgl. Urt. des Ach. Hannover f. Fußnote 5. 

7) Vgl. VO. des RPraf. über die Fälligkeit von Hypotheken 
und Grundſchulden v. 11. Nov. 1932 (RGBl. I, 522) und 2. Geſetz 
über einige Maßnahmen auf dem Gebiete des Kapitalverkehrs vom 
20. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1255). 
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reiche Hypothekenforderungen aus der Umwandlung laufender 
Geſchäftsſchulden entſtanden. 


Zutreffend ſind vielmehr die Ausführungen von Schrö⸗ 
ders), daß 8 4 des Gef. v. 21. Mai 1935 auch eine Stun⸗ 
dung von Hypothekenzinſen zuläßt. Gegen die Begründung 
Schröders, „daß, da die Hauptforderung am Moratorium 
teilnehme, auch die aus dieſer abgeleiteten Zinsanſprüche daran 
teilnehmen müßten“, iſt der Einwand geltend gemacht worden, 
daß unſer Zivilrecht einen derartigen Akzeſſoritätsgrundſatz 
hinſichtlich der Fälligkeit nicht kenne. 


Es iſt zwar richtig, daß unſer Zivilrecht einen ſolchen 
Satz nicht ausdrücklich normiert und daß die herrſchende Auf⸗ 
faſſung davon ausgeht, daß eine Stundung der Hauptforde⸗ 
rung die Zinſen nur dann mit erfaßt, wenn beſondere Um⸗ 
ſtände, namentlich der Zweck der Stundung dies er⸗ 
kennen laſſen s). Der Zweck der Stundung des 8 4 des Geſ. 
v. 21. Mai 1935 läßt aber gerade erkennen, daß auch die Hypo⸗ 
thekenzinſen den Moratorien der liquidierenden Verbraucher⸗ 
genoſſenſchaften unterfallen ſollen, ſo daß jener Einwand gegen 
die Ausführungen Schröders tatſächlich nur ihre Richtig⸗ 
keit beſtätigt. Denn nach der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes ift die Normierung des § 4 deshalb erfolgt, um eine ge⸗ 
ordnete Durchführung der Liquidation der Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften zu gewährleiſten und insbeſondere die Notwendig⸗ 
keit einer Konkurseröffnung wegen Zahlungsunfähigkeit aus⸗ 
zuſchließen. Die Erreichung dieſes Zieles — das dem Intereſſe 
aller Gläubiger dient — wäre aber von vornherein in Frage 
geſtellt geweſen, wenn man die Hypothekenzinſen von der 
Stundung hätte ausnehmen wollen. 


Die hypothekariſche Belaſtung der liquidierenden Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaften betrug nämlich bei der Liquidations⸗ 
eröffnung rund 37,5 Mill. RM. Berückſichtigt man die Schwie⸗ 
rigkeiten, die einer Verflüſſigung der Vermögenswerte der Ge⸗ 
noſſenſchaften begegnen 10), fo erkennt man, daß die Zins⸗ 
bedienung jener erheblichen hypothekariſchen Belaſtungen die 
Zahlungsbereitſchaft der liquidierenden Genoſſenſchaften ge⸗ 
fährden mußte. Mit dem Zweck der Stundung des § 4 iſt 
demnach ein Ausſchluß der Hypothekenzinſen unvereinbar. 
Daraus folgt, daß die Stundungsmöglichkeit des § 4 ſich auch 
auf die Hypothekenzinſen erſtreckt 11). 


Damit iſt allerdings nicht geſagt, daß auch die von den 
Verbrauchergenoſſenſchaften auf Grund des $ 4 beſchloſſenen 
Moratorien ſtets die Hypothekenzinſen erfaſſen, da es den Ge⸗ 
noſſenſchaften unverwehrt blieb, von der Stundungsmöglichkeit 
des 8 4 nur in beſchränktem Maße Gebrauch zu machen. Laſſen 
die Beſchlüſſe der Genoſſenſchaften einen ſolchen Beſchränkungs⸗ 
willen jedoch nicht erkennen, ſo wird im allgemeinen an⸗ 
zunehmen ſein, daß in den einzelnen Moratorien die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung in vollem Umfang erſchöpft werden ſollte. 
Immerhin bleibt dieſe Entſcheidung Tatfrage, für die ge⸗ 
gebenenfalls die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind. Da das 
Wirtſchaftsminiſterium in ſeine Zuſtimmungserklärungen keiner⸗ 
lei Beſchränkungen aufgenommen hat, ſo beſtimmt ſich der 
Inhalt der Moratorien im Einzelfall ausſchließlich nach den 
von den Genoſſenſchaften gefaßten Beſchlüſſen. 


Die Stundung der Hypothekenzinſen entbindet die Ge⸗ 


8) „Die Auflöfung der lebensunfähigen Verbrauchergenoſſen⸗ 
schaften“ in DJ. 1936, 283, insbej. 285/86. 

9) Vgl. Rg. 116, 376 — JW. 1927, 1751; Warn. 1916, 18. 

10) Vgl. hierzu Zee⸗Heraeus in „Das Geſetz über Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaften v. 21. Mai 1935 und ſeine Durchführung“: 
GenBl. 1936 Nr. 45 S. 907 und meine eigenen Ausführungen über 
„Die Verwertung der Anlagen der auf Grund des Gef. v 21 Mai 
8205 EN Verbrauchergenoſſenſchaften“: Gen Bl. 1936 Nr. 50 
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11) Dieſe Auffaſſung wird auch vom RWiM. vertreten; vgl. 
auch Urt. des AG. Crimmitſchau v. 14. April 1936, C 133/36. Ent⸗ 
ſprechendes gilt auch nach der übereinſtimmenden Auffaſſung des 
NWiM. und des RF M. hinſichtlich der laufenden Steuern und 
öffentlichen Abgaben, die erſt nach der Liquidationseröffnung fällig 
werden. 


Aufſätze 
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noſſenſchaften von der Verpflichtung, die Zinſen zum Fällig⸗ 
keitszeitpunkt zu zahlen. Verzugsfolgen treten deshalb bei 
Nichtzahlung nicht ein, ſo daß keine Rechtsgrundlage für die 
mehrfach erhobene Forderung auf Zahlung von Verzugszinſen 
gegeben iſt. 


Die Auswirkungen der Zwangsſtundung 


Die Zwangsſtundung der Hypothekenzinſen iſt wegen ihrer 
nachteiligen Auswirkungen für die Hypothekengläubiger wieder⸗ 
holt beanſtandet worden. So wurden Befürchtungen geäußert, 
daß bei geſchäftlichen Unternehmen, wie Banken, Sparkaſſen, 
Verſicherungsinſtituten u. ä., der fehlende Eingang der Zinſen 
die Liquidität gefährde; ferner wurde darauf hingewieſen, daß 
die Verlängerung der Fälligkeitsfriſt für dieſe Unternehmen 
einen effektiven Schaden dadurch bringe, daß es ihnen nicht 
mehr möglich ſei, die Zinſen vom vertraglichen Fälligkeits“ 
zeitpunkt ab als Kapital auszugeben, und dadurch aus ihnen 
weitere Zinſen zu gewinnen. 

Bei Nachprüfung dieſer Beſchwerden ergab ſich jedoch, 
daß die Hypotheken auf die einzelnen. Inſtitute ſo verteilt ſind, 
daß im allgemeinen eine Beeinträchtigung der Liquidität nicht 
zu befürchten ſteht. Auch der entſtehende Verluſt kann regel? 
mäßig den Inſtituten zugemutet werden, zumal, wenn man 
berückſichtigt, daß den übrigen Gläubigern, deren Forderung 
nicht dinglich geſichert iſt, nach der 2. DurchfVO. zum Geſeßz 
über Verbrauchergenoſſenſchaften für die Dauer der Moratorien 
überhaupt kein Zinsanſpruch zuſteht. Angeſichts der wirtſchaft⸗ 
lich ernſten Lage der liquidierenden Verbrauchergenoſſenſchaften 
ließen dieſe Umſtände deshalb keine Anderung des geltenden 
Rechtszuſtandes zu. Immerhin haben ſich aus dieſer Rechts⸗ 
lage in vereinzelten Fällen Härten ergeben, die eine Beſeiti⸗ 
gung erheiſchten. 

Abgeſehen von dieſen Einzelfällen hat die Stundung der 
Hypothekenzinſen noch eine weitere unerwünſchte Folge aus“ 
gelöſt, und zwar hinſichtlich der Rangordnung des 8 10 
ZwVerſtch. Denn nach Ziff. 4 des § 10 a. a. O. find die 
Hypothekenzinſen, mit deren Zahlung der Schuldner mehr 
als zwei Jahre im Rückſtand iſt, bei einer Zwangsverwertung 
nicht im gleichen Rang zu berückſichtigen wie die Hypotheken, 
ſondern erſt an letzter Stelle. Da die Moratorien allgemein 
eine Zeitdauer von etwa vier Jahren vorſehen, droht deshalb 
für einen weſentlichen Teil der zwangsgeſtundeten Hypotheken“ 
zinſen ein Rangverluſt. Der dagegen geltend gemachte Ein? 
wand, daß die Zwangsſtundung die Anwendung des 810 Hiff. * 
ZuVerſtch. ausſchließe, it abzulehnen, da 810 Ziff. 4 von 
„rückſtändigen“ Beträgen ſpricht, während die Zwangsſtun⸗ 
dung allein die Frage der „Fälligkeit“ betrifft. 


Um die aufgezeigten Härten zu beſeitigen, hat ſich das 
NEHM. bereit erklärt, in Einzelfällen eine vorzugsweiſe Rück⸗ 
zahlung der Hypothekenzinſen zuzulaſſen und den betreffenden 
Verbrauchergenoſſenſchaften zu dieſem Zweck gegebenenfalls in 
Anrechnung auf den noch feſtzuſetzenden Reichszuſchuß be⸗ 
ſondere Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Entſprechende An⸗ 
träge ſind von den Liquidatoren der Verbrauchergenoſſen 
ſchaften dem RWiM. zuzuleiten. Um eine gleichmäßige 2 
handlung aller Hypothekengläubiger zu ſichern, hat ſich das 
Miniſterium die Entſcheidung über die Anträge ſelbſt vor 
behalten. Die Einſchaltung der Liquidatoren iſt deshalb für 
erforderlich erachtet worden, weil jene allein für die ordnung?“ 
gemäße Durchführung der Liquidation verantwortlich IM 
und deshalb ſtets zu prüfen haben, ob die Befriedigung eine? 
Hypothekengläubigers für die Liquidationsmaſſe vertretbar 
erſcheint. 

Vorausſetzung der Genehmigung eines Antrages iſt, daß 
der Hypothekengläubiger ſich in wirtſchaftlicher Notlage . 
findet, oder aber, daß ein Fall des 8 10 Ziff. 4 Zw Verte? 
vorliegt. Eine Berückſichtigung des Antrages findet nur 15 
ſoweit ſtatt, als es ſich um eine Zahlung von Zinfen 0 0 
laufenden Beiträgen handelt, nicht aber um das Grundkapita 
alſo auch nicht um Amortiſationsraten. f 

Hierbei darf jedoch nicht überſehen werden, daß es ſich 
inſoweit um zuſätzliche Rückzahlungen von Hypotheken 


66. Jahrg. 1937 Heft 38/34] 
zinſen handelt. Die gleichmäßige Berückſichtigung der Hypo⸗ 
thekengläubiger bei der Ausſchüttung einer Quote an alle Gläu⸗ 
biger iſt dagegen durch dieſe Maßnahme nicht etwa von der 
Genehmigung des RWiM. abhängig gemacht worden. 

Es ſteht zu erwarten, daß die durch das RWi M. getroffene 
Regelung dazu führt, etwaige Mißſtände zu beſeitigen, ohne 
die ungeſtörte Abwicklung der Verbrauchergenoſſenſchaften zu 
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gefährden. Im übrigen bringt das Fortſchreiten der Liqui⸗ 
dation eine weitergehende Verflüſſigung der Mittel der liqui⸗ 
dierenden Verbrauchergenoſſenſchaften und damit eine weiter⸗ 
gehende Befriedigung nicht nur der Hypothekengläubiger, ſon⸗ 
dern aller Gläubiger. Es iſt zu hoffen, daß dieſe Entwicklung 
gute Fortſchritte macht und dazu führt, daß auch der letzte 
Gläubiger wegen ſeiner Forderungen voll befriedigt wird. 


Friſten und Termine, 


verſäumung und Wiedereinſetzung im Erbhofverfahren 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Bergmann, Lübeck 


1. Abſchnitt: Friſten und Termine!) 


Auch auf dem Gebiete des Ec Rechts knüpfen ſich an den 
Zeitablauf rechtliche Wirkungen. Die im REG und ſeinen 
Durchführungsbeſtimmungen enthaltenen Zeitbeſtimmungen 
haben zum größten Teil ſachlich-rechtliche Bedeutung, d. h., 
die Zeitpunkte oder Zeiträume ſind Tatbeſtandsmerkmale für 
den Eintritt oder Nichteintritt ſachlicher Rechtsfolgen oder ſie 
ſind Friſten für die Vornahme ſachlich rechtsgeſtaltender Hand⸗ 
lungen. Eine zweite Gruppe bezieht ſich auf die Gerichtäverfaf- 
tung, insbeſondere auf die Beſetzung der Gerichte ?). Eine 
dritte Gruppe, die uns hier intereſſiert, hat verfahrensrecht⸗ 
liche Bedeutung. Auch hier müſſen wir noch diejenigen aus⸗ 
ſondern, die ſich auf andere Verfahrensarten beziehen s). 

Die auf das EH Verfahren ſelbſt bezüglichen Friſten ſind 
teilweiſe anderen Behörden geſetzt«), teilweiſe den Anerben⸗ 
behörden. Dieſe Friſten oder Termine nennen wir „uneigent⸗ 
liche“. Sie ſind ihrem Inhalte nach reine Dienſtanweiſungen, 
deren Verletzung im Dienſtaufſichtswege zu rügen iſts). 

Die übrigen Zeitbeſtimmungen im EHLBerfahren gehen 
die Beteiligten an. Sie ſind entweder Termine, d. h. Zeit⸗ 
punkte, an welchen eine Verhandlung beginnt, oder Friſten, 
d. h. Zeiträume, und ſie ſind entweder vom Geſetz oder vom 
Richter beſtimmt. 

I. Termine 

Geſetzliche Termine gibt es nicht. Die richterliche An⸗ 
eraumung eines Termins ſteht im Ermeſſen des Gerichts 
(8 13 EH VfO). Nur im Verfahren zur Auseinanderſetzung 
über einen Ehegattenerbhof nach Eheſcheidung iſt ein Verhand⸗ 
lungstermin notwendig (868 ECHO), ſeine Anberau⸗ 
mung aber Sache des Richters. Er iſt als zweiter Termin in 
dieſem Verfahren geboten, wenn das Gericht von ſeinem 
den Beteiligten zur Außerung mitgeteilten Auseinanderſetzungs⸗ 
vorſchlag in weſentlichen Punkten abweichen will. 


1) Abkürzungen: WE — Wiedereinſetzung; AEG = Anerben⸗ 
gericht; Ech Erbhofgericht; LEHG — Landeserbhofgericht Celle: 
NEIG — Reichserbhofgericht; EINp — Rechtſprechung in Erbhof⸗ 
lachen, Vogels⸗Hopp; BF — Kreisbauernführer; BF, RB 
>= Sandes-, Reichsbauernführer; EH — Erbhof. 

2) 882 Abſ. 5, 4 Abf. 3, 6 Abſ. BCHWO, 88 3 Abſ. 1, 4 Abſ. 3, 
6 Abſ. 8 CHVID, 845 Rech, 833 GV.. 88 41 Abs. 3, 43 Abſ. 3 
Rec, preuß. AusfO. zum NEG v. 26. Okt. 1933 (GS. 384) 8 2, 
86 GVG., 87 Abs. 4 Ed VO, 88 2 Abſ. 5, 4 Abf. 3, 6 Abi. 8 
EHVID, 8 6 Abſ. 4 Ec Vfd, 845 RES, 833 Abſ. 1 GVG., 845 
RE, § 35 Ziff. 5 GVG. 

) Zum Beiſpiel auf das Vollſtreckungsverfahren nach der 
IPOD. oder den Abgabengeſetzen (Zwiſchenfriſt von 1 Monat, 88 39, 
I REG); das Verfahren des Nachlaßgerichts (8 16 E HRV): 
richterliche Anmeldefriſt für Anerbenrechte im Verfahren zur Feſt⸗⸗ 
ſtellung, daß kein Anerbe vorhanden iſt; das Verfahren beim 
GBA. (8 29 Abſ. 3 ERV): Friſt von 1 Monat für den Antrag 
auf gebührenfreie Zuschreibung als Beſtandteil. 

„ ) So die Friſten für die Einreichung der Gemeindeverzeich⸗ 
niſſe und deren Prüfung durch den Landrat und für das ſtatiſtiſche 
Verhältnis der Erbhöfe über 125 ha, 1. Jan. und 1. Febr. 1934, 
1. März und 1. April 1937 (8934, 43, 41 E80). 

5) Jonas, „Grundriß des Zivilprozeßrechts“ § 54 IV. Dahin 
gehören die Zehnjahresfriſten ab 1940 für die regelmäßige Nach⸗ 
Prüfung der EHNoIe (8 46 Abſ. 1 Ed fo) und die regelmäßige 
Wiedervorlage hjinſichtlich der zum Eß fachlich geeigneten Höfe 
842 Abſ. 3 EH BfO). 


Die Verſäumung des (fakultativen oder notwendigen) 
Termins hat keine Rechts nachteile zur Folge, wie im Zivil⸗ 
prozeß (88 330, 331 ZPO.) oder auch teilweiſe im Straf⸗ 
prozeß (88 232, 235, 329, 412 StppO.). Das Ausbleiben hat 
lediglich tatſächliche Wirkungen inſofern, als dem Ausbleiben⸗ 
den die Möglichkeit genommen wird, in dem Termin Aus⸗ 
führungen zu machen. So iſt auch 8 68 Satz 2 EH Vfo zu 
verſtehen, wonach in dieſem Falle die Ladung den Hinweis 
enthalten muß, daß auch bei dem Ausbleiben eines Beteiligten 
über die Auseinanderſetzung verhandelt wird. 

II. Friſten 

Die Friſten ſind entweder Handlungsfriſten (den 
Beteiligten zur Vornahme einer Handlung geſetzt) oder 
Zwiſchenfriſten (den Beteiligten zur Überlegung und 
Vorbereitung einer Handlung gelaſſen). Auch fie beruhen ent⸗ 
weder auf dem Geſetz oder auf richterlicher Beſtimmung. Die 
Zwiſchenfriſten treten nur als geſetzliche aufs). Die Hand⸗ 
lungsfriſten ſind 

A. geſetzliche. Sie betreffen entweder 

a) die Einleitung des Verfahrens, d. h. die 
Antragſtellung, und zwar 

1. den Antrag des LBß auf Zulaſſung einer Abweichung 
von der eingetretenen geſetzlichen Anerbenfolge (854, Abſ. 1, 2 
ERV): Friſt von 3 Monaten ſeit dem Erbanfall oder ſeit 
dem Eingang der Übernahmeerklärung des austauſchenden An⸗ 
erben beim AEG, 

2. den gleichen Antrag des ROY für Erbfälle zwiſchen 
dem 1. Okt. 1934 (eingerechnet) und dem 23. Dez. 1936 (nicht 
eingerechnet): Friſt von 3 Monaten nach dem Inkrafttreten 
der ERV (8 54 Abſ. 3 ERV), 

3. den Antrag des LBß, den Nutzverwalter zum Anerben 
men (5 87 EH Vfd), Friſt: „ſpäteſtens vor dem 

rbfall“, 

4. den Antrag auf anderweite Koſtenfeſtſetzung im Falle 
abweichender Wertfeſtſetzung (8107 Abſ. 2 EHWO, §107 Abs. 2 
35O.), Stift: 1 Monat ſeit Zuſtellung der (geänderten) Wert⸗ 
feftfegung, 

5. den Antrag des Bauern, nachträglich die Zuſchreibung 
eines Grundſtücks zu einem belaſteten EH als Beſtandteil „‚ge- 


) Hierher gehören: a) die Friſt von 1 Monat für den Aus⸗ 
hang der gerichtlichen Verzeichniſſe (88 37 Abſ. 1, 41 Abſ. 6 EH Vf O). 
Wird ſie nicht gewahrt, ſo kann der Lauf der dem nicht aufgenom⸗ 
menen Eigentümer geſetzten 2wöchigen Einſpruchsfriſt nicht be⸗ 
ginnen (837 Abſ. 2 ECHO). 

b) Die Friſt von 14 Tagen zwiſchen Ladung und Verhand- 
lungstermin im Verfahren zur Auseinanderſetzung über einen Ehe⸗ 
gattenEch nach Eheſcheidung (868 CHBFO). Iſt die Friſt nicht inne- 
gehalten, ſo darf in dieſem Termine über die Auseinanderſetzung 
nicht verhandelt werden, es ſei denn, daß der Beteiligte erſcheint 
und ſich auf die Verhandlung einläßt. 

€) Die Friſt des § 23 EH VfO, 8 132 ZPO. Wenn im Ber 
fahren vor dem EHG und REHG ſchriftliche Vorbereitung der Sache 
angeordnet wird, ſo müſſen vorbereitende Schriftſätze mit neuem 
Tatſachenſtoff 1 Woche, bei einem Zwiſchenſtreit 3 Tage vor der 
mündlichen Verhandlung (f. oben zu I im Text) zugeſtellt werden, 
und die Gegenerklärung mindeſtens 3 Tage vorher. Es handelt ſich 
hier um eine lex imperfecta, da im Bereiche der Amtsermittlun 
für die Anwendung der $$ 279, 279 a, 283 Abi. 2, 529 Abf. 3 
3PO. kein Raum iſt. 
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bührenfrei“ zu genehmigen, das bereits vor dem Inkrafttreten 
der EH RV ohne Genehmigung zugeſchrieben war (8 29 Abi. 8 
ERV), Friſt: 3 Monate nach dem Inkrafttreten der EHRV. 

In den Fällen zu 1—4 bewirkt die Verſäumung der Friſt 
die Unzuläſſigkeit des Antrages und damit einer fachlichen 
Entſcheidung. In dem Falle zu 5 hat die Verſäumung ledig⸗ 
lich die Folge, daß die auch weiterhin mögliche Genehmigung 
gebührenpflichtig wird. 


b) den Beitritt zu einem Verfahren. 

In den Feſtſtellungsverfahren 88 10, 13, 18 Rec läuft 
für jeden Antragsberechtigten eine Friſt, binnen welcher er 
ſich dem Verfahren anſchließen kann. Die Friſt wird beſtimmt 
durch die Anhängigkeit der Sache in der Inſtanz, nach er⸗ 
gangener Entſcheidung durch die am längſten laufende Be⸗ 
ſchwerdefriſt; in letzterem Falle ſchließt ſich der Berechtigte 
durch Rechtsmitteleinlegung an (8 55 Abſ. 1—3 ESO VfO). Ver⸗ 
ſäumung der Friſt macht den Anſchluß unmöglich, läßt aber 
ſelbſtändiges Vorgehen unberührt. 


c) die Einlegung von Rechtsbehelfen, und zwar 

1. den Einſpruch gegen die Vorentſcheidung des Vorſitzen⸗ 
den (§ 19 Abſ. 2 Ech Bf O), 

2. den Einſpruch des Eigentümers gegen die Nichtaufnahme 
ſeines Hofes in das gerichtliche Verzeichnis (58 37 Abſ. 2, 
41 Abi. 6 EH VfO), 


3. den Einſpruch des aufgenommenen Eigentümers und 
des KBß gegen das gerichtliche Verzeichnis (SS 36, 39, 41 
Abſ. 6 EH VfoO); des Eigentümers und KBß gegen die Be⸗ 
richtigungsentſcheidungen (88 46 Abſ. 3, 47 Abſ. 2, 3 EH VfO), 
mögen ſie auf Aufnahme oder Löſchung lauten, 

4. die Erinnerung gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
des U. d. G. (8 107 Abſ. 2 ECHO, § 104 Abſ. 3 3p.) 

Zu 1, 2, 4 Friſt von 14 Tagen, zu 3 Friſt von 1 Monat; 
zu 1, 3, 4 ſeit Zuſtellung, zu 2 ſeit Beendigung des ein⸗ 
monatlichen Aushangs. 

Die Folgen der Verſäumung ſind Unzuläſſigkeit der 
Rechtsbehelfe. 


d) die Einlegung von Rechtsmitteln insbeſon⸗ 
dere, und zwar 

1. die ſofortige Beſchwerde (8 48 NEG, 88 114, 107 
Abſ. 2 EH VfO, 813 KoſtO., 88 17, 11 EH Vfd, 8 15 FGG., 
8 387 ZED.), 


2. für die fofortige weitere Beſchwerde (8 49 RG 8114 

A 2 Ed VfD; vgl. dazu Hopp, EHVD 8 114 Anm. 2 
bj. 2). 

Zu 1, 2 Frift von 14 Tagen feit Zuftellung. Die Folgen 
der Verſäumung find Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels. 

Für Handlungen innerhalb des Verfahrens ſind allgemein 
keine geſetzlichen Friſten geſetzt?). Das hängt wohl mit dem 
Amtsermittlungsgrundſatz zuſammen. 


B. richterliche. 


1. Die vom Vorſitzenden des AC beſtimmte Friſt zum 
Nachweiſe des Erwerbes der Reichsangehörigkeit oder der Be⸗ 
freiung von dem Erfordernis der Reichsangehörigkeit, wenn 
ein Hof in der Es Rolle feſtgeſtellt iſt, der wegen fehlender 


7) Ausnahmen find a) die Friſt für die Einſicht vom Gegner 
vorgelegter Urkunden, wenn im Verfahren vor dem Ech und 
REG ſchriftliche Vorbereitung angeordnet iſt (8 23 Abſ. 1 EH VfO, 
8 134 Abſ. 2 3p O.): Friſt 3 Tage feit Vorlegung. Die Friſt hat 
Bedeutung, wenn weiter Vertretung durch Anwälte angeordnet iſt. 
Gibt der Anwalt die Urkunde nicht friſtgemaß zurück, jo iſt er auf 
Antrag nach mündlicher Verhandlung (7) zur ſofortigen Rückgabe 
zu verurteilen. Ein Zwiſchenſtreit im Ex Verfahren! (8 23 Abi. 2 
EHTID, 8135 Abſ. 2 RD.) 

b) Die Friſt für die Einreichung der Koſtenberechnung nach 
Aufforderung durch den Gegner, wenn die Koſten nach Quoten ver⸗ 
teilt find. Friſt von 1 Woche (5 107 Abſ. 2 EHVD, 8 106 350.) 
Bei Verſäumung Koſtenfeſtſetzung ohne Rücksicht auf die Rechnung 
des Gegners. 


Aufſätze 
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Reichsangehörigkeit des Eigentümers kein Ed geworden iſt 
(5 28 Abſ. 2 EH VfO). Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt wird 
die Eintragung gelöſcht. ; 


2. Die Außerungsfriſt, die der Vorſitzende des ACH den 
geſchiedenen Ehegatten und dem KBß zur Erklärung über den 
Auseinanderſetzungsvorſchlag ſtellt (3 70 Abſ. 4 ESO VfO). Die 
Verſäumung der Friſt hat keine Rechts nachteile zur Folge. 
Das ACH kann zwar nach Ablauf der Friſt über den Aus⸗ 
einanderſetzungsvorſchlag beſchließen, der Inhalt dieſer Ent⸗ 
ſcheidung wird aber nicht durch die Säumnis, ſondern durch 
den Grundſatz der Amtsermittlung beſtimmt. Das ACE kann 
von ſeinem eigenen Vorſchlag abweichen, ſogar in weſentlichen 
Punkten. Allerdings ſoll es dann zunächſt einen neuen Termin 
abhalten (8 71 Abſ. 2 EH VfO). 


3. Die auf Antrag eines nachfolgenden Anerbenberechtig⸗ 
ten dem nächſten Anerbenberechtigten geſetzte Friſt zur Wahl 
zwiſchen mehreren Erbhöfen ($ 23 Abſ. 2 RES). Die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt bewirkt den Rücktritt des Wahlberechtigten 
hinter die übrigen. 


2. Abſchnitt: Berechnung, Verlängerung und Verkürzung der 
„Friſten 


Für die vorerwähnten Friſten gelten (8 186 BGB., 8 11 
ES VfO, 817 Abſ. 1 FGG.) die 88 187, 188 BOB. über Be⸗ 
ginn und Ende der Friſt (vgl. mein „Erbhofverfahren“ S. 58). 
Die 88 189, 191, 192 BGB. haben wohl keine Bedeutung für 
das EH Verfahren. § 193 BOB. ift erſetzt durch 817 Abſ. 2 
FGG. Nach 8 190 BGB. wird bei Verlängerung einer Friſt 
die neue Friſt vom Ablauf der vorigen an gerechnet. 


Es fragt ſich aber, ob die Friſten im EH Verfahren über⸗ 
haupt verlängert oder verkürzt werden können. Ausdrückliche 
Vorſchriften hierüber fehlen. Gegen die ſinngemäße Anwendung 
des § 224 Abſ. 2 ZPO. beſtehen aber wohl keine Bedenken, 
da dieſe Vorſchrift in der Natur der Sache ihren Grund hat. 
Danach ſind geſetzliche Friſten nur dort abänderlich, wo das 
ausdrücklich beſtimmt iſt. Solche Beſtimmungen kennt das 
EHVerfahren für Handlungsfriſten nicht. Richterliche Friſten 
aber könnten danach auf Antrag aus erheblichen Gründen ab⸗ 
geändert werden. Für die Parteivereinbarung nach 8224 Abſ. 1 
BRD. iſt wohl nur dort Raum, wo Friſten der PO. durch 
Bezugnahme für das EH Verfahren anwendbar gemacht ſind 
(oben Anm. 6 zu e, Anm. 7 zu a). 


3. Abſchnitt: Verſäumung und Wiedereinſetzung 72) 


Die Bedeutung einer Handlungsfriſt zeigt ſich an den 
Folgen ihrer Verſäumung. Dieſe ſind bei den einzelnen Friſten 
oben erörtert. Es fragt ſich, inwieweit die Folgen der Ver⸗ 
ſäumung beſeitigt werden können. Das Mittel hierfür iſt die 
Wiedereinſetzung (WE) in den vorigen Stand. Gegen Termins⸗ 
verſäumnis gibt es fie überhaupt nicht. Sie iſt hier auch nicht 
vonnöten (anders z. B. § 235 StPO.). Auch im übrigen i 
nicht jede Friſtverſäumnis heilbar (anders z. B. 8 44 StqpO. ). 
Die ZPO. gewährt die WE gegen die Verſäumung von Not⸗ 
friſten (und von Berufungs⸗ und Reviſionsbegründungs⸗ j0r 
wie Gebührenfriſten). Notfriften find ($ 223 Abſ. 3 BRD.) 
diejenigen, die die ZPO. als ſolche bezeichnet. Die Bedeutung 
des Begriffs reicht deshalb über den Zivilprozeß nicht hinaus, 
ſoweit nicht etwa zivilprozeſſuale Verfahrensteile in andere 
Verfahrensarten übernommen ſind. Es iſt unrichtig, im 
EH Verfahren von Notfriſten zu reden. Hier gibt 
es die WE daher nur dort, wo das Geſetz das ausdrücklich 
anordnet. Das iſt geſchehen für die oben erwähnten Rechts 
behelfs⸗ und Rechts mittelfriſten s) (8 11 EHTD, 88 22 Abſ. * 
29 Abi. 2, 4 FGG., 820 Abſ. 3, 4 EH VDO). 


za) Vgl. Orthmann: RdgN. 1935, 228. 

8) In 8 20 Abſ. 4 iſt 837 Abf. 2 EHVfd nicht zitiert. Es hal 
daher den Anſchein, als ob gegen die Verſäumung dieſer Einſpruch⸗ 
friſt die WE ausgeſchloſſen ſei. Ob das gewollt ift, iſt ſchwer zu 
ſagen. 
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J. Arten der Wiedereinſetzung 


Danach gibt es jetzt zwei Arten der WE) Die eine 
richtet ſich gegen die verſäumten Beſchwerdefriſten (8 22 Abſ. 2 
FGG.) : lg 20 Abf. die andere gegen die verſäumte Ein⸗ 
ſpruchsfriſt (8 20 Abſ. 3, 4 EH VfO): Einſpruchs WEZ da). Über die 
Beſchwerde WE entſcheidet das Beſchwerdegericht (beim R Ex, 
gegebenenfalls 826 Abſ. 2 Eh BfO ohne bäuerliche Beiſitzer); 
für ſie läuft eine Ausſchlußfriſt von 1 Jahr (8 22 Abſ. 2 Satz 4 
F.); für fie iſt das Verſchulden eines Vertreters dem des 
Beſchwerdeführers gleichgeſtellt (daf. Satz 2); gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des EHG über die Beſchwerde WE findet die ſofortige 
weitere Beſchwerde ſtatt (daf. Satz 3) 10). Über die Ein⸗ 
ſpruchsWe entſcheidet (8 20 Abſ. 2 EH VfOO) der Vorſitzende, 
der das gerichtliche Verzeichnis aufgeſtellt, den Berichtigungs⸗ 
beſchluß oder die Vorentſcheidung erlaſſen hat; für ſie läuft 
keine Ausſchlußfriſt; für ſie wird das Verſchulden des Ver⸗ 
treters dem des Einſprechenden nicht gleichgeſetzt e) und für 
ſie iſt endlich ein Rechtsmittel nicht vorgeſehen. Die Zweck⸗ 
mäßigkeit und Notwendigkeit dieſer Unterſchiede kann durchaus 
zweifelhaft ſein 11). Das Geſetz hat fie aber angeordnet. 


9) Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt geändert. Über die Er⸗ 
innerung entſcheidet jetzt der Vorſitzende des AEG, EG, NEHG, 
nicht mehr wie bisher das Kollegium des WEG (8 113 EHV O). 
Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden gibt es die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde an das EHG (nicht an das LG), gegen die des EHGVor⸗ 
ſitzenden allerdings nur, wenn er fie wegen grundſätzlicher Ber 
deutung zuläßt. Aus dem gleichen Grunde kann das EIG die 
ſofortige weitere Beſchwerde (gegen ſeine Entſcheidung über die 
ſofortige Beſchwerde gegen die Entſcheidung des AEVorſitzenden) 
zulaſſen. Dieſe Beſchwerden find nach § 114 EHVfo, 8 13 Abſ. 3 
Koftd. ſolche „nach den Vorſchriften der 3PO.“. Der weitere Be⸗ 
ſchwerdegrund iſt aber der des FGG.: Geſetzesverletzung. Über die 
WE iſt nichts geſagt. Hinſichtlich der Friſt für die Erinnerung 
könnte man ſich darauf berufen, daß die Friſt durch § 107 Abſ. 2 
EH Vfo, 8104 Abſ. 3 ZPO. als Notfriſt bezeichnet und dadurch ſtill⸗ 
ſchweigend 8 233 ZPO. in Bezug genommen iſt. $ 114 Abſ. 1 
EHVTD ſagt darüber nichts. Er ſpricht nur von der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde an das EH. Ich laſſe hier die Frage, nach welchen Vor- 
ſchriften die WE im Koſtenverfahren zu beurteilen iſt, dahingeſtellt. 
Wenn man nicht eine dritte Art der WE für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren im EHVerfahren annehmen will, jo iſt es am zwecke 
mäßigſten, auch hier $ 22 FGG. anzuwenden (vgl. meinen Aufſatz 
über Koſtenverteilung uſw. im „Deutſchen Juſtizbeamten“ 1937). 

9a) Keine WE gibt es für die Verſäumung der Anſchlußfriſt, 
auch dann nicht, wenn der Anſchluß durch Beſchwerdeeinlegung er- 
folgen ſoll. Nur ein Verfahrensteilnehmer, gegen den die 
Beſchwerdefriſt läuft, kaun die WE, und zwar für ſich ſelbſt, er⸗ 
langen. Damit eröffnet er allerdings wiederum die Möglichkeit des 
Beitritts. Der Beitrittsberechtigte (§ 55 EH fd) verliert durch die 
Verſäumung der Friſt die tatſächliche Möglichkeit des Beitritts. 
Dagegen gibt es keine WE; dgl. Celle 2 (7) We 1232/36 vom 
1. Okt. 1936; und Oldenburg: EHNIp 862 EHVO Nr. 1. 

10) Dazu Hopp, EHVſo 8 20 Anm. 2: eine fachliche Ab⸗ 
weichung ſei damit nicht beabſichtigt. Sie iſt aber m. E. gegeben. 
Das Verſchulden eines Vertreters iſt nur dann ein ſolches des Be⸗ 
ſchwerdeführers, wenn man von dieſem vernünftigerweiſe die Über- 
wachung des Vertreters fordern kann. Das iſt bei Rechtsanwälten 
wohl nicht der Fall. Die Anrechnung des Vertreterverſchuldens 
paßt überhaupt ſchlecht für das von öffentlichen Intereſſen be- 
herrſchte EHVerfahren. 

10) Vgl. 1 RB 301/35 v. 15. Okt. 1935: Eg Rſp DV 1 8 11 
Nr. 29 = RINN. 1935 Nr. 713 JW. 1935, 588. 

11) Die Verſchiedenheit der beiden WEArten war ſchon für 
die DW I anerkannt (mein „EH Verfahren“ S. 92; Bamberg: JW. 
1935, 618 mit zuſt. Anm. von Vogels). Die Unanfechtbarkeit der 
Entſcheidung über die Einſpruchs We ift unbedenklich, ſoweit es ſich 
um das Anlegungs- uſw. Verfahren handelt. Hier liegt überhaupt 
kein Bedürfnis für eine WE vor, weil (§ 56 Abſ. 2 EHLIO) hier 
immer der Antrag aus 8 10 nachgebracht werden kann; ebenſo in 
den Fällen, in denen das AEG endgültig entſcheidet, weil hier eben 
keine höhere Inſtanz mit der Sache befaßt werden ſoll. Bei den 
unzuläſſigen Beſchwerden iſt die Sache ſchon zweifelhafter. Immer⸗ 
hin bieten hier wohl die zuſtändigen Richter (Senatsvorſitzende bei 
den EH und dem REH) Gewähr für bedachtſame Handhabung. 
In den Fällen des 8 22 Abſ. 4, 5 NEO aber find normalerweiſe 
3 Inſtanzen zur Prüfung der Sache vorgeſehen. Sie werden aus⸗ 
geſchaltet, wenn der Ac (Vorſitzende nach Vorentſcheidung den Ein⸗ 
ſpruch unanfechtbar verwerfen kann. Das einzige Sicherheitsventil 


II. Form und Friſt der Wiedereinfegung 


Das Kernſtück jedes WEAntrages iſt die Nachholung des 
verſäumten Einſpruchs ($ 20 Abſ. 3 EH VfO), oder der ver⸗ 
ſäumten Beſchwerde (88 22 Abſ. 2, 29 Abſ. 4 FGGG.). Für den 
WEAntrag felbjt iſt deshalb irgendeine Form nicht vorgeſchrie⸗ 
ben. Es genügt, wenn irgendwelche Anhaltspunkte dafür vor⸗ 
handen ſind, daß der Rechtsmittelwerber die Verſäumung ent⸗ 
ſchuldigen und Einſpruch oder Beſchwerde nachholen will 12). 
Da aber der verſäumte Rechtsbehelf nachgeholt werden muß, 
jo wird praktiſch ſeine Form zur Form des WEuAntrages. Die 
EinſpruchsWéëT muß deshalb bei dem Gericht beantragt wer⸗ 
den, deſſen Vorſitzender die „Vorentſcheidung“ erlaſſen, das 
gerichtliche Verzeichnis aufgeſtellt hat uſw. Die Beſchwerde WE 
kann beim Beſchwerdegericht oder den Vorinſtanzen beantragt 
werden 12), 

Entſprechendes gilt für die Friſt. Für den WEAntrag 
ſelbſt läuft eigentlich keine Friſt, wenn nur Einſpruch oder 
Beſchwerde friſtgerecht, nämlich innerhalb 2 Wochen ſeit Be⸗ 
ſeitigung des Hinderniſſes, nachgeholt werden 15). Die Praxis 
verlangt zwar theoretiſch die Wahrung dieſer Friſt auch für 
den WEuAntrag, fie hebt das Erfordernis aber praktiſch dadurch 
wieder auf, daß fie den WEuAntrag notfalls ſchon aus der 
Nachholung des Rechtsbehelfs „entnimmt“. 

b Auch für die Begründung des WEAntrages iſt eine Friſt 
nicht vorgeſehen 15). 


III. Der Wiedereinſetzungsgrund 


Der WEGrund unterfcheidet ſich von dem des Straf- und 
Zivilprozeſſes. Dort iſt erfordert, daß die Verſäumung auf 
einem Naturereignis oder einem ſonſtigen unabwendbaren Zu⸗ 
fall beruhe (844 StPD., ſ. aber Satz 2, 8233 ZPO., ſ. aber 
Abſ. 2). Im EH Verfahren genügt, wie im Bereiche des FGG., 
daß der Rechtsbehelfswerber „ohne fein Verſchulden“ ver- 
hindert war, die Friſt einzuhalten. In Wirklichkeit handelt es 
ſich hier allerdings nur um einen Unterſchied des Grades der 
erforderten Sorgfalt. Für jene Verfahren iſt der Grund ge- 
geben, wenn „die Partei jede von ihr nach Lage des Falles 
vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt angewendet hat und 
wenn die Verſäumung auch durch die äußerſte, nach der Be- 
ſonderheit des Falles vernünftigerweiſe noch zu verlangende 
Sorgfalt nicht verhütet werden konnte“ (NG. 70, 323 — JW. 
1909, 226; RG. 77, 161 JW. 1912, 42). Im Es Ver⸗ 
fahren darf die Verſäumung nicht auf Vorſatz oder Fahrläſſig⸗ 
keit beruhen. Fahrläſſig handelt, wer die gebotene, d.h. 
die von ihm nach ſeinen Kenntniſſen und Fähig⸗ 
keiten für gerichtliche Verfahren vernünftiger- 
weiſe zu fordernde Sorgfalt außer acht läßt. Jede 
Art der WE hängt von dem Maß an Sorgfalt ab, das man 
fordert, nur daß eben dieſes Maß im Zivil- und Strafprozeß 
erheblich höher iſt als im EH Verfahren 16). 


iſt die für die dem Einſpruch unterliegenden Entſcheidungen vor⸗ 
geſchriebene Belehrung (88 19 Abſ. 2, 36, 37 Abſ. 2, 39, 41 Abſ. 6, 
47 Abſ. 2, 3, 28 EHLD). Nur in 8 46 Abſ. 3 iſt — wohl unbeab⸗ 
ſichtigt — die Belehrung nicht vorgeſchrieben. 

12) 2 RB 157/34 b. 6. Dez. 1934: Rec 1, 70 EhRſp 
DVI 8 21 Nr. 8 = JW. 1935, 613 20; vgl. München: EH Rſp DVI 
811 Nr. 20. 

18) And. Anſ. anſcheinend REchch 1, 66 unten = JW. 1935, 
61422. Danach müßte der WEAntrag innerhalb der Friſt bei dem 
Beſchwerdegerichte eingehen. Warum iſt nicht erſichtlich, da die Be⸗ 
ſchwerde ſelbſt friſtgerecht beim Untergericht eingelegt werden kann. 

14) Vgl. REH 1, 229; 3 RB 895/34 v. 5. März 1935 = JW. 
1935, 1990 14. 

15) Schlegelberger, „FGG.“ 8 22 Anm. 11d und mit 
ihm die herrſchende Meinung, vgl. Celle 3 EH 298/34, nimmt dies 
zwar an. Es ſteht aber nicht im Geſetz. Wie hier 2 RB 759/35 
v. 24. Nov. 1936. 

10) Das NEHG formuliert in 3 EB 773/34 v. 5. März 1935: 
EHRIp D I 8 11 Nr. 16 dahin, der Beſchwerdeführer müſſe alles 
tun, was von ihm vernünftigerweiſe gefordert werden könne, um 
die Verſäumung zu verhüten; ähnlich dort Nr. 31. Schlegel⸗ 
berger, „FGG.“ 822 Anm. 9 und 2 RB 172/35 v. 9. Juni 1936: 
EHNIp DVI 811 Nr. 35 gebrauchen dagegen, m. E. zu Unrecht, 
a 15 den Zivilprozeß gegebene Definition des unabwendbaren 
Zufalls. 
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Zu dieſer Frage liegt eine umfangreiche Rechtſprechung, 
vor allem über die aus Unkenntnis verfäumte Friſt, vor. In 
der Übergangszeit erſchien es unter Berückſichtigung der Neu⸗ 
heit des Verfahrens und weil die Entſcheidungen in EH Sachen 
nicht nur die Belange des einzelnen, ſondern die des Volks⸗ 
ganzen betrafen, geboten, die Vorausſetzungen der WE milde 
zu beurteilen 11). Allmählich aber find die Anforderungen ver⸗ 
größert worden. Das NEHG hat ſchon früh darauf hingewieſen, 
daß eine Belehrung über die Beſchwerdefriſt nicht vorgeſehen 
iſt is), daß der Geſetzgeber es deshalb dem Empfänger der 
Entſcheidung überläßt, ſich ſelbſt darüber Aufklärung zu ver⸗ 
ſchaffen, ob und in welcher Weiſe er die Entſcheidung an⸗ 
fechten kann, mit der er nicht zufrieden iſt. Dieſer Grundſatz 
wird jetzt ziemlich ſcharf durchgeführt. Es beſteht keine Be⸗ 
lehrungspflicht des AEG, ſondern eine Erkundigungspflicht 
des von der Entſcheidung Betroffenen 19). Anders bei der 
Vorentſcheidung (§ 19 Abi. 2 Satz 2 CHVD) und im An⸗ 
legungs⸗, Berichtigungs⸗ und Ergänzungsverfahren (58 36, 37 
Abſ. 2, 39, 41 Abſ. 6, 47 Abſ. 2 EH VfO). 

Im einzelnen Falle kaun allerdings auch bei der Be⸗ 
ſchwerde Rechtsunkenntnis entſchuldigen, wenn der Beſchwerde⸗ 
führer aus beſonderen Gründen verhindert war, ſich rechtliche 
Belehrung zu verſchaffen oder wenn er es ohne Erfolg verſucht 
hat 20). Solche beſonderen Gründe ſind allerdings nicht leicht 
anzunehmen. Die Erkundigungspflicht beſteht z. B. auch im 
Krankheitsfalle, wenn ſchriftliche oder telephoniſche Nachfrage 
möglich iſt 20a). Dagegen können hohes Alter und einfache 
Lebensverhältniſſe den Schluß zulaſſen, daß dem Beſchwerde⸗ 
führer das Beſlehen einer Friſt nicht bekannt war?!) (und nicht 
bekannt zu ſein brauchte). 

Wenn der Vorſitzende eine nicht vorgeſchriebene Rechts⸗ 
mittelbelehrung erteilt, ſo muß ſie allerdings erſchöpfend ſein, 
zum mindeſten gegenüber weniger geſchäftsgewandten Per⸗ 
ſonen ee). So entſchuldigte Rechtsunkenntnis in einem Falle, 
in dem ein einfacher landwirtſchaftlicher Arbeiter vom ACH 
über die Möglichkeit der Beſchwerde belehrt wurde, ohne daß 
dabei die Friſt erwähnt wurde. Die Perſönlichkeit des Rechts⸗ 
behelfswerbers ſpielt überhaupt die erſte Rolle. Bei geſchäfts⸗ 
ungewandten Perſonen iſt das Maß der von ihnen zu fordernden 
Sorgfalt geringer als bei anderen. Ein kleiner Bauer, der ſich 
ſchlecht und recht durch angeſtrengte körperliche Arbeit auf 
kärglichem Boden nährt, iſt anders zu beurteilen als der Groß⸗ 


bauer, deſſen Tätigkeit hauptſächlich anordnender, leitender 


Art iſt. Hier bietet ſich für die Anerbenbehörden ein weites 
Feld fürſorgeriſcher, volksnaher Tätigkeit. Von dem Geſchäfts⸗ 
gewandten wird nicht nur verlangt, daß er ſich überhaupt 
— ſondern auch, daß er ſich an der richtigen Stelle er⸗ 
kundigt (Aeg, KB, Rechtsanwalt, NS.⸗Rechtsbetreuungs⸗ 
ſtelle uſw.) 22). Nachfrage bei ſonſtigen Beratern, Bankbeamten 
u. dgl. genügt nicht 2). Wer in einer Inſtanz von einem 
Anwalt vertreten war, muß ſich mindeſtens bei dieſem er⸗ 
kundigen 28). Die Erkundigungspflicht gilt in erſter Linie für 


17) 2 RB 287/34 v. 8. April 1935: JW 1935, 2738 25; vgl. 
Karlsruhe: JW. 1935, 52; 2 RB 18/34 v. 19. Okt. 1934: JW. 1934, 
Sue, 

18) 2 RB 314/34: JW. 1934, 3290. 

19) Celle 2EH 942/34: JW. 1934, 2256; Stuttgart v. 16. Okt. 
1934: JW. 1934, 3142. 

20) 2 RB 878/35 v. 26. Juni 1936. 

20a) 2 RB 334/35 v. 22. Mai 1936. 

21) 1 RB 784/34 v. 12. Juni 1936. 

22) Pgl. 1 RB 301/35 v. 15. Okt. 1935: EHRſp DV I 8 11 
Nr. 29 — Rd. 1935 Nr. 715 JW. 1935, 588; BaySbeG. 
v. 23. Febr. 1934: HöchſtaRſpr. 1934 Nr. 1423, das für Strafſachen 
ausgeſprochen hat, daß unrichtige oder unvollſtändige Rechtsbeleh⸗ 
rung durch den Gerichtsvorſitzenden ſogar einen unabwendbaren Zu⸗ 
fall darſtellen kann. Natürlich iſt nicht jede beiläufige Außerung 
eine „Belehrung“, aber hier iſt immer Sorgfalt am Platze. 

25) 2 RB 470/34 v. 8. April 1935: JW. 1935, 2573 — CHNp 
DV I 8 21 Nr. 9 = RdRN. 1935 Nr. 281 Bd. 1 S. 284. 

24) 1 RB 1134/35 v. 15. Okt. 1935: IWW 1936, 588: vgl. 
Stuttgart v. 4. Juni 1935: RdRN. 1935, 653; Braunſchweig: 
EcRſp DVI 8 14 Nr. 4. 

25) 2 RB 1380/35 v. 5. Nov. N 
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den, der über Form und Friſt der Rechtsmittel überhaupt nicht 
unterrichtet iſt. Hier ſind ſcharfe Anforderungen auch unerläß⸗ 
lich. Sonſt verlieren die Friſten ihren Zweck, einen ſchleunigen 
Abſchluß des Verfahrens zu gewährleiſten, überhaupt, denn die 
abſolute Rechtsunkenntnis kann jahrelang dauern. Zwar ſorgt 
bei der Beſchwerde die Ausſchlußfriſt von 1 Jahr für eine 
gewiſſe Begrenzung, aber auch ſie iſt für den Regelfall ſchon 
viel zu lang. 

Die Fälle, in denen der Rechtsmittelwerber die Erkundi⸗ 
gung unterläßt, weil er der irrigen Meinung iſt, er kenne die 
Friſt, ſind weniger gefährlich, denn ſie begrenzen die mögliche 
Dauer der Verſäumung durch die Dauer der irrigerweiſe an⸗ 
genommenen Friſt. Beſonders häufig findet man die Vor⸗ 
ſtellung, die Beſchwerdefriſt betrage 1 Monat, in Anlehnung 
an ſteuerliche Friſten oder an den Zivilprozeß. Ein ſolcher 
Irrtum lag beſonders nahe, weil die Bauern mit dem NEO 
zunächſt auf dem Wege des Anlegungsverfahrens Bekannt⸗ 
ſchaft machten und hier über die Monatsfriſt für den Einſpruch 
ausdrücklich belehrt wurden. Das LEHG Celle hat durchweg 
die WE gewährt, wenn im Anlegungsverfahren jemand die Ve⸗ 
ſchwerdefriſt verſäumte, eine Monatsfriſt aber gewahrt hatte 26). 
Allmählich werden hier ſtrengere Anforderungen geſtellt wer⸗ 
den können 2), weil man ſonſt Gefahr läuft, die vierzehn⸗ 
tägigen Friſten allgemein auf 1 Monat zu verlängern. 

Dagegen ſcheint mir eine mildere Handhabung hinſicht⸗ 
lich der für die Abſendung der Rechtsbehelfe zu fordernden 
Sorgfalt durchaus erträglich. Prozeßformalien haben keinen 
ſelbſtändigen Zweck. Auch die Rechtsbehelfsfriſten wollen nur 
eine ſchnelle Entſcheidung über den Abſchluß des Verfahrens 
bringen. Das wird auch erreicht, wenn nur der Brief recht⸗ 
zeitig innerhalb der Friſt abgeſandt wird. Leichtfertige ver⸗ 
dienen gewiß keinen Schutz. Man muß deshalb verlangen, daß 
der Rechtsbehelfswerber die Zeit der Briefkaſtenleerung, die 
normale Laufzeit des Briefes, die Beſtellzeiten am Empfangs⸗ 
orte und die allgemeinen Dienſtſtunden des Gerichts berück⸗ 
ſichtigt und daß er beim Einwurf in den Gerichtsbriefkaſten 
die dort vermerkten Leerungszeiten beachtet 28). Mit den Einzel⸗ 
heiten der Poſtabholung, mit dienſtfreien Nachmittagen uſw. 
aber braucht er wohl nicht zu rechnen s). 

Auch Mängel der Anſchriften wird man, wenigſtens bei 
Geſchäftsungewandten, entſchuldigen können, anders bei Rechts⸗ 
anwälten und den Bauernführern 0). 

Der Rechtsbehelfswerber muß ſich nach der Zuſtellung un⸗ 
verzüglich mit der getroffenen Entſcheidung auseinanderſetzen 
und ſich darüber ſchlüſſig machen, ob er ſie anfechten will. 
Beruht z. B. die Rechtsunkenntnis über die Friſt nur darauf, 
daß er Erkundigungen unterließ, weil er ſich zunächſt gar nicht 
beſchweren wollte, jo ift die Rechtsunkenntuis nicht urſächlich 
für die Verſäumung 1). Er muß dabei auch ſogleich die ihm 
nach den natürlichen Lebensverhältniſſen zur Seite ſtehenden 
Berater hinzuziehen, die Ehefrau z. B. den Mann ). Zweifel 
über die eigene Beſchwerdebefugnis hindern die rechtzeitige 
Beſchwerdeeinlegung nicht??). Niemand darf ſich darauf ver⸗ 
laſſen, daß ein anderer Beſchwerde einlegen werde oder die 
eingelegte durchführen werde. Dieſe Erwartung ſtellt kein 
Hindernis dar ). 


26) Pgl. Celle 2 EH 892/34: EHRT DVI 811 Nr. 2; 1 (7) EH 
1778/34 v. 11. Jan. 1935. 

21) 2 RB 405/34 v. 5. Juli 1935. 

28) Celle EH 194/34. 

29) Alle dieſe Fragen dürfen nicht mit derjenigen nach der 
Rechtzeitigkeit der Beſchwerde verwechſelt werden. Hierüber ent⸗ 
ſcheidet ausſchließlich der rechtzeitige Eingang bei Gericht, d. h. bei 
einem zur Empfangnahme bereiten oder doch dazu verpflichteten 
zuſtändigen Beamten inner halb der Friſt. WE fteht nur in 
Frage, wenn die Beſchwerde nach Friſtablauf eingegangen iſt. 

30) Ec Rſp DVI 8 11 Nr. 31, 35; aber z. B. Karlsruhe vom 
29. April 1935: JW. 1935, 2348: „an das Sandesanerbengericht”- 

s1) 2 RB 1380/35 v. 5. Nov. 1935. 

32) 1 RB 341/35 v. 12. Juli 1935: RdRN. Nr. 454. 

38) EH Rſp 811 DVI Nr. 27; 2 RB 839/34 v. 13. Juni 1935. 

34) 3 RB 183/34 v. 18. Okt. 1934: ARCHE 1, 62 = Ep 
849 Nr. 9 — JW. 1935, 614. 
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Wer den Auftrag zur Einlegung des Rechtsbehelfs einem 
Rechtsanwalt oder ſonſtigen zuverläſſigen Vertreter übergibt, 
wird damit im allgemeinen das ſeinige zur Wahrung der Friſt 
getan haben s). Das etwaige Verſchulden des Vertreters iſt 
nicht das ſeine. Nach § 22 Abſ. 2 FGG. muß er ſich dies 
Verſchulden bei der BeſchwerdeWE aber entgegenhalten laſſen. 
Anders bei der Einſpruchs WE. Natürlich muß immer gefragt 
werden, ob denn überhaupt ein Verſchulden des Vertreters 
vorliegt. Beruht z. B. die Verſäumung der Friſt allein auf 
unzutreffender Auslegung einer bisher vom NEYG nicht eut⸗ 
ſchiedenen Rechtsfrage durch den Notar, ſo liegt kein Ver⸗ 
ſchulden des Rechts mittelwerbers vor 36). Beruht die Ver⸗ 
ſäumung auf einem Verſchulden des Büroperſonals des An⸗ 
walts, ohne daß dieſen wegen Verletzung feiner Überwachungs- 
pflicht eigenes Verſchulden träfe, ſo iſt die Verſäumung nicht 
ſchuldhaft 37). 

Geboten iſt die WE auch überall dort, wo ein Verſehen 
des Gerichts oder die Verletzung eines „mobile officium“ des 
Richters mitſpielt. Legt ein ausgeſchloſſener Prozeßvertreter 
(814 Abf. 2 EH Bf O) die Beſchwerde ein, jo iſt ſie unzuläſſig; 
die dadurch hervorgerufene Verſäumung der Friſt aber iſt un⸗ 
verſchuldet, wenn der Prozeßvertreter in erſter Inſtanz auf⸗ 
getreten und nicht zurückgewieſen iſt ss). Verweiſt der um Rat 
angegangene Vorſitzende den Beſchwerdeführer anſtatt auf die 
zuläſſige und ausſichtsreiche Beſchwerde auf ein ausſichtsloſes 
anderes Verfahren, fo iſt die Verſäumung unverſchuldet 39). 

Der Reichsnährſtand nimmt hinſichtlich der WE keinerlei 
Sonderſtellung ein. Auch den Bauernführern kann, obwohl ſie 
öffentliche Intereſſen vertreten, WE nur bei unverſchuldeter 
Verſäumung gewährt werden 40). Dienſtliche Überlaſtung iſt 
regelmäßig kein WEGrund tt), ebenſowenig der Umſtand, daß 
der KB innerhalb der Friſt die nötigen Unterlagen für ſeine 
eigene Entſchließung nicht beſchaffen kann ). Die Kenntnis 
der ihn angehenden geſetzlichen Beſtimmungen muß vom KBeß 
verlangt werden. Wenn ſein Büro in ſtändiger Übung die 
Briefumſchläge, die das Zuſtellungsdatum erkennen laſſen 
(8 212 3PO.), fortwirft und die Beſchwerdefriſt vom eigenen 
Eingangsſtempel an gerechnet wird, ſo iſt die dadurch ver⸗ 
urſachte Verſäumung verſchuldet !?). 

Mittelloſigkeit (Armut) hindert niemanden an der Friſt⸗ 
wahrung für Einſpruch und ſofortige Beſchwerde. Die ſofortige 


35) Wer allerdings dieſen Auftrag erſt am letzten Tage der 
Friſt gibt, muß mit der Möglichkeit der Verſäumung rechnen und 
für ſofortige Einreichung ſelbſt Sorge tragen (2 RB 714/34 vom 
6. März 1935: JW. 1935, 2828). Sonſt liegt bei ihm eigenes Ver⸗ 
ſchulden vor. 

36) 2 RB 750/34: DRotg. 1935, 669. 

37) Celle 1 (7) We 166/35 v. 8. März 1935: JW. 1935, 2010 
—= EHNP 811 DVI Nr. 19; ſ. auch daf. Nr. 35. 

36) Celle v. 15. Mat 1934: EH Rſp DV 1 8 14 Nr. 4. 

39) 2 RB 126/34 v. 23. Juli 1934: Rda. Nr. 450 = Reh 
1, 46 = E9Rjp § 26 DVI Nr. 1. 

40) 2 RB 1205/35 v. 28. Sept. 1935: Ec hRſp § 11 DEI Nr. 31 
— 38.1936, 10914 

41) Bamberg v. 25. Juli 1934: Ech Rſp 8 11 DVI Nr. 9 

42) Celle v. 21. Juni 1934: EHRſp DVI 8 11 Nr. 8. 

43) Celle 4 We 377/36 v. 15. Jan. 1937. 
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weitere Beſchwerde muß allerdings von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnet fein (8 24 Abi. 1 Satz 1 EH VfO). Dieſer Be⸗ 
ſtimmung kann der arme Beteiligte zwar nicht genügen, er 
muß dann aber innerhalb der Friſt mindeſtens das Armen⸗ 
rechtsgeſuch einreichen. Nur wenn ihn die Armut auch hieran 
hindert, iſt die Verſäumung unverſchuldet **). 


IV. Die Entſcheidung über die Wiedereinſetzung 


Wie die Nachholung des Rechtsbehelfs das Kernſtück des 
WenAntrages iſt, fo iſt auch die Entſcheidung über dieſes 
Rechtsmittel das Kernſtück der Entſcheidung über die WE. Es 
genügt deshalb, wenn hierüber ausdrücklich entſchieden wird, 
ſei es, daß beim fehlenden WEGrund die Beſchwerde als un⸗ 
zuläfſig verworfen wird, ſei es, daß beim gegebenen WEGrund 
ſachlich entſchieden wird, die Frage der WE aber nur in den 
Gründen behandelt wird. Es iſt aber zuläſſig und m. E. ſogar 
zweckmäßig, auch über den WEAntrag ausdrücklich in der Be⸗ 
ſchlußformel zu entſcheiden. Das dient der Klarſtellung. 

Die Ausſichten des Rechtsbehelfs in der Sache ſelbſt ſind 
für die Entſcheidung über die WE grundſätzlich unerheblich. 
Dennoch ſpielen ſie in der Praxis der Anerbenbehörden eine 
gewiſſe Rolle. Man entſchließt ſich ſehr ſchwer, einen ſachlich 
begründeten Rechtsbehelf aus formalen Gründen abzulehnen, 
wenn die WE vertretbar erſcheint, und das iſt auch nur zu 
billigen. Der umgekehrte Weg, einen ſachlich wenig ausſichts⸗ 
reichen Rechtsbehelf durch Ablehnung der WE zu erledigen, iſt 
allerdings abzulehnen. 

Iſt auch die WEgriſt verſäumt, fo iſt der Mangel un⸗ 
heilbar. Die StpO. gewährt zwar WE gegen jede verſäumte 
Friſt, alſo auch gegen die verſäumte WEßfriſt. Anders ſchon 
die ZPO. und anders das EH Verfahren 0). 

Zuſammenfaſſend läßt ſich ſagen, daß das EH Verfahren, 
das mit dem Grundſatz der Amttsermittlung allen formalen 
Einengungen weſensfremd iſt, zwar an eine gewiſſe zeitliche 
Ordnung gebunden ſein muß, daß aber dieſe Ordnung nicht 
zum Selbſtzweck werden darf. Die WE gibt hier die Moͤglich⸗ 
keit zur Beſeitigung unnötiger Härten und geſtattet dabei, 
auf die Perſönlichkeit des einzelnen und die beſondere Ge⸗ 
ſtaltung einzelner Fälle die gebührende Rückſicht zu nehmen. 


4% 1 RB 784/84 v. 12. Juni 1936; 3 RB 388/34 v. 5. März 
1935: E Rſp 8 11 DVI Nr. 17; 2 RB 823/36 v. 23. Okt. 1936. 


45) 2 BB 1033/35 v. 5. Nov. 1935; 2 RB 418/34 v. 6. Dez. 
1934: NN. 1935, 636; 2 RB 123/34 v. 10. Okt. 1934: NEHS 1, 
64 = JW. 1935, 614 22; 2 RB 157/34 v. 6. Dez. 1934: REG 1, 
71 JW. 1935, 613% — EN S2l DB I Nr. 8; Celle 
4 (5) We 642/35 v. 4. Mai 1935. 

Eigenartig iſt die Lage, wenn die eingelegte ſofortige weitere 
Beſchwerde durch Vorentſcheidung als unzuläſſig, nämlich als form⸗ 
ungültig verworfen iſt. Dann laufen zwei Friſten gleichzeitig, die 
für den Einſpruch gegen dieſe Vorentſcheidung und die für den 
WeEAntrag und die Nachholung der verſäumten weiteren Be⸗ 
ſchwerde. Mit dem Einſpruch muß daher die formgerechte Be⸗ 
ſchwerde (und der WElAntrag) verbunden werden. Würden dieſe 
Friſten ſchuldlos berfäumt, fo wäre zwar hinſichtlich der verſäum⸗ 
ten Einſpruchsfriſt eine WE möglich, nicht aber hinſichtlich der 
verſäumten WEßriſt für die Beſchwerde (2 RB 157/34 ſ. o.). 


Das Schiedsgutachtenverfahren des Neichsnährſtandes 


A. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Bohn, Stettin 


Das Weſen des Schiedsgutachtenverfahrens beſteht darin, 
daß in ihm ausſchließlich Fragen tatſächlicher Art durch 
ſachverſtändige Gutachter in einer ſowohl für die Parteien als 
auch für das Gericht bindenden Weiſe feſtgeſtellt werden. Die 
Parteien haben die Möglichkeit, Männer ihres Vertrauens 
(Schiedsgutachter, Arbitratoren) zu beſtellen, die vermöge 
ihres fachlichen Wiſſens und ihrer Sachkunde ein bindendes 
Gutachten über ſtrittige Tatfragen, vor allem über die 
Beſchaffenheit oder den Qualitätsmangel von Waren, ab⸗ 


zugeben haben. Rechtliche Grundlage des Schiedsgutachten⸗ 
verfahrens iſt alſo die freie Vereinbarung der Parteien, der 
ſogenannte Schiedsgutachtenvertrag. Auf die Wandlung, die 
dieſer Begriff durch die neuen Nährſtandsbeſtimmungen über 
das Gutachtenverfahren erfahren hat, wird weiter unten ein⸗ 
gegangen werden. — Eine ausdrückliche geſetzliche Regelung 
hatte der Schiedsgutachtenvertrag bisher nur im ArbGG. 
(88 106, 107) gefunden, während im übrigen die Grundſätze 
und die rechtliche Bedeutung dieſer Rechtseinrichtung durch 
die Rechtſprechung und Rechtslehre entwickelt worden ſind ). 


1) Vgl. Jonas, „ZPO.“, vor § 1025, II 3 und Anm. 10 ff. 
261* 
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Vom bloßen Sachverſtändigen unterfcheidet ſich der 
Schiedsgutachter dadurch, daß der Sachverſtändige durch ſein 
Gutachten lediglich die Grundlage für die richterliche Über⸗ 
zeugung im Rechtsſtreit ſchafft, was nicht hindert, daß der 
Richter im Einzelfall von dem Gutachten abweicht, wenn er 
es nicht für zutreffend hält. Das Schiedsgutachten hingegen 
klärt bindend ein für allemal ſtrittige tatſächliche Verhältniſſe 
mit Wirkung ſowohl gegenüber den Parteien als auch gegen⸗ 
über dem Gericht in einem etwa nachfolgenden Rechtsſtreit. 
Eine Entkräftung des Schiedsgutachtens kann nur durch den 
Nachweis offenbarer Unbilligkeit oder Unrichtigkeit in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der §§ 317 ff. BGB. erfolgen (RG. 
96, 57 ff., 61/62). 

Schwieriger iſt die Abgrenzung des Schiedsgutachten⸗ 
verfahrens vom Schiedsgerichts verfahren. Es kann hierzu 
auf die eingehenden Darlegungen von Freeje?) verwieſen 
werden, der die Unterſchiede im einzelnen herausgeſtellt und 
auch auf das Schwanken der Rechtſprechung in der Auslegung 
der Arbitrageklauſeln im Handelsverkehr hingewieſen 
hat. Als grundſätzlich und weſentlich ſoll hier aber hervor⸗ 
gehoben werden, daß das Schiedsgutachten verfahren ſich nur 
mit der Beurteilung tatſächlicher Verhältniſſe befaßt, 
während die Entſcheidung von Rechtsfragen, insbeſondere 
die vollſtändige Erledigung eines Rechtsſtreits nach der tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Seite, grundſätzlich Aufgabe des 
Schiedsgerichts iſt. Was in dem einen oder anderen Fall 
gewollt iſt, iſt durch ſorgfältige Auslegung der Partei⸗ 
vereinbarungen unter beſonderer Berückſichtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhänge zu ermitteln. 

Das Schiedsgutachtenverfahren, auch Arbitrage, Quali⸗ 
tätsarbitrage, Expertiſe, Schiedsbegutachtung uſw. genannt, 
hat ſich aus den Bedürfniſſen des praktiſchen Wirtſchaftslebens 
heraus entwickelt. Beſondere Anwendung hat es von jeher im 
Verkehr mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, namentlich im 
Handel mit Getreide und ähnlichen Erzeugniſſen, erfahren. 
In vielen, z. T. heute noch gebräuchlichen Handels⸗ und 
Geſchäftsbedingungen der früheren Landhandelsverbände, in 
zahlreichen Schiedsgerichtsordnungen der verſchiedenen Groß⸗ 
märkte, Waren⸗ und Produktenbörſen und in den dort üblichen 
Handelsgebräuchen iſt ein beſonderes Schiedsgutachtenverfah⸗ 
ren zur Feſtſtellung der Beſchaffenheit (Kondition) oder des 
Mehr⸗ oder Minderwerts von Waren des Landhandels heraus⸗ 
gebildet worden. Ahnliche Vorſchriften finden ſich z. T. auch 
in den von den marktwirtſchaftlichen Zuſammenſchlüſſen des 
Reichsnährſtandes (Hauptvereinigungen, Wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen) im Anordnungswege bekanntgegebenen Geſchäfts⸗ 
und Lieferbedingungen 3). Alle dieſe auf das Schiedsgutachten⸗ 
verfahren bezüglichen Beſtimmungen waren durch 8 33 Schieds⸗ 
gerichtsO. für die Schiedsgerichte beim Reichsnährſtand für 
Lieferſtreitigkeiten v. 18. Juli 1935 (RN VBl. S. 399) in 
ſeiner alten Faſſung unberührt geblieben, wonach es „bei der 
beſtehenden Regelung“ verblieb, „ſoweit zur ausſchließlichen 
Feſtſtellung der Beſchaffenheit oder des Mehr⸗ oder Minder⸗ 
wertes einer Ware ein beſonderes Verfahren (z. B. Schieds⸗ 
gutachten, Expertiſe) vereinbart iſt“. Soweit es ſich um die 
vom Reichsnährſtand oder ſeinen Gliederungen herausgegebe⸗ 
nen Geſchäftsbedingungen handelte, war gegen dieſe Regelung 
nichts einzuwenden, da in dieſen Fällen die vom Reichsnähr⸗ 
ſtand ſelber beſtimmten und in ihn einbezogenen Schieds⸗ 
gutachterſtellen zuſtändig waren. Anders verhielt es ſich 


2) Freeſe, „Schiedsrichter und Schiedsgutachter im Bereich 
des Nährſtandshandels“: Rd RN. 1935, 940 ff.) derf., „Die privat⸗ 
rechtliche Schiedsgerichtsbarkeit beim RNſt.“ S. 91/92. 

8) Z. B. Abſchn. XII der Karkoffel⸗Geſchäftsbedingungen des 
RNSt. — Anordnung Nr. 8 der Hauptvereinigung der deutſchen 
Kartoffelwirtſchaft v. 20. Juni 1935 (RNVBl. S. 332); Geſchäfts⸗ 
bedingungen für Feuchtſtärke AO. Nr. 29 der HV. d. dt. Kar⸗ 
toffelwirtſchaft v. 18. Sept. 1935 (RNVBl. S. 583); Geſchäfts⸗ 
bedingungen für Trockenkartoffelſtärke, Kartoffelſtärkemehl, Kar⸗ 
toffelſago, Stärkeſirup und Stärkezucker ſowie Dextrin = W. 
Nr. 33 der HV. d. dt. Kartoffelwirtſchaft v. 28. Sept. 1935 (RNVBl. 
S. 602); Geſchäftsbedingungen für den Verkehr mit Obſt und Ge⸗ 
müſe — Bek. d. OV. d. dt. Gartenbauwirtſchaft v. 27. Mai 1936 
(RNVBl. S. 263). 
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aber in den übrigen Fällen, in denen außerhalb des Reichs⸗ 
nährſtandes ſtehende Sachverſtändigenausſchüſſe und Schieds⸗ 
gutachterſtellen, z. B. die Sachverſtändigenausſchüſſe der Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammern, für die Schiedsbegutachtung von 
Fragen zuſtändig waren, die ausſchließlich den Handel mit 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, d. h. mit reichsnährſtands⸗ 
zugehörigen Waren, betrafen. 

Hierin iſt grundſätzlicher Wandel geſchaffen worden durch 
die am 15. Mai 1937 in Kraft getretene Anord⸗ 
nung des Reichsbauernführers v. 17. Febr. 1937 
betr. Anderung der Schiedsgerichtsordnung für 
die Schiedsgerichte beim Reichsnährſtand für 
Lieferſtreitigkeiten (RNVBl. S. 171) und die eben⸗ 
falls am 15. Mai 1937 in Kraft getretene Anord⸗ 
nung des Reichsbauernführers v. 17. Febr. 1937 
betr. Verfahrensordnung des Reichsnährſtan⸗ 
des für die Erſtattung von Schiedsgutachten 
(Arbitrageordnung) = RNVBl. S. 171. Durch die ge⸗ 
nannten Anordnungen und die dadurch erfolgte Neufaſſung 
des 8 33 SchiedsgerichtsO. für Lieferſtreitigkeiten iſt das 
Schiedsgutachtenverfahren des Reichsnährſtandes nunmehr auf 
eine neue und weſentlich vereinheitlichte Grundlage geſtellt 
worden. 


Soweit die neue Arbitrageordnung Platz greift, iſt die 
Tätigkeit der außerhalb des RNSt. beſtehenden Schieds⸗ 
gutachterſtellen beendet und die Schiedsgutachtertätigkeit den 
vom RNSt. ſelber zur Verfügung geſtellten Schiedsgutachtern 
übertragen worden. 

Die neue Arbitrageordnung findet Anwendung 


à) wenn es die Parteien ausdrücklich vereinbaren, d. h. wenn 
ſie den dahingehenden, auf freier Vereinbarung beruhenden 
Schiedsgutachtenvertrag ſchließen; 


b) bei allen Streitigkeiten aus Verträgen, in denen die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Schiedsgerichte beim ANEt. für Lieferſtreitig⸗ 
keiten vereinbart iſt, wenn die Streitigkeiten ausſchließlich 
die Feſtſtellung der Beſchaffenheit oder des Mehr⸗ oder 
Minderwertes von Waren des Landhandels zum Gegen⸗ 
ſtand haben. 


An der Beſtimmung zu p iſt bemerkenswert, daß der 
eingangs dargelegte Begriff des Schiedsgutachtenvertrages eine 
grundſätzliche Abwandlung erfahren hat. Das Merkmal der 
„freien Vereinbarung der Parteien“ iſt nämlich dahin ab⸗ 
geſchwächt, daß es genügt, wenn in dem dem Streitverhältnis 
zugrunde liegenden Vertrage überhaupt die Zuſtändigkeit des 
Schiedsgerichts für Lieferſtreitigkeiten vereinbart iſt. Dieſe 
Vereinbarung der Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts erfolgt 
regelmäßig in dem von den Parteien geſchloſſenen Schieds⸗ 
vertrag. Ju zahlreichen Geſchäfts⸗ und Lieferungsbedingun⸗ 
gen der Zuſammenſchlüſſe des NNEt. iſt aber die Zuſtändig⸗ 
keit des Schiedsgerichts ohne weiteres vorgeſehen (ſog. 
Schiedsgerichtsklauſel) ), und zwar teils ausſchließ⸗ 
lich, teils nur inſoweit, als die Parteien nicht etwas anderes 
vereinbaren oder ſofern beide Vertragsteile Vollkaufleute ſind. 
Die Geſchäftsbedingungen ſind ihrem Weſen nach un⸗ 
abdingbar (ſoweit fie nicht ſelber Ausnahmen vorſehen), 
und ihre Zugrundelegung iſt den Mitgliedern der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe im Anordnungswege bindend vorgeſchrieben, kann dem⸗ 
gemäß ſogar durch Ordnungsſtrafen erzwungen werben). 
Das bedeutet rechtlich, daß mit jedem einſchlägigen Vertrags⸗ 
ſchluß die Geſchäftsbedingungen und damit auch die Schieds⸗ 
gerichtsklauſel ſelbſttätig Vertragsinhalt werden, auch wenn 
die Parteien die Geſchäftsbedingungen gar nicht gekannt oder 
ihre unabdingbaren Teile ausdrücklich haben ausſchließen 
wollen. Inſoweit iſt alſo der „freien Verein⸗ 
barung“ der Parteien kein Spielraum gelaſſen. 

Steffen (JW. 1937, 292 ff. u. 1027) meint zwar, 
daß den Parteien der Schiedsgerichtsweg nicht zwingend vor⸗ 
geſchrieben werden könne, weil nach 88 1025 ff. ARD. die 


4) Vgl. die Aufzählung bei Hennig, „Praktiſcher Führer 
durch das Nährſtandsrecht“ S. 452 Aum. 1. 
5) LG. Eſſen: JW. 1937, 1027 5c. 
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Freiwilligkeit der Parteien die Grundlage jedes ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens ſei. Dabei wird aber verkannt, daß 
die Verbandsgewalt der Zuſammenſchlüſſe des RNSt. die 
Verbandsmitglieder in allen überhaupt geregelten Beziehungen 
erfaßt, daß die Ordnungsſtrafgewalt Ausfluß der öffentlich⸗ 
rechtlichen Befugniſſe und Aufgaben der Zuſammenſchlüſſe iſt 
und daß es demgemäß auf die Freiwilligkeit der Verbands⸗ 
mitglieder dann nicht mehr ankommt, wenn ein Zuſammen⸗ 
ſchluß aus öffentlichem Intereſſe heraus den Erlaß einer be⸗ 
ſtimmten Marktordnungsvorſchrift, z. B. das bindende Vor⸗ 
ſchreiben des Schiedsgerichtsweges, für geboten hält. Der 
RNSt. und feine Zuſammenſchlüſſe haben ein öffentliches 
Intereſſe daran, Streitigkeiten der Mitglieder nach Möglich⸗ 
keit durch die beim RNSt. gebildeten Schiedsgerichte erledigt 
zu ſehen, da dieſe wegen ihrer Zuſammenſetzung (beſonders 
geeignete und erfahrene ſtändige Obleute und ſachverſtändige 
Beiſitzer) und wegen der weitgehend freien Geſtaltung des 
Verfahrens die beſte Gewähr für eine ſchnelle und ſachgemäße 
Entſcheidung bieten und ſomit ſowohl aus Gründen eines 
möglichſt wenig geſtörten Geſamtwirtſchaftsablaufs als auch 
im eigenen wohlverſtandenen Intereſſe der Parteien grundſätz⸗ 
lich zuſtändig ſein ſollen e). Der Freiwilligkeit der Partei⸗ 
vereinbarung kann alſo hinſichtlich der Zugrundelegung der 
Geſchäftsbedingungen überhaupt keine und hinſichtlich der 
damit etwa verbundenen Schiedsgerichtsklauſel nur dann Be⸗ 
deutung zukommen, wenn die Schiedsgerichtsklauſel dies ſelber 
ausdrücklich vorſieht. 

Nach 833 Abſ. 2 Satz 2 Schiedsgerichts O. n. F. bleiben 
diejenigen Sondervorſchriften unberührt, die etwa bereits in 
den Geſchäftsbedingungen des RNSt. und feiner Gliederungen 
hinſichtlich des Verfahrens zur ausſchließlichen Feſtſtellung der 
Beſchaffenheit oder des Mehr- oder Minderwertes von Waren 
des Landhandels getroffen ſind. Damit erfährt das An⸗ 
wendungsgebiet der neuen Arbitrageordnung zwar eine ge⸗ 
wiſſe Einſchränkung, weil für den Handelsverkehr mit Kar⸗ 
toffeln, Obſt und Gemüſe, Rauhfutter, Rüben⸗ 
und Wurzelfrüchten bereits eingehende Sondervorſchrif⸗ 
ten über das Verfahren zur Begutachtung beanſtandeter 
Waren erlaſſen ſind '). Das Schiedsgutachtenverfahren findet 
aber unbeſchränkt Anwendung, wenn vom RNSt. oder feinen 
Gliederungen entweder überhaupt keine Geſchäftsbedingungen 
erlaſſen oder in den erlaſſenen Geſchäftsbedingungen keine 
Sondervorſchriften über das Verfahren zur Begutachtung be⸗ 
anſtandeter Waren enthalten ſind. In Betracht kommt hier⸗ 
für vor allem der Handelsverkehr mit Hopfen, Brau⸗ 
malz, Obſt⸗ und Gemüſekonſerven, Mehl und 
Kleie und Verbrauchszuckers). In allen Fällen muß 
aber die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts für Lieferſtreitig⸗ 
keiten gegeben ſein, ſei es auf Grund ausdrücklicher Ver⸗ 
einbarung der Parteien im Einzelfall, ſei es auf Grund der 
Schiedsgerichtsklauſeln der Geſchäftsbedingungen. — Ein wei⸗ 
terer Anwendungsfall der neuen Arbitrageordnung iſt der, daß 
das Schiedsgericht für Lieferſtreitigkeiten im Laufe eines bei 
ihm anhängigen Rechtsſtreits ein Schiedsgutachten erfordert 
(833 Abſ. 3 SchiedsgerichtsO. n. F.). 

Das Schiedsgutachten verfahren ſelber iſt in der 
neuen Verfahrensordnung im weſentlichen nach den bisher 
üblichen, altbewährten Regeln aufgebaut. Vorherrſchender 
Grundſatz iſt größtmögliche Beſchleunigung bei mög⸗ 
lichſter Zuverläſſigkeit und Richtigkeit des das Ver⸗ 
fahren abſchließenden Schiedsgutachtens. Der Gang des Ver⸗ 
fahrens iſt folgender: 

Der Antragſteller, d. h. die Partei, die auf Erſtattung 
des Schiedsgutachtens anträgt, ſtellt bei der Geſchäftsſtelle des 
zuſtändigen Schiedsgerichts beim RN St. für Lieferſtreitig⸗ 


6) Auf die von Steffen, „Schiedsgerichte oder Staats⸗ 
gerichte“: JW. 1937, 292 ff. grundſätzlich gegen die private Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit erhobenen Bedenken ſoll hier nicht eingegangen 
werden, da eine ſolche Auseinanderſetzung den Rahmen dieſes Auf⸗ 
ſatzes ſprengen würde. 

7) Vgl. im einzelnen: Bette: RdRN. 1937, 308 ff. 


8) Bette a. a. O. 
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keiten?) auf dem vorgeſchriebenen Formblatt 1 den Be⸗ 
gutachtungsantrag. (Das Formblatt iſt wie alle im 
Verfahren vorgeſchriebenen Formblätter durch die Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Schiedsgerichts zu beziehen!) 

Nach Ziff. 2 der VerfO. ift der Begutachtungsantrag bei 
Gefahr des Verluſtes der Anſprüche aus der Mängelrüge 
binnen 28 Tagen nach Erhebung der Mängelrüge zu 
ſtellen. Dieſe Beſtimmung darf nicht mißverſtanden werden. 
Wie ſich nämlich aus Ziff. 7 der Verfd. ergibt, find die der 
Schiedsbegutachtung zugrunde zu legenden Warenproben 
(vgl. hinſichtlich der Probenahme Ziff. 7 u. 8 der VerfO.) 
vom Antragſteller mit dem Begutachtungsantrage, 
ſpäteſtens jedoch binnen 5 Werktagen nach Ab⸗ 
ſendung der Mängelrüge dem Schiedsgericht ein⸗ 
zuſenden. Das bedeutet praktiſch eine Verkürzung 
der in Ziff. 2 genannten Friſt von 28 Tagen auf 
5 Werktage nach Abſendung der Mängelrüge; 
denn eine Schiedsbegutachtung ohne Einſendung von Waren⸗ 
proben iſt in der Verf O. nicht vorgeſehen, und eine Proben⸗ 
einſendung ohne gleichzeitige oder vorherige Stellung des 
Begutachtungsantrages iſt ſinnlos, da die Geſchäftsſtelle des 
Schiedsgerichts mit derartigen Proben für ſich allein nichts 
anfangen, insbeſondere nicht deren Schiedsbegutachtung ver⸗ 
anlaſſen könnte und der mit der kurzen Befriſtung der Proben⸗ 
einſendung (5 Werktage nach Abſendung der Mängelrüge) ver⸗ 
folgte Zweck der möglichſt ſchnellen und einwandfreien Beweis⸗ 
ſicherung, bedingt durch die oft nur geringe Haltbarkeit der 
zu begutachtenden Waren, vereitelt werden würde, wenn der 
Begutachtungsantrag noch geraume Zeit nach Einſendung der 
Warenproben bis zur Höchſtdauer von 28 Tagen nach Er⸗ 
hebung der Mängelrüge geſtellt werden könnte. Begutachtungs⸗ 
antrag und Probeneinſendung ſtehen alſo im unmittelbaren 
Zuſammenhang, ſo daß wegen der geſchilderten Befriſtung der 
Probeneinſendung auch die Friſt für die Stellung des Be⸗ 
gutachtungsantrages praktiſch nur 5 Werktage nach Abſendung 
der Mängelrüge beträgt. Aus dieſem Grunde kommt auch der 
Vorſchrift in Ziff. 2 Abſ. 2 praktiſche Bedeutung nicht zu, 
wonach ſich die Friſt von 28 Tagen „auf 5 Tage ſeit Emp⸗ 
fang der Aufforderung“ verkürzt, wenn der Antragsgegner den 
Antragſteller durch eingeſchriebenen Brief aufgefordert hat, 
den Begutachtungsantrag zu ſtellen. Daß dieſe 5Tage Werk⸗ 
tage ſein müßten, wie Bette a. a. O. S. 311 unterſtellt, iſt 
in der VerfO. nicht geſagt. Da aber der Antragsgegner die 
Aufforderung naturgemäß früheſtens erſt nach Erhalt der 
Mängelrüge ergehen laſſen kann und die Friſt für den An⸗ 
tragſteller erſt ſeit Empfang dieſer Aufforderung läuft, wird. 
regelmäßig die Friſt der Ziff. 7 Platz greifen, die bereits mit 
Abſendung der Mängelrüge durch den Antragſteller zu 
laufen beginnt und deshalb in aller Regel kürzer ſein wird 
als die Friſt der Ziff. 2 Abſ. 2. (Die Bezeichnung „Antrags⸗ 
gegner“ und „Antragſteller“ in Ziff. 2 Abſ. 2 iſt übrigens 
ungenau, da ja der „Antragſteller“ erſt zur Stellung des Be⸗ 
gutachtungsantrages aufgefordert werden ſoll und mithin auch 
noch kein „Antragsgegner“ vorhanden iſt.) 

In dem Begutachtungsantrag benennt der Antragſteller 
entweder ſelber einen Schiedsgutachter, oder er überläßt die 
Beſtellung der Geſchäftsſtelle des Schiedsgerichts, die überall 
da tätig wird, wo die Arbitrageordnung von „Schiedsgericht“ 
ſpricht. In allen Fällen ſind die Schiedsgutachter 
aus den bei den Landesbauernſchaften geführ- 
ten Vorſchlagsliſten für die Schiedsrichter bei 
den Schiedsgerichten für Lieferſtreitigkeiten zu 
entnehmen, wobei keinerlei gebietsmäßige Beſchränkungen 
beſtehen. 

Von der Stellung des Begutachtungsantrages hat der 
Antragſteller dem Antragsgegner unter Überreichung einer 
Durchſchrift des Antrages auf dem vorgeſchriebenen Form- 
blatt 2 unverzüglich, d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern, Mit⸗ 
teilung zu machen und ihn gleichzeitig aufzufordern, ſpäteſtens 


9) Zuſtändig iſt mangels anderweiter Vereinbarung das Schieds⸗ 
gericht, in deſſen Bezirk ſich die beanſtandete Ware im Zeitpunkt 
der Erhebung der Mängelrüge befindet. 
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binnen 2 Werktagen nach Empfang der Aufforderung ſeiner⸗ 
ſeits einen Schiedsgutachter zu benennen, andernfalls die Be⸗ 
nennung durch das Schiedsgericht erfolgt. Der Antragsgegner 
benennt nunmehr dem Schiedsgericht auf dem vorgeſchriebenen 
Formblatt 3 den von ihm gewählten Schiedsgutachter oder 
bittet das Schiedsgericht um die Auswahl. 


Sobald das Schiedsgericht die vorbereitenden Arbeiten 
erledigt hat, beſtimmt es unverzüglich Ort und Zeit der Be⸗ 
gutachtung und lädt die Schiedsgutachter hierzu. Erſcheint 
ein Schiedsgutachter nicht oder iſt er behindert, ſo ſtellt das 
Schiedsgericht einen Erſatzmann. Iſt eine Einigung unter den 
beiden von den Parteien ausgewählten oder vom Schieds⸗ 
gericht beſtellten Schiedsgutachtern nicht zu erzielen, ſo beſtellt 
das Schiedsgericht einen dritten Schiedsgutachter, den ſog. 
Schiedsobmann, welcher endgültig entſcheidet, ſich dabei aber 
im Rahmen der Vorſchläge der beiden anderen Schiedsgutachter 
halten muß. Die Schiedsgutachter werden, wie bereits er⸗ 
wähnt, den bei den Landesbauernſchaften geführten Vor⸗ 
ſchlagsliſten für die Schiedsrichter bei den Schiedsgerichten für 
Lieferſtreitigkeiten entnommen. Von der Tätigkeit als Schieds⸗ 
gutachter iſt ausgeſchloſſen, wer an dem Streit unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt oder mit einer der Parteien bis zum 
dritten Grade verwandt oder verſchwägert iſt. Bei Vorliegen 
eines Ausſchließungsgrundes hat der Schiedsgutachter die Er⸗ 
ſtattung des Gutachtens ſofort abzulehnen. 


Das Schiedsgutachten ſelber iſt auf dem vorgeſchriebenen 
Formblatt 4 zu erſtatten. In ihm haben die Schieds⸗ 
gutachter zugleich darüber zu entſcheiden, welche Partei die 
often des Verfahrens zu tragen hat. Die Verfd. 
ſelber enthält hinſichtlich der Koſten lediglich die Beſtimmung, 
daß der Antragſteller zugleich mit der Stellung des Begut⸗ 
achtungsantrages einen Koſtenvorſchuß von 5% ͤ des Rech⸗ 
nungsbetrages an das Schiedsgericht zu zahlen hat. Im 
übrigen iſt die in der Verf O. vorgeſehene, vom Reichsbauern⸗ 
führer zu erlaſſende Koſtenordnung bisher nicht er⸗ 
gangen; ſie wird auch vorläufig nicht erlaſſen werden, da zu⸗ 
nächſt die Erfahrungen mit den einſtweilen herausgegebenen 
vorläufigen „Koſten richtlinien für das Arbitrageverfahren“ 
abgewartet werden ſollen. Nach den Koſtenrichtlinien beträgt 
die Gebühr für das Arbitrageverfahren 5% des Rechnungs⸗ 
betrages der beanſtandeten Ware, jedoch mindeſtens 5 Rt für 
jeden Schiedsgutachter und 5 RM für das Schiedsgericht, min⸗ 
deſtens alſo 15 AM, bei Beſtellung eines Schiedsobmannes 
als dritten Schiedsgutachters mindeſtens 20 ... Die Höchſt⸗ 
gebühr beträgt 200 AM. Auf weitere Einzelheiten der Koſten⸗ 
richtlinien braucht hier nicht eingegangen zu werden, da ſie 
— wie erwähnt — nur vorläufige ſind und ſpäter durch die 
endgültige Koſtenordnung abgelöſt werden ſollen. 


B. 
Von Rechtsanwalt Walther Steffen, Berlin 


Die Ausführungen Bohns über das Schiedsgutachten⸗ 
verfahren des Reichsnährſtandes behandeln die Unterſchiede 
des Schiedsgutachtens vom Sachverſtändigengutachten und 
vom Schiedsgerichtsverfahren, ferner die Einzelheiten der Ver⸗ 
fahrensordnung, außerdem die Frage der ſachlichen Zu⸗ 
ſtän digkeit. Während mir die beiden erſtgenannten Teile 
des Aufſatzes zu Bemerkungen keinen Aulaß bieten, weiche ich 
von der Anſicht Bohns in der Frage der ſachlichen Zuſtän⸗ 
digkeit erheblich ab. 

Die Arbitrageordnung des Reichsnährſtandes v. 17. Febr. 
1937 (RNVBl. 171 ff.) gilt nach I Abſ. 2 bei beſtimmten 
Streitigkeiten „aus Verträgen, in denen die Zuſtändigkeit der 
Schiedsgerichte beim Reichsnährſtand für Lieferſtreitigkeiten 
vereinbart iſt, ſowie auf Grund ausdrücklicher Vereinbarung 
der Parteien. Soweit in den Geſchäftsbedingungen des Reichs⸗ 
nährſtandes und ſeiner Gliederungen Beſtimmungen über das 
Verfahren von Streitigkeiten der genannten Art enthalten 
ſind, bleiben dieſe Beſtimmungen unberührt“. 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


In ZW. 1937, 292 ff. und 1027 hatte ich, wie Bohn 
auch erwähnt, der Auffaſſung Ausdruck gegeben, daß die 
Schiedsgerichte des Reichsnährſtandes für Lieferſtreitigkeiten 
(Anordnung v. 18. Juli 1935: RN VBl. 399 ff.) nur dann 
zuſtändig ſind, wenn die Unterwerfung unter ihre Spruch⸗ 
tätigkeit ſeitens beider Parteien freiwillig iſt, weil die Schieds⸗ 
gerichte für Lieferſtreitigkeiten den Vorſchriften des Zehnten 
Buches der 3 PO. unterliegen und das ſchiedsgerichtliche Ver⸗ 
fahren gemäß dieſen Vorſchriften beiderſeitige Freiwilligkeit 
zur Vorausſetzung hat. 

Das bekannte Urteil des LG. Eſſen v. 15. Dez. 1936 
(JW. 1937, 1027) ließ die Frage offen, da in dem von ihm 
behandelten Fall die Geſchäftsbedingungen der Hauptvereini⸗ 
gung der deutſchen Kartoffelwirtſchaft vom 20. Juni 1936 
nur eine Anweiſung zur Benutzung der Schiedsgerichte 
enthielten, nicht aber ohne weiteres die Zuſtändigkeit der 
Schiedsgerichte des Reichsnährſtandes ausſprachen. 

Bohn behauptet entgegen meiner Auffaſſung, daß die 
Schiedsgerichte für Lieferſtreitigkeiten ganz unabhängig vom 
Willen der Parteien, ja, gegen deren Willen, zuſtändig ſein 
können, daß Lieferbedingungen des Reichsnährſtandes und 
ſeiner Gliederungen dieſe Zuſtändigkeit völlig autoritativ an⸗ 
ordnen können, und daß damit auch die Arbitrageordunung des 
Reichsnährſtandes zwangsweiſe vorgeſchrieben werden könne. 
Die Begründung ſieht er darin, daß „die Verbandsgewalt der 
Zuſammenſchlüſſe des Reichsnährſtandes die Verbandsmit⸗ 
glieder in allen überhaupt geregelten Beziehungen erfaßt“, 
daß der Reichsnährſtand und ſeine Zuſammenſchlüſſe aus 
Gründen der Geſamtwirtſchaft ein Intereſſe daran haben 
können, Streitigkeiten der Mitglieder nach Möglichkeit durch 
die Lieferſchiedsgerichte erledigt zu ſehen, und daß Sachver⸗ 
ſtändigkeit und Erfahrung von Obleuten und Beiſitzern ſowie 
ſchnelle und ſachgemäße Entſcheidungen bei freier Geſtaltung 
des Verfahrens dieſes beſonders empfehlen. Ich kann be⸗ 
merken, daß eine ähnliche Auffaſſung von der obligatoriſchen 
Unterwerfung unter die Schiedsgerichte für Lieferſtreitigkeiten 
auch in einem Artikel von Benckendorff (Stettin) über 
die Beſtellung und Ablehnung der Schiedsrichter in der 
Schiedsgerichtsbarkeit des Reichsnährſtandes (Rd RN. 1937, 
454 f.) vertreten wird, der ausführt, daß die Schiedsgerichts⸗ 
verordnung auf § 10 Abf. 1 ReichsnährſtandsG. v. 13. Sept. 
1933 (RG Bl. I, 626) beruhe, daß fie eine Rechtsverordnung 
darſtelle und damit einem Geſetze gleichſtehe. 

Ich halte dieſe Auffaſſung nach wie vor für unrichtig. 
Das Geſ. v. 13. Sept. 1933 iſt bezeichnet als „Geſetz über 
den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes und Ma ß⸗ 
nahmen zur Markt- und Preisregelung für 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe“. Es ermächtigt 
in § 1 den Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft, 
den Reichsnährſtand zu ſchaffen, und in § 2, dem Reichsnähr⸗ 
ſtand oder einzelnen ſeiner Gruppen die Befugnis zu erteilen, 
„die Erzeugung, den Abſatz ſowie die Preiſe und 
Preisſpannen von landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſen zu regeln, wenn dies unter Wür⸗ 
digung der Belange der Geſamtwirtſchaft 
und des Gemeinwohls geboten erſcheint“. In 
8 10 find dann dem Reichs miniſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft die zur Durchführung des Geſetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften 
vorbehalten worden. 

So weitgehend dieſe Ermächtigungen ſind, ſo ſcheint mir 
doch ſoviel ſicher zu ſein, daß das Reichsnährſtandsgeſetz nicht 
dazu beſtimmt war, neben den großen Aufgaben, die dem 
Reichsnährſtand geſetzt waren, das Gefüge der ordentlichen 
ſtaatlichen Gerichtsbarkeit aufzulöſen, denn man darf folgen⸗ 
des nicht verkennen: 

Eine Schiedsgerichtsbarkeit, die den Parteien, die ſich 
ihrer aus freien Stücken bedienen wollen, zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wird, iſt zwar nach geltendem Recht neben den ordentlichen 
Gerichten zugelaſſen. Ihr Charakter ändert ſich indeſſen, und 
ſie wird zu einer regulären Ständegerichtsbarkeit, ſowie ſie 
Zwangscharakter erhält. Iſt aber überhaupt einmal eine die 
Gerichtsverfaſſung durchbrechende ſtändiſche Gerichtsbarkeit 
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vorhanden, ſo wird es eine Frage der Zeit ſein, daß auch die 
gewerbliche Wirtſchaft, die Verkehrswirtſchaft uſw. eine ftän- 
diſche Gerichtsbarkeit ſchaffen, es wird m. a. W. das ganze 
große Gebiet der Rechtspflege in Wirtſchaftsdingen von den 
ordentlichen Gerichten gelöſt, deren Aufgabengebiet zur Be⸗ 
deutungsloſigkeit herabſinkt. Statt einer mit dem RG. an der 
Spitze ſtehenden einheitlichen Rechtspflege würden wir ein 
buntes Bild ſtändiſcher Gerichtsbarkeiten erhalten. Bohn, 
der ſich dieſer Konſequenz vielleicht gar nicht bewußt iſt, ſtellt 
zur Begründung Zweckmäßigkeitserwägungen an: Beweglich⸗ 
keit des Verfahrens, Sachkunde, Schnelligkeit. Es würde im 
Rahmen dieſes Aufſatzes zu weit führen, alles Für und 
Wider einer ſtändiſchen Gerichtsbarkeit zu erörtern. Soviel 
ſcheint mir indeſſen ſicher, daß die Gründe von Bohn keines⸗ 
falls hinreichen würden, eindeutig einer ſtändiſchen Gerichts⸗ 
barkeit vor der der ordentlichen Gerichte den Vorzug zu geben. 
Praktiſch kommen die ordentlichen Gerichte mit einem Min⸗ 
deſtmaß von Formvorſchriften aus, und in Wirklichkeit iſt 
das Verfahren denkbar beweglich. Was Schnelligkeit und 
Sachkunde betrifft, ſo kann ich auch da keinen wirklichen 
Unterſchied von Schiedsgerichten irgendwelcher Art und ordent⸗ 
lichen Gerichten anerkennen. Alle menſchlichen Schwächen und 
Unzulänglichkeiten in Rechnung geſtellt, arbeitet das ordent⸗ 
liche Gericht nicht langſamer und nicht unkundiger als ein 
Schiedsgericht. Beſonders die Sachkunde: Es iſt unbeſtreit⸗ 
bar, daß bei kleineren Gerichten, insbeſondere in ländlichen 
Bezirken, der Richter im Laufe der Zeit auch die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe ſo kennenlernt, daß er ſeinen Aufgaben 
vollauf gewachſen iſt. Bei Großſtadtgerichten gibt es teils 
Spezialabteilungen und Spezialkammern, dann aber pflegen 
unſere Richter doch ſo vorgebildet zu ſein, daß ſie das wirt⸗ 
ſchaftliche Verſtändnis, das ſie für ihr Amt brauchen, beſitzen, 
und haben in den Kammern für Hanbelsſachen außerdem 
Kaufleute neben ſich. Völlig ohne Sachverſtändige anderer⸗ 
ſeits kommt weder der ordentliche Richter noch der Obmann 
eines Schiedsgerichts aus. Die Löſung des Sachverſtändigen⸗ 
problems iſt und bleibt im übrigen ein Problem, das eines 
Tages gelöſt werden muß. Daneben wird die Frage eine Rolle 
ſpielen, ob tatſächlich eine fortſchreitende Spezialiſierung des 
Richters überhaupt erwünſcht iſt. Wird dieſes Spezialiſtentum 
nicht allmählich zu einer gewiſſen Erſtarrung des Rechtes 
führen? 

Kann ich alſo in der Frage der Sachkunde, Schnelligkeit 
und Beweglichkeit entſcheidende Mängel der ordentlichen Ge⸗ 
richte gegenüber Standesſchiedsgerichten nicht anerkennen, ſo 
iſt die Hervorhebung des Intereſſes, welches der Reichsnähr⸗ 
ſtand aus Gründen der Geſamtwirtſchaft an den Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten ſeiner Mitglieder haben kann, das intereſſanteſte und 
diskutabelſte Argument Bohns. Welches Intereſſe kann nun 
der Reichsnährſtand oder eine ſeiner Gliederungen daran 
haben, wie ein Rechtsſtreit zwiſchen A. und B. entſchieden 
wird? Denkbar wäre ein ſolches Intereſſe in doppelter Hin⸗ 
ſicht: einmal dahin, daß beſtimmte Rechtsfragen in beſtimm⸗ 
tem Sinne entſchieden werden, zweitens, daß ein Prozeß eine 
unerwünſchte Störung des Geſamtmarktes nach ſich ziehen 
kann. Was das erſte betrifft, ſo iſt zu beachten, daß auch der 
ordentliche Richter -weltanſchaulich gebunden iſt und kein Recht 
ſprechen darf, welches das Allgemeinwohl hintanſtellt. Was 
ein evtl. Störungsmoment darſtellen könnte, wäre kaum der 
Prozeß ſelbſt, höchſtens eine mögliche Zwangsvollſtreckung. In⸗ 
deſſen einmal iſt dieſes Moment gerade auf dem wichtigſten 
Gebiete der Ernährungswirtſchaft durch das Erbhofgeſetz ſo gut 
wie ausgeſchaltet, zweitens handelt es ſich auch hier um Pro⸗ 
bleme viel allgemeinerer Art, denn Störungen eines Wirt⸗ 
ſchaftsunternehmens, die zu Marktſtörungen auswachſen, kön⸗ 
nen von allen Seiten kommen, von Steuerbehörden, öffent⸗ 
lichen Kaſſen, durch ſtrafrechtliche Maßnahmen uſw. Um⸗ 
gekehrt liegt das Intereſſe an einem einzelnen Wirtſchafts⸗ 
unternehmen auch nicht nur bei einem Berufsſtand. Ganz 
abgeſehen von den Betrieben, die mehreren Berufsſtänden 
angehören, wie z. B. die ſog. b⸗Betriebe des Reichsnährſtan⸗ 
des (etwa Brennereien, fiſchinduſtrielle Betriebe u. a.), pfle⸗ 
gen an jedem Unternehmen die Arbeitsfront für die Gefolg⸗ 
ſchaft, die Steuerbehörden, Kaſſen uſw. intereſſiert zu fein. 


Eine einſeitige, wenn auch nur mittelbare Einflußnahme eines 
Standes alſo auf Prozeſſe ſeiner Mitglieder würde angeſichts 
dieſer mannigfachen öffentlichen Intereſſen der verſchiedenſten 
Sektoren keinen Vorzug gegenüber der Rechtspflege der or⸗ 
dentlichen Gerichte bedeuten. 


Ich muß mich, ſo intereſſant und bedeutend dieſe Fragen 
ſind, mit dieſen kurzen Andeutungen begnügen, lediglich um 
zu beweiſen, daß die Zweckmäßigkeitserwä⸗ 
gungen, wie ſie Bohn anſtellt, doch nicht fo 
ſelbſtverſtändlich find, um daraus eine Los⸗ 
löſung der Gerichtsbarkeit in Wirtſchafts⸗ 
fragen aus der einheitlichen Gerichtsbarkeit 
der ordentlichen Gerichte zu rechtfertigen. 


Sollte das Reichsnährſtandsgeſetz wirklich bezweckt haben, 
unſere Gerichtsorganiſation aufzulöſen, um damit den erſten 
entſcheidenden Schritt zu einer Entwicklung zu geben, wie ich 
ſie oben angedeutet habe und die, wie aus meinen kurzen 
Einwendungen hervorgeht, ſo ſchwerwiegende Probleme in 
ſich birgt? Ich ſtehe nicht an, die Frage ohne weiteres zu 
verneinen. An Gerichte und Rechtſprechung war bei dem 
Reichsnährſtandsgeſetz, wie ſich ſchon aus der Überſchrift er⸗ 
gibt, offenſichtlich überhaupt nicht gedacht. Eine ſo bedeu⸗ 
tungsvolle Angelegenheit, wie die Auflöfung der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, wäre unzweifelhaft ganz anders und deutlich, 
zum Ausdruck gekommen und nicht der Auslegung geſetzlicher 
Beſtimmungen oder Ergänzungsvorſchriften vorbehalten ge⸗ 
blieben. In den Darſtellungen zur Reichsnährſtandsgeſetzgebung 
findet man dann, ſoweit ich ſehen kann, vor Erlaß der Schieds⸗ 
gerichtsordnung v. 18. Juli 1935 auch kein Wort über dieſes 
ſchwerwiegende Problem. Die Entwicklung war offenbar eine 
ganz andere: In dem früheren Landhandelsbund fanden ſich 
Geſchäftsbedingungen mit Schiedsgerichtsklauſeln, und da in 
den betreffenden Kreiſen Geſchäfte zu den Bedingungen des 
Landhandelsbundes zuſtande zu kommen pflegten, galten auch 
die Schiedsgerichtsklauſeln als vereinbart (vgl. Bette: Rd⸗ 
RN. 1937, 266 ff.). Nachdem der Landhandelsbund im Jahre 
1935 in den Reichsnährſtand eingegliedert war, galten die 
Geſchäftsbedingungen des Landhandelsbundes weiter und 
ebenſo die Schiedsgerichte, bis dann die Schiedsgerichtsord⸗ 
nung vom 18. Juli 1935 eine einheitliche Schiedsgerichts⸗ 
barkeit ſchuf, die an Stelle der Schiedsgerichtsordnung des 
Landhandelsbundes trat. Schließlich wurden Geſchäftsbedin⸗ 
gungen in zunehmendem Maße durch die Hauptvereinigungen 
des Reichsnährſtandes erlaſſen und erhielten in verſchieden⸗ 
artigſter Form ebenfalls Schiedsgerichtsklauſeln; praktiſch in 
Anlehnung an die frühere Gepflogenheit, den Geſchäftsbedin⸗ 
gungen Schiedsgerichtsklauſeln einzufügen (die dann aber 
Vereinbarungscharakter trugen), rechtlich offenſichtlich darauf⸗ 
hin, daß der Reichsnährſtand nebſt ſeinen Untergliederungen 
ermächtigt war, Geſchäftsbedingungen zu erlaſſen. So haben 
ſich die Dinge hiſtoriſch entwickelt, und nunmehr nehmen die 
betreffenden Anordnungen der Hauptvereinigungen für ſich in 
Anſpruch, zwangsweiſe die ordentliche Gerichtsbarkeit durch⸗ 
löchern und den § 13 GVG. außer Kraft ſetzen zu können, 
wofür das zugrunde liegende Ermädht®. v. 13. Sept. 1933 
ſicherlich nicht beſtimmt war und wofür es auch gar keine 
Grundlage bietet. Wollte aber das übergeordnete Ermädht®. 
zweifellos nicht unſer Gerichtsgefüge auflockern, ſo war hier 
auch den Hauptvereinigungen eine Grenze geſetzt, denn ihre 
Anordnungen wurzelten ausſchließlich in dem Geſ. vom 
13. Sept. 1933 und mußten ſich in den von ihm gedachten 
Grenzen halten. Hinſichtlich des Erlaſſes von 
Geſchäftsbedingungen können die Hauptver- 
einigungen die Freiwilligkeit ihrer Mitglie⸗ 
der entbehren, hinſichtlich der Gerichtsbar⸗ 
keit nicht, denn inſoweit beſteht eine Schranke 
durch 8 13 GVG. und des Zehnten Buches der 
ZPO., welche durch das Ermächt G. v. 13. Sept. 
1933 keine Abänderung erfahren haben. 

So glaube ich nachgewieſen zu haben, daß ein Zwang 
zur Inanſpruchnahme von Schiedsgerichten und des 
Schiedsgutachtenverfahrens nicht ausgeübt 
werden kann. 
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Einziehung von Gerichtskoſtenmarken 
5 


1. (1) Mit Ablauf des 30. Sept. 1937 werden die folgen⸗ 
den Gerichtskoſtenmarken außer Verkehr geſetzt: 

a) alle nicht freizügigen Koſtenmarken; 

b) die freizügigen Koſtenmarken ohne Jahreszahl, mit der 
Jahreszahl 1932 oder einer früheren Jahreszahl; 

e) alle Koſtenmarken mit dem Aufdruck „A“ oder „N“. 
(2) Danach bleiben künftig die folgenden Gerichtskoſten⸗ 

marken im Verkehr: 

a) die Gerichtskoſtenmarken der ehemaligen Landesjuſtizver⸗ 
waltungen mit der Landesbezeichnung und den Jahres⸗ 
zahlen 1933 oder 1934 — jedoch ohne den Aufdruck „A“ 
oder „N“ — über Werte von 5, 10, 20 und 50 Rpf. ſowie 
1, 2, 3, 5, 10, 20 und 50 RAM; 

b) die von der Reichsjuſtizverwaltung herausgegebenen Ge⸗ 
richtskoſtenmarken mit der Jahreszahl 1935 oder einer 
ſpäteren Jahreszahl über Werte von 5, 8, 10, 12, 20 
und 50 Rpf. ſowie von 1, 2, 3, 5, 10, 20 und 50 AM; 
die Koſtenmarken aus dem Jahre 1935 tragen noch den 
Aufdruck „Deutſches Reich“, der bei den ſpäteren Jahr⸗ 
gängen fortgelaſſen iſt. 

2. Vom 1. Sept. 1937 ab dürfen die nach Ziff. 1 Abſ. 1 
aus dem Verkehr gezogenen Koſtenmarken nicht mehr verkauft 
werden. Die Gerichtskaſſen haben im Laufe des Monats 
Aug. 1937 die Gerichtszahlſtellen und die ſonſtigen Marken⸗ 
verkaufsſtellen anzuhalten, die außer Verkehr zu ſetzenden 
Koſtenmarken rechtzeitig vor dem 30. Sept. 1937 gegen ver⸗ 
käuflich bleibende Marken umzutauſchen. 

3. Rechtsanwälte, Notare und ſonſtige Perſonen können 
in der Zeit vom 1. Okt. bis 31. Dez. 1937 ihre Koſtenmarken, 
die mit dem 30. Sept. 1937 die Verkehrsfähigkeit verloren 
haben (Ziff. 1 Abſ. 1), bei den Gerichtskaſſen (nicht dagegen 
bei den Gerichtszahlſtellen und ſonſtigen Markenverkaufs⸗ 
ſtellen uſw.) gegen verkehrsfähige Marken umtauſchen. 

4. Über die Fälle des Umtauſchs nach Ziff. 3 haben die 
Gerichtskaſſen eine Liſte zu führen (Tag des Umtauſchs, Be⸗ 
zeichnung des Zurückliefernden, Bezeichnung und Wert der zu⸗ 
rückgegebenen Marken). Von der Einzelbuchung der um⸗ 
getauſchten Marken im Koſtenmarkenbuch nach § 112 Abſ. 4 
Raid. iſt abzuſehen; die Buchung erfolgt erſt bei der Ver⸗ 
nichtung im Geſamtbetrag (vgl. Ziff. 9). Die zum Umtauſch 
vorgelegten Marken ſind ſorgfältig daraufhin zu prüfen, ob 
ſie etwa bereits entwertet waren, alſo zum Umtauſch ungeeig⸗ 
net find; ergeben ſich Bedenken, jo ift der Umtauſch abzulehnen 
und das etwa ſonſt noch Erforderliche zu veranlaſſen. 
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5. Die von den Parteien, Rechtsanwälten und Notaren 


noch vor dem Ablauf des 30. Sept. 1937 an das Gericht oder 


die Kaſſe zur Koſtenzahlung abgejandten, dort aber erſt nach 
dem 30. Sept. 1937 eingehenden Marken der außer Verkehr 
geſetzten Sorten ſind noch als gültige Marken anzunehmen. 
Im Falle des § 519 Abſ. 6 ZPO. (Prozeßgebühr für die Be⸗ 
rufungsinſtanz) gilt das gleiche auch für die erſt nach dem 
30. Sept. 1937 abgeſandten oder eingereichten Marken, wenn 
nur der Eingang beim Gericht oder bei der Kaſſe vor dem 
1. Nov. 1937 erfolgt. 
II. 


6. Wegen der Bekanntgabe des Markenaufrufs durch die 
Tagespreſſe wird das Erforderliche vom Reichsjuſtizminiſte⸗ 
rium veranlaßt. Die Behördenvorſtände haben anzuordnen, 
daß zu Beginn des Monats Sept. 1937 an geeigneten Stellen 
der Dienſtgebäude, insbeſondere an den Zugängen der Ge⸗ 
richtskaſſen, Gerichtszahlſtellen oder ſonſtigen Markenverkaufs⸗ 
ſtellen Anſchläge angebracht werden, aus denen die Außer⸗ 
kraftſetzung und Umtauſchfriſt hervorgeht. Sie haben außer⸗ 
dem dafür Sorge zu tragen, daß alle Beamten und Angeſtellten 
rechtzeitig von dem Markenaufruf in Kenntnis geſetzt werden. 


a 

7. Die außer Verkehr geſetzten Koſtenmarken (Ziff. 1 
Abſ. 1) find bei den Gerichts⸗ und Oberjuſtizkaſſen ſpäteſtens 
Anfang Jan. 1938 von den am Verſchluß des Kaſſenbehälters 
beteiligten Kaſſenbeamten (vgl. $ 29 Abſ. 2 IKaſſO. und $ 3 
Abſ. 1 der Anl. 3 hierzu) im Beiſein des Kaſſenaufſichts⸗ 
beamten zu vernichten. 

8. Die Vernichtung hat möglichſt durch Verbrennen zu er⸗ 
folgen. Unmittelbar vor der Vernichtung haben die beteiligten 
Beamten die Übereinſtimmung des Koſtenmarkenbeſtandes mit 
dem Koſtenmarkenſollbeſtand unter Verwendung eines Koſten⸗ 
markenbeſtandsausweiſes nach Muſter 45 zur SRaffd. feſtzu⸗ 
ſtellen; die zu vernichtenden Koſtenmarken ſind in dem Be⸗ 
ſtandsausweis geſondert darzuſtellen, ſo daß ſich aus der unter 
„Geſamtbeſtand“ vorzunehmenden Gegenüberſtellung der ver⸗ 
bleibende Beſtand an verkäuflichen Marken ergibt. Über die 
Vernichtung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die zuſammen 
mit dem Beſtandsausweis als Beleg zum Koſtenmarkenbuch dient. 

9. Bei der Vernichtung iſt auch die von der Kaſſe nach 
Ziff. 4 geführte Umtauſchliſte heranzuziehen; am Schluſſe der 
Aufzeichnungen iſt von den beteiligten Beamten in der Liſte zu 
beſcheinigen, daß die zurückgelieferten Koſtenmarken vernichtet 
ſind. Die Buchung der vernichteten Beſtände im Koſtenmarken⸗ 
buch richtet ſich nach 8 112 Abſ. 4 IKaſſo. 

(AV. d. RIM. v. 16. Juli 1937: DI. 1937, 1103.) 


. Aus der Deutſchen Kechtsfront 


Heimverein des SRB. e. U. 


Nach Verhandlungen mit dem Reichsfremdenverkehrs⸗ 
verband hat ſich der Heimverein mit allen bekannten Bade⸗, 
Luftkur⸗ und Erholungsheimen in Verbindung geſetzt, um 
für die erholungsbedürftigen Mitglieder tragbare Penſions⸗ 
preiſe, auch während der Hauptſaiſon, zu erzielen. 

Der Heimverein iſt in der Lage, eine Reihe von Hotels 
und Penſionen bekanntzugeben, die gern bereit ſind, Mit⸗ 
glieder der Deutſchen Rechtsfront gegen Vorzeigung der Mit⸗ 
gliedskarte des Heimvereins aufzunehmen. 

Wegen der näheren Einzelheiten wird auf die Veröffent⸗ 
lichung im „Mitteilungsblatt“ 1937, 74 verwieſen. 


Däniſche Juriſten in deutſchland 


NSK. In der Zeit vom 4. bis 11. Juli waren auf Ein⸗ 
ladung des Reichsrechtsführers, Reichsminiſters Dr. Frank, 
dreißig höhere däniſche Richter, Verwaltungsbeamte, Pro⸗ 
feſſoren der Univerſitäten Kopenhagen und Aarhus und 
mehrere Anwälte auf einer Studienreiſe in Deutſchland. Sie 


ſahen eine Reihe von nord⸗ und mitteldeutſchen Städten, er⸗ 
lebten die Praxis der deutſchen Rechtspflege an mehreren 
Gerichten, ſie beſichtigten das Landeserbhofgericht in Celle 
und beſuchten auch das Reichsgericht in Leipzig, wo ſie an 
einer Gerichtsſitzung teilnahmen. 

In Berlin waren ſie Gäſte des Reichsrechtsführers, der 
fie auf das herzlichſte begrüßte. Reichsminiſter Dr. Frank 
wies bei dieſer Gelegenheit auch darauf hin, daß wir Deutſche 
heute glücklich ſind in dem Gefühl, in der Ordnung eines 
nicht nur ſtarken, ſondern auch bis ins letzte gerechten Reiches 
zu leben, einer Ordnung, in der die Freiheit des deutſchen 
Menſchen gewährleiſtet iſt durch die Freiheitsſicherung der 
ganzen Nation; in Deutſchland gebe es heute keine Ausein⸗ 
anderſetzungen mehr von Klaſſen gegen Klaſſen. Deutſche und 
däniſche Rechtswahrer und Juriſten könnten heute zuſammen⸗ 
kommen trotz aller Irrungen, die Menſchen oft trennen, die 
allerdings leider auch imſtande ſeien, Volker und Staaten zu 
trennen. „Dieſer Ihr Beſuch möge der Auftakt zu einer noch 
freundſchaftlicheren Geſtaltung der Beziehungen unſerer beiden 
Volker ſein, die beide auf eine große und ſtolze Geſchichte 
zurückblicken können. Vertrauen Sie darauf, daß auch Däne⸗ 
mark und Deutſchland auf dem Gebiete des Rechts in Zu⸗ 
kunft immer mehr zuſammenarbeiten.“ 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34 


Schrifttum 


2089 


Schrifttum 


Dr. Fritz Müller, Geh. Reg., Min R. im R.⸗ u. PrVerk⸗ 
Min.: Straßenverkehrsrecht mit einem tech⸗ 
niſchen Leitfaden. 11. Aufl. (Stilkes Rechtsbibliothek 
Nr. 44). Berlin 1937. Verlag Georg Stilke. 1083 S. Preis 
geb. 22,50 AM. 

Der 1926 in erſter, jetzt ſchon in 11. Auflage herausge⸗ 
brachte Kommentar des bekannten Verf., des Sachbearbeiters 
für Straßenverkehrsfragen im Miniſterium, iſt aus der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeit und der täglichen Bearbeitung des Straßen⸗ 
verkehrsrechts nicht mehr wegzudenken. Das Buch enthält zu⸗ 
nächſt den Wortlaut von KraftfG., RStraßVerkO. und Ausf⸗ 
Anw. mit den dazu erlaſſenen Formularen und Wegzeichen. 

Dann folgt die Erläuterung der Vorſchriften, getrennt nach 
Kraftfch. und RStraßVerkO., wobei die Ausf Anw. in den Text der 
VerkO. hineingearbeitet und durch Kurſivdruck beſonders kennt⸗ 
lich gemacht ſind. In einem über 250 Seiten langen Anhang 
folgen weitere Verkehrsgeſetze bzw. Vorſchriften, unter denen das 
ausführlich erläuterte Perjßefb., das ebenſo erläuterte Güter⸗ 
fernverkehrsgeſetz und das kurz kommentierte Geſ. über Reichs⸗ 
autobahn mit Durchf Vo. und Betriebs⸗ und VerkO. beſonders 
erwähnt ſeien. 

Die Vorzüge des Kommentars, der in knappſter Form 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes mit einer knappen, aber 
erſchöpfenden Überſicht über die Auslegung des Geſetzes ver⸗ 
bindet, ſind bewahrt und beibehalten. 

Die Einteilung zu Beginn der einzelnen Paragraphen er⸗ 
leichtert die überſicht ſehr und ermöglicht die ſchnelle Auffin⸗ 
dung der ungeheuer vermehrten, aber bis in den März 1937 
hinein berückſichtigten Rechtſprechung. 

Der Umfang des Kommentars iſt ſeit der letzten Bearbei⸗ 
tung wiederum um 200 Seiten geſtiegen, hauptſächlich infolge 
Aufnahme und Erläuterung von PerſBef. u. GüterfernverkehrsG. 
die in der 9. Auflage noch nicht enthalten waren. 

Der Praktiker und der Wiſſenſchaftler wird in dieſem Buch 
alles finden, was er von einem guten, knapp und vorzüglich 
belegten Kommentar nur erwarten kann, daneben erfährt man 
noch durch gelegentliche Rückblicke auf frühere Auffaſſungen 
über Verkehrsfragen eine ſchnelle und gute Belehrung über die 
Kurzlebigkeit der Begriffe im Verkehrsleben. 

Leider muß ein techniſcher Mangel gerade wegen des 
reichen Inhalts dieſes Buches beſonders unangenehm ſich aus⸗ 
wirken. Die Abkürzungen ſind nicht nur zum Teil völlig un⸗ 
gewöhnlich, ſie ſind bei längerem Leſen ſchlechthin unerträg⸗ 
lich. Der Verf. ſelbſt mag ſich bei Gewöhnung an eigene Ab⸗ 
kürzungen nicht mehr recht vorſtellen, was es bedeutet, ein 
Buch zu leſen, in dem manchmal die abgekürzten Worte häu⸗ 
figer ſind als die ausgeſchriebenen. Man wird natürlich, ins⸗ 
beſondere bei Benutzung des Abkürzungsverzeichniſſes, ſchließlich 
enträtſeln können, was die Abkürzungen bedeuten. Aber ein ſol⸗ 
ches Buch ſollte man unbehindert durch ſolche körperliche und 
auch auf die Dauer ſehr merkbare geiſtige Behinderung durch⸗ 
leſen können. Um das Buch in der mündlichen Verhandlung, 
bei der Beratung und Bearbeitung von Schriftſätzen ſchnell zu 
gebrauchen, iſt es doch ſchließlich mit da; es ſoll auch Gelegen⸗ 
heit geben, ſich längere Zeit im Zuſammenhang mit Einzel⸗ 
fragen zu befaſſen: Bei dieſen beiden wichtigen Gelegenheiten 
machen ſich die Abkürzungen in einem ſtörenden Umfange be⸗ 
merkbar, den der Verf. ſicherlich nicht nachempfinden kann, den 
mir aber ſehr viele ſtändige Benutzer des Standardbuches 
auf dieſem Gebiete immer wieder verſichert haben. 

Ich glaube einige hundert Seiten mehr und eine gewiſſe 
Erhöhung des Preiſes bekommen der Verwertung des Buches 
und der Freude an ihm beſſer als die übermäßige Häufung der 
Abkürzungen. 7 

Daß die neue Auflage im übrigen dem „Müller“ den bis⸗ 
en Rang erhalten wird, ift nach ſeinem Inhalt ohne jeden 

weifel. 
RA. Carl, Düſſeldorf. 


Kurt Jannott, Gotha: Kraftfahrzeughaftpflicht— 
Recht und Verſicherung im In⸗ und Aus⸗ 
land. (Veröffentlichungen des Deutſchen Vereins für Ver⸗ 
ſicherungswiſſenſchaft. Heft 59.) Berlin 1937. Verlag von 
E. S. Mittler & Sohn. 231 S. Preis broſch. 4,60 RM. 

Den Hauptinhalt der Schrift (Teil V S. 63/231) bildet eine 
ſehr wertvolle Materialſammlung. Geſetze und Verordnungen 
von 15 Ländern, die ſich auf das Kraftfahrzeughaftpflicht⸗ und 


Haftpflichtverſicherungsrecht beziehen, find hier — durchweg in 
drei Sprachen: Originaltext, deutſch und franzoſiſch — zuſam⸗ 
mengeſtellt. Eine kurze Überſicht über das ausländiſche (Teil J 
S. 7ff.) und das deutſche Recht (Teil II S. 29 ff.) iſt voraus⸗ 
geſchickt. Die zweite Hälfte des Teiles II beſchäftigt ſich mit 
Vorſchlägen für die künftige Rechtsgeſtaltung auf dem Gebiet 
des Autohaftpflicht⸗ und ⸗Haftpflichtverſicherungsrechts und leitet 
damit über zu der Stellungnahme des Internationalen Inſti⸗ 
tuts für die Vereinheitlichung des Privatrechts in Rom (Teil III 
S. 51 ff.) und des Reichs ausſchuſſes für Verſicherungsweſen in 
der Akademie für Deutſches Recht (Teil IV S. 59 ff.). 
Es war ein recht glücklicher Gedanke, Material zu der ſeit 
einiger Zeit ſehr lebhaft erörterten Frage der Zwangshaftpflicht⸗ 
verſicherung oder des Haftpflichtverſicherungszwangs für Auto⸗ 
halter in einem Zeitpunkt vorzulegen, in dem die Debatte über 
dieſe Fragen noch keineswegs abgeſchloſſen iſt, wenn ſich auch 
ſchon gewiſſe Entwicklungslinien für die geſetzliche Regelung 
erkennen laſſen. Leider iſt das Material nicht ganz vollſtändig. 
Ich vermiſſe insbeſondere das ungariſche Geſetz über die 
Zwangshaftpflichtverſicherung, von dem Hanel: AſſJahrb. 51, 
244 berichtet. Auch das viel angeführte Geſetz des nordamerika⸗ 
niſchen Staates Maſſachuſetts v. 1. Jan. 1927 fehlt, der 
Abdruck einer Stelle aus dem Muſterentwurf der Amerikani⸗ 
ſchen Automobil⸗Aſſociation vermag dieſe Lücke keineswegs aus⸗ 
zufüllen. Das allgemeine Haftpflichtverſicherungsrecht ift 
mit Ausnahme des ſchweiz. VVG. nicht in die Materialſamm⸗ 
lung aufgenommen worden, obwohl ſich die Rechtsordnungen 
verſchiedener Länder, ſoweit ſie keine Spezialgeſetze haben, nur 
vergleichen laſſen, indem man die allgemeinen haftpflichtver⸗ 
ſicherungsrechtlichen Vorſchriften gegenüberſtellt. Die Darſtel⸗ 
lung des dän. Rechts z. B. ift unvollſtändig, wenn man nicht 
erwähnt, daß der Geſchädigte mit dem Urteil im Haftpflicht» 
prozeß automatiſch in die Rechte des Verſicherungsnehmers 
gegen den Verſicherer eintritt (§ 951 des dän. VVG.), und dem 
franz. Recht, dem bisher eine beſondere Regelung fehlt, gibt 
das unmittelbare Klagerecht des Verletzten gegen den Haft⸗ 
pflichtverſicherer, die action directe, feine charakteriſtiſche Prä⸗ 
gung. 

Bei dem Bericht über die Stellungnahme des Reichsaus⸗ 
ſchuſſes für Verſicherungsweſen in der Akademie für Deutſches 
Recht wird nicht genügend zum Ausdruck gebracht, wo das 
Referat aufhört und die eigenen Vorſchläge JFannotts an⸗ 
fangen. 

Die Darſtellung des geltenden deutſchen Rechts ſcheint mir 
kaum auszureichen. Schrifttum iſt überhaupt nicht erwähnt, 
obwohl gerade die Rechtsſtellung des Verletzten in der Haft⸗ 
pflichtverſicherung in zahlreichen Schriften — 3. B. in dem aus⸗ 
gezeichneten Buch von Senger (Hamburger Rechtsſtudien 
Heft 24, 1934) — und in ungezählten Einzelaufſätzen behandelt 
worden iſt. Auch die Rechtſprechung iſt nur in geringem Um⸗ 
fange berückſichtigt worden; dadurch kann das Bild, das der 
Leſer von der Rechtslage erhält, erheblich verfälſcht werden. 
Zum Beiſpiel meint Jannotkt auf S. 42, daß Verabredungen 
zwiſchen Verſicherer und Verſicherungsnehmer zuungunſten des 
Geſchädigten nicht zu befürchten ſeien und daß ſich auf dieſem 
Gebiet keinerlei Beſchwerdefälle ergeben hätten. Demgegenüber 
darf ich auf S. 57 meiner Schrift „Probleme des Haft⸗ 
pflichtverſicherungsrechts“ (VerſWiuR. 1937 Nr. 2) verweiſen. 
Hier ſind nicht weniger als ſechs in veröffentlichten Entſchei⸗ 
dungen behandelte Fälle angeführt, in denen die Verſicherungs⸗ 
nehmer — meiſt im Einvernehmen mit dem Verſicherer — durch 
Verfügungen über den Anſpruch aus dem Verſicherungsvertrag 
den Geſchädigten um ſein Recht gebracht haben — und der ſehr 
häufig vorkommende Verzicht des Verſicherungsnehmers auf 
die Anſprüche des Verſicherten (z. B. des mitverſicherten Kraft⸗ 
fahrzeugführers) hat eine ſehr lebhafte Diskuſſion in der Fach⸗ 
preſſe hervorgerufen. Ein Arreſt gegen den Verſicherungsneh⸗ 
mer (nicht den Verſicherer, wie Jannott a. a. O. ſchreibt), 
der den Geſchädigten gegen Verfügungen über den Verſiche⸗ 
rungsanſpruch ſichert, wird ſich nur in Ausnahmefällen er⸗ 
wirken laſſen (ogl. dazu Prölß a. a. O. S. 60/61). 

Den Reformvorſchlägen Jannotts kann im allgemei⸗ 
nen nur zugeſtimmt werden. Sehr gut ſind die Einwendungen 
gegen ein unmittelbares Klagerecht des Geſchädigten gegen den 
Verſicherer (S. 41/42) und über die Notwendigkeit, 8 69 VVG. 
auch auf die Kraftfahrzeughaftpflichtverſicherung anzuwenden 
(S. 47/48), 

Ein geſetzliches Pfandrecht des Geſchädig⸗ 
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Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


n an der Forderung gegen den Verſicherer 
(S. 42/43) reicht nicht aus; Verfügungen des Ver⸗ 

icherungs nehmers über die Anſprüche des 
N Kraftfahrzeugführers muß 
enfal ein Pfandrecht vorgebeugt 
rden, das die Rechte des Verſicherten gegen 
n Verſicherungsnehmer auf Verſchaffung 

3 Verſicherungsſchutzes ergreift (ogl. Prölß 
a. O. S. 53 ff., 59 ff.). 

Was ſchließlich die Beſchräukung der Einwendungen gegen⸗ 
über dem Geſchädigten betrifft, fo läßt ſich Jannotts Vor⸗ 
ſchlag (S. 44 ff.) recht gut hören, wenn man das Problem nur 
juriſtiſch betrachtet. Aber gerade dieſe Frage iſt m. E. nur vom 
kaufmänniſchen Standpunkt aus zu löſen. Schon jetzt weiſen 
die meiſten Kraftfahrzeug⸗Haftpflichtverſicherer und deren Rück⸗ 
verſicherer Jahr für Jahr bedeutende Verluſte aus dem Kraft⸗ 
fahrzeughaftpflichtgeſchäft aus, und es ſteht zu befürchten, daß 
dieſe Verluſte noch weſentlich anſteigen, wen man dem Ver⸗ 
ſicherer verbietet, beſtimmte Einwendungen aus dem Vertrags⸗ 
verhältnis gegen den Geſchädigten zu erheben. Die Vorſchrift 
des § 101 BBG,, auf die Fannott hinweiſt, ruht wirtſchaft⸗ 
lich auf einer ganz anderen Baſis. 

RA. Dr. Erich R. Prölß, Hamburg. 
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Jaeckel⸗Güthes Kommentar zum Zwangsver⸗ 
ſtetgerungsgeſetz. 7. Aufl. neu bearbeitet von Dr. Erich 
Volkmar, Geh. Reg., Min Dir. im RIM, und Ern ſt 
Armſtroff, KGR. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 
XLVII und 1238 S. Preis geb. in Halbleder 47 AA. 


In Zeiten wirtſchaftlichen Tiefſtandes gewinnt die Anwen⸗ 
dung geſetzlichen Zwanges erhöhte Bedeutung. So hat man ſeit 
Ende der 20er Jahre eine wachſende praktiſche Bedeutung des 
ZwVerſtch. erlebt. Das Geſetz mit ſeinen brauchbaren allgemeinen 
Grundſätzen hat ſich auch in äußerſt verwickelt erſcheinenden Fällen 
durchaus bewährt. Das Vollſtreckungsnotrecht, das im Kommentar 
im Anhang V bon LGR. Dr. Pohle zur Darſtellung gekommen 
iſt, hat ferner zu ſachgemäßen und befriedigenden Löſungen bei⸗ 
getragen. Anerkanntermaßen bietet der überaus bedeutungsvolle 
und umfangreiche Stoff eine der ſchwierigſten Aufgaben für Ge⸗ 
ſetzgebung und Rechtspflege. Dabei hat die langbewährte Güte 
des Geſetzes ſtets eine beruhigende Sicherheit verliehen. Reform⸗ 
beſtrebungen dürfen das nicht aus dem Auge laſſen. Keinem Ge⸗ 
ſetz gegenüber fühlt ſich der praktiſche Rechtswahrer und erſt recht 
der ihm unterworfene Volksgenoſſe ohne erfahrene Einführung ſo 
hilflos wie gerade dem ZwVerſtcß. gegenüber. Ihm gegenüber 
verblaſſen die abfälligen und geringſchätzenden Bemerkungen über 
Geſetzeskommentare, wie ſie vielfach und manchmal auch nicht ohne 
Berechtigung gemacht werden. Dankbar begrüßt der Rechtswahrer 
bei ſeiner Terminsvorbereitung und dankbar begrüßt auch der 
Wiſſenſchaftler bei dem Aufbau ſeiner weiter gehenden Gedanken, 
daß ihm die ausgezeichneten Ergebniſſe vorzüglich geſchliffener 
Rechtsübung und bewährter Rechtspflege in meiſterhafter Form und 
in vollſtändiger Sachbeherrſchung in dieſem führenden Kommentar 
dargeboten wird. Die beſonders lebhafte Rechtserneuerung auf den 
für das ZwVerſtG. beſonders weſentlichen Gebieten verurſachte be⸗ 
greiflicherweiſe eine Verzögerung der Neuauflage. Neben der Über⸗ 
fülle des neuen Stoffes war vor allem auch in Einzelheiten dem 
Umſtand Rechnung zu tragen, daß verſchiedene Fragen auch dort, 
wo eine poſitive Geſetzesänderung nicht eingetreten iſt, von der 
neuen nationalſozialiſtiſchen Grundanſchauung des Vollſtreckungs⸗ 
rechts aus anders zu beurteilen find ls früher. 

Die 7. Auflage des Kommentars zeigt überall die beſtechenden 
Vorzüge ihrer Vorgängerinnen und hat es auch verſtanden, dieſe 
auf die neu zugewachſenen Stoffgebiete in gleicher Weiſe zu über⸗ 
tragen. Wer ſo reich gibt, wird verſtehen, daß er bei den Emp⸗ 
fängern die Begehrlichkeit nach weiteren Gaben erweckt, und nur 
in dieſem Sinne ſollen die nachſtehenden Ausführungen verſtanden 
werden. 

Bei dem großen Umfange, den das Werk in ſeiner neuen Ge⸗ 
ſtalt angenommen hat, iſt es vielleicht zu bedauern, daß in erſter 
Linie nur die Rechtſprechung und die großen Kommentare Be⸗ 
rückſichtigung gefunden haben, aber leider nicht im gleichen Maße 
die gerade im Zwangsverſteigerungsrecht ſo außerordentlich be⸗ 
deutſame Spezialliteratur, die gerade in den letzten Jahren eine 
Fülle wertvollſter Anregungen und Hinweiſe gebracht hat Der 
Benutzer des Kommentars, der Einzelfragen gründlicher nachgehen 
will, würde ſich ſehr freuen, wenn er dieſe Aufgabe durch aus⸗ 
führliche und vollſtändige Schrifttumshinweiſe erleichtert fände. Es 
kommt hinzu, daß kaum in einem der anderen großen Kommen⸗ 
tare eine lückenloſe Zuſammenſtellung, geſchweige denn eine ſorg⸗ 
fältige Durcharbeitung des geſamten Schrifttums zu finden iſt. Der 
volle Wert eines praktiſchen Hilfsmittels kann aber letzten Endes 


nur dann ganz und reſtlos erreicht werden, wenn es ſo geſtaltet 
wird, daß es den Benutzer der läſtigen und zeitraubenden Mühe 
des Suchens enthebt. 

So habe ich z. B. eine klare Auskunft auf folgende Frage 
nicht gefunden. Wenn die Zwangsverſteigerung nur in eine oder 
in einzelne von mehreren zu einem Gute gehörigen Parzellen be⸗ 
trieben oder wenn nach $ 76 ZwVerſtG. die Verſteigerung von 
Amts wegen auf eine oder einzelne von mehreren Parzellen be⸗ 
ſchränkt wird, iſt dann ohne weiteres das geſamte Gutsinventar 
als Zubehör der verſteigerten Parzelle anzuſehen? Die 88 97, 98 
BGB. entſcheiden darüber, welche beweglichen Sachen als Zu⸗ 
behör des verſteigerten Grundſtücks zu gelten haben. Danach ſind 
es diejenigen Inventarſtücke, die ſich in einem räumlichen Ver⸗ 
hältniſſe zur verſteigerten Parzelle befinden und die der Eigen⸗ 
tümer zu Zubehörungen dieſer Parzelle beſtimmt hat. In Fällen 
der gedachten Art muß wohl angenommen werden, daß diejenigen 
Inventarſtücke zu Zubehörungen der einzelnen Grundſtücke be⸗ 
ſtimmt find, für deren Bewirtſchaftung fie erforderlich find. War 
danach ein unteilbares Inventarſtück ſowohl für die verſteigerten 
als auch für die nicht verſteigerten Grundſtücke erforderlich, ſo muß 
es deshalb ungeteilt als mitverſteigert gelten. Der Gegenbeweis 
gegen dieſen objektiven Maßſtab als Grundlage der mutmaßlich 
ihm entſprechend erfolgten Zubehörbeſtimmung durch den Eigen⸗ 
tümer muß natürlich offen ſtehen. Im Einzelfall bleibt zu prüfen, 
ob die Auslegung des Zuſchlagsbeſchluſſes die Verſteigerung eines 
Gutshofes oder diejenige einzelner Parzellen ergibt. Nötigenfalls 
iſt die Frage im Prozeßwege auszutragen. 

Der Kommentar legt als ſolcher, da er ja kein Lehrbuch ſein 
will, naturgemäß weniger Gewicht auf die Herausarbeitung ver⸗ 
fahrensleitender Grundſatze. Auch der Gemeinſchaftsgedanke als 
ſolcher iſt, ſoviel ich ſehe, für das Zwangsverſteigerungsverfahren 
nicht nutzbar gemacht. Beachtenswert erſcheint aber immerhin der 
Gedanke der Einheitlichkeit des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
(vgl. Fraeb: JW. 1933, 641). 

Die Tatſache, daß das Unterlaſſen rechtzeitiger Anmeldung 
eines Rechtes nicht nur Nichtberückſichtigung im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren, ſondern auch materiellen Rechtsverluſt zur Folge 
hat, wird nur erwähnt (8 110 Anm. 4 Abſ. 3), aber nicht näher er 
örtert. Soweit ich ſehe, iſt auch der reichsgerichtliche Begriff der 
„nichtigen Hypothek“ einer Betrachtung nicht unterzogen (vgl. JW. 
1929, 776% und dazu Fra eb). 5 

Die Lehre vom Rechtsmittelverzicht, insbeſ. vom Verzicht auf 
die Beſchwerde, wird nicht erwähnt und nicht unterſucht, in wel⸗ 
cher Weiſe und wem gegenüber der Verzicht erklärt werden muß 
(JW. 1930, 15103 und dazu Fraeb). 2 

Ohne eigene Begründung wird der Anſicht des OLG. Frank⸗ 
furt (JW. 1930, 3563) zugeſtimmt, wonach eine wirkſam erfolgte 
Zuſtellung unwirkſam werden ſoll, wenn vom Verſteigerungsgericht 
dem Empfänger erklärt wird, daß ſie als nicht erfolgt anzuſehen 
ſei. Die Zuſtellung iſt aber ein tatſächlicher Vorgang, deſſen rechts⸗ 
wirkſames Vorhandenſein von dem Zwangsverſteigerungsrichter 
wohl nachgeprüft, aber nicht rückgängig gemacht werden kann. 

Erfreulicherweiſe wird der Auſicht beigetreten, daß die Zur 
rücknahme des Verſteigerungsantrags die Notwendigkeit ergeben 
kann, das geringſte Gebot anderweitig feſtzuſtellen ( 29 Anm. 9 
Abſ. 2 und JW. 1931, 546° und dazu Frae b: JW. 1933, 1899“ 
und dazu Fraeb ſowie Odd. Stettin: HöchſthRſpr. 1934 Nr. 37 
bei Einſtellungsbewilligung vgl. JW. 1934, 2795 und dazu 
Fraeb ſowie JW. 1937, 483 5s und dazu Frae b). 

Begrüßenswert iſt es, daß der Kommentar die Anſicht ver 
tritt, daß, wenn ein Hypothekengläubiger, der nur die perſonliche 
Forderung vollſtreckbar gemacht hat, die Zwangsverſteigerung DE 
treibt, das geringſte Gebot ſo feſtzuſtellen iſt, wie wenn ein person“ 
licher Gläubiger das Verfahren betriebe, und daß darin kein Ver 
zicht auf die Hypothek liege (58 15, 16 Anm. 11 und dazu Fra eb: 
JW. 1934, 1193 bzgl. einer nur auf Grund eines perſönlichen 
Schuldtitels erwirkten Zwangshypothek und ferner JW. 1930, 
2354 4s und dazu Fra eb). - 

Die in letzter Zeit lebhaft umſtrittene Frage, ob die Gene 


migung des Verfahrens gemäß § 84 auch nachträglich im Laufe 


des Beſchwerdeverfahrens nachgeholt werden kann (JW. 1932, 
3208 40 und dazu Fra eb) iſt, ſoweit erſichtlich, nicht geprüft. Die 
damit im Zuſammenhang ſtehende Frage, ob die Beſchwerde auf 
neue Tatſachen geſtützt werden kann, hat nur eine kurze Erwah 
nung gefunden ($ 100 Anm. 5). N - 

Die Belaſtung mit Gleichrangigkeit finde ich ex professO 
nicht erörtert, insbef. ift keine Stellung genommen zu der M 
nung, die den Gleichrang als eine Belaſtung auffaßt. Auch ve 
ſogenannte reflexive Gleichrang hatte unterſucht werden könne! 
(ngl. hierzu JW. 1933, 2020 10 und hierzu Fraeb). er 
Zu 5 66 hätte die Amtspflicht des Verſteigerungsrichters en 
grundſätzliche Erörterung nahegelegt; die Entſcheidung des NO. 
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dom 30. April 1935 (JW. 1935, 2955 12 und dazu Fraeb) er⸗ 
fordert eine Stellungnahme. 

Auch dieſes wertvolle Hilfsbuch für den praktiſchen Rechts⸗ 
wahrer läßt in ſeiner überarbeiteten Geſtalt erkennen, daß weſent⸗ 
liche Mängel im Zwangsverſteigerungsverfahren weniger auf die⸗ 
ſes Geſetz ſelbſt als auf ſeine Anwendung zurückzuführen ſind. 
Namentlich gilt es, das Zwangsverſteigerungsverfahren immer 
mehr von lebensfremdem Formalismus zu befreien, und es dafür 
immer mehr mit zweckbeſtimmtem Gemeinſchaftsgeiſt zu erfüllen. 
Die Grundſtücksverkehrsbekanntmachung v. 26. Jan. 1937 (RG Bl. 
I, 35) gibt dieſe Zielrichtung in ganz beſonderem Maße, indem fie 
jest auch den Erwerb in der Zwangsverſteigerung genehmigungs⸗ 
pflichtig gemacht hat. 

Leider beſchränkt ſich der Kommentar zu § 71 Anm. 7 nur auf 
einen ganz kurzen Hinweis auf die GrundſtVerkBek. nebſt Ausf⸗ 
BO, v. 26. Jan. 1937 und 22. April 1937, die übrigens nicht wie 
dort angegeben im Nachtrag S. 1132 ff., ſondern 1138 ff. abge⸗ 
druckt find und die amtliche Begründung ſowie den RdErl. des 
RErnährM. v. 26. Jan. 1937 (DI. 217 f.). 

Wenn auch Verfahrensanordnung und Zutrittsbeilaſſung nach 
richtiger Anſicht nicht von der Genehmigungsbeibringung abhängig 
zu machen ſind, ſo hat doch der Zwangsverſteigerungsrichter ſchon 
bei der Verfahrenseinleitung allen Anlaß, in eine Prüfung dar⸗ 
über einzutreten, ob für die Gebote eine Genehmigung nach der 
GrundſtVerkBek. erforderlich fein wird. Iſt dies zu bejahen, ſo iſt 
es ſeine Pflicht, auf das Erfordernis der vorherigen Einholung 
ber Genehmigung bereits in der Terminsbeſtimmung hinzuweiſen. 
Empfehlenswert dürfte es auch ſein, ſeitens des Verſteigerungs⸗ 
gerichts ſchon vor der Terminsanberaumung in geeigneter Weiſe 
feſtzuſtellen, ob mit Erteilung ſolcher Genehmigung zu rechnen iſt 
und gegebenenfalls die Ausſtellung eines verneinenden Zeugniſſes 
entſprechend § 4 Abſ. 2 und 3 herbeizuführen. Etwaige vorliegende 
Beſcheinigungen oder ſonſtige Erklärungen der Genehmigungsbe⸗ 
hörde wird das Verſteigerungsgericht im Verſteigerungstermin 
nach § 66 ZwVerſtcg bekanntgeben müſſen. Ein Gebot, deſſen Ge⸗ 
nehmigung nicht nachgewieſen wird, iſt unwirkſam und muß zu⸗ 
rückgewieſen werden. Der Genehmigungsnachweis muß im Ter⸗ 
min geführt werden, ohne daß der Nachweis nachgeholt oder gar 
erſt in der Beſchwerdeinſtanz erbracht werden könnte. Für das 
Verſteigerungsgericht iſt die Entſcheidung der Genehmigungsbe⸗ 
hörde nach 8 4 GrundſtVerkBek. bindend, das gilt auch hinſichtlich 
der Frage, ob die Genehmigung überhaupt erforderlich iſt. Wenn 
der Zuſchlag unter Nichtberückſichtigung der Genehmigungspflicht 
erteilt iſt, jo fragt es ſich, ob dem Meiſtbietenden wirkſames Eigen⸗ 
tum verſchafft worden iſt. Nach richtiger Anſicht kann bei Rechts⸗ 
kraft des Zuſchlags der Eigentumsübergang überhaupt nicht mehr 
angefochten werden, der rechtskräftige Zuſchlagsbeſchluß läßt alſo 
keinen Raum mehr für eine Entſcheidung über die Genehmigung 
nach der GrundſtVerkBek. Im übrigen gibt gerade dieſe Verord⸗ 
nung, deren Zweckbeſtimmung es iſt, der Durchführung des Ge⸗ 
meinſchaftsgedankens gegenüber Privatintereſſen zum Siege zu 
verhelfen, noch Gelegenheit, im allgemeinen einmal der zweckver⸗ 
bundenen Zwangsverſteigerungsgemeinſchaft insbeſ. zu gedenken. 
a Das Gleichnis vom Schalksknecht, den ſein Herr losließ und 
ihm auch die Schuld von 10 000 Pfund erließ, und der dann ſelbſt 
ſeinen Mitknecht, der ihm nur 100 Groſchen ſchuldig war, ins 
Gefängnis werfen ließ (Matth. 18, 23 ff.), kann immer wieder als 
Richtſchnur zur Ausgeſtaltung des Gemeinſchaftsgedankens im 
Zwangsverſteigerungsrecht dienen, der in dieſem Geſetz wie kaum 
in einem anderen Anerkennung erfordert. 

Die deutſche Rechtspflege aber darf ſich glücklich preiſen, wenn 
durch Generationen hin derartige Muſterwerke wie der Kommen⸗ 
iar von Jaeckel⸗Güthe von gleichrangigen Nachfolgern auf 
ihrer beherrſchenden Höhe erhalten und mit neuem friſchem Zeit⸗ 
geiſt erfüllt werden. Wenn hier ſchon vor Jahren deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, angeſpornt und ausgelöſt von der lebendig ſprudeln⸗ 
den Quelle praktiſcher Erfahrung, ein ſtolzes Werk aufgerichtet hat, 
ſo erfüllt es mit Genugtuung und Zuverſicht daß Männer unſerer 
Zeit beſchieden ſind mit der Fähigkeit, ein ſolches Werk im Wandel 
er Zeiten der Rechtswahrung zu erhalten. 

LGR. Dr. Fraeb, Hanau. 


Reinhard⸗Müller: Das Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetz. Nachträge zur 3./4. Aufl. des Kommentars und zur 
§. Aufl. der Handausgabe. Bearbeitet von Haus Mül⸗ 
ler, SenPräſ., Dresden. Stuttgart 1937. Verlag W. Kohl⸗ 
hammer. 92 S. Preis broſch. 6 RM. 

iu, Das Hauptwerk habe ich bereits einer eingehenden Be⸗ 

ſprechung unterzogen (vgl. IW. 1934, 2606 ff.). Jer erſte 

Kachtrag ſchließt mit Anfang Oktober 1936 ab, der zweite 


Nachtrag bringt Ergänzungen bis Ende März, beide erſcheinen 
bereits in 3. Aufl. Beide wollen die bekannten Werke zum 
ZrBerft®. in Einklang mit dem gegenwärtigen Stande von 
Geſetzgebung, Rechtſprechung und Schrifttum bringen. 

Teil I behandelt in bekannter Erläuterungsweiſe die ein⸗ 
ſchlagenden geſetzlichen Vorſchriften zu den in Betracht kom⸗ 
menden Stellen des ZwVerſtG. unter Heranziehung von 
Rechtſprechung und Schrifttum, das ſog. Vollſtreckungsnot⸗ 
recht, die maßgebenden Beſtimmungen des Bodenrechts, De⸗ 
viſenvorſchriften u. a. m. 

Wenn der Anſicht beigetreten wird, daß die Feſtſetzung 
des Grundſtückswertes durch das Vollſtreckungsgericht keinem 
Rechtsmittel unterliege und auch im Falle des 33 VO. vom 
Prozeßgericht nicht nachzuprüfen ſei (vgl. S. 33, zu 8 85 
Ziff. 2), jo iſt unerfindlich, weshalb gerade aus dem Aus⸗ 
ſchluß eines Rechtsmittels (§ 4 Abſ. 7) die Anwendbarkeit des 
§ 79 IwBerft®. verneint werden ſoll. Die Rechtskraft und 
damit das Gebundenſein erſtreckt ſich grundſätzlich überall nur 
auf das Verhältnis zwiſchen denjenigen Perſonen, die die 
Sachgeſtaltung oder Sonderſachgeſtaltung verfolgt haben. Daß 
das rechtskräftige Urteil grundſätzlich nicht gegen jedermann 
wirkt, entſpricht der ZPO., weil fie eine ſolche Wirkung nur 
für gewiſſe Fälle anordnet. Entſprechendes muß dann in der 
Regel erſt recht hinſichtlich der Gerichtsbeſchlüſſe gelten, für 
die ja nur eine entſprechende Anwendung der für die Urteile 
in dieſer Hinſicht gegebenen Vorſchriften in Frage kommen 
kann. In ganz beſonderem Maße muß es aber von den Vor⸗ 
entſcheidungen, die der Beſchlußfaſſung über den Zuſchlag, 
in Zwangsverſteigerungsverfahren im Beſchlußverfahren 
voraufgegangen ſind, gelten. Es handelt ſich hierbei um Be⸗ 
ſchlüſſe, die für den Zuſchlag Bedeutung haben, wie Feſt⸗ 
ſetzung des geringſten Gebots und der Verſteigerungsbedin⸗ 
gungen, Zulaſſung oder Zurückweiſung eines Gebots u. dgl. 
Sollte das Vollſtreckungsgericht an ſie gebunden ſein, ſo 
müßte die Beſchwerde gegen ſie nicht bloß zuläſſig, ſondern 
auch immer vor der Entſcheidung über den Zuſchlag erledigt 
werden können. Damit könnte aber eine unerwünſchte Ver⸗ 
zögerung des Verfahrens herbeigeführt werden. Um das zu 
verhüten, wird einerſeits die Beſchwerde gegen ſolche Vor⸗ 
entſcheidungen nur als Beſchwerde gegen die Erteilung oder 
Verſagung des Zuſchlags gemäß § 95 ZwvVerſtG. zugelaſſen, 
andererſeits dem Vollſtreckungsgericht bei Beſchlußſaſſung 
hierüber die volle Entſchließungsfreiheit gemäß 8 79 
ZwVerſtGG. zurückgegeben (vgl. Reinhard⸗Müller, 
Handausgabe, 8. Aufl., § 79 Anm. 1). Daß aber jene Grund⸗ 
ſtückswertfeſtſetzung durch Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts 
ebenfalls für die Erteilung des Zuſchlags von Bedeutung iſt, 
wird füglich nicht bezweifelt werden können. Warum aber ſoll 
nun gerade bei dieſem Beſchluß, und zwar ohne daß es 
irgendwie in dem Geſetz ausgeſprochen wäre, aus der Nicht⸗ 
zulaſſung eines Rechtsmittels gerade der umgekehrte Schluß 
gezogen werden wie bei den übrigen Beſchlußvorentſcheidungen 
in der Zwangsvollſtreckung? Iſt auch nach dem Geſagten nicht 
einzuſehen, weshalb die SS 1ff. VO. nur dann durchführbar 
ſein ſollen, wenn der Grundſtückswert im Zeitpunkt der Ver⸗ 
ſteigerung endgültig feſtſtehen ſoll, es genügt vollkommen, 
wenn er vorläufig feſtſteht und die Endgültigkeit dieſer Feſt⸗ 
ſetzung ebenſo wie diejenige über das geringſte Gebot oder die 
Zulaſſung eines Gebots von dem Schickſal der Entſcheidung 
über den Zuſchlag abhängig bleibt. Der feſtgeſetzte Wert iſt 
im Verſteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten bekanntzugeben (8 4 Abſ. 7 S. 1 BD.) Auf 
den Zeitpunkt der Verſteigerung iſt die Feſtſetzung auch ab⸗ 
zuſtellen. Finden mehrere Verſteigerungstermine ſtatt, ſo muß 
demgemäß in jedem weiteren Termin die Feſtſetzung von 
neuem erfolgen, ohne daß das Vollſtreckungsgericht dabei an 
eine in einem früheren Termin bekanntgegebene Feſtſetzung 
gebunden wäre. Das Unterlaſſen der Bekanntgabe bildet einen 
Grund zur Beſchwerde gegen den Zuſchlag (Reinhard⸗ 
Müller, 8. Aufl., §S 85 Anm. 10a). Wenn der Zuſchlag 
oder die Verſagung des Zuſchlags nach $ 4 Abſ. 7 S. 2 nicht 
mit der Begründung angefochten werden kann, daß der Wert 
unrichtig feſtgeſetzt ſei, ſo läßt dies nur erkennen, daß die 
Grundſtückswertfeſtſetzung nicht ßür eine beſonders wichtige 
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Verfahrensentſcheidung im Sinne einer ausnahmsweiſe ſcharf 
nachzuprüfenden Maßnahme gemäß § 100 ZwVerſtG. erachtet 
worden iſt. 

Manchmal iſt eine eigene begründete Stellungnahme zu 
Streitfragen nicht gegeben, z. B. bei der Frage, ob über die 
Beſchwerde gegen den die Einſtellung ablehnenden Beſchluß, 
ſobald der Zuſchlag erteilt iſt, nicht mehr entſchieden werden 
kann, auch wenn ſie vorher eingelegt iſt (vgl. S. 80 zu V 4 
[3 di). Es befriedigt nicht, wenn ein ſo führendes Handbuch 
wie das von Reinhard⸗Müller ſich dabei genügen laßt, 
einfach der einen, hier der verneinenden, beitritt; man dürfte 
vielmehr wohl erwarten, daß dieſer Beitritt auch durch eigene 
Erwägungen des Für und Wider gerechtfertigt wird. 

Die begründete Stellungnahme zu der Streitfrage, ob 
das Vollſtreckungsgericht nach Verſagung der Einſtellung an 
dieſe Entſcheidung gebunden tft (vgl. S. 20 zu 6b), vermag 
mich nicht zu überzeugen und ich möchte die Frage nach wie 
vor bejahen. Namentlich halte ich es für verfehlt, den 8 79 
ZwVerſtG. als die grundlegende Beſtimmung anzuſehen. Hätte 
der Geſetzgeber nach vorangegangener rechtskräftiger Ab⸗ 
lehnung eine erneute Nachprüfung der Einſtellungsfrage wenn 
auch nur bei der Entſcheidung über den Zuſchlag auf Grund 
der nunmehrigen oder der früheren Sachlage zulaſſen wollen, 
ſo hätte er dies ausdrücklich beſtimmt. Aus § 79 ZwVerſtG., 
bei deſſen Abfaſſung an die Möglichkeit wirtſchaftlicher Er⸗ 
meſſensentſcheidungen des Vollſtreckungsgerichts nicht ger 
dacht werden konnte, kann das nicht entnommen werden. 

Die Einſtellung aus 8 5 VO. v. 26. Mai 1933 iſt als 
Ermeſſensentſcheidung völlig anderer Art als die im 
ZwVerſtch. in Betracht gezogenen Einſtellungen. Die BO. 
hat abſichtlich einen ſummariſchen Rechtszug vorgeſehen. Aus 
dem Grunde, für die Entſcheidung aus § 5 VO. ſchnell eine 
endgültige Entſcheidung herbeizuführen, ſoll auch der Ver⸗ 
ſteigerungstermin erſt nach der Rechtskraft des die einſt⸗ 
weilige Einſtellung ablehnenden Beſchluſſes bekanntgegeben 
werden. Für die Fälle, in denen der neue Einſtellungsantrag 
aus 85 VO. auf Gründe geſtützt wird, die der Schuldner 
bei ſeiner früheren Antragſtellung nicht hatte vorbringen 
können, kann beſtenfalls eine Ausnahme zugelaſſen werden. 
Denn lediglich zum Schutze der Beteiligten iſt der $ 9a in 
die VO. eingefügt. Haben die Beteiligten in dem Verfahren 
Gelegenheit gehabt, ihre Rechte wahrzunehmen und haben 
ſie die einſtweilige Einſtellung auf Grund des 85 VO. be 
antragt, ſo hat das Vollſtreckungsgericht nach genauer und 
gründlicher Prüfung der Sachlage einen Beſchluß zu faſſen. 
Nach rechtskräftiger Verſagung der Einſtellung durch den Be⸗ 
ſchluß des Vollſtreckungsgerichts beſteht keinerlei Veranlaſſung, 
das ganze umſtändliche Zwangsverſteigerungsverfahren, in 
dem z. B. bereits umfangreiche Anmeldungen erfolgt, zahl⸗ 
reiche Zuſtellungen und Terminsbenachrichtigungen heraus⸗ 
gegangen ſein können, Beteiligte von einer Großſtadt die 
weite Reiſe zum Verſteigerungstermin in die andere Groß⸗ 
ſtadt vielleicht in Begleitung ihres Anwalts unternommen 
haben, der Zuſchlag auch dem Meiſtbietenden im Verſteige⸗ 
rungstermin erteilt iſt, durch Verſagung des Zuſchlags auf 
eine Beſchwerde, die damit begründet wird, daß das Meile 
gebot, zu dem der Zuſchlag erteilt worden ſei, in keinem Ver⸗ 
hältnis zum Werte des Grundſtücks ſtehe, hinfällig zu machen. 
In 89a VO. iſt als Grund zur Verſagung des Zuſchlages 
nicht die Nichterreichung von 70 des feſtgeſetzten Grundſtücks⸗ 
wertes angegeben. 

In einem ſolchen Falle hat das LG. Düſſeldorf in 
einem Beſchluß v. 9. Dez. 1936 — 21 T 1749/36 — u. a. 
ausgeführt: „Es kann nun nicht als angemeſſen angeſehen 
werden, daß bei einer Teilungsverſteigerung das Grundſtück 
zu einem erheblich unter dem wirklichen Werte liegenden 
Preiſe einem der Beteiligten zugeſchlagen wird und er jo 
weſentliche Vorteile hat zum Nachteile der übrigen Mit⸗ 
beteiligten. In ſolchem Falle muß dem Vollſtreckungsrichter 
die Befugnis zuftehen, den Zuſchlag zu einem ſo geringen 
Gebote zu verfſagen (Jonas- Pohle, „Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsnotrecht“ 8 92 Anm. 4). Wenn nur ein ſo geringes, den 
wirklichen Wert auch nicht annähernd erreichendes Gebot ab- 
gegeben wird, ſo zeigt das, daß die Verſteigerung zum Zwecke 
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der Aufhebung der Gemeinſchaft jedenfalls zur Zeit nicht an⸗ 
gemeſſen iſt, daß bei Abwägung der Intereſſen einmal des 
betreibenden Miteigentümers, der möglichſt bald Geld er 
halten will, und der anderen Miteigentümer, die aus ihrem 
Eigentum den angemeſſenen Wertanteil erhalten wollen, die 
einſtweilige Einſtellung angemeſſen erſcheint. Wenn aber die 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung hätte an⸗ 
geordnet werden müſſen (8 9a VO.), jo iſt die Fortſetzung 
des Verfahrens unzuläſſig. Der Zuſchlag hätte daher nach 
8 83 Ziff. 6 AmBerit®. verſagt werden müſſen. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt daher nach $ 100 ZwVerſtG. zuläſſig.“ 

Die weitere Beſchwerde des betreibenden Miteigentümers 
iſt durch Beſchluß des OLG. Düſſeldorf v. 5. Febr. 1937, 
7 W 11/37, als unzuläſſig verworfen worden, weil nach 
8 9a Abſ. 3 i. Verb. m. § 6 Abi. 3 VO. v. 26. Mai 1933 
eine weitere Beſchwerde nicht ſtattfindet. 1 

Die Beſchwerde gegen den Zuſchlag kann nach 8 100 
ZwVerſtG. nur auf Verletzung der Vorſchriften der 88 81, 
3-85 AwBerfi®. geſtützt werden und alſo nicht auf Ver⸗ 
letzung des 8 1 VO. Die Verletzung des § 1 VO. macht aber 
auch das Zwangsverſteigerungsverfahren oder ſeine Fort⸗ 
ſetzung nicht unzuläſſig, ſondern löſt lediglich ein Antragsrecht 
eines Berechtigten, deſſen Anſpruch ganz oder teilweiſe durch 
das Meiſtgebot nicht gedeckt wird, aber bei einem Gebote in 
der Höhe von ¼0 des feſtgeſetzten Grundſtückswertes voraus⸗ 
ſichtlich gedeckt ſein würde, auf Verſagung des Zuſchlags aus. 
Nach Abf. 2 kann ein ſolcher Antrag aber nur bis zum Schluß 
der Verhandlung über den Zuſchlag geſtellt werden. Durch 
die Bezugnahme auf 8 74 ZwVerſtG. iſt klargeſtellt, daß da⸗ 
mit der Schluß der Verhandlung im Verſteigerungstermin 
(Anhörung der Beteiligten über den Zuſchlag) gemeint iſt. 
Daß der Antrag nicht mehr geſtellt werden kann, wenn der 
Zuſchlag verkündet iſt, iſt ſelbſtverſtändlich. Er kann aber auch 
nicht mehr geſtellt werden, wenn die Beſtimmung eines be 
ſonderen Verkündungstermins verkündet iſt (OLG. Hamm: 
IW. 1933, 2600; Korintenberg⸗Wenz, Zuſatz zu 88 81 
bis 85; 81 Anm. 4 S. 394). Selbſtverſtändlich kann dann 
der Antrag auch nicht mittels einer Beſchwerde gegen den 
verkündeten Zuſchlag geſtellt werden. 

Die mitgeteilten Gründe des LG. Düſſeldorf ergeben ja 
auch klar, daß ſich das LG. durchaus bewußt war, keine Enk⸗ 
ſcheidung mehr aus § 9a BD. treffen zu können, ſonſt hätte 
es ſich ja auch nicht dabei beruhigen dürfen, einfach den Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß des AG. aufzuheben und ſeinerſeits den Yu“ 
ſchlag zu verſagen, ſondern hätte gemäß 8 5 VO. die Zwangs 
verſteigerung auf die Dauer von längſtens 6 Monaten einſt⸗ 
weilen einſtellen müſſen. Es iſt ſomit ganz unerfindlich, wie 
das OLG. Düſſeldorf dazu gekommen iſt, in Anwendung des 
8 6 Abſ. 3 VO. die weitere Beſchwerde als unzuläſſig zu er 
klären, nachdem das LG. ſeinen mit der weiteren Beſchwerde 
angefochtenen Beſchluß ausdrücklich auf Verletzung des 8 8 
Ziff. 6 ZwVerſtch. geſtützt hatte. Die weitere Beſchwerde iſt 
allerdings nur bei einem ſelbſtändigen Beſchwerdegrund zu 
läſſig, aber auch ſeitens der Perſonen, die gegen den Beſchluß 
des Vollſtreckungsgerichts keine Beſchwerde erhoben hatten 
(vgl. Fraeb, Handausg., 8 101 IV 1 u. 2). Auch dieſe 
weitere Beſchwerde kann nur auf einen im 8 100 ZwVerſtG. 
bezeichneten Beſchwerdegrund geſtützt werden. Hat das Bes 
ſchwerdegericht, wie hier, ſachlich entſchieden, ſo iſt die weitere 
Beſchwerde nur zuläſſig, wenn in der Entſcheidung des Be⸗ 
ſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund ent 
halten iſt (8 568 Abſ. 2 8D .), grundſätzlich alſo nur, wenn 
das LG. anders entſchieden hat als das Vollſtreckungsgericht, 
Dann aber muß der Beſchwerdegrund einer der im 8 100 
angeführten ſein und er muß ſchon bei der Entſcheidung de? 
Vollſtreckungsgerichts über den Zuſchlag gegeben geweſen ſein 
ſo daß die erſte Beſchwerde begründet geweſen wäre, wenn 
das Vollſtreckungsgericht fo entſchieden hatte, wie ſpäter das 
LG. entſchieden hat (vgl. Korintenberg⸗ Wenz 
Anm. 6). Das LG. hat aber bei der geſchilderten Sachlage 
zu Unrecht den 8 9a BD. herangezogen, weil ein entſpreche 
der Antrag bis zur Schlußverhandlung vor dem Vollſtreckungs 
gericht überhaupt nicht geſtellt war, und deshalb das Voll 
ſtreckungsgericht zwar zutreffend weder unmittelbar ne 
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mittelbar eine Entſcheidung aus 8 9a, ſondern eben lediglich 
mittelbar eine ſolche aus § 5 in unzuläſſiger Weiſe unter 
ausſchließlicher Begründung aus 8 83 Ziff. 6 gegeben hat, 
obwohl eine Unzuläſſigkeit i. S. des 8 83 Ziff. 6 gar nicht 
vorlag. 

Wegen eines den Beteiligten unannehmbar erſcheinenden 
Meiſtgebotes muß es im übrigen bei der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung des § 85 ZwVerſtch. verbleiben, die auch für die 
Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Ge- 
meinſchaft gilt, und die vom Geſetzgeber als ausreichende 
Sicherung für alle Gemeinſchaftsteilnehmer erachtet worden 
und es auch tatfächlich iſt. Dabei iſt zu beachten, daß auch 
der Antrag aus § 85 nur bis zum Schluß der Verſteigerung 
geſtellt werden kann. 

Nach alledem würde es dem Zweckgedanken des Geſetz⸗ 
gebers zuwiderlaufen, wenn auch nach rechtskräftiger Ab⸗ 
lehnung der Einſtellung aus § 5 VO. die Richtigkeit dieſer 
Entſcheidung bei der Entſcheidung über den Zuſchlag nach⸗ 
zuprüfen wäre (vgl. Volkmar: JW. 1935, 2214; Schultze⸗ 
Seifert, „Vollſtreckungsſchutz“, 1934, zu 8 6 Bem. 26 und 
92; vgl. auch Fraeb: JW. 1937, 484f.). 

Die Zeiten andauernder wirtſchaftlicher Schwierigkeiten 
haben zu einer beſonders lebhaften Rechtſprechung und zu 
vielen beachtlichen Stellungnahmen im Schrifttum geführt 
und auch den Geſetzgeber wiederholt mit einſchneidenden Not⸗ 
verordnungen auf den Plan gerufen. Die Ergebniſſe dieſer 
eifrigen rechtspflegeriſchen Betätigung in Kommentar und 
Handausgabe einzugliedern, war die Aufgabe der beiden 
Nachträge. Die Verarbeitung iſt mit der bekannten Gründ⸗ 
lichkeit und Gewiſſenhaftigkeit vorgenommen. Sie trägt zwei⸗ 
fellos dazu bei, den beiden Hilfsbüchern ihren erſtrangigen 
Platz zu ſichern, zumal wenn dafür Sorge getragen wird, 
auch in Zukunft ſo ſchnell und umfaſſend einer Überalterung 
vorzubeugen. 

Das Erſcheinen dieſer Nachträge ermöglicht einen guten 
Überblick über den zurückgelegten Weg auf dieſem Gebiet der 
Rechtswahrung. Man wird ſich ſagen müſſen, daß das zu⸗ 
grunde liegende Geſetz gut war, und daß mit ganz beſonderer 
Vorſicht gerade an ſeine Neuformung gegangen werden muß. 

LG R. Dr. Fraeb, Hanau. 


SenPräſ. Dr. Deerberg: Konkurs⸗ und Vergleichs⸗ 
ordnung. Aufgaben mit Entſcheidungen. Berlin 1937. 
Carl Heymanns Verlag. 74 S. Preis broſch. 2,80 AM. 


Die JW. kann nunmehr im Jahre 1937 zum dritten 
Male eine Beſprechung eines Werks des Verf. veröffentlichen. 
In JW. 1937, 87 wird ein ſachenrechtliches Buch des Verf. 
beſprochen, in JW. 1937, 919 ein verwaltungsrechtliches; 
dieſen beiden ſchließt ſich nunmehr die Beſprechung eines 
konkursrechtlichen an. Das vorliegende Buch iſt eine Samm- 
lung von 48 Fällen aus dem Konkursrecht, dem Recht der 
Vergleichsordnung und dem Recht der Anfechtung außerhalb 
des Konkurſes. 

Bei der Beſprechung der vorletzten Veröffentlichung des 
Verf. war zu bemängeln, daß ſowohl in der Zuſammenſtel⸗ 
lung der Fälle ſelbſt als auch in ihrer Behandlung keine 
rechte Ordnung ſpürbar ſei. Dies trifft mindeſtens für die 
vom Verf. in dem hier zur Erörterung ſtehenden Buch ge⸗ 
gebenen Löſungen der von ihm ausgeſuchten Aufgaben wie⸗ 
derum zu. Auch hier iſt wieder zu beanſtanden, daß ſchon aus 
dieſem Grunde der vom Verf. erſtrebte Zweck, den Referen⸗ 
daren eine konkursrechtliche Vorbereitung auf die große 
Staatsprüfung zu ermöglichen, nicht ausreichend erzielt wird. 

Wegen der Beſchränkung des zur Verfügung ſtehenden 
Raumes will der Beſprecher an dieſer Stelle nur einige der 
Mängel des Buches hervorheben: ’ 

Die Darſtellung des Verf. vermeidet nicht überall 
vermeidbare Fremdwörter und iſt auch mehrfach nicht mit dem 
Sprachgebrauch der neueren Wiſſenſchaft in Einklang zu 

ringen. 

So ſpricht der Verf. noch in Löſung 5 (S. 21) und in 
Löſung 10 (S. 29) von einer „Dispoſitionsbefugnis“, obwohl 
weder die KO. noch andere neuere Geſetze dieſen überalterten 
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und ungenauen Ausdruck mehr verwenden; in Löſung 12 be⸗ 
findet ſich auf S. 31 u. 32 mehrfach noch der Ausdruck „Kon⸗ 
zeſſion“, obwohl das in Frage kommende Gaſtſtätten G. vom 
30. April 1930 überall ſtatt deſſen gut und richtig von einer 
„Erlaubnis“ ſpricht; in Löſung 37 (S. 60) wird von einem 
„Zeſſionar“ geſprochen, obwohl dieſer Ausdruck ſchon weder 
dem BGB. noch der KO. mehr bekannt iſt. In Löſung 9 
(S. 27) wird von einem „Anſpruch gegen die Maſſe“, auf 
S. 28 von einer Zahlung „an die Maſſe“ und von einer 
„Haftung der Maſſe“ geſprochen; alle dieſe Ausdrücke ſind 
ungenau und in einem Buch, das für Lehrzwecke beſtimmt 
iſt, durchaus zu vermeiden. 

Der Aufbau der Fälle entſpricht weder den jeweils 
gegebenen tatſächlichen Umſtänden, noch dem Aufbau der an⸗ 
zuwendenden Geſetzestatbeſtände. Die Erörterungen bewegen 
ſich viel zu ſehr in den Wegen einer grundrißmäßigen Dar⸗ 
ſtellung von Fragen, die im Zuſammenhang mit der Löſung 
der Fälle unmittelbar oder vielfach nur mittelbar oder gar 
nicht erheblich werden. Es ſollte den Prüflingen ſtatt deſſen 
gezeigt werden, wie man unter Zugrundelegung eines aus⸗ 
nahmslos den Denkgeſetzen folgenden Aufbaues auf kürzeſtem 
Wege zu der richtigen Löſung gelangt. Dieſen Anforderungen 
entſpricht keine einzige der von dem Verf. gegebenen „Lö⸗ 
ſungen“. 

Leider entſpricht aber auch der Inhalt dieſer Löſungen 
durchaus nicht überall dem von dem Verf. verfolgten Zweck. 
Auch hier kann der Beſprecher wegen des Raummangels nur 
einige von den zahlreichen Mängeln hervorheben. 

Löſung 2 Abſ. 2: hier war ein Hinweis auf die im 
Schrifttum entwickelte geiſtreiche Schlußfolgerung aus den 
$$ 857, 1373 u. 2025 BGB. geboten. Die Konkurseröff⸗ 
nung bedeutet zwar keine übertragende Geſamtrechtsnachfolge 
wie der Erbfall, aber eine rechtsbegründende Geſamtrechts⸗ 
nachfolge wie der Eintritt der Verwaltung und Nutznießung 
des Ehemannes. Der Konkursverwalter hat daher ſchon mit 
Eröffnung des Verfahrens eine inhaltlich beſchränkte, dem 
Erbenbeſitz des 8 857 BGB. vergleichbare Beſitzſtellung inne. 

Löſung 2 Abſ. 14: hier wäre unter allen Umſtänden ein 
Hinweis auf die äußerſt aufſchlußreiche Rechtſprechung des 
Oberverwaltungsgericht zu dieſem Punkt erforderlich ge⸗ 
weſen. 

Löſung 2 S. 18 unten und S. 19: die vom Verf. ab⸗ 
gelehnte Auffaſſung iſt nicht nur eine „verbreitete“ Meinung, 
ſondern die Anſicht zahlreicher deutſcher Oberlandesgerichte. 
Es bedurfte hier des Hinweiſes auf dieſe Rechtſprechung. Die 
Auseinanderſetzung mit der vom Verf. abgelehnten Anſicht 
auf S. 19 iſt unzulänglich. 

In Löſung 4 trägt der Verf. die Auffaſſung vor, daß 
der Konkurs keine Zwangsvollſtreckung i. S. des 8 766 
ZPO. ſei. Der erſte Senat des KG. hat in IFG. 11, 115 ff. 
durchaus überzeugend dargetan, daß der Konkurs und die 
Nachlaßverwaltung Zwangsvollſtreckung i. S. des § 39 des 
RErbhofG. ſei. Ein Hinweis auf dieſe Rechtſprechung und die 
Prüfung der Frage, ob ſich hieraus Folgerungen für den vom 
Verf. behandelten Fall ergeben, waren unbedingt geboten. — 
Im übrigen fehlt an dieſer Stelle auch eine Auseinander⸗ 
ſetzung mit JW. 1930, 280 12 einſchließlich der Beſprechung. 

Löſung 5 Abſ. 2 am Ende: hier fehlt jeder Beweis. 

Löſung 8: die Ausführungen auf S. 26 unten und 
S. 27 oben ſind m. E. unhaltbar. Der Erkennbarkeitsgrund⸗ 
ſatz wird für das Sachenrecht nicht allein vom RG. ver⸗ 
treten, ſondern iſt auch im Schrifttum allgemein anerkannt. 

Löſung 9 Abſ. 3: dieſe Ausführungen entbehren einer 
ausreichenden Begründung. 8 

Löſung 11 Abſ. 3: hierzu vergleiche das zur Löſung 2 
Abſ. 2 Geſagte. a 

Löſung 12 S. 32 Abf. 2 u. 3: die Ausführungen über 
das rechtliche Weſen der Schankerlaubnis reichen keineswegs 
aus. 

Löſung 13: die erſt zur Löſung 14 erwähnte Entſchei⸗ 
dung Rh. 98, 138 mußte ſchon bei dieſer Löſung erwähnt 
werden. Im Zuſammenhang dieſer beiden Fälle bedurfte es 
aber unter allen Umſtänden eines Hinweiſes auf die außer⸗ 
ordentlich bedeutſame Entſch. RGZ. 148, 326 — JW. 1935, 
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36143. Auf S. 35 Abſ. 5 mußte die Frage, unter welchen 
Umſtänden die Einholung eines Rechtsrates gefordert werden 
kann, genauer erörtert werden. 

Löſung 18 (S. 38 oben): dieſe Ausführungen überzeugen 
nicht. RG. 58, 167 ſteht nicht vereinzelt da, ſondern iſt in 
SW. 1929, 262717 beſtätigt. Der Konkursverwalter hat im 
übrigen auch nicht nur die Intereſſen derjenigen Gläubiger 
wahrzunehmen, die ihre Forderung zur Konkurstabelle an⸗ 
melden, ſondern die Intereſſen aller Konkursgläubiger. 

Löſung 20 (S. 40): § 892 BGB. kommt nicht in Frage, 
da nach dem von dem Verf. gegebenen Fall die Vorausſetzungen 
des § 878 BGB. zutreffen. 

Löſung 21: die Hauptſache, nämlich daß § 42 KO. den 
8 878 BGB. überhaupt nicht anführt, wird nicht hervor⸗ 
gehoben. RG. 81, 424 ff. = JW. 1913, 555 bedurfte einer 
eingehenderen Berückſichtigung. 

Löſung 24: es fehlt jeder Hinweis auf die Rechtſprechung 
NG. 57, 81 u. a. Entſch.). a 

Zu der Löſung 26 iſt insgeſamt zu bemerken: Hier 
wäre unbedingt eine Erörterung der außerordentlich bedeut⸗ 
ſamen Fragen aus RG. 51, 403 ff. und RG. 61, 217ff. 
erforderlich geweſen. 

Löſung 35: eine eingehendere Begründung auf der 
Grundlage von RG. 140, 10 ff. war notwendig. 

Zu der Auswahl der Aufgaben iſt noch insgeſamt zu 
bemerken, daß ſie dem Prüfling weder eine einigermaßen 
ausreichende Kenntnis der neueren in der Praxis erörterten 
Fragen des ſachlich⸗rechtlichen Konkursrechts verſchaffen, noch 
überhaupt (von verſchwindenden Ausnahmen abgeſehen) das 
außerordentlich wichtige Gebiet des Konkursverfahrens be⸗ 
handeln. — Die Fälle aus dem Vergleichsrecht und zu dem 
Geſetz über die Anfechtung von Rechtshandlungen außerhalb 
des Konkurſes entſprechen m. E. nach ihrem Inhalt keines⸗ 
wegs den Anforderungen, die billigerweiſe an die Prüflinge 
in der großen Staatsprüfung geſtellt werden können und 
nach meinen Erfahrungen auch geſtellt werden. 

RA. Dr. Matzke, Berlin. 


(vgl. 


Franz Mentzel, Senpräſ. beim RG. a. D.: Kommen⸗ 
tar zur Reichskonkurs ordnung. 5. vollſt. um⸗ 
gearb. u. vermehrte Aufl. Berlin 1937. Weidmannſche Ver⸗ 
lagsbuchhdlg. XV, 747 S. Preis geb. 27 RA. 

Die vor kurzer Zeit erſchienene 5. Auflage des bekannten 
Kommentars zur Konkursordnung ſtellt eine faſt völlige Neu⸗ 
bearbeitung der letzten Auflage dar. Sämtliche ſeit 1932 ver⸗ 
öffeutlichten Geſetze, welche das Konkursrecht beeinfluſſen, wie 
3. B. die Vollſtreckungsſchutzgeſetze, das RErbhofG., das Aktien- 
geſetz, das Pat., das Arb OG. uſw., find in den Aumerkungen 
berückſichtigt und die ſeit der letzten Auflage bekanntgegebenen 
Entſcheidungen ausgewertet worden. In einer Reihe von 
Fällen iſt der Verf. zu einer anderen Anſicht als in den bis⸗ 
herigen Auflagen gelangt. Sorgfältig und eingehend werden 
die Abweichungen begründet, wie ſich überhaupt der Derf. 
ſtets zu einer beſtimmten eindeutigen Auffaſſung bei ſtrittigen 
Fragen durchringt, ohne durch langatmige Ausführungen den 
Leſer zu ermüden. Das Weſentliche wird von ihm in knapper 
eindringlicher Form herausgeſtellt. Der große Vorteil des 
Kommentars beſteht darin, daß er auf ſämtliche Fragen, die 
im Konkursrecht auftauchen, eine klare und erſchöpfende Aus⸗ 
kunft gibt, wobei auf die anderweitigen Anſichten bei um⸗ 
ſtrittenen Gebieten unter Angabe der Fundſtelle hingewieſen 
wird. 

Es iſt ſehr begrüßenswert, daß der Verf. es unterläßt, 
da der Kommentar für die Praxis beſtimmt iſt, zu Fragen 
Stellung zu nehmen, welchen in erſter Linie theoretiſche Be⸗ 
deutung beizumeſſen iſt. In ſolchen Fällen arbeitet der Verf. 
die in der Rechtſprechung vertretene Anſicht heraus, wie z. B. 
zu den Fragen nach der rechtlichen Stellung des Konkursver⸗ 
walters und nach dem Rechtscharakter des Zwangsvergleiches. 
Hierfür werden ihm die Praktiker dankbar ſein, da ſie ſich 
bei ihren Entſcheidungen nach der beſtehenden Rechtſprechung 
richten müſſen. Der Verf. verſteht es meiſterlich, den Leſer 
mitten in die Probleme hineinzuführen und ihm ein beſtimm⸗ 
tes Ziel zu weiſen, ohne ihn mit allzu langen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Ausführungen zu belaſten. Schnell kann der Leſer ſich 
ein Urteil über den derzeitigen Stand der ihn intereſſierenden 
Fragen bilden und ſeine Entſcheidungen fällen, wie es im täg⸗ 
lichen Leben von ihm verlangt wird. 


Sehr ausführlich ſind behandelt das Anfechtungsrecht und 
die Auswirkungen der Treuhandverträge und des Eigentums” 
vorbehaltes in Konkurſen. Dieſe Ausführungen geben ein leben⸗ 
diges Bild von dem augeublicklichen Stand dieſer Fragen in 
der Rechtſprechung und dem Schrifttum. 

Beizupflichten iſt der Anſicht des Verf. im folgenden: 

Das Miterbenvorkaufsrecht kann nicht von dem Konkurs⸗ 
verwalter geltend gemacht werden (S. 14). 

Das Beamtengehalt, das während des Verfahrens für 
Zeiträume gezahlt wird, die nach der Eröffnung des Verfah⸗ 
rens liegen, fällt nicht in die Konkursmaſſe (S. 26). 

Dem Konkursverwalter kann nicht die Einrede aus 8817 
Abs. 2 BGB. entgegengehalten werden, wenn er für die Maſſe 
einen Bereicherungsanſpruch geltend macht aus einem Geſchäft, 
das ſowohl auf ſeiten des Gemeinſchuldners als auch des Drit⸗ 
ten ſittenwidrig iſt (S. 69). 

Es iſt eine ſittenwidrige Ausnutzung der monopolartigen 
Stellung der Gas-, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, wenn ſie 
durch Weigerung, neue Verträge abzuſchließen, den Konturs⸗ 
verwalter zwingen wollen, den mit dem Gemeinſchuldner lau⸗ 
fenden Vertrag zu erfüllen, um auf dieſe Weiſe zu erreichen, 
daß die rückſtändigen Zahlungen als Maſſeanſprüche anerkannt 
werden (S. 127). 

Der im 8 31 Nr. 2 KO. ausgeſprochene Grundſatz, daß 
entgeltliche Verträge des Gemeinſchuldners mit nahen Ver⸗ 
wandten beim Vorliegen gewiſſer Vorausſetzungen aufechtbar 
ſind, muß auch in den Fällen, in denen der Gemeinſchuldner 
eine juriſtiſche Perſon iſt, in entſprechender Weiſe Anwendung 
finden (S. 229). 

Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht genügt wird, 
find nach 8 32 KO. nicht anfechtbar (S. 234). 


Der Prüfungstermin für nachgemeldete Forderungen iſt 
vom Schlußtermin zu trennen (S. 566). 

Werden die geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon 
wegen betrügeriſchen Bankrotts verurteilt, oder iſt eine gericht⸗ 
liche Unterſuchung wegen einer derartigen ſtrafbaren Handlung 
anhängig, To iſt ein Zwaugsvergleich im Konkurſe der Geſell⸗ 
ſchaft nicht zuläſſig (S. 589). 

Ich würde vorſchlagen, auf S. 437 die Richtlinien für die 
Vergütung des Konkursverwalters zu veröffentlichen, da die er⸗ 
wähnten Fundſtellen nicht jedem Konkursverwalter zugängig 
ſeiun werden. 

Durch ein ausführliches Sachregiſter und durch die Ein⸗ 
teilung der Anmerkungen in mit Zahlen verſehene Abſchnitte 
wird das Auffinden beſtimmter Fragen ſehr erleichtert. 


Die Anſchaffung der neuen Auflage kann mit Rückſicht auf 
die ſeit der letzten Auflage eingetretenen Anderungen in der 
Geſetzgebung und in der Rechtſprechung, welche ſich auch im 
Konkursrecht auswirken, nur empfohlen werden. 

RA. u. Notar Dr. Thieſing, Berlin. 


F. Kerſten, Notar: Formularbuch und Praxis der 
Freiwilligen Gerichtsbarkeit. Berlin 1937. Carl 
Heymanns Verlag. XIX, 720 S. Preis geb. 26,— Kal. 


Das Formularbuch enthält nahezu 600 Muſter und Ur 
kundenentwürſe aus allen Gebieten des Rechts⸗ und Wirt 
ſchaftslebens. Insbeſondere ſind auch die neueren Geſetze, wis 
Eutſchuldungs- und Erbhofgeſetz, das neue Aktiengeſetz, die Vor 
ſchriften über die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form un 
über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften, das Wohnſteb 
lungsgeſetz, die Grundſtücksverkehrsbekanntmachung und ähn 
liche Geſetze berückſichtigt. Jedem Muſter find kurze Bemerkun 
gen über die in Betracht kommenden ſachlich⸗rechtlichen und 
Formvorſchriften beigegeben. Außerdem iſt jedem Muſter eine 
Anleitung zur Koſtenberechnung von Notarreviſor und Land 
gerichtsrat a. D. Heinr. Küntzel beigefügt, die ſich auf die 
Beſtimmung des Geſchäftswerts und den Gebührenſatz und dis 
Urkundenſteuer erſtreckt. Teilweiſe ſind auch Schrifttum und 
Rechtſprechung in die Bemerkungen mit aufgenommen. 

In der Sprache ſind die Muſter klar und einfach gehalten. 
Ihrem Inhalt nach ſind ſie, ſoweit eine Beurteilung ohne ein, 
gehenderes Studium möglich iſt, durchweg zutreffend. Ci 
allgemeine Einleitung über das nene Rechtsdenken, die Ste 
lung und Aufgaben des Notars, die für ihn und die notariſchen 
Urkunden gegebenen Vorſchriften (unter Berückſichtigung de 
Reichsnotarordnung) ſowie ein Auhang über die weſentlichen 
für den Notar in Betracht kommenden Beſtimmungen e, 
Steuergeſetzen uſw. vervollſtändigen das Buch und machen e 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34] 


Schrifttum 2 


2095 


zu einem wertvollen und empfehlenswerten Hilfsmittel bei allen 
Beurkundungen. 


Wie aber ſchon der Verf. im Vorwort ſagt, ſoll das For⸗ 
mularbuch nicht der ſelbſtändigen Prüfung und des Nachden⸗ 
kens entheben, ſondern nur Anhaltspunkt für eigenes ſchöp⸗ 
feriſches Wirken im Dienſt der vorſorgenden Rechtspflege ſein. 
Dieſe beſchränkte Verwendungsmöglichkeit ſoll noch befonders 
unterjtrichen werden; ſie gilt für jedes Formularbuch. Wird 
fie nicht eingehalten, jo iſt das Formularbuch in der Hand des 
Rechtsanwalts oder Notars ebenſo ſchädlich, wie es in der 
Hand des Laien gefährlich iſt. Sieht man von dieſen Bedenken, 
die gegen jedes Formularbuch zu erheben ſind, ab, ſo verdient 
das Werk volle Anerkennung, beſonders mit Rückſicht darauf, 
daß durch die zahlreichen Angaben über geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen und die Angaben über Schrifttum und Rechtſprechung der 
Benutzer des Buches zur Nachprüfung veranlaßt wird und da⸗ 
durch eine wertvolle Anregung in der eigenen Geſtaltung der 
für ſeinen Fall paſſenden Urkunde erhält. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach-Roſenberg. 


Reichserbhofgeſetz v. 29. Sept. 1933. Textausgabe mit 
Anmerkungen, mit einer Einleitung, einem Anhang mit dem 
Wortlaut der Erbhofrechtsverordnung und der Erbhofver⸗ 
fahrensordnung und weiteren einſchlägigen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen und Verordnungen und einem Geſetzesſtellen⸗ und 
Sachverzeichnis. Herausg. von Dr. Leonhard Meuckel, 
MinR. und SenpPräſ. beim Os. München. In 2. Auflage 
neu bearbeitet von Raimund Aubele, Od R. in 
München. München, Berlin und Leipzig 1937. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). 400 S. Preis geb. 5,80 AM. 


Die Geſetzesänderungen auf dem Gebiet des Erbhofrechtes 
beranlaßten die Herausgabe der 2. Aufl. des in Schweitzers 
blauer Textausgabe erſchienenen Reichserbhofgeſetzes. Das Büch⸗ 
lein enthält nämlich neben dem REG vor allem noch die 
Ech RV und die Eh efd v. 21. Dez. 1936, ſowie eine Reihe wei⸗ 
terer einſchlägiger Geſetzesbeſtimmungen, Verordnungen und 
AV. des RIM. Es bringt damit eine Zuſammenſtellung aller 
wichtigen Beſtimmungen aus dem Gebiete des Erbhofrechts. 
Zu empfehlen wäre wohl noch geweſen, der Abdruck der ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften des FGG. 

Die handliche Form und die überfichtliche Druckanordnung 
ſind bereits allgemeine Vorzüge der beliebten blauen Textaus⸗ 
gaben. Die Verweiſungen des Bearbeiters bei den einzelnen 
Beſtimmungen der EH RV und der EHITD auf die entſprechen⸗ 
den Vorſchriften der früheren Durchführungsverordnungen zum 
REG erhöhen den Wert des Bändchens. 

Ein beſonderer Vorzug des vorliegenden Buches ſind die 
Haren, knappen Anmerkungen zum RCG. Sie bringen in Kürze 
die letzten Ergebniſſe von Rechtſprechung und Rechtslehre. Aber 
bei aller Kürze geben ſie hinreichenden Aufſchluß über alle 
wichtigen Fragen, die beim Leſen des Geſetzes oder im täglichen 
Leben auftauchen. Damit iſt das Buch ein geeigneter und will⸗ 
kommener Führer durch das Erbhofrecht für den Bauernführer, 
den Beamten der Verwaltung, Anwalt, Richter und Notar, 
aber auch für den Rechtsſtudierenden. Allerdings das große Er⸗ 
läuterungsbuch iſt damit nicht überflüſſig; es entbehrlich zu 
machen, war weder die Abſicht des Verlages, noch des Be⸗ 
arbeiters. 


Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach⸗Roſenberg. 


RA. Dr. Franz Hennig: Praktiſcher Führer durch 
das Nährſtands recht. Köln 1937. Verlag Dr. Otto 
Schmidt. X, 520 S. Preis kart. 12,50 RM, geb. 13,80 A. 


Der Verf. hat ſich zur Aufgabe geſtellt, einen in erſter 
Linie für den Praktiker geeigneten Leitfaden durch das geſamte 
deutſche Nährſtandsrecht zu ſchaffen, ausgehend von dem Ge 
danken, daß die Bedeutung der Ernährungswirtſchaft eine zu⸗ 
jammenfaſſende Behandlung aller mit ihr zuſammenhängenden 
zechtlichen Fragen erheiſcht. Da das Nährſtandsrecht ſeine 
Quelle in den verſchiedenſten Geſetzen und Verordnungen hat, 
die ſich teils im Ganzen, teils nur in verſtreuten Einzelbeſtim 
mungen auf das Nährſtandsweſen beziehen, iſt die Schaffung 
einer ſyſtematiſchen Darſtellung, die überſichtliche Zuſammen 
gung der einſchlägigen, herrſchenden Beſtimmungen unter 
Gerückſichtigung der großen Zuſammenhänge um jo mehr zu 
egrüßen. 

Der Verf. gliedert ſein Werk in 6 Teile. 

Der 1. Teil behandelt im weſentlichen die Organiſation 


und den Aufgabenbereich des Reichsnährſtands, u. a. auch ein⸗ 
gehend die Mitgliedſchaft und Fragen des inneren Aufbaus. 

Der 2. Teil iſt überſchrieben „Erhaltung der bäuerlichen 
Lebensgrundlage“. An erſter Stelle ſteht hier das Erbhofrecht 
als Hauptpfeiler der Erhaltung und Förderung des Bauern⸗ 
tums. Der Verf. berückſichtigt in anerkennenswertem Maß die 
bisherige Rechtſprechung auf dieſem Gebiet. Ausführlich be⸗ 
ſprochen ſind die ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe des 
Erbhofs, jo u. a. die Frage des gemiſchten Betriebs, der Um- 
fang der zum Erbhof gehörenden Gegenſtände, die Begriffe der 
Ehrbarkeit und der Wirtſchaftsfähigkeit. Weiterhin ſind zu er⸗ 
wähnen die überſichtlichen und durch zahlreiche Beiſpiele er⸗ 
läuterten Ausführungen über den Ehegattenerbhof, ſodann die 
Erbfolge im Anerbenrecht und die vielgeſtaltigen Fragen, die 
ſich auf dieſem Gebiet ergaben, z. B. hinſichtlich der Feſtſtel⸗ 
lung des örtlichen Brauchs bei der Erbfolge, der Verſorgung 
der weichenden Erben, der Gründe zur Übergehung eines An⸗ 
erben, der Auerbenhaftung uſw. Dem praktiſch gleichfalls ſo 
bedeutſamen Abſchnitt über die Veräußerung und Belaſtung 
des Erbhofs folgt ein beſonderes Kapitel über den Übergabe⸗ 
vertrag. Bei den zahlreichen, ſchwierigen Problemen, die in der 
Praxis der übergabeverträge entſtanden, hätte dieſer Abſchnitt, 
insbeſondere durch Einfügung von Beiſpielen, eine noch etwas 
erweiterte Behandlung im einzelnen verdient, ſo etwa die 
Frage der Belaſtung des Hofs zu Abfindungszwecken. Die Er⸗ 
orterung des Verfahrens in Erbhofſachen beſchließt dieſen Ab⸗ 
ſchnitt. Es folgt ein Abſchnitt über den Vollſtreckungsſchutz, um⸗ 
faſſend den allgemeinen landwirtſchaftlichen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz, den Vollſtreckungsſchutz während eines Eutſchuldungsver⸗ 
fahrens und den erbhofrechtlichen Vollſtreckungsſchutz. Der Um⸗ 
fang des Gebiets erforderte Herausſtellung des Wefentlichen: 
gleichwohl ſind einzelne Teile, z. B. die einſtweilige Einſtellung 
des Verfahrens, ausführlicher gehalten. Das nächſte Kapitel 
behandelt den landwirtſchaftlichen Kredit, insbeſondere die den 
Ernte⸗ und Betriebskredit fördernden Maßnahmen, ſodann die 
Beſtimmungen über die Zinsſenkung und den Kündigungsſchutz. 
Knapp und überſichtlich iſt die Darſtellung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens, was bei der Vielzahl der einſchlägigen Verordnun⸗ 
gen besonders hoch zu werten iſt. Das Pachtſchutzrecht beſchließt 
ben 2. Teil. 

Der 3. Teil befaßt ſich mit der Sicherung des Boden⸗ 
ertrags und der Volksernährung, und zwar im weſentlichen 
mit der Marktordnung und der Schiedsgerichtsbarkeit des 
Nährſtands: Marktſchiedsgerichtsbarkeit und Schiedsgerichtsver⸗ 
fahren für Lieferſtreitigkeiten. Die Rechtſprechung, insbeſondere 
der Schiedsgerichte, iſt in ausgedehntem Maß herangezogen. 

Der 4. Teil iſt dem Siedlungsweſen als Grundlage der 
Neubildung des deutſchen Bauerntums, der 5. Teil dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeitsrecht, endlich der 6. Teil dem Steuer⸗ 
recht — u. a. auch dem neuen UrkstGG. — ſoweit es auf die 
Landwirtſchaft Bezug hat, gewidmet. 

Das weite Feld, das ſich der Verf. geſteckt hat, ließ die 
Behandlung eines jeden Abſchnittes mit der gleichen Ausführ⸗ 
lichkeit nicht zu. Eine erſchöpfende Darſtellung des ganzen 
Nährſtandsrechts lag auch nicht in der Abſicht des Verf. Dem 
Zweck des Buchs entſpricht vielmehr die gründliche Behandlung 
der für die Praxis beſonders wichtigen Gebiete und die mehr 
überblicksweiſe Darſtellung anderer Teile. In dieſem Sinne hat 
der Verf, bei dem nicht übermäßigen Umfang ſeines Werks 
Ausgezeichnetes geleiſtet. Die Darſtellung iſt überſichtlich und 
liar; um den Text nicht unnötig zu belaſten und im Intereſſe 
der Überſichtlichkeit wurden die Bezeichnungen der herangezo⸗ 
genen Entſcheidungen in die Fußnote gerückt; die Beſtrittenheit 
einer Anficht wird jeweils betont. Die Sprache iſt nach Mög⸗ 
lichkeit durchweg verſtändlich; eine gelegentliche fachjuriſtiſche 
Ausdrucksweiſe iſt unvermeidlich. Ein reichhaltiges Sachregiſter 
erleichtert die Benützung. Zu erwägen wäre die Beifſigung 
eines Regiſters der behandelten Geſetze und Verordnungen mit 
Angabe der ſie betreffenden Abſchnitte des Buchs. 2 

Das Buch wird jedem mit dem Nährſtandsrecht Beſchäf⸗ 


tigten beſte Dienſte Te, ten. 5 
Notar H. Schieck, München. 


Joſeph Weigand, ObgiegR., Würzburg: Entſtehen 
und Bildung der Jagdbezirke unter beſonderer 
Berückſichtigung des Verfahrens. Berlin 1937. Verlag Paul 
Parey. 124 S. Preis broſch. 3,80 AM. 


Das vorliegende Buch bringt eine ſyſtematiſche Darſtel⸗ 
lung des ganzen einſchlägigen Rechtsſtoffes unter Berückſichti⸗ 
gung der Geſetzgebung, Rechtſprechung und der Anordnungen 
der Jagdbehörden. Der erſte Abſchnitt behandelt das Entſtehen 
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der Eigenjagdbezirke und der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
ſowie die hierüber ſich ergebenden Streitigkeiten. Der zweite 
Teil befaßt ſich mit der Teilung, Zuſammenlegung und Ab⸗ 
rundung von Jagdbezirken, ferner mit dem Verfahren und den 
rechtlichen Auswirkungen der von den Jagdbehörden getrof⸗ 
fenen Maßnahmen. Der Anhang enthält eine Zuſammenſtellung 
der für Bayern in Betracht kommenden Vorſchriften ſowie 
Muſterbeiſpiele für das Verfahren des Kreisjägermeiſters. — 
Wenn auch das Buch in erſter Linie für die Praxis der Jagd⸗ 
behörden beſtimmt iſt, ſo kommt ihm darüber hinaus auch all⸗ 
gemeine Bedeutung zu. Gerade wegen ſeiner eingehenden Be⸗ 
handlung aller Fragen wird es nicht nur allen Jagdverwal⸗ 
tungen und Jägern, ſondern auch den Gerichten und Rechts⸗ 
wahrern ein guter Ratgeber ſein. 
LGDir. Dr. Mitz ſchke, Berlin. 


RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln: Reichsnebenge⸗ 
fee. Die Rechtswahrerprüfung. Bd. 4. Köln 1937. Verlag: 
Balduin Pick. 108 ©. Preis broſch. 3,30 AM. 

Ein von den jungen Rechtswahrern häufig vernachläſſigtes 
Prüfungsgebiet iſt in dem vorliegenden Heft zuſammengefaßt, 
das Gebiet der reichsrechtlichen Nebengeſetze. Die außerhalb 
der Kodifikationen des BGB., des HGB. uf. getroffenen 
reichsrechtlichen Beſtimmungen werden zu Unrecht häufig als 
minder wichtig angeſehen. Dieſe Auffaſſung iſt, wie z. B. das 
Krafif®., das Gmb. und das G. zeigen, weder für die 
Praxis gerechtfertigt noch für die erſte und zweite juriſtiſche 
Staatsprüfung, da wohl keine Prüfung ſtattfindet, in der nicht 
Fragen aus den Reichsnebengeſetzen geſtellt werden. 

Notwendigerweiſe kann eine Geſamtdarſtellung dieſes Rechts⸗ 
gebiets nur in einem äußerlichen Aneinanderreihen der ein⸗ 
zelnen Geſetze beſtehen, da die einzelnen Nebengeſetze die ver⸗ 
ſchiedenſten Rechtsgebiete des privaten und öffentlichen deut⸗ 
ſchen Rechts betreffen. Der Verf. hat durch Aufteilung des 
Buches in einzelne Abſchnitte nach Möglichkeit zuſammengehö⸗ 
rige Geſetze zuſammengefaßt und durch die Überſchrift augedeu⸗ 
tet, welche Rechtsmarerie durch die betr. Geſetze geregelt wird: 
fo find z. B. das Blutſchutzcz., das Ehegeſundhcs und das Perſ 
StG. als Nebengeſetze zum Recht der Familie zuſammengefaßt. 
Dieſe Tatſache, daß es ſich nur um Ergänzungen zu anderen 
größeren Rechtsgebieten handelt, läßt das Buch für den An⸗ 
fänger in der Rechtswiſſenſchaft ungeeignet erſcheinen. Er kann 
dieſe Gebiete nur im Zuſammenhang mit den zugehörigen 
Hauptgebieten verſtehen lernen. Dagegen wird der kurz vor 
dem Examen ſtehende Rechtswahrer, der die Grundbegriffe 
des deutſchen Rechts beherrſcht, mit großem Nutzen zu dem 
vorliegenden Grundriß greifen. 

Auch die Art der Darſtellung iſt völlig darauf zugeſchnit⸗ 
ten, einem bereits vorgebildeten Juriſten Gelerntes in Er⸗ 
innerung zu rufen. Die Geſetze ſind inhaltlich kurz wieder⸗ 
gegeben, wichtige Paragraphen find wörtlich angeführt. In die 
Darſtellung der einzelnen Geſetze iſt zum Teil die neueſte Recht⸗ 
ſprechung — au Hand kurzer Tatbeſtände — eingearbeitet. Bis⸗ 
weilen iſt die Darſtellung des Verf. beinahe zu kurz, ſo, wenn 
er auf S. 78 aus der Reichstierärzteordnung lediglich einen 
Paragraphen zitiert. 

Im Anhang behandelt der Verf. auf fünf Seiten ſtich⸗ 
wortartig in Geſtalt von Wiederholungsfragen die verſchieden⸗ 
ſten Nebengebiete. Auch hier könnte das eine oder das andere 
Gebiet etwas umfangreicher behandelt ſein, ſo z. B. das Preſſe⸗ 
A aus dem der Verf. gleichfalls nur einen Paragraphen 
zitiert. 

Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen: dem Examenskandidaten 
kann das vorliegende Buch gute Dienſte tun, für den jungen 
Studierenden iſt das Buch nicht beſtimmt und nicht geeignet. 

RA. Dr. Rilk, Berlin. 


Max Bree, Amtmann, Berlin: Die Reichshinter⸗ 
legungsordnung. (Stilfes Rechtsbibliothek Nr. 164.) Ber⸗ 
lin 1937. Verlag Georg Stilke. 163 S. Preis geb. 4,80 At. 

Der Verf. bringt in dem handlichen Bändchen zunächſt die 
wichtigſten Fälle der Hinterlegung nach Reichsrecht, anſchließend 
die erläuterte Hinterlegungsordnung auf 70 Seiten, dann auf 
35 Seiten die einſchlägigen Beſtimmungen der Koſtenordnung 
mit ausführlichen Anmerkungen, auf den letzten 30 Seiten insbeſ. 
die Ausführungsvorſchriften zur Hinterlegungsordnung und einen 
Auszug aus der Juſtizkaſſenordnung. 

Schon die Einteilung und der Aufbau des Buches laſſen er⸗ 
kennen, daß es in erſter Linie auf den Beamten der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle zugeſchnitten tft, für den es die einſchlägigen Vorſchriften 
zuſammenträgt. Kein zwingender Grund hätte beſtanden, die Aus⸗ 


führungsvorſchriften einmal zuſammenhängend im Wortlaut, zum 
anderen aber auch noch größtenteils bei den einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen der Hinterlegungsordnung zu bringen; eine kurze Ver⸗ 
weiſung hätte denſelben Zweck ausreichend erfüllt. Bei den Aus⸗ 
führungen zu $ 18 Hinterlegungsordnung auf S. 62 über die Haf⸗ 
tung hätte vor allem die VO. über die Haftung des Reichs für 
die Juſtizbeamten v. 3. Mai 1935 (RGBl. I, 587) Erwähnung 
finden müſſen. Allerdings bringt dieſe das Geſetz über die Haf⸗ 
tung des Reichs für ſeine Beamten zur Anwendung. 

Dieſe kleinen Mängel vermögen aber nicht dem Buch im 
übrigen einen Abbruch zu tun. Die kurzen und klaren Erläute⸗ 
rungen geben dem Hinterlegungsbeamten eine brauchbare und 
ſicher auch willkommene Anleitung bei der Handhabung des neuen 
Geſetzes. Daneben wird es ſich auch unter anderen Intereſſierten 
eine Reihe von Freunden erwerben. 

Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach-Roſenberg. 


Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. Her⸗ 
ausgegeben von RGR. a. D. Dr. Warneyer und RA. Dr. 
Koppe. 35. Jahrgang. Berlin 1937. Induſtrieverlag Spaeth 
u. Linde. 368 S. Preis geb. 9,60 AM. 

Seit 35 Jahren erſcheint mit gleichmäßiger Zuverläſſig⸗ 
keit und Sorgfalt der Bearbeitung Warneyers Jahrbuch der 
Entſcheidungen. In den 35 Jahren hat es ſich zahlreiche 
Freunde erworben, und ſeine Gediegenheit verſpricht, daß ſich 
dieſer Kreis in Zukunft nicht verringern wird. Was Warneyers 
Jahrbuch auszeichnet, iſt die Handlichkeit des Bandes und die 
Überſichtlichkeit des Inhalts ſowie das umfangreiche Sach⸗ 
regiſter. — Solche Jahrbücher über den Stand der Recht⸗ 
ſprechung ſind eine wertvolle Ergänzung zu den Zeitſchriften. 
Man kann nicht alle juriſtiſchen Zeitſchriften halten, ſondern 
muß ſich für diejenige entſcheiden, die einen am beſten und zu⸗ 
verläſſigſten über alle wichtigen Fragen des Rechtslebens unter⸗ 
richtet; daneben wird man noch die eine oder andere Spezial⸗ 
zeitſchrift halten. Damit iſt einem aber noch nicht die ganze 
Fülle der Entſcheidungen zugänglich. Hier tritt das Jahrbuch 
ergänzend heran, es zeigt einem für die rückliegende Zeit 
(Herbſt 1935 bis Herbſt 1936), welche Entſcheidungen ergangen 
ſind und wo man ſie nachleſen kann. — Warneyers Jahrbuch 
enthält die Rechtſprechung auf dem Gebiete des Zivil⸗, Hau⸗ 
dels⸗ und Prozeßrechts ſowie zu den neuen Geſetzen über den 
Aufbau der Wirtſchaft, Neugeſtaltung des Rechts uſw. 

Leppin. 


Das Koſtenrecht. Heft 1—5. Arbeitsunterlagen Nr. 423 
IV. Herausgeber: Die Deutſche Arbeitsfront. Amt für Be⸗ 
rufserziehung und Betriebsführung. Verfaſſer: Bürovorſteher 
Alfred Schumann. Verlag der Deutſchen Arbeitsfront Gmbh. 
Berlin. Bearbeiter: Reichsbetriebsgemeinſchaft Freie Berufe, 
Fachgruppe Anwalts- und Notariatskanzleien und Amt für 
Berufserziehung und Betriebsführung der DAF. Vertei⸗ 
ler: Lehrmittelzentrale des Amtes für Berufserziehung und 
Betriebsführung der DAFT, Berlin W 35, Potsdamer 
Str. 75. 

Die vorgenannten Schulungshefte ſind, wie die Einfüh⸗ 
rung beſagt, hauptſächlich als eine Art „Fernunterricht“ für 
diejenigen Berufskameraden der Reichsfachgruppe „Anwalts- 
und Notariatskanzleien“ gedacht, die keine Gelegenheit haben, 
durch Teilnahme an Kurſen oder Arbeitsgemeinſchaften ſich auf 
dem Sondergebiet des Koſtenrechts aus⸗ und weiterzubilden. 
Einen Kommentar ſollen die Hefte nach ihrer ausdrücklichen 
Zweckbeſtimmung nicht erſetzen. Sie ſollen vielmehr einen über“ 
blick über und eine Einführung in das Koſtenrecht fein, ſoweit 
es den Anwalt (auch für ſeine Partei, nämlich bezüglich der 
Gerichtskoſten) angeht. * 

Die einzelnen Gebiete ſind klar, überſichtlich, leicht faßlich 
behandelt. Mau ſpürt ſofort den ſicheren Praktiker, dem auch 
die Schulung ſeiner noch ſchulungsbedürftigen Berufskameraden 
eine gewohnte Tätigkeit iſt. Ohne Frage wird ein Anwalts 
angeſtellter, der an Hand dieſer fünf Hefte ſich nun wirklich 
mit den einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen vertraut macht / 
dieſe Mühe dadurch belohnt finden, daß er ſich über die Trag 
weite und damit die Anwendbarkeit der weſentlichſten Koſten . 
beſtimmungen klar wird. Die Hefte find daber durchaus ge 
eignet, ihren Zweck zu erfüllen, Wegweiſer durch das Koſten 
recht zu ſein, wie dies für das beſondere Gebiet des Armen 
anwaltskoſtenrechts ſchon das von mir in JW. 1937, 608 kurz 
beſprochene Heft Nr. 363 (Verf. W. Mairich) iſt. 38 

Die Hefte dürften auch ſehr gut als Grundlage für mu! 
liche Kurſe ſich eignen. 

N Kult KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung] 


Ordentliche Gerichte 


Erbhofrecht 

1. KG. — 58 8, 39, 59 RES. 

1. Auch zum Verkauf beſtimmtes Vieh iſt Hofzubehör, falls 
es für die Bewirtſchaftung vorhanden iſt. 

2. War zur Zeit der Pfändung das gepfändete Vieh nicht 
als Hofzubehör anzuſehen, weil es damals nicht für die Be⸗ 
wirtſchaftung vorhanden war, jo wird die Pfändung unzuläf- 
ſig, wenn es infolge veränderter Umſtände ſpäter als für die 
Bewirtſchaftung vorhanden anzuſehen iſt, und zwar gilt dies 
auch dann, wenn der Bauer argliſtig nichtgepfändetes Vieh ver⸗ 
äußert, um dem gepfändeten die Eigenſchaft des Hofzubehörs zu 
verſchaffen. 

3. Es ſpricht eine tatſächliche Vermutung dafür, daß auf 
dem Erbhof vorhandenes Vieh für die Bewirtſchaftung des 
Hofes vorhanden iſt. f) 


Die Gläubigerin hat bei dem Schuldner, einem Bauern, 
der vorzugsweiſe Viehzucht betreibt, zwei Färſen und einen 
Bullen pfänden laſſen. Der Schuldner hat gegen die Pfän- 
dung Erinnerung mit der Begründung eingelegt, daß das ge⸗ 
pfändete Vieh auf dem Hof für die Bewirtſchaftung vor⸗ 
handen, alſo gemäß § 8 REG Hofzubehör ſei und ſomit ge⸗ 
mäß § 38 NEO nicht der Pfändung unterliege. Die Gläu⸗ 
bigerin hat demgegenüber vorgebracht, daß das Vieh Handels⸗ 
vieh, alſo zum Verkauf beſtimmt ſei, was ſich u. a. daraus 
ergäbe, daß früher durchſchnittlich nur fünf bis ſechs Stück 
Jungvieh auf dem Hof des Schuldners vorhanden geweſen 
ſeien, während zur Zeit der Pfändung neun Stück Vieh vor⸗ 
handen geweſen ſeien. Im übrigen ſei das gepfändete Vieh 
auf dem Hofe geworfen worden und daher als Erzeugnis 
des Erbhofes zu betrachten, das nach 88 39, 59 RES pfände 
bar ſei. 

Das AG. hat die Erinnerung des Schuldners mit der 
Begründung zurückgewieſen, daß die drei gepfändeten Tiere 
nach der eigenen Angabe des Schuldners zum Verkauf be⸗ 
ſtimmt ſeien und daß damit die Zubehöreigenſchaft dieſer 
Tiere ausſcheide, da ſie nicht für die Bewirtſchaftung er⸗ 
forderlich und beſtimmt ſeien. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Schuldner Beſchwerde 
eingelegt, in der er darauf hinweiſt, daß auch zum Verkauf 
beſtimmtes Vieh Zubehör ſei, ſofern es nur zur Bewirtſchaf⸗ 
tung des Hofes vorhauden ſei, was auch dann der Fall ſei, 
wenn der Erlös der Tiere zur Aufrechterhaltung der Bewirt⸗ 
ſchaftung beſtimmt ſei. Dies ſei vorliegend der Fall. Die 
Gläubigerin hat demgegenüber die Anſicht vertreten, daß 
Vieh, welches zum Verkauf beſtimmt ſei, alſo nicht die Auf⸗ 
gabe habe, der Wirtſchaft durch eigene Kraft zu dienen, nach 
bäuerlicher Auffaſſung nicht als Zubehör angeſehen werde. 

Das LG. hat der Beſchwerde des Schuldners ſtatt⸗ 
gegeben, indem es die Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig 
erklärte. Es hat ausgeführt, daß auch ſolches Vieh, das zum 
Verkauf beſtimmt ſei, als Zubehör zu gelten habe, ſofern nur 
die Vorausſetzung erfüllt ſei, daß es der Bewirtſchaftung des 
Hofes diene. tr , 

Hiergegen hat die Gläubigerin weitere Beſchwerde ein- 
gelegt. ; 
der Senat hat zwei Gutachten des Reichsnährſtandes 
über die Frage eingeholt, ob die gevfändeten Färſen und der 
gepfändete Bulle den Verhältniſſen des Erbhofs eutſprechend 
als zu deſſen Bewirtſchaftung dienend anzufehen ſeien. Unter 
dem 6. Juli 1936 hat ſich die Kreisbauernſchaft Guben da- 


hin geäußert, daß das gepfändete Vieh den Verhältniſſen des 
Erbhofs entſprechend wohl zu deſſen Bewirtſchaftung dienend 
anzuſehen ſei, daß jedoch bei Fehlen dieſer Tiere die Ertrags⸗ 
fähigkeit des Betriebes nicht weſentlich beeinflußt werde. 

Unter dem 28. Jan. 1937 hat die Kreisbauernſchaft 
Guben ſich dahin geäußert, daß in Anbetracht des zur Zeit 
vorhandenen Viehbeſtandes, welcher der Größe der Wirtſchaft 
angemeſſen ſei, die Zwangsvollſtreckung in die gepfändeten 
Färſen, die inzwiſchen zu Milchkühen geworden ſeien, nicht 
befürwortet werden könne, da dieſelben zur ordnungsmäßigen 
Weiterführung der Wirtſchaft benötigt würden; daß aber der 
Bulle, der den Verhältniſſen des Erbhofs entſprechend nicht 
unbedingt als zu deſſen Bewirtſchaftung dienend anzuſehen 
ſei, für eine Zwangsvollſtreckung in Betracht käme. 

Dieſen Gutachten gegenüber hat die Gläubigerin darauf 
hingewieſen, daß zur Zeit der Pfändung mehr Vieh vor⸗ 
handen geweſen ſei, als zur Zeit der Beſichtigung des Erb⸗ 
hofs durch den Gutachter; dies habe ſeine Urſache darin, daß 
der Schuldner, um das gepfändete Vieh als für die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Hofes erforderlich erſcheinen zu laſſen, anderes 
Vieh verkauft habe; es ſei alſo argliſtig von dem Schuldner, 
fi) darauf zu berufen, daß die gepfändeten Kühe jetzt zur 
Bewirtſchaftung erforderlich ſeien. 

Die weitere Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Aus dem zweiten Gutachten der Kreisbauernſchaft ergibt 
ſich hinſichtlich der gepfändeten Färſen, daß ſie zur ordnungs⸗ 
mäßigen Weiterführung der Wirtſchaft erforderlich ſind. Der 
Hinweis der Gläubigerin darauf, daß zur Zeit der Pfändung 
viel mehr Vieh vorhanden geweſen ſei, greift nicht durch. In 
der Regel wird es freilich für die Beurteilung der Frage, ob 
eine gepfändete Sache irgendwelchen Vollſtreckungsſchutzbeſtim⸗ 
mungen unterliegt, auf die Verhältniſſe zur Zeit der Pfän⸗ 
dung ankommen, insbeſondere iſt es nicht angängig, daß ein 
Schuldner durch Veräußerung nicht gepfändeter Sachen die 
gepfändete Sache zu einer unentbehrlichen macht. Anders 
liegen aber die Verhältniſſe bei den Pfändungsſchutzvor⸗ 
ſchriften, die der Erhaltung des Erbhofs dienen. Es würde 
dem Sinn und dem Zweck dieſer Vorſchriften widerſprechen, 
wenn man nur die Verhältniſſe zur Zeit der Pfändung be⸗ 
rückſichtigen würde. Es mag ſein, daß das Verhalten des 
Schuldners im vorliegenden Fall argliſtig war; hieraus kann 
aber die Gläubigerin irgendwelche Rechte zu ihren Gunſten 
nicht herleiten, weil die Schutzvorſchriften hinſichtlich des 
Erbhofs nicht dem Schutz des jeweiligen Erbhofbeſitzers 
dienen, ſondern der Erhaltung des Erbhofs an ſich. Es 
kommt hiernach auf die Frage, ob die beiden Färſen nicht 
auch dann als Zubehör anzuſehen wären, wenn noch mehr 
Vieh vorhanden wäre, nicht entſcheidend an. Es ſei aber doch 
noch darauf hingewieſen, daß ſelbſt dann, wenn der Bauer 
über das Maß des Notwendigen hinaus Vieh auf dem Hofe 
hält, nicht geſagt werden kann, daß der dieſes Maß über⸗ 
ſteigende Viehbeſtand nicht der Bewirtſchaftung diene. Mit 
Recht hat das LG. in dem angefochtenen Beſchluß darauf 
hingewieſen, daß in §S 8 REG der Zubehörbegriff dahin be⸗ 
ſtimmt iſt, daß auch das zur Bewirtſchaftung vorhandene 
Vieh zählt und es nicht erforderlich iſt, daß das Vieh zum 
Wirtſchaftsbetrieb notwendig ſei. Weiter hat das LG. mit 
Recht ausgeführt, daß auch verkaufsreifes und zum Verkaufe 
beſtimmtes Vieh doch noch als Zubehör zu gelten habe. Es 
wird hiernach in aller Regel ſo liegen, daß das Vieh, das auf 
dem Hofe vorhanden iſt, ohne weiteres als deſſen Zubehör 
zu gelten hat und daß eine Ausnahme nur dann ſtattfindet, 
wenn im Einzelfall dargetan wird, daß es dem Erbhof über 
haupt nicht dient. 

Was den gepfändeten Bullen anlangt, ſo iſt nach dem 
eben Ausgeführten auch davon auszugehen, daß er Hofzubehör 
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iſt. Die Vermutung für die Zubehöreigenſchaft iſt bei dem auf 
dem Hofe vorhandenen Vieh immer gegeben. Macht alſo ein 
Schuldner dieſe Zubehöreigenſchaft geltend, ſo wird es in der 
Regel Sache des Gläubigers ſein, nachzuweiſen, daß die eben 
bezeichnete tatſächliche Vermutung nicht zutrifft. In Anwen⸗ 
dung dieſer Grundfäße gelangt man dazu, auch im vorliegen⸗ 
den Fall die Zubehöreigenſchaft hinſichtlich des Bullen zu 
bejahen. Das letzte Gutachten der Kreisbauernſchaft geht 
nämlich nicht dahin, daß der Bulle der Bewirtſchaftung des 
Hofes nicht diene, ſondern es iſt lediglich dahin gefaßt, daß 
er nicht unbedingt als zu deſſen Bewirtſchaftung dienend 
anzuſehen ſei. Hält man dieſe Außerung mit der früheren 
Außerung der Kreisbauernſchaft zuſammen, ſo kann nicht da⸗ 
von die Rede fein, daß die zugunſten des Schuldners be- 
ſtehende Vermutung widerlegt ſei. Es iſt auch zu erwägen, 
daß ein Bauer nicht leicht Vieh auf ſeinem Hofe halten wird, 
wenn es nicht der Bewirtſchaftung dieſes Hofes dienen ſollte. 
Unerheblich iſt hierbei, ob es vom Standpunkt einer prak⸗ 
tiſchen Wirtſchaftsführung aus nicht angebracht ſei, das be⸗ 
treffende Vieh nicht zu behalten; denn entſcheidend iſt, ob 
das Vieh nach dem Willen des Bauern der Bewirtſchaftung 
dienen ſoll oder nicht. Selbſtverſtändlich kann ein Bauer 
ein Stück Vieh, daß in Wahrheit der Bewirtſchaftung des 
Hofes nicht dient, nicht dadurch zum Zubehör des Hofes 
machen, daß er einfach erklärt, das betreffende Stück Vieh 
ſolle der Bewirtſchaftung des Hofes dienen; ſo wird z. B. 
ein Kutſchpferd, daß der Bewirtſchaftung des Hofes überhaupt 
nicht dient, durch eine bloße Erklärung des Bauern nicht 
Zubehör. Im vorliegenden Fall liegt es aber hinſichtlich des 
Bullen doch ſo, daß nicht erkennbar iſt, welchen Zwecken 
denn dieſer Bulle dienen ſoll, wenn nicht der Bewirtſchaf⸗ 
tung des Hofes. 


(Kcb., 8. ZivSen., Beſchl. v. 16. März 1937, 8 W 2674/36.) 


Anmerkung: Nach § 8 REG umfaßt da. Hofzubehör u. a. 
„das auf dem Hof für die Bewirtſchaftung vorhandene Vieh“. 
Dieſer Begriff darf nicht zu eng ausgelegt werden (vgl. die 
bei Vogels! S. 257 aufgeführten Entſch.). Den Leitſätzen 1 
und 3 wird man daher zuſtimmen können. 

Bedenklich erſcheint mir jedoch der Leitſatz 2. Für die 
Frage, ob ein Gegenſtand für die Bewirtſchaftung des Erb⸗ 
hofs vorhanden iſt und ob er demnach Pfändungsſchutz ge⸗ 
nießt oder nicht, kommt es m. E. auf den Augenblick der 
Pfändung an; der Bauer kann eine wirkſam zuſtande⸗ 
gekommene Pfändung nicht dadurch nachträglich unwirkſam 
machen, daß er argliſtig nichtgepfändetes Vieh veräußert. 
Ein ſolches Verhalten würde ſich als eine mißbräuchliche Be⸗ 
anſpruchung des Vollſtreckungsſchutzes darſtellen; dieſe wird 
jedoch, wie ſich aus 8 39 Eg RV entnehmen läßt, vom Ge⸗ 
ſetzgeber mißbilligt (vgl. auch die bei Vogels! S. 509 
aufgeführten Entſch.). 

Min R. Dr. Vogels, Berlin. 
5 


2. KG. — 88 10, 48 Abſ. 2 ReErbhofch.; § 20 F.; 82 
Abſ. 1 der 1. VO. über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr⸗ 
ſtandes v. 8. Dez. 1933. Die Bauernführer ſind gegenüber der 
Ausſtellung eines Erbſcheins beſchwerdeberechtigt, wenn ſein In⸗ 
halt auf die Entſch. des Anerb®. über die Erbhofeigenſchaft einer 
landwirtſchaftlichen Beſitzung rechtlich einwirken kann. +) 


Der im Jahre 1932 verſtorbene Eigentümer einer erb⸗ 
hoffähigen landwirtſchaftlichen Beſitzung hinterließ ſeine Mutter 
und eine Tochter. Der Hof wurde trotz des Einſpruches der 
Tochter auf Grund eines rechtskräftig gewordenen Beſchluſſes 
des AnerbG. in die Erbhöferolle eingetragen. Demnächſt er⸗ 
teilte jedoch das Nachlaßgericht auf Grund eines Erbvertrages 
einen Erbſchein dahin, daß der Erblaſſer von ſeiner Witwe 
und feiner Tochter je zur Hälfte beerbt worden ſei. Hiergegen 
legte der Kreisbauernführer Beſchwerde ein mit dem Autrage, 
die Einziehung des Erbſcheins anzuordnen. Das LG. verneinte 
ein Beſchwerderecht des Kreisbauernführers. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Landesbauernführers hat Erfolg. 

Das LG. geht davon aus, daß nach dem hier allein in 
Betracht kommenden § 20 FG. öffentlichen Behörden und 
Körperſchaften, alſo auch den Bauernführern als Organen des 
Reichsnährſtandes, ein Beſchwerderecht wegen Beeinträchtigung 
eines ihnen zuſtehenden öffentlichen Rechtes nur dann zu⸗ 


ſtehe, wenn ſie zur Wahrnehmung der in dem Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit behandelten Angelegenheit beſonders 
berufen ſeien. Das ſteht im Einklange mit der Entſch. KGJ. 34, 
A 133, iſt aber, jedenfalls nach der neueren Rſpr. des KG., 
nicht dahin zu verſtehen, daß die Behörde gerade zur Mit⸗ 
wirkung in dem gerichtlichen Verfahren durch eine beſondere 
Vorſchrift berufen ſein müſſe; maßgebend iſt vielmehr, ob ſie 
nach den für ſie geltenden geſetzlichen Vorſchriften die Aufgabe 
und damit das Recht hat, für eine ordnungsmäßige Erledigung 
der in dem Verfahren behandelten Angelegenheit zu ſorgen. 
Demgemäß ift der Aufſichtsbehörde eines Standesbeamten bei 
deſſen Anweiſung zur Vornahme einer Amtshandlung zwar 
nicht ſchon auf Grund ihres Dienſtaufſichtsrechtes das Be⸗ 
ſchwerderecht zugebilligt worden, wohl aber gegenüber der An⸗ 
ordnung einer unrichtigen Regiſtereintragung auf Grund eines 
ihr zuerkannten Rechtes auf richtige Führung der Standes⸗ 
regiſter (IFG. 12, 185 im Anſchluß an RGZ. 102, 118; vgl. 
auch KJ. 34, A 134; 44, 163 und IFG. 13, 233). Ferner 
hat der beſchließende Senat in Grundbuchſachen das LFin A. als 
Deviſenſtelle für berechtigt erklärt, ſolche grundbuchlichen Ent⸗ 
ſcheidungen anzufechten, welche nach ihrer Auffaſſung gegen 
deviſenrechtliche Vorſchriften verſtoßen, und zwar mit der 
Begründung, die bisherigen Grundſätze über die Beſchwerde⸗ 
berechtigung der Behörden (in Grundbuchſachen) bedürften 
einer der neueren Rechtsentwicklung entſprechenden Lockerung, 
beſonders für ſolche Fälle, in denen die Erfüllung der den Be⸗ 
hörden auf dem einſchlägigen Gebiete zugewieſenen allgemeinen 
ſtaats⸗ und volkswirtſchaftlichen Aufgaben ohne die Möglich⸗ 
keit ſelbſtändiger Anfechtung von Grundbuchentſcheidungen nicht 
gewährleiſtet wäre (IFG. 12, 342). 

Aus gleichen Erwägungen iſt auch das Beſchwerderecht 
der Bauernführer in einem Falle der vorl. Art anzuerkennen. 
Die hier behandelte Angelegenheit iſt die Ausſtellung eines 
Erbſcheins für einen Nachlaß, zu dem eine erbhoffähige land- 
wirtſchaftliche Beſitzung gehört und damit die Entſcheidung 
über eine für die Erbhofeigenſchaft dieſer Beſitzung weſentliche 
Vorausſetzung. Denn je nachdem der vor dem Inkrafttreten 
des RErbhofG. verſtorbene frühere Eigentümer von einer 
(bauernfähigen) Perſon oder von mehreren Perſonen beerbt 
worden iſt, hat die Beſitzung gem. § 1 Abſ. 1 Satz 2 RErb⸗ 
hof. die Erbhofeigenſchaft erlangt oder nicht erlangt. Die 
Anerkennung eines Beſchwerderechtes des Bauernführers hängt 
deshalb davon ab, daß er vom Geſetz berufen iſt, allgemein 
dafür zu ſorgen, daß landwirtſchaftliche Beſitzungen beim Vor⸗ 
liegen der geſetzlichen Vorausſetzungen (und nur dann) als 
Erbhöfe auch wirklich anerkannt und behandelt werden und daß 
die Erfüllung dieſer Aufgabe eine Mitwirkung in dem Erb⸗ 
ſcheinsverfahren notwendig macht. Beide Vorausſetzungen ſind 
gegeben. Das erſtere mag ſich freilich noch nicht aus der all⸗ 
gemeinen Umgrenzung der Aufgaben des Reichsnährſtandes 
(und ſeiner Organe) ergeben, die nach 8 1 Abſ. 1 der VO. vom 
8. Dez. 1933 (RGBl. I, 260) u. a. dahin gehen, „das deutſche 
Bauerntum und die Landwirtſchaft ... zu fördern“ und „die 
Behörden bei allen den Reichsnährſtand betreffenden Fragen, 
insbeſ. auch durch Erſtattung von Gutachten und Beſtellung 
von Sachverſtändigen, zu unterſtützen“. Wohl aber vermag die 
den Bauernführern gem. 88 10, 48 Abſ. 2 RErbhofG. über- 
tragene Sonderaufgabe als Grundlage für das hier in An⸗ 
ſpruch genommene Beſchwerderecht zu dienen. Die Bauern⸗ 
führer haben danach im anerbengerichtlichen Verfahren neben 
den Beteiligten das Recht, die Klärung von Zweifeln über die 
Erbhofeigenſchaft durch geeignete Anträge und Beſchwerden zu 
betreiben und damit das öffentliche Intereſſe an einer dem 
Geſetz entſprechenden Feſtſtellung oder Verneinung dieſer Eigen⸗ 
ſchaft wahrzunehmen. Steht alfo eine landwirtſchaftliche Be⸗ 
ſitzung, die ihrer Art nach allen Anforderungen an einen Erb⸗ 
hof entſpricht, im Alleineigentum einer (bauernfähigen) Perſon, 
fo muſſen die Bauernführer im Zweifelsfalle dafür ſorgen, daß 
die Erbhofeigenſchaft, auch gegen den Willen der Beteiligten, 
anerkannt wird. In der Erfüllung dieſer Aufgabe können ſie 
durch das Vorliegen eines vom Nachlaßgericht (zu Unrecht) 
auf mehrere Perſonen ausgeſtellten Erbſcheins behindert wer⸗ 
den. Der Erbſchein enthält zwar keine endgültige Entſcheidung 
über das Erbrecht und iſt für andere Behörden nicht ſchlecht⸗ 
hin verbindlich. Er begründet aber nach 8 2365 BGB. immer- 
hin die Vermutung, daß dem darin als Erbe Bezeichneten 
das angegebene Erbrecht wirklich zuſtehe. Das Anerbch. dürfte 
deshalb bei feiner Entſch. über die Erbhofeigenſchaft einer Be 
ſitzung von einer anderen Erbfolge nur dann ausgehen, wenn 
es die Vermutung für widerlegt erachtete. Dieſe Rückwirkung 
der Ausſtellung des Erbſcheins auf die Entſch. des Anerb. 
macht es notwendig, die Bauernführer an dem Erbſcheinsver⸗ 
fahren zu beteiligen, um ihnen Gelegenheit zu geben, der Be⸗ 
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gründung einer Vermutung, welche der von ihnen zu betrei⸗ 
benden Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft einer Beſitzung ent⸗ 
gegenſtehen könnte, vorzubeugen. 

Daß die Mitwirkung der Bauernführer nicht grundſätzlich 
auf das anerbengerichtliche Verfahren beſchränkt iſt, ergibt 
ſich aus der Vorſchrift des § 16 ErbhofrechtsVO., wo ihnen 
auch in dem nachlaßgerichtlichen Verſahren auf Feſtſtellung des 
Nichtvorhandenſeins eines Anerben ein Antrags- und ein Be⸗ 
ſchwerderecht zuerkannt worden iſt. Andererſeits nötigt dieſe 
Vorſchrift bei der Beſonderheit des von ihr eingeführten neuen 
Verfahrens nicht zu der Annahme, daß ihnen ein Beſchwerde⸗ 
recht gegenüber anderen nachlaßgerichtlichen Entſch. verſagt ſei. 
Die ausdrückliche Berufung der Bauernführer zur Mitwirkung 
im Verfahren des § 16 Erbhofrechts O., insbeſ. zur Einlegung 
von Beſchwerden, konnte, auch wenn das Beſchwerderecht bereits 
aus § 20 FGG. zu folgern war, dennoch im Intereſſe der Klar⸗ 
ſtellung einer immerhin zweifelhaften Rechtslage wenigſtens 
zweckmäßig erſcheinen. 

Die Bauernführer find hiernach zur Einlegung von Be- 
ſchwerden im Erbſcheinsverfahren vor dem AG. für befugt zu 
erachten, wenn deſſen Entich. eine Rückwirkung auf die Entſch. 
des Anerb®. über die Erbhofeigenſchaft haben kann. Dieſe Be⸗ 
fugnis folgt aus der Beeinträchtigung ihres Rechtes, in dem 
anerbengerichtlichen Verfahren eine dem RErbhofch. entſpre⸗ 
chende Entſch. herbeizuführen. 

(K., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Mai 1937, 1 WX 1 
H. 


Anmerkung: Eine Beſitzung, die am 1. Okt. 1933 im Eigen⸗ 
tum mehrerer Perſonen, insbeſ. einer Erbengemeinſchaft, ge⸗ 
ſtanden hat, kann, ſolange dieſes Eigentumsverhältuis fort⸗ 
dauert, nicht Erhof werden. Die Frage, ob die hier zur Er⸗ 
örterung ſtehende Beſitzung Erbhof geworden iſt, hängt davon 
ab, ob der im Jahre 1932 verſtorbene Erblaſſer von einem 
Alleinerben oder von mehreren Erben beerbt worden iſt. Das 
Nachlaßgericht hat auf Grund eines Erbvertrags einen Erb⸗ 
ſchein dahin ausgeſtellt, daß der Erblaſſer von zwei Perſonen 
beerbt worden ſei. Wenn der Erbſchein zutrifft, durfte das 
Anweſen nicht in die Erbhöferolle eingetragen werden und der 
Vorſitzende des AEG müßte die Eintragung des Hofs gemäß 
8 47 Abſ. 3 EH VfO von Amts wegen löſchen. 

Bei dem Löſchungsverfahren iſt der KrBß zu hören. Auf 
die Weiſe hat er wohl von dem Erbſchein Kenntnis erlangt. 
Die Gefahr, daß eine als Erbhof eingetragene Beſitzung ge⸗ 
löſcht werde, hat ihm Veranlaſſung gegeben, nachträglich 
gegen den Erlaß des Erbſcheins (einfache) Beſchwerde einzu⸗ 
legen mit dem Ziel, daß der Erbſchein als unrichtig ein⸗ 
gezogen werde. Die Darlegungen des KG., daß der Erbſchein 
dem KrBß bei feinem Beſtreben, die Löſchung des Hofs zu 
verhindern, im Wege ſteht, erſcheint zutreffend. Das Be⸗ 
ſchwerderecht des KrBỹ dürfte daher mit Recht bejaht ſein. 

Aus dem obigen Beſchluß darf aber nun nicht etwa die 
Folgerung gezogen werden, daß das Nachlaßgericht den Kr Be 
in jedem Erbſcheinsverfahren von Amts wegen zu beteiligen 
habe. Eine ſolche Verpflichtung beſteht vielmehr nur dann, 
wenn das Nachlaßgericht bei ſeinen Ermittlungen erkennt, daß 
ſeine Entſch. zur Folge haben könnte, daß die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft einer an ſich erbhoffähigen Beſitzung verneint werden 
müßte. Solche Fälle werden nicht häufig vorkommen. 

Schwierigkeiten für die Durchführung des Erbſcheinsver⸗ 
fahrens ſind aus der Zuerkennung des Beſchwerderechts an den 
FOR nicht zu befürchten. Der Erbſchein wird ſofort mit feinem 
Erlaß wirkſam. Von einer Rechtskraft im eigentlichen Sinne 
kann man bei ihm überhaupt nicht ſprechen. Er wird auch 
dann wirkſam, wenn das Nachlaßgericht den KrBß verſehentlich 
nicht gehört haben ſollte. 

Jeder, deſſen Rechte durch den Erlaß eines Erbſcheins 
beeinträchtigt werden, kann jederzeit deſſen Einziehung beantra⸗ 
gen, und zwar entweder beim Nachlaßgericht unmittelbar oder 
durch Einlegung der einfachen Beſchwerde (vgl. Schlegel⸗ 
berger, S. 566). Das Nachlaßgericht tut alſo gut daran, 
wenn es einem ſolchen Antrage des Kr vorbeugen will, in 
den hierfür in Frage kommenden Sachen den Bauernführer 
rechtzeitig zuzuziehen. 1 

Min. Dr. Vogels, Berlin. 


* 

3. NG. — 88 39, 59 RErbhofG.; 8 14 Epen. Wird über 
den Nachlaß eines Bauern Konkurs eröffnet, ſo gehören die 
pfändbaren Erzeugniſſe des im Nachlaß befindlichen Erbhofs zur 
Konkursmaſſe. ) 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt die Berufung des 
BeſchwF. als unzuläſſig verworfen worden, weil er den Nach⸗ 
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weis der Zahlung der erforderten Prozeßgebühr nicht friſt⸗ 
gemäß erbracht hatte. Die Friſt war bei Verwerfung der 
Berufung unbedenklich verſtrichen. Trotzdem muß die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde Erfolg haben, weil über den Nachlaß des 
Bauern Reinhard P. am 20. Jan. 1937 das Konkursver⸗ 
fahren eröffnet worden iſt. Dadurch iſt das Verfahren im 
Rechtsſtreit nach 8 240 ZPO. unterbrochen worden, fo daß 
der angefochtene Beſchluß nicht mehr ergehen durfte, der Lauf 
der Friſt aufgehört hatte (§ 249 3P O.). 

Ob die Unterbrechung eingetreten iſt, hängt allerdings 
davon ab, ob Gegenſtände, die auf den Bekl. als Anerben 
übergegangen ſind, zur Konkursmaſſe gehören. Das iſt zu 
bejahen. Nach §1 KO. umfaßt das Konkursverfahren das ge⸗ 
ſamte einer Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen des 
Gemeinſchuldners, das ihm zur Zeit der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens gehört. Das iſt im Falle des Nachlaßkonkurſes der 
Nachlaß, ſoweit er einer Zwangsvollſtreckung unterliegt. Dazu 
gehören auch die in § 39 Abſ. 1 REG bezeichneten Erzeugniſſe 
(Meyer: Zurich. 1935, 97; Vogels: JW. 1935, 2542). 
Der abweichenden Anſicht von Schrodt (JW. 1935, 2121) 
iſt nicht zu folgen. 

Nach 38 39, 59 NE (jetzt ergänzt durch 88 37, 41 
Ech RV v. 21. Dez. 1936 [RG Bl. I, 1069]) iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in diefe Erzeugniſſe wegen aller öffentlich⸗recht⸗ 
lichen und privatrechtlichen Forderungen grundſätzlich zu⸗ 
läſſig. 8 59 iſt zwar erſichtlich nur als eine Übergangsvor⸗ 
ſchrift gedacht. Zur Zeit iſt aber auch wegen aller privat⸗ 
rechtlichen Forderungen die Zwangsvollſtreckung zugelaſſen. 
Deshalb müffen auch die erwähnten Erzeugniſſe zur Konkurs⸗ 
maſſe gerechnet werden. Dieſe Auffaſſung wird geſtützt durch 
8 14 Abſ. 2 Satz 1 EHR, wo beſtimmt iſt, daß der Anerbe 
für die Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten mindeſtens mit 
den pfändbaren Nutzungen des Erbhofs haftet. Nach Vogels 
(bei Pfundner⸗Neubert, „Das neue Deutſche Reichs⸗ 
recht“, Anm. 2 zu § 14) iſt dieſe Vorſchrift getroffen, weil 
ſonſt in den Fällen der SS 1975 ff. BGB., alſo beſonders im 
Falle des Nachlaßkonkurſes, den Nachlaßgläubigern über⸗ 
haupt kein der Vollſtreckung unterliegender Gegenſtand zur 
Verfügung ſtände. Sie ſoll alſo offenſichtlich die Zugehörig⸗ 
keit der Erzeugniſſe zur Konkursmaſſe klarſtellen. 

Allerdings iſt die Zwangsvollſtreckung in Erzeugniſſe des 
Erbhofs durch das Geſetz an beſondere Vorausſetzungen ge⸗ 
knüpft. Daraus darf aber nicht mit Schrodt der Schluß 
gezogen werden, dieſe Erzeugniſſe blieben außerhalb der Kon⸗ 
kursmaſſe. Vielmehr dürfen die Sondervorſchriften, welche 
für den Fall der Einzelvollſtreckung getroffen ſind, die Ein⸗ 
beziehung in die Konkursmaſſe nicht hindern dürfen, weil 
ſonſt die Gläubiger, die während des Konkursverfahrens keine 
Einzelvollſtreckung vornehmen konnten, in einer unbilligen 
und kaum verſtändlichen Weiſe benachteiligt würden. In wel⸗ 
chem Umfange die Sondervorſchriften auch bei der Durch⸗ 
führung des Konkursverfahrens zu beachten ſind, braucht 
hier nicht entſchieden zu werden; es genügt, daß ſie die Zu⸗ 
gehörigkeit der Erzeugniſſe zur Konkursmaſſe nicht aus⸗ 
ſchließen. 

Hiernach war das Verfahren infolge der Konkurseröff⸗ 
nung unterbrochen und die Verwerfung der Berufung nicht 
zuläſſig. Das nötigt zur Aufhebung des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes. 

(RG., IV. Ziv Sen., Beſchl. v. 24. Mai 1937, IVb 7/37.) [V.] 


Anmerkung: 1. Haftung des Anerben 
für die Nachlaßverbindlichkeiten 

Der Beſchluß läßt nicht genau erkennen, welchen An⸗ 
ſpruch der Kl. gegen den beklagten Anerben geltend macht; 
anſcheinend handelt es ſich um das Verlangen eines Nach⸗ 
laßgläubigers nach Befriedigung aus den Erzeugniſſen des 
zum Nachlaß gehörenden Erbhofs. 1 

Dies Verlangen erſcheint gerechtfertigt: Der Anerbe 
haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtſchuldner 
(8 34 REG; 8 14 Abf. 1 ERV); den Nachlaßgläubigern iſt 
zwar wie allen anderen Gläubigern der Zugriff auf den Erb⸗ 
hof ſelbſt verſchloſſen, da in den Hof wegen einer Geldforde⸗ 
rung nicht vollſtreckt werden darf (§S 38 REG). Den Nach⸗ 
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laßgläubigern fteht jedoch der Zugriff auf die pfändbaren Er⸗ 
zeugniſſe des Erbhofs offen (8 14 Abſ. 2 ERV). Der An⸗ 
erbe haftet alſo den Nachlaßgläubigern zwar nicht mit dem 
Erbhof ſelbſt, wohl aber mit deſſen Ertrag. 

Die Beſonderheit des Falles beſteht nun darin, daß 
(während des Rechtsſtreits) über den Nachlaß des Erblaſſers 
des Bekl. der Konkurs eröffnet worden iſt. M. E. hat das 
RG. mit Recht angenommen, daß die pfändbaren Erzeugniſſe 
des Erbhofs zum Nachlaß gehören, und zwar ſowohl die zur 
Zeit des Erbfalls vorhandenen wie die ſpäter anfallenden Er⸗ 
zeugniſſe. Hieraus folgt, daß dieſe Erzeugniſſe, ſoweit ſie 
pfändbar ſind, in die Konkursmaſſe des Nachlaßkonkurſes 
fallen. 

Wirtſchaftlich bedeutet dies, daß die Erträge des Hofs zu⸗ 
nächſt zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger zu verwenden 
ſind, während den Eigengläubigern des Anerben während der 
Dauer des Nachlaßkonkursverfahrens der Zugriff auf dieſe 
Erzeugniſſe verſagt iſt. 


2. Erfaſſung der Erzeugniſſe durch den 
Konkursverwalter 

Da der Erbhof ſelbſt nicht in die Konkursmaſſe fällt, 
kann der Konkursverwalter den Hof nicht in Beſitz oder Ver⸗ 
waltung nehmen. Die Befugnis des Anerben, den Hof unter 
eigener Verantwortlichkeit zu verwalten, bleibt unberührt. 
Der Anerbe iſt aber nicht befugt, über die pfändbaren Nutzun⸗ 
gen. des Erbhofs zu verfügen. Dieſe Befugnis ſteht nur dem 
Konkursverwalter zu; der Konkursverwalter kann alſo z. B. 
die Ernte, ſoweit ſie nicht für den lebensnotwendigen Bedarf 
des Anerben und ſeiner Familie erforderlich iſt, in Beſitz 
nehmen und zugunſten der Nachlaßgläubiger veräußern. Es 
iſt nicht notwendig, daß der Konkursverwalter ſeine Abſicht, 
die Erzeugniſſe zu verwerten, dem Kreisbauernführer gemäß 
§ 39 REG vorher mitteilt, da § 39 erſichtlich nur auf die 
Einzelvollſtreckung, nicht auf den Konkurs abgeſtellt it (vgl. 
Vogels! S. 511). MinR. Dr. Vogels, Berlin. 


Bürgerliches Geſetzbuch 


4. NS. — 8 126 BGB. Ein Vorvertrag, in dem eine 
Partei die Verpflichtung übernimmt, eine vollſtreckbare Ur⸗ 
kunde wegen beſtimmter von ihr übernommener Leiſtungen zu⸗ 
gunſten der anderen Partei auszuſtellen, iſt nicht an eine Form 
gebunden. Für einen ſchuldbegründenden Vertrag ſolchen In⸗ 
halts iſt ein Formerfordernis weder im Geſetz aufgeſtellt — 
wie etwa in den Fällen der 88 311, 313, 518, 766 BGB. —, 
noch ergibt ſich die Formbedürftigkeit eines Vorvertrags, der 
eine ſolche Vereinbarung enthält, etwa aus dem Zweck der Be⸗ 
ſtimmung des § 794 Abſ. 1 Ziff. 5 ZPO., der für die prozeſſuale 
Unterwerfungserklärung des Schuldners die notarielle Beurkun⸗ 
dung vorſchreibt. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 3. Juni 1937, IV 59/37.) 
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5. KG. — 88 181, 2005 BGB. Der Teſtamentsvollſtrecker 
iſt durch 8 181 BGB. nicht gehindert, die Löſchung einer auf 
ſeinem Grundſtück haftenden Nachlaßhypothek zu bewilligen und 
der Löſchung als Eigentümer zuzuſtimmen. Die Löſchungsbe⸗ 
willigung iſt i. S. des § 2005 BGB. entgeltlich, wenn die Lö⸗ 
ſchung auf Verlangen einer öffentlichen Kreditanſtalt erfolgt, 
die die Hingabe eines für ſie durch neue Hypothek zu ſichernden 
und zur Auszahlung der Erben beſtimmten Darlehns von der 
vorherigen Löſchung der Nachlaßhypothek abhängig macht. 

Die BeſchwF., Eheleute S., find Grundſtückseigentümer je 
zur Hälfte. Der Ehemann iſt Teſtamentsvollſtrecker für den 
Nachlaß der verwitweten Frau Antonie Z. Zu deren Nachlaß 
gehört eine auf dem Grundſtück der BeſchwF. eingetragene 
Hypothek von 2000 GM. 

In beglaubigter Urkunde vom 26. Nov. 1936 hat der Ehe⸗ 
mann S. in ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker des 
Nachlaſſes der Gläubigerin die Löſchung der Hypothek bewilligt 
und als anteiliger Grundſtückseigentümer ebenſo wie ſeine Ehe⸗ 
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frau und Miteigentümerin die Löſchung beantragt. In nota⸗ 
rieller Urkunde vom gleichen Tage haben beide Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Eintragung einer Darlehnshypothek von 
2500 GM. für die Kreis⸗Sparkaſſe in G. bewilligt und bean⸗ 
tragt. Die Beweggründe für die Löſchung der Nachlaßhypothek 
hat der Ehemann S. wie folgt dargelegt: „Die Reſtanſprüche 
der Erben ſollten aus dem von der Sparkaſſe aufgenommenen 
Darlehen befriedigt werden. Die Sparkaſſe mache die Aus⸗ 
zahlung des Darlehns von der vorherigen Löſchung der Nach⸗ 
laßhypothek abhängig. Zur Sicherung der Erbanſprüche habe er 
mit der Sparkaſſe vereinbart, daß den Erben die ihnen zukom⸗ 
menden Beträge unmittelbar von der Sparkaſſe zu zahlen 
ſeien.“ Die auf die einzelnen Erben entfallenden Beträge hat 
der Teſtamentsvollſtrecker im einzelnen berechnet. Die Spar⸗ 
kaſſe hat die Angaben des Teſtamentsvollſtreckers beſtätigt und 
die Zahlung der jedem Erben zuſtehenden Beträge an die ein⸗ 
zelnen Erben zugeſichert. 

Sämtliche vorerwähnten Urkunden wurden dem GBA. zur 
grundbuchlichen Vollziehung eingereicht. Das GBA. erließ Zwi⸗ 
ſchenverfügung dahin, daß die Löſchungsbewilligung des Ehe⸗ 
manns S. in ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker ge⸗ 
mäß § 181 BGB. wegen Widerſtreits mit feinen Intereſſen als 
Grundſtückseigentümer unwirkſam ſei, und daß aus dieſem 
Grunde eine Löſchungsbewilligung der Erben beigebracht wer⸗ 
den müffe. Die hiergegen vom Teſtamentsvollſtrecker und feiner 
Ehefrau eingelegte Beſchw. wurde vom LG. zurückgewieſen. Die 
weitere Beſchw. der Antragſteller iſt begründet. 

Die Vorinſt. haben zur Frage der Anwendbarkeit des 
§ 181 BGB. auf Rechtsgeſchäfte des Teſtamentsvollſtreckers die 
neuere Rſpr. des Senats nicht beachtet. Eine grundſätzlich un⸗ 
eingeſchränkte Unterſtellung des Teſtamentsvollſtreckers unter 
die ein rechtsgeſchäftliches Verhandeln mit ſich ſelbſt verbietende 
Vorſchrift des § 181 BGB. iſt ſchon um deswillen abzulehnen, 
weil andernfalls dem Teſtamentsvollſtrecker, auch wenn er nicht 
gleichzeitig Miterbe iſt, die Erfüllung ſeiner geſetzlichen Pflich⸗ 
ten, insbeſ. die Vornahme der Auseinanderſetzung in einer den 
Geſetzeszwecken nicht entſprechenden Weiſe erſchwert werden 
würde. Da aber andererſeits die Teſtamentsvollſtreckung gerade 
eine ordnungsgemäße Vollziehung des Erblaſſerwillens, 
insbeſ. eine gerechte, durch Sonderintereſſen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nicht beeinflußte, Erfüllung der Erbanſprüche ge⸗ 
gewährleiſten ſoll, eine ſolche aber in Frage geſtellt werden 
kann, wenn der Teſtamentsvollſtrecker bei Abwicklung der Nach⸗ 
laßangelegenheiten eigene Rechtsintereſſen als perſönlich Be⸗ 
rechtigter oder Verpflichteter gegenüber den Nachlaßbeteiligten 
wahrnehmen muß, hat die vorerwähnte Rſpr. ihm aus dem 
Grundgedanken der Vorſchrift des 8 181 BGB. bei einem 
Widerſtreit ſeiner perſönlichen Intereſſen mit denen ſeines 
Amtes die Verfügungsbefugnis abgeſprochen. In der von den 
BeſchwF. angeführten Entſch. des Sen.: IFG. 12, 202 JW. 
1935, 2755 60 iſt jedoch eingehend dargelegt, daß für die Frage 
der Anwendbarkeit des § 181 BGB. auf Rechtsgeſchäfte des 
Teſtamentsvollſtreckers nicht ſchon die Tatſache des Beſtehens 
eines ſolchen Intereſſenwiderſtreits an ſich maßgebend iſt, ſon⸗ 
dern daß der Intereſſenwiderſtreit von dem für die Wirkſam⸗ 
keit der Verfügungen des Teſtamentsvollſtreckers, insbeſ. im 
Hinblick auf das Verbot unentgeltlicher Verfügungen ($ 2205 
Abſ. 2 BGB.) in erſter Linie und grundlegend weſentlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte der ordnungsmäßigen Verwaltung aus gewürdigt 
werden muß. In dieſer Hinſicht hat der Senat in der Entſch. 
JFG. 7, 284 den Satz aufgeſtellt, „Daß eine Maßnahme des 
Teſtamentsvollſtreckers als in ordnungsmäßiger Verwaltung 
vorgenommen angeſehen werden dürfe, wenn die Beweggründe 
für fie ſubſtantiiert vorgetragen, verſtändlich und der Wirklich⸗ 
keit gerecht werdend erſchienen, und wenn irgendwelche Zweifel 
an der Pflichtmäßigkeit der Handlung nicht erſichtlich ſeien“. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus hätte hier das LG. die 
Sachlage prüfen müſſen. Die Unterlaſſung einer ſolchen Prü⸗ 
fung rechtfertigt die Aufhebung der Vorentſcheidung und er⸗ 
möglicht dem Senat eine eigene Würdigung der Sachlage auch 
in tatſächlicher Hinſicht. Dieſe führt zur Bejahung der Wirk 
ſanikeit der Löſchungsbewilligung des Teſtamentsvollſtreckers. 

Zunächſt iſt es im Rahmen der Nachlaßregelung wirt⸗ 
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ſchaftlich und rechtlich nicht grundſätzlich zu beanſtanden und 
deshalb i. S. des Standpunktes der Entſch. JFG. 7, 284 ver⸗ 
ſtändlich, wenn der Teſtamentsvollſtrecker ſich die Mittel zur 
Barauszahlung der Erbanſprüche durch Umſchuldung einer 
Nachlaßhypothek auf ſeinem Grundſtück verſchafft. Dabei bildet 
es erfahrungsgemäß die Regel, daß der Geldgeber, insbeſ. wenn 
dieſer eine öffentliche Kreditanſtalt iſt, ſich durch die vorherige 
Löſchung der auszuzahlenden Hypothek eine entſprechend gün⸗ 
ſtigere Rangſtelle ſichert. Der Teſtamentsvollſtrecker handelt, 
wenn er einem ſolchen für die Gelderlangung zur Bedingung 
gemachten Verlangen des Geldgebers nachgibt, jedenfalls dann 
im Rahmen ſeiner Befugniſſe, wenn er ſich die unmittelbare 
Abführung des Erſatzkapitals durch den Kreditgeber an die 
Erben in rechtlich bindender Weile ($ 328 BGB.) verſprechen 
läßt, wobei es mit Rückſicht auf die Sicherheit der Erfüllung 
dieſes Verſprechens wiederum von Bedeutung iſt, wenn der 
Geldgeber ein öffentliches Kreditinſtitut, insbe]. eine öffentliche 
Sparkaſſe iſt. Im vorl. Falle bietet die Darſtellung des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers über den Zweck der Löſchung keinen Anhalt, 
an deren Richtigkeit zu zweifeln, um ſo weniger als ſeine An⸗ 
gaben hinſichtlich der Auszahlungsanweiſung durch die ange- 
führte Erklärung der Sparkaſſe, gegen deren Echtheit keine 
Bedenken beſtehen, vollauf beſtätigt werden. Der Umſtand, daß 
die Erklärung der Sparkaſſe nicht, wie § 29 Abſ. 3 GBO. für 
behördliche Erklärungen, auf Grund deren eine Ein⸗ 
tragung erfolgen ſoll, vorſchreibt, mit Siegel oder Stempel 
verſehen iſt, hindert ihre unterſtützende Verwertung vom Ge⸗ 
ſichtspunkt der Unzweifelhaftigkeit der Darſtellung des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers i. S. der Entſch. IFG. 7, 284 nicht, fo daß 
dahingeſtellt bleiben kann, ob die Erklärung der Sparkaſſe über⸗ 
haupt als eine Eintragungsunterlage i. S. des § 29 Abſ. 3 
GBO. anzuſehen iſt. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 8. April 1937, 1 WX 68/37.) [H.] 
* 


6. RG. — 8 209 BGB. Die Klagen auf Rechnungslegung 
und Auskunfterteilung unterbrechen den Verjährungslauf nicht. 

Die Rev. hält die vom BG. getroffene Feſtſtellung, daß 
die fünfjährige Verjährungsfriſt durch die Klage auf Rech⸗ 
nungslegung und Auskunftserteilung im Vorprozeß nicht un⸗ 
terbrochen worden ſei, für rechtsirrig. Der Vortrag der Rev. 
kann das angefochtene Urteil nicht erſchüttern. 

Der $ 209 BGB. zählt, von hier nicht in Betracht kom⸗ 
menden Ausnahmefällen (3. B. § 477 Abſ. 2 BGB.) abgeſehen, 
erſchöpfend auf, durch welche Verfahrenshandlungen, insbeſ. 
durch welche Klagen die Verjährungsfriſt unterbrochen wird. 
Die Klagen auf Rechnungslegung und Auskunftserteilung ge⸗ 
hören nicht zu den aufgeführten Klagen. Der Grund, weshalb 
ſie nach dem Willen des Geſetzgebers die Verjährung nicht 
unterbrechen, liegt darin, daß ſie die Erhebung eines Anſpruchs 
auf Zahlung oder Herausgabe nur vorbereiten, ihn ſelbſt aber 
noch nicht geltend machen. Nach der Geſtaltung der Verjäh⸗ 
rungsunterbrechung im geltenden Rechte kann dieſen Klagen 
nicht die Wirkung der Unterbrechung der Verjährung des An⸗ 
ſpruchs eingeräumt werden. Denn dieſe vorbereitenden Klagen 
auf Rechnungslegung und Auskunftserteilung laſſen noch nicht 
erkennen, ob und in welchem Umfang künftig ein An⸗ 
ſpruch erhoben werden wird. Das überſehen die von der Rev. 
in Bezug genommenen Lehrmeinungen. Nach dem § 209 BGB. 
tritt aber die Unterbrechung der Verjährung nur ſo weit ein, 
als durch die Klagerhebung Rechtshängigkeit des Anſpruchs 
entſteht. Den Klagen auf Rechnungslegung und Auskunfts⸗ 
erteilung für ſich allein kann auch nicht deshalb die Wirkung 
der Unterbrechung der Verjährung beigelegt werden, weil ſie 
nach § 254 3 PO. mit der Leiſtungsklage oder mit einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage nach $ 256 3PO. verbunden werden können. Die 
von der Rev. angezogene Entſch. in RZ. 115, 29 ſpricht nicht 
für, ſondern gegen die Anſicht, daß die Klage auf Rechnungs⸗ 
legung und Auskunftserteilung für ſich allein ſchon die Ver⸗ 
jährung unterbreche. Der dort entſchiedene Streitfall betraf die 
Frage, ob die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs durch die 
Klage des Pflichtteilsberechtigten auf Erteilung von Auskunft 
über den Beſtand des Nachlaſſes (S 2314 BGB.) unterbrochen 


wird. Sie iſt dahin entſchieden worden, daß die Verpflichtung 
des Erben zur Auskunftserteilung zwar in dem Pflichtteilsrecht 
ihre Grundlage habe, daß die Klage auf Auskunftserteilung 
aber nur die Erhebung des Pflichtteilsanſpruchs vorbereite, daß 
der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt mit ihr noch nicht erhoben ſei, 
und daß deshalb die Verjährung des Anſpruchs durch die Er⸗ 
hebung der Klage auf Auskunft nicht unterbrochen werde. 
(RG., II. Ziv Sen., U. v. 26. Febr. 1937, II 207/36.) [K.] 
* 

7. RG. — 88 241, 1113, 1147 BGB. Die Auffaſſung, daß 
bei der Verteilung im Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsver⸗ 
waltungsverfahren ein dingliches Recht des zugleich perſönlich 
haftenden Vollſtreckungsſchuldners ohne weiteres an letzter Stelle 
zu berückſichtigen wäre, iſt unhaltbar. Der Gläubiger muß bei 
der dinglichen Rechtsverfolgung mit dem beſſeren Rang vorein⸗ 
getragener Rechte ſich abfinden und der dinglich vorberechtigte 
ne braucht ſich aus feiner Stellung nicht verdrängen zu 
aſſen. 


Im Grundbuch ſteht für den Kl. eine Hypothek und für 
die Bekl. — im Range vorgehend — ein Nießbrauch 
eingetragen. Auf Antrag des Kl. iſt die Zwangsverwaltung 
des Grundbſtücks angeordnet worden. Nach dem vom Voll⸗ 
ſtreckungsgericht aufgeſtellten Teilungsplan erhält jedoch der 
Kl. keine Zahlung, weil die verfügbaren Überſchüſſe der Ver⸗ 
waltung der Bekl. auf ihr Nießbrauchsrecht zugeteilt worden 
ſind. Mit der vorliegenden Klage erſtrebt er die gerichtliche 
Anerkennung eines der Bekl. gegenüber beſſeren Rechts auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück, und zwar auf Grund 
folgenden Sachverhalts: 

Eigentümer des belaſteten Grundſtücks war bis zu ſeinem 
Ableben der Ehemann der Bekl. B. Er wurde beerbt von der 
Bekl. und zwei damals noch minderjährigen Kindern. Die 
Erben (in ungeteilter Erbengemeinſchaft) wurden im Grund⸗ 
buch als Eigentümer in Erbengemeinſchaft eingetragen. Spä⸗ 
ter wurde zwiſchen der Witwe und den durch einen Pfleger 
vertretenen Kindern ein notarieller Vertrag über die Beſtel⸗ 
lung eines Nießbrauchs geſchloſſen. Anlaß dazu gab eine in 
einem Erbvertrag der Eheleute B. enthaltene Beſtimmung. 
Das GBA. vermerkte in Abt. II des Grundbuchs als auf dem 
En laftend ein „Nießbrauchsrecht für die Witwe 
es 7 

Zur Sicherung von Forderungen des Kl. wurde ihm 
von der Witwe und ihren (inzwiſchen volljährig gewordenen) 
Kindern eine Darlehnshypothek beſtellt. 

Der Kl. hat die Verurteilung der Bekl. zur Duldung 
begehrt, daß er bei der jetzt betriebenen oder einer künftig zu 
betreibenden Zwangsvollſtreckung in das belaſtete Grund⸗ 
ſtück wegen des Hypothekenkapitals vor dem für die Bekl. 
eingetragenen Nießbrauch befriedigt werde. 

Zur Begründung hat der Kl. u. a. angeführt, die Hypo⸗ 
thek ſei, ſolange der Nießbrauch vorgehe, als Sicherung ſeiner 
Forderung praktiſch wertlos. Deshalb habe die Hypotheken⸗ 
beſtellung nur dann einen Sinn gehabt, wenn die Bekl. ent⸗ 
ſchloſſen geweſen ſei, mit dem Nießbrauch hinter die Hypothek 
zurückzutreten. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. dem An⸗ 
trag des Kl. ſtattgegeben. 

RG. verwies an das BG. zurück. 

Das BG. hat angenommen: Das zwiſchen den Parteien 
begründete ſchuldrechtliche Verhältnis verwehre es der Bekl., 
ſich gegenüber dem Verlangen des Kl. nach Befriedigung aus 
dem Grundſtück auf den ſeiner Hypothek vorgehenden Nieß⸗ 
brauch zu berufen. Außerdem ſoll das Nießbrauchsrecht über⸗ 
haupt nicht zur Entſtehung gelangt ſein. 

Das BG. hält zunächſt die Bekl für verpflichtet, die Be⸗ 
friedigung des Kl. aus dem Grundſtück nicht derart zu ver⸗ 
eiteln, daß fie ſelber vorweg Befriedigung daraus bean⸗ 
ſprucht. Es leitet eine ſolche Verpflichtung aus dem der 
Vorſchrift im 8 241 BGB. entnommenen Rechtsſatz her, daß 
der Schuldner alles unterlaſſen müfje, was mit feiner Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung unvereinbar ſei. Die Anwendung 
dieſes Rechtsſatzes auf den vorliegenden Fall begegnet jedoch 
durchgreifenden Bedenken. 
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Treffen bei einer Hypothek perſönliche und dingliche 
Schuld in einer Perſon zuſammen, ſo geht die perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Schuldners auf Zahlung der verſprochenen 
Geldſumme ſchlechthin und die dingliche auf Zahlung aus dem 
belaſteten Grundſtück, d. h. auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in dieſes Grundſtück (S8 241, 1113, 1147 BGB.). 
Verfolgt der Gläubiger den dinglichen Anſpruch, indem er die 
Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung betreibt, fo 
muß der Schuldner die Vollſtreckung nach den dafür erlaſſenen 
Vorſchriften über ſich ergehen laſſen. Dazu gehört die Wah⸗ 
rung der in den $$ 10 ff. ZwVerſtG. verordneten Rangfolge 
der Anſprüche, die ein Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück gewähren. Dieſe Rangordnung, die für die Rechte 
an dem Grundſtück (§ 10 Abſ. 1 Ziff. 4 ZwVerſtGG.) im 
8 879 BGB. geregelt iſt, beſtimmt die Reihenfolge bei der 
Verteilung des Erlöſes oder der Nutzungen des Grundſtücks. 
Das gilt freilich nur unbeſchadet des beſſeren Rechts eines 
Beteiligten, wie es auch aus ſchuldrechtlichen Beziehungen 
zwiſchen ihm und dem nach dem Teilungsplan Begüuſtigten 
erwachſen fein kann. Aber ein ſolches Schuldverhältnis müßte 
darauf gerichtet ſein, daß der Begünſtigte den ihm zu⸗ 
geteilten Betrag dem Widerſprechenden zu überlaſſen habe. 
Die perſönliche Verpflichtung der Bekl. war hier auf Zah⸗ 
lung der geſchuldeten Summe, nicht auf Erleichterung der 
dinglichen Rechtsverfolgung durch Zurückſetzung ihres Nieß⸗ 
brauchs gerichtet. Aus § 241 BGB. ließe ſich nicht mehr 
als der Satz ableiten, daß die Bekl. alles zu unterlaſſen habe, 
was die Erfüllbarkeit der perſönlich geſchuldeten Leiſtung 
vereiteln würde. Davon iſt hier nicht die Rede. Die von dem 
BG. vertretene Rechtsauffaſſung käme darauf hinaus, daß bei 
der Verteilung im Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangsver⸗ 
waltungsverfahren ein dingliches Recht des zugleich perſön⸗ 
lich haftenden Vollſtreckungsſchuldners ohne weiteres an letzter 
Stelle zu berückſichtigen wäre. Eine ſolche Folgerung wäre 
mit der geltenden Rechtsordnung unvereinbar. Der Gläu⸗ 
biger muß bei der dinglichen Rechtsverfolgung mit dem 
beſſeren Rang voreingetragener Rechte ſich abfinden, und der 
dinglich vorberechtigte Schuldner braucht ſich aus ſeiner Stel⸗ 
lung nicht verdrängen zu laſſen. Dem Gläubiger bleibt es 
unbenommen, auf Grund der perſönlichen Forderung ſich 
einen Vollſtreckungstitel zu verſchaffen und im Vollſtreckungs⸗ 
wege, ſoweit zuläſſig, in die beſſere dingliche Stellung ſeines 
Schuldners einzurücken. 

Für ſeine abweichende Auffaſſung hat der Vorderrichter 
ſich auf die in RGZ. 134, 124 = ZW. 1932, 7245 (Anm. A 
= SW. 1932, 22807; Anm. B = JW. 1932, 3181) und 
RG. 143, 277 = SM. 1932, 14841 (m. Anm.) abgedruckten 
Entich. des RG. berufen. In dem an erſter Stelle genannten 
Urt. heißt es, der Einwand aus $ 419 BGB. könne zur Ab⸗ 
weiſung einer auf 8 888 Abſ. 1 BGB. geſtützten Klage auf 
Löſchung von Zwangshypotheken ($ 866 ZPO.) führen, weil 
der Kl. nicht die Beſeitigung der Zwangsvollſtreckung in 
einen Gegenſtand verlangen dürfe, den er ſachlich- rechtlich zur 
Zwangsvollſtreckung bereitzuſtellen verpflichtet ſei. Dabei iſt 
auf die Rſpr. zu $ 771 3PO. verwieſen worden, wonach bei 
Haftung aus 8 419 BGB. dem Vermögensübernehmer das 
Recht zum Widerſpruch gegen eine Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
fagt wird, die ein Gläubiger des Veräußerers in einem zu 
dem Vermögen gehörenden Gegenſtand betreibt. Nach dem 
anderen Urteil kann der Eigentümer einer Sache, wenn er 
fie (nach 88 931, 936 Abſ. 3 BGB.) mit einem Verpächter⸗ 
pfandrecht belaſtet erworben hat, auch beim Fehlen eines gegen 
ihn gerichteten Titels auf Duldung der Befriedigung aus der 
Pfandſache (8 1233 BGB.) der wegen der Pfandforderungen 
vom Verpächter ausgebrachten Pfändung nicht widerſprechen. 
Denn der Eigentümer iſt ſolchenfalls ſachlich verpflichtet, die 
Verwertung als Pfand durch den Verpächter geſchehen zu 
laſſen, und würde ſich den Anforderungen an Treu und 
Glauben widerſetzen, wenn er ſich auf den Mangel einer auch 
förmlich rechtmäßigen Pfändung berufen wollte. — In dieſen 
Fällen handelte es ſich mithin darum, ob ein Gegenſtand, 
der nach fachlichem Recht unzweifelhaft der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung dargeboten werden mußte, ihr gleichwohl aus einem 
prozeſſualen Grunde entzogen werden durfte. Das iſt ver⸗ 
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neint worden. Dagegen iſt im vorliegenden Fall erſt gerade dar⸗ 
über zu entſcheiden, ob nach ſachlichem Recht bei der Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtück die Bekl. mit ihrem Nießbrauch der 
Hypothek des Kl. trotz ſchlechteren Ranges weichen muß. 
Die Annahme des BG., daß das Nießbrauchsrecht über⸗ 
haupt nicht zur Entſtehung gelangt ſei, bedarf erneuter Prü⸗ 
fung und Entſcheidung durch das BG. (Wird ausgeführt.) 
(RG., V. ZivSen., U. v. 10. April 1937, V 281/36.) [v. B.] 


* 


a S. RG. — I. S$ 504 ff., 512 BGB. Vorkaufsrecht, Wieder⸗ 
kaufsrecht, Ankaufsrecht. Das Vorkaufsrecht bedeutet, mit dem 
Ankaufsrecht verglichen, ein Mehr, ſo daß, wenn ſchon ein Vor⸗ 
kaufsrecht den Fall eines Verkaufs im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht überdauert, ein Ankaufsrecht keine weitertragende 
Kraft haben kann. 

II. 55 182 ff., 883 Abſ. 2, 873 BGB. Zur Anwendbarkeit der 
SS 182 ff. BGB. auf Fälle ſogenannter relativer Unwirkſamkeit. 
An der Rſpr. des RG. bzgl. der Anwendbarkeit der SS 182 ff. 
BGB. auf die Zuſtimmung des Vormerkungsberechtigten zu 
einer Hypothek oder Grundſchuldbeſtellung wird feſtgehalten. 

Die Kl. fordert von dem beklagten Juſtizfiskus Erſatz 
des Schadens, den ſie als Hypothekendarlehnsgeberin infolge 
der von dem Bekl. zu vertretenden Amtspflichtverletzung eines 
1 aus nachſtehendem Anlaß erlitten haben 
will: 

Durch notariellen Vertrag veräußerte die A. Brauerei 
ihr in A. belegenes Gaſthofgrundſtück an die Genoſſenſchaft G. 
In dem Vertrage heißt es: 

„Die Käuferin verpflichtet ſich, falls ſie in den erſten 
25 Jahren nach Abſchluß dieſes Vertrages aus irgendwelchem 
Grund das Kaufobjekt weiterverkaufen will, dieſes der 
Brauerei anzubieten, und zwar zu einem Preis, welcher ſich 
zuſammenſetzt aus dem jetzigen Kaufpreis und den Selbſtkoſten 
für Aufwendungen, die eine Mehrbewertung des Grundſtücks 
darſtellen. Die Brauerei hat alſo ein Rückkaufs recht... Das 
. .. Rückkaufsrecht kann dieſe nicht beanſpruchen, wenn es ſich 
um einen Verkauf oder ſonſtigen Übergang des Grundſtücks 
an den B.⸗Konſumverein ... handeln ſollte und dieſer letztere 
die ſämtlichen Rechte und Verpflichtungen aus dieſem Ver⸗ 
trage und ſonſtigen Nebenabmachungen übernimmt. Das 
Rückkaufsrecht ... bleibt ſelbſtverſtändlich dann auch gegen⸗ 
über dem neuen Erwerber beſtehen.“ 

Die Vertragſchließenden bewilligten und beantragten die 
Eintragung des Rückkaufsrechts. Im Grundbuch wurde zu⸗ 
gleich mit dem Eigentum der Käuferin der „Anſpruch der 
Brauerei ... auf Übertragung des Eigentums nach Maßgabe 
der Eintragungsbewilligung vorgemerkt“. 

Später nahm die Genoſſenſchaft zur Wiederherſtellung 
des durch Brand teilweiſe zerſtörten Gebäudes bei der Städti⸗ 
ſchen Spar⸗ und Girokaſſe (künftig „Sparkaſſe“ genannt) ein 
Darlehn von 300 000 GM. auf und beſtellte dafür eine Buch⸗ 
hypothek. Für die Brauerei ſtanden damals bereits eine 
Hypothek von 25000 GM. und Hypotheken von 75000 und 
10000 GM. im Grundbuch verzeichnet. Die Brauerei hatte 
dem GBA. eine Urkunde eingereicht, in der ſie erklärte, die 
Genoſſenſchaft beabſichtige eine Hypothek von 300000 GM. 
für die Sparkaſſe an erſter Stelle eintragen zu laſſen; ſie 
räume dieſer Hypothek hiermit den Vorrang vor ihren Hypo⸗ 
theken ein. — Die in Abt. II eingetragene Auflaſſungs⸗ 
vormerkung wurde in der Urkunde nicht erwähnt. 

Im Sommer 1930 erbat die Genoſſenſchaft von der Kl. 
ein Darlehn zur Ablöſung der an erſter Stelle ſtehenden 
Sparkaſſenhypothek. Die Kl. erhielt einen unbeglaubigten 
Grundbuchauszug, aus dem ſie die in Abt. II eingetragene 
Auflaſſungsvormerkung erſah. Sie entſchloß ſich, der Ge⸗ 
noſſenſchaft auf erſtſtellige Briefhypothek ein Darlehn von 
275000 GM. zu geben. Von der Hypothek der Sparkaſſe 
wurde ein erſtſtelliger Teilbetrag von 275000 GM. abgezweigt 
und darüber ein Hypothekenbrief gebildet. Die Sparkaſſe er⸗ 
klärte, daß, nachdem die Genoſſenſchaft von der Kl. ein Dar⸗ 
lehn von 275000 GM. erhalten und damit die Sparkaſſe be⸗ 
friedigt habe, ſie ihre Forderung an die Kl. abtrete und die 
Eintragung der Abtretung im Grundbuch bewillige. Der 
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neugebildete Hypothekenbrief wurde antragsgemäß zugleich mit 
einem unbeglaubigten Grundbuchauszug der Sparkaſſe be⸗ 
händigt. In dem Auszug war die Auflaſſungsvormerkung 
der Brauerei wiederum erwähnt, nicht dagegen in dem Hypo⸗ 
thekenbrief. Die Kl. zahlte demnächſt gegen Übergabe des 
Hypothekenbriefs das der Genoſſenſchaft bewilligte Darlehn 
an die Sparkaſſe. 

Im Febr. 1933 forderte das GBA. den Hypothekenbrief 
zur Berichtigung ein. Die Kl. erhielt den Brief mit dem 
Vermerk zurück, daß in Abt. II Nr. 8 am 18. Juni 1921 
die (näher beſchriebene) Vormerkung für die Brauerei ein⸗ 
getragen ſei. 

Im März 1936 erwirkte die Kl. die Anordnung der 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks wegen eines 
Kapitalteilbetrages ihrer Forderung. Die Kl. erſtand das 
Grundſtück im Juni 1936. Die Vormerkung blieb als Teil 
des geringſten Gebotes beſtehen. Bei der Verteilung fiel u. a. 
die Hypothek der Kl. zum Teil aus. 

Die Kl. hat vorgetragen: Infolge des Verſehens des 
Grundbuchbeamten ſei ihr ein Schaden in Höhe ihrer Hypo⸗ 
thekenforderung dadurch entſtanden, daß ſie im Vertrauen 
auf die Belaſtungsangaben in dem Hypothekenbrief die Dar⸗ 
lehnsſumme an die Genoſſenſchaft ausgezahlt habe. Bei 
Kenntnis von der älteren Eintragung der Vormerkung würde 
ſie der Genoſſenſchaft das Darlehn nicht gewährt haben, ohne 
ſich durch eine Vereinbarung mit der Brauerei gegen die Gel⸗ 
tendmachung der Vormerkung zu ſichern. Kraft der Vor⸗ 
merkung ſei ihre Hypothek der Brauerei gegenüber unwirkſam 
geweſen. 

Die Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

I. Das zwiſchen Genoſſenſchaft und Brauerei ausbedun⸗ 
gene „Rückkaufsrecht“ läßt ſich den Vorſchriften des BGB. 
über das Vorkaufs⸗ oder das Wiederkaufsrecht nicht unter⸗ 
ordnen. Als dingliches Vorkaufsrecht konnte es ſchon deshalb 
nicht begründet werden, weil der Brauerei das Recht auf 
Erwerb des Grundſtücks zu einem feſten, durch Abmachungen 
zwiſchen der Genoſſenſchaft und einem anderen Käufer nicht 
beeinflußbaren Preis zuſtehen ſollte (NGZ. 104, 123). Die 
Vorſchriften in den SS 504 ff. BGB. über das perjönliche 
Vorkaufsrecht ließen in dieſer Richtung der Vertragsgeſtal⸗ 
tung freie Bahn (RG.: IW. 1908, 682); ſie ordnen aber im 
übrigen das Vorkaufsrecht auf andere Weiſe, als es hier ge⸗ 
ſchehen iſt. Das Vorkaufsrecht wird nur durch einen fertigen 
Kaufvertrag zwiſchen dem Verpflichteten und einem Dritten. 
ausgelöſt und läßt durch einſeitige Erklärung des Berechtigten 
den Kauf zwiſchen ihm und dem Verpflichteten zuſtande kom⸗ 
men (RG. 72, 385; 98, 44; 106, 323). Das Wiederkaufs⸗ 
recht der 88 497 ff. BGB. iſt in letzterer Beziehung ebenſo 
geregelt wie das Vorkaufsrecht (8 497 verglichen mit § 505 
BGB.); doch ſetzt ſeine Ausübung weder einen zwiſchen dem 
Verpflichteten und einem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrag 
noch auch nur die Abſicht des Verpflichteten voraus, ſich auf 
Grund eines Verkaufs der Sache wieder zu entäußern. Hier 
haben die damaligen Vertragsparteien kraft beſtehender Ver⸗ 
tragsfreiheit ihre ſchuldrechtlichen Beziehungen anders be⸗ 
ſtimmt: Die Brauerei ſollte, wenn die Genoſſenſchaft verkaufen 
wollte, ein Recht auf ein Kaufangebot unter beſtimmten 
Bedingungen haben und durch deſſen Annahme einen Kauf⸗ 
vertrag zuſtande bringen, der ihr ein Recht auf Übereignung 
des Grundſtücks verſchaffte. Die unbeeinträchtigte Durchſetzung 
dieſes Rechts ſollte und konnte Dritten gegenüber durch Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung geſichert werden (RGRͤKomm. 
Anm. 10 zu 8 883). Ein ſolches Ankaufsrecht (vgl. RG.: 
Seuff Arch. 74 Nr. 159; 81 Nr. 217; RG. 110, 184 [189 
iſt zwar rechtlich weder ein (perſönliches) Vorkaufs⸗ noch ein 
Wiederkaufsrecht, wirtſchaftlich aber mit beiden — inſoweit 
auch unter ſich ähnlichen — Rechtsgebilden verwandt. Ent⸗ 
ſprechende Anwendung geeigneter, für jene Rechte gegebener 
Vorſchriften iſt deshalb nicht ausgeſchloſſen. 

Das BG. hat zur Begründung ſeiner Annahme, daß mit 
der Verſteigerung des Grundſtücks das Ankaufsrecht der 
Brauerei untergegangen ſei, den für das Vorkaufsrecht gel⸗ 
tenden $ 512 BGB. herangezogen. Danach iſt das Vorkaufs⸗ 
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recht ausgeſchloſſen, wenn der Verkauf im Wege der Owangs⸗ 
vollſtreckung erfolgt, während für das Wiederkaufsrecht ein 
gleiches nicht gilt (§ 499 Satz 2 BGB.). Allerdings iſt dem 
BG. bei ſeinem Schluß von dem Weniger auf das Mehr 
ein Irrtum unterlaufen. Wäre das Vorkaufsrecht, wie das 
BG. ſagt, gegenüber dem Ankaufsrecht ein Weniger, ſo 
würde der Folgerung, daß mit dem Zuſchlag in der Zwangs⸗ 
verſteigerung das Ankaufsrecht erſt recht erlöſchen müſſe, 
die denkgeſetzlich richtige Begründung fehlen. Das BG. hat 
ih) aber, wie die Verweiſung auf die Entſch. in RG.: 
Seuff Arch. 81 Nr. 217 ergibt, nur im Ausdruck vergriffen. 
Das Vorkaufsrecht bedeutet, mit dem Ankaufsrecht verglichen, 
nicht ein Weniger, ſondern ein Mehr, und deshalb ließe 
ſich ohne Verſtoß gegen die Denklehre ſagen, daß, wennſchon 
ein Vorkaufsrecht den Fall eines Verkaufs im Wege der 
Zwangsvollſtreckung nicht überdauere, ein Ankaufsrecht keine 
weitertragende Kraft haben könne. 

Durch die Zwangsverſteigerung iſt das bis dahin nicht 
ausgeübte Ankaufsrecht der Brauerei untergegangen und die 
nach dem Zuſchlagsbeſchluß förmlich beſtehen gebliebene Vor⸗ 
merkung ſachlich gegenſtandslos geworden. 

II. Nach § 883 Abſ. 2 BGB. iſt eine Verfügung, die nach 
Eintragung einer Vormerkung über das Grundſtück getroffen 
wird, inſoweit unwirkſam, als ſie den durch die Vormerkung 
geſicherten Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde. Die 
Unwirkſamkeit gilt nicht allgemein, ſondern beſteht nur gegen⸗ 
über dem Vormerkungsberechtigten, der ſie auch erſt geltend 
machen kann, nachdem er den vorgemerkten Anſpruch zur 
Feſtſtellung gebracht hat. Ein Auflaſſungsanſpruch wird durch 
hypothekariſche Belaſtung des Grundſtücks zwar nicht ver⸗ 
eitelt, wohl aber beeinträchtigt (RG.: Gruch. 48, 934). Bei 
einem durch Vormerkung geſicherten Ankaufsrecht der hier 
vorliegenden Art iſt die Rechtslage eben anders als bei einem 
dinglichen Vorkaufsrecht, das nach der überwiegend vertrete⸗ 
nen Meinung (vgl. Planck, Anm. 38 zu § 1098 BGB.) 
durch Belaſtungen aus der Zeit zwiſchen der Begründung des 
Rechts und dem Eintritt des Vorkaufsfalls nicht beeinträchtigt 
wird. Denn Vorausſetzung für die Wirkung des Vorkaufs⸗ 
rechts als Vormerkung (§ 1098 Abſ. 2 BGB.) iſt der Ein⸗ 
tritt des Vorkaufsfalles; bis dahin beſteht kein der Siche⸗ 
rung fähiger und bedürftiger Übereignungsanfpruch. Hier da⸗ 
gegen entſtand ein durch die Ausübung des Ankaufsrechts 
bedingter Übereignungsanſpruch ſchon durch den Begründungs⸗ 
vertrag (RRKomm. Anm. 5 zu § 1098 und Anm. 10 zu 
8 883). Daß die Eintragung einer Hypothek von 300 000 GM. 
das Ankaufsrecht der mit einem im voraus feſtgelegten Rück⸗ 
kaufspreis von höchſtens 200 000 RM beſchwerten Brauerei 
beeinträchtigt haben würde, läßt ſich füglich nicht bezweifeln. 
Demgemäß hing die Wirkſamkeit des die Hypothekbeſtellung 
betreffenden dinglichen Vertrages zwiſchen der Sparkaſſe und 
der Genoſſenſchaft der Brauerei gegenüber von deren Zuſtim⸗ 
mung ab (Fall des 8 182 Abi. 1 BGB.). Der dingliche Ver⸗ 
trag — die Einigung i. S. des $ 873 BGB. — bildet einen 
Teil der im 8 883 Abſ. 2 BGB. gedachten Verfügung, zu 
deren Vollendung die Eintragung hinzukommen muß. Da es 
an der Eintragung hier nicht fehlt, war die Hypotheken⸗ 
beſtellung auch der Brauerei gegenüber wirkſam, weil dieſe 
ihr, wie im BU. feſtgeſtellt iſt — auf formlos gültige Weiſe 
(8 182 Abſ. 2 BGB.) —, zugeſtimmt hat. Die Zuſtimmung 
behob den aus § 883 Abſ. 2 BGB. ſich ergebenden Mangel 
der Hypothekbeſtellung ein für allemal. Die Brauerei war 
damit nicht nur gegenüber der Genoſſenſchaft oder der Spar⸗ 
kaſſe verpflichtet, bei Verfolgung des vorgemerkten Anſpruchs 
die Hypothek der letzteren zu ſchonen. Der Zuſtimmungs⸗ 
erklärung muß vielmehr, inſofern ſie einen zu voller Wirk⸗ 
ſamkeit der Hypothekbeſtellung noch mangelnden Tatumſtand 
den Willenserklärungen der Vertragſchließenden hinzutreten 
ließ, dingliche Wirkung und damit Wirkung zugunſten eines 
jeden Inhabers des ſo dem Bereich der Auflaſſungsvormer⸗ 
kung entrückten Rechts am Grundſtück beigemeſſen werden. 
Mit dem Grundbuchinhalt ſtimmte dann freilich die wirkliche 
Rechtslage nicht überein. Daraus iſt aber nichts gegen die 
dargelegte Wirkung der Zuſtimmung herzuleiten. Daß eine 
Rechtsänderung ſich außerhalb des Grundbuchs vollzieht, iſt 
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auch ſonſt kein dem geltenden Liegenſchaftsrecht fremder 
Vorgang. 

Zum gleichen Ergebnis würde die Anwendung des § 185 
Abſ. 1 BGB. führen. Allerdings wäre nur eine entſprechende 
Anwendung möglich. Denn die Genoſſenſchaft nutzte mit der 
Beſtellung der Sparkaſſenhypothek eine ihr rechtlich zu⸗ 
ſtehende Verfügungsmacht aus. Gegen eine entſprechende An⸗ 
wendung beſtehen aber keine Bedenken. Auch Verfügungen, 
die der Vorerbe nach § 2113 BGB. nicht mit Wirkung gegen 
den Nacherben treffen könnte, werden als voll wirkſam be⸗ 
handelt, wenn der Nacherbe ihnen zugeſtimmt hat (RG. 65, 
219 JW. 1907, 212; RG. 110, 94 JW. 1925, 2123; 
RG Warn. 1914 Nr. 126). 

Allerdings iſt die Anwendbarkeit der 88 182 ff. BGB. 
auf Fälle ſogenannter relativer Unwirkſamkeit (zufolge des 
nur zugunſten eines anderen beſtehenden Veräußerungsver⸗ 
bots) angezweifelt worden (RGRKomm. Bem. 1 zu $ 182) 
und die Vormerkung wirkt tatſächlich wie eine ſolche Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung. Doch iſt die daran ſich anknüpfende 
Unterſcheidung zwiſchen einer Genehmigung und einem Ver⸗ 
zicht auf Geltendmachung der Unwirkſamkeit für die Beurtei⸗ 
lung des vorliegenden Falles ohne Bedeutung. Auch ein der⸗ 
artiger Verzicht würde weiter reichen als eine nur ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung, von der Auflaſſungsvormerkung 
gegenüber der nacheingetragenen Hypothek keinen Gebrauch 
zu machen. 

Für die Anwendung der 88 182 ff. BOB. auf die Zus 
ſtimmung des Vormerkungsberechtigten zu einer Hypothek⸗ 
oder Grundſchuldbeſtellung hat ſich im vorerörterten Sinne 
bereits der erkennende Senat in dem in Seuff Arch. 90, 299 
abgedruckten Urt. v. 13. Mai 1936 unter Verweiſung auf 
ältere Beſchlüſſe des KH. (RIA. 8, 154; ZIG. 5, 326) ent⸗ 
ſchieden. An dieſer Rſpr. wird feſtgehalten. Das bereits er⸗ 
wähnte Urt. des III. ZivSen. v. 1. Dez. 1933 (RZ. 142, 
331 [336 f.]) beruht zum Teil auf einer anderen Rechtsauf⸗ 
faſſung. An dieſe iſt der erkennende Senat indeſſen nicht mehr 
gebunden (Gef. v. 28. Juni 1935 [RGBl. I, 844] Art. 2). 
Er ſieht auch keinen Anlaß, gemäß $ 137 GVG. eine Ent⸗ 
ſcheidung des Großen Senats für Zivilſachen herbeizuführen, 
weil der dem III. ZivSen. unterbreitet geweſene Sachverhalt 
weſentlich anders lag. Dort hatte die Berechtigte ihre zeit⸗ 
weilig gehegte Abſicht, von ihrer Vormerkung gegenüber 
einem nacheingetragenen Hypothekengläubiger keinen Gebrauch 
zu machen, nach außen hin nicht kundgegeben, ſo daß der 
Tatbeſtand einer Genehmigung überhaupt nicht vorlag. Im 
Streitfall hat dagegen die Brauerei nach der im BU. getrof⸗ 
fenen Feſtſtellung durch ſchlüſſige Handlung in die ihren Auf⸗ 
laſſungsanſpruch beeinträchtigende Belaſtung des Grundſtücks 
mit der Sparkaſſenhypothek eingewilligt. 

Nach den vorſtehenden Ausführungen unter II war die 
Hypothek der Kl. gegenüber der Auflaſſungsvormerkung der 
Brauerei von vornherein wirkſam, ſo daß die Kl. weder mit 
der Hypothek noch — im Fall der Zwangsverſteigerung — 
mit dem Auſpruch auf den Erlös der Brauerei hätte zu 
weichen brauchen. Aber ſelbſt wenn es anders geweſen wäre, 
hätte ſich nach den Ausführungen unter I für die Kl. eine 
ebenſo günſtige Rechtsſtellung daraus ergeben, daß infolge 
der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks der durch 
die Vormerkung geſicherte Übereignungsanſpruch unterging 
und damit die Vormerkung ſelber gegenſtandslos wurde. Die 
Kl. iſt alſo durch das dem Grundbuchbeamten unterlaufene 
Verſehen nicht geſchädigt worden. 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 21. April 1937, V 297/36.) [v. B.] 
(R. 154, 355.) 
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9. KG. — 88 535 ff. BOB. Iſt vereinbart, daß der Mie⸗ 
ter die Schönheitsausbeſſerungen trägt, und iſt in den Vertrag 
ein neuer Mieter eingetreten, ſo hat dieſer bei Vertragsende 
die Räume in einem ſolchen Zuſtande zurückzugeben, wie er 
der Ausführung der Schönheitsausbeſſerungen nach einem an⸗ 
gemeſſenen Wirtſchaftsplan auch während der Zeit des Vormie⸗ 
ters entſpricht. 

Der Vormieter des Bekl. hatte nach dem Vertrage „ſämt⸗ 


liche Schönheitsreparaturen während der Dauer der Miet⸗ 
zeit auf eigene Koſten auszuführen“. In die Rechte und Pflich⸗ 
ten des Mieters des Vertrages iſt der Bekl. eingetreten. Die An⸗ 
nahme des Bekl., daß er in den Vertrag gar nicht habe eintreten 
können, da dieſer mit dem 31. März 1933 ohne Kündigung ab⸗ 
gelaufen ſei, iſt irrig. Denn der Vormieter hatte trotz der Ver⸗ 
einbarung, daß der Vertrag ohne Kündigung ablaufe, das Miet- 
verhältnis fortgeſetzt. Daß die Fortſetzung gegen den Willen des 
Vermieters erfolgt ſei, it nicht dargetan. Der Vertrag iſt alſo 
ſtillſchweigend verlängert worden und in dieſen verlängerten 
Mietvertrag iſt der Bekl. eingetreten. Ob einer der Vertrage 
hinſichtlich der Schriftform den Erforderniſſen des § 126 BGB. 
entſprach oder nicht, kann dahingeſtellt bleiben, da die einzige 
Folge des Mangels der geſetzlichen Schriftform des Mietvertra⸗ 
ges nach § 566 BGB. die iſt, daß der Vertrag als auf un⸗ 
beſtimmte Zeit geſchloſſen gilt. Das etwaige Fehlen der Schrift⸗ 
form ändert alſo am Inhalte des Vertrages nichts und macht 
insbeſ. die Vereinbarung über die Schönheitsausbeſſerungen 
nicht unwirkſam. Der Bekl. hatte deshalb die Schönheitsaus⸗ 
beſſerungen auszuführen. 

Ein Mieter, der die Schönheitsausbeſſerungen übernommen 
hat, hat die Räume bei ſeinem Auszuge in einem Zuſtande zu⸗ 
rückzugeben, wie er der Ausführung der Schönheitsausbeſſerun⸗ 
gen nach einem angemeſſenen Wirtſchaftsplan entſpricht. Dabei 
kommt es nicht darauf an, wann der Bekl. in den Mietvertrag 
eingetreten iſt, ſondern wann das Mietverhältnis des Vormie⸗ 
ters begonnen hat, da der Bekl. in die Pflichten des Vormieters 
aus dem Mietvertrage eingetreten iſt. Es iſt deshalb unerheb⸗ 
lich, in welchem Zuſtande der Bekl. die Räume vom Vormieter 
übernommen hat. Es iſt auch weiter unerheblich, ſeit wann 
der Kl. durch Erwerb des Grundſtücks nach §571 BGB. in die 
Rechte und Pflichten des Vermieters aus dem Mietvertrag ein⸗ 
getreten iſt. Es kommt vielmehr allein darauf an, ob die Woh⸗ 
nung ſich bei ihrer Rückgabe in einem Zuſtande befunden hat, 
der der Durchführung der Schönheitsausbeſſerungen nach einem 
angemeſſenen Wirtſchaftsplan entſprach. Daß Schönheitsaus⸗ 
beſſerungen erforderlich waren, ergibt ſich aus dem Schreiben 
des Bekl. v. 20. März 1936. Der Bekl. hatte deshalb gegen⸗ 
über den Darlegungen des Kl. gleichfalls durch ins einzelne 
gehende Angaben darzulegen, in welcher Weiſe er ſeiner Pflicht 
zur Ausführung der Schönheitsausbeſſerungen entſprochen hat. 
Das hat er aber nicht getan. 

Der Vermieter hat zwar keinen Anſpruch darauf, daß die 
Wohnung bei der Rückgabe völlig neu hergerichtet werde, ſon⸗ 
dern nur, daß, wie ausgeführt, der Zuſtand der Wohnung der 
planmäßigen Ausführung der Schönheitsausbeſſerungen ent⸗ 
ſpreche. Der Bekl. hat dabei in keiner Weiſe dargelegt, inwiefern 
der Kl. mehr fordere, als der planmäßigen Ausführung der 
Arbeiten entſpräche. Hierfür genügt auch insbeſ. nicht der Hin⸗ 
weis darauf, daß die Ausführungen der Schönheitsausbeſſerun⸗ 
gen in der neuen Wohnung des Bekl. einen erheblich gerin⸗ 
geren Koſtenaufwand erfordert hätten. 

Die Einwendungen des Bekl. entbehren ſomit der erfor⸗ 
derlichen ins einzelne gehenden Darlegung und ſind deshalb 
unbeachtlich. Die Klage iſt deshalb begründet. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 14. April 1937, 17 U 7441/36.) 
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10. RG. — 88537, 552 BGB. Eine öffentlich⸗rechtliche 
Anordnung, die den Gebrauch oder die Nutzung eines Pacht⸗ 
gegenſtandes verhindert, begründet einen Fehler der Pacht⸗ 
ſache i. S. des 8 537; — jedoch nur dann, wenn infolge der 
behördlichen Anordnung grundſätzlich niemand mehr den ver⸗ 
tragsmäßigen Gebrauch ausüben kann. Kein Fehler der Pacht⸗ 
ſache liegt vor, wenn ein anderer Pächter durch die behördliche 
Anordnung am gleichen Gebrauch nicht gehindert ſein würde. 10 

Die beklagte Genoſſenſchaft, deren Vorſtandsmitglied der 
Kl. iſt, wurde 1932 gegründet, und zwar vom Kl. und anderen 
Milchhändlern. Ihr Zweck war der gemeinſchaftliche Bezug von 
Milch, deren Abgabe an die Genoſſen und die Verarbeitung der 
Milchreſtmenge. Der Kl., der einen Milch⸗Groß⸗ und Klein“ 
handel betrieb, hatte auf ſeinem Grundſtück eine Molkereiein⸗ 
richtung zur Verarbeitung von Milchreſtmengen. Er ſchloß um“ 
ter dem 1. April 1933 mit der Bekl. einen Pacht⸗ und Anſtel⸗ 
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lungsvertrag. Danach pachtete die Bekl. den Molkereibetrieb des 
Kl. für zehn Jahre zu monatlich 500 e, und übertrug dem 
Kl. die Betriebsleitung gegen ein Monatsgehalt von 300 RA. 
Am 20. Juni 1933 erhielt die Bekl. vom Stadtausſchuß die 
Großhandelserlaubnis. Sie nahm die Belieferung ihrer Ge⸗ 
noſſen mit Milch auf, begann aber mit der Verarbeitung der 
nicht abgeſetzten Mengen erſt anfangs Auguſt 1933. 

Durch Anordnung vom 25. Sept. 1933 verbot der Milch⸗ 
wirtſchaftsverband den Milchlieferanten der Bekl., ſie weiter zu 
beliefern, und ihren Abnehmern, von ihr zu beziehen. Darauf 
hat die Bekl. ihren Betrieb am 1. Okt. 1933 eingeſtellt. Nach 
Erlaß der VO. über den Zuſammenſchluß der deutſchen Milch⸗ 
wirtſchaft v. 27. März 1934 forderte die Bekl. vom Streithelfer, 
der Rechtsnachfolger des Milchwirtſchaftsverbandes iſt, Entſchä⸗ 
digung für die Nachteile aus der Betriebseinſtellung. Ein 
Schiedsſpruch vom 1. Dez. 1934 erging dahin, daß der Streit⸗ 
helfer die Bekl. von den etwaigen Anſprüchen des Kl. aus dem 
Pacht⸗ und Anſtellungsvertrage befreien müſſe, ſoweit ſie für 
die Zeit vom 1. Sept. 1933 bis zum 31, Aug. 1934 gerichtlich 
feſtgeſtellt würden. Der Kl., der ſeit dem 1. Sept. 1933 Pacht⸗ 
zins und Gehalt nicht mehr erhalten hat, fordert mit der Klage 
9960 Heß, während der Streithelfer die Klageabweiſung be⸗ 
gehrt hat. Das LG. hat unter Abweiſung der Klage im übrigen 
530 Hi zuerkannt, nämlich für September 1933 an Pachtzins 
500 RA und 30 S, Inſtandhaltungsentſchädigung. Es hat 
ſeine Zuſtändigkeit für die Gehaltsanſprüche verneint. Der Kl. 
hat mit der Berufung neben dem zuerkannten Betrage nur noch 
weitere 6430 e gefordert; nämlich je 530 RA für die Zeit 
vom 1. Okt. 1933 bis zum 31. Aug. 1934 und das Gehalt für 
Juli und Auguſt 1934. Nach Beweisaufnahme hat das BG. 
noch weitere 330 Se als Inſtandhaltungsentſchädigung für 
elf Monate zugeſprochen, im übrigen aber ſeine Berufung zu⸗ 
rückgewieſen, und zwar auch bzgl. des Gehalts, weil der An⸗ 
ſpruch unbegründet ſei. Mit der Rev. verfolgt der Kl. ſeinen 
Berufungsantrag, ſoweit er erfolglos geblieben iſt, weiter. Der 
Streithelfer hat die Zurückweiſung beantragt. Die Bekl. iſt im 
Reviſionsverfahren nicht vertreten. 

Die Entſch. über den Gehaltsanſpruch gibt keinen Anlaß 
zu rechtlichen Bedenken. Hingegen iſt die Abweiſung des Pacht⸗ 
zinsanſpruchs möglicherweiſe von einer irrigen Auslegung der 
§§ 537, 552 BGB. beeinflußt. 

Das BG. hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß die Bekl. infolge 
der gegen ſie ergangenen Anordnung den von den Beteiligten 
zum Vertragszweck beſtimmten Gebrauch von der Pachtſache 
nicht mehr machen kann. Damit allein iſt aber noch nicht ent⸗ 
ſchieden, ob der Fall des 8 537 BGB. oder derjenige des § 552 
BGB. vorliegt. Allerdings kann eine öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ordnung einen Fehler der Pachtſache begründen, der nach 8 537 
ihre Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt, 
fo daß der Anſpruch auf Pachtzins entfällt. Die Folge einer 
ſolchen Anordnung kann aber auch darin beſtehen, daß der 
Pächter nur durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund an 
der Ausübung des ihm zuſtehenden Gebrauchs- und Nutzungs⸗ 
rechts verhindert iſt. Dann hat dieſe Wirkung gemäß § 552 
BGB. auf feine Verpflichtung, den Pachtzins zu zahlen, keinen 
Einfluß. Ob der eine oder der andere Fall vorliegt, hängt da⸗ 
von ab, in welchem Umfange das Verbot den Gebrauch der 
Pachtſache zum Vertragszweck hindert. Kann überhaupt nie⸗ 
mand mehr die Pachtſache zu dem Vertragszweck benutzen, oder 
liegt die Möglichkeit dieſer Benutzung nur noch ganz ausnahms⸗ 
weiſe und bei ſo wenigen vor, daß der Fall bei wirtſchaftlicher 
Betrachtung gleichzuſtellen iſt, ſo iſt ein Fehler der Pachtſache 
i. S. des § 537 BGB. gegeben, denn fie iſt zu dieſem Vertrags- 
zweck, alſo zu dem vertragsmäßigen Gebrauch, gar nicht mehr 
brauchbar. In ſolchem Falle hat das Verbot einen unmittel- 
baren Einfluß auf den Pachtgegenſtand. Deshalb iſt die An⸗ 
wendbarkeit des § 537 BGB. dann bejaht worden, wenn die 
Schankerlaubnis für beſtimmte, zum Betriebe einer Gaſtwirt⸗ 
ſchaft vermietete Räume deshalb verſagt wird, weil nach Zahl, 
Art, Lage und Entfernung der ſchon vorhandenen Wirtſchaften 
kein Bedürfnis für die Erteilung beſteht (RG. 144, 176 = 
JW. 1937, 14112 m. Anm.). Ebenſo iſt ein Fehler der ver⸗ 
pachteten Mühle darin geſehen worden, wenn ſie wegen der 


geſetzlich angeordneten Einſchränkung der Vermahlung nicht 
mehr voll ausgenutzt werden darf (RGZ. 147, 157 JW. 
1935, 17715 m. Anm.). Den Gegenſatz zu dieſen Fällen, in 
denen infolge einer geſetzlichen oder behördlichen Anordnung 
niemand mehr die Sache zu dem vertragsmäßigen Zweck be⸗ 
nutzen kann, bildet ein Sachverhalt, in welchem dieſe Be⸗ 
nutzung zwar dem Pächter oder Mieter infolge des Verbots 
nicht mehr möglich iſt, andere aber daran nicht gehindert wären. 
So iſt in RG. 79, 92 = JW. 1912, 636 nicht ein Fehler nach 
§ 537 BGB., ſondern ein in der Perſon des Mieters liegender 
Grund nach § 552 BGB. angenommen worden, als ein Stellen⸗ 
vermittler, der Räume zur Errichtung eines Zweiggeſchäfts ge⸗ 
mietet hatte, dieſe Abſicht nicht ausführen konnte, weil ein auf 
Grund des Stellenvermittler c. v. 2. Juni 1910 ergangenes 
Verbot die Errichtung von Zweigſtellen unterſagt hatte. Hier 
waren nur ſolche Perſonen an der Benutzung der Räume zum 
vertragsmäßigen Zweck, nämlich zum Betrieb eines Stellenver⸗ 
mittlergeſchäfts, gehindert, die ſchon ein ſolches Geſchäft anders⸗ 
wo betrieben und in den Mieträumen eine Zweigſtelle ein⸗ 
richten wollten. Dagegen konnte jemand, der noch kein ſolches 
Geſchäft hatte, die Räume ungehindert dem vertragsmäßigen 
Zweck, nämlich der Einrichtung eines ſolchen Geſchäfts, dienſt⸗ 
bar machen. Liegt es ſo, dann fehlt es an demjenigen Einfluß 
des Verbots auf die Miet⸗ oder Pachtſache ſelbſt, die zur An⸗ 
nahme eines Fehlers i. S. des 8 537 BGB. unerläßlich er⸗ 
ſcheint. 

Es iſt nicht erſichtlich, ob ſich das BG. dieſer rechtlichen 
Unterſcheidung völlig bewußt war. Es hält für entſcheidend, 
ob die perſönlichen Eigenſchaften der Bekl. und ihrer Genoſſen 
für die Anordnung, die zur Betriebseinſtellung nötigte, urſäch⸗ 
lich waren, und ſtellt feſt, das Verbot ſei gegen die Bekl. ohne 
Rückſicht auf die perſönlichen Verhältniſſe im Zuge der Neu⸗ 
organiſation der Milchwirtſchaft ergangen, weil die Bekl. ein 
entbehrliches Zwiſchenglied geweſen ſei. Das ſchließt aber den 
Tatbeſtand des § 552 BGB. noch nicht aus, denn es läßt die 
Möglichkeit offen, daß nicht alle Betriebe von der Art, wie ſie 
für die vertragsmäßige Benutzung der Pachtſache in Betracht 
kommen können, als entbehrliche Zwiſchenglieder von dem Ver⸗ 
bot betroffen ſein würden, ergibt alſo nicht, daß niemand (im 
obigen Sinne) mehr von der Pachtſache den vertragsmäßigen 
Gebrauch machen könnte. 

Aus dieſem Grunde muß das BU., ſoweit es den An⸗ 
ſpruch auf Pachtzins abweiſt, aufgehoben werden. Bei der neuen 
Prüfung wird das BG. mit Rückſicht auf die Beſonderheit 
des Falles, daß nämlich der Kl. auch Vorſtandsmitglied der 
Bekl. und wahrſcheinlich an ihrem Betriebe in beſonderer Weiſe 
intereſſiert war, deshalb vielleicht eine weſentlich andere Stel-- 
lung als ſonſt ein Verpächter einnahm, unter Umſtänden auch 
die Abgrenzung des Vertragszweckes, nochmals ins Auge faſſen 
müſſen. Dieſe Beſonderheiten können vielleicht den Vertrags⸗ 
zweck derart beeinflußt haben, daß etwa bei Verneinung eines 
Fehlers nach § 537 BGB. doch die Vorſchriften über Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung (88 275, 323 BGB.) anzuwenden find (vgl. 
RG. 146, 60 = JW. 1935, 1016 7 m. Anm.), weil Vertrags⸗ 
zweck nur der beſtimmt geartete Betrieb der Bekl. ſein ſollte. 


(RG., IV. ZivSen., U. v. 22. März 1937, IV 318/36.) [8] 


Anmerkung: Fälle, in denen eine geſetzliche oder eine 
andere öffentlich⸗rechtliche Anordnung den Mieter oder Pächter 
an dem vertragsmäßigen Gebrauch der Miet- oder Pachtſache 
verhinderte, find wiederholt Gegenſtand der Rſpr. geweſen. Da 
eine ſolche Anordnung von dem Willen der Vertragsteile unab⸗ 
hängig, ihr Einfluß auf das Vertragsverhältnis alſo von kei⸗ 
nem von beiden zu vertreten iſt, wäre nach $ 323 BGB. dem 
Vermieter oder Verpächter der Anſpruch auf den Zins zu ver⸗ 
ſagen. Aber das Miet- und Pachtrecht enthält hierzu beſondere 
Vorſchriften. 

Während man den $ 537 BGB. als eine Art Unterfall des 
§ 323 bezeichnen kann, bringt $ 552 eine Ausnahme von dem 
Grundſatz des § 323. Es muß danach in jedem Falle geprüft 
werden, ob die öffentlich-rechtliche Anordnung in irgendeiner 
Beziehung zu der Miet⸗ oder Pachtſache ſteht, d. h. deren Taug⸗ 
lichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt (§ 537), oder ob 
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fie ſich gegen die Perſon des Mieters oder Pächters richtet, 
d. h. gerade ihn an der vertragsmäßigen Benutzung der Sache 
hindert (8 552). 

Der Unterſchied zeigt ſich am klarſten bei der Vermietung 
oder Verpachtung von Räumen zum Betriebe einer Gaſtwirt⸗ 
ſchaft, für die die Schankerlaubnis noch einzuholen iſt. Wird die 
Erlaubnis wegen der Beſchaffenheit der Räume oder deshalb 
verſagt, weil wegen ihrer örtlichen Lage die Bedürfnisfrage 
verneint wird, dann liegt ein Mangel des Vertragsgegenſtandes 
vor, und der Mieter (Pächter) iſt nach § 537 von der Entrich⸗ 
tung des Zinſes befreit (jo RG. 144, 176 JW. 1934, 14112). 

Wird fie dagegen wegen Unzuverläſſigkeit des Mieters 
(Pächters) verſagt, ſo liegt der Mangel in ſeiner Perſon, und 
er bleibt zur Entrichtung des Zinſes verpflichtet. 

Schwieriger iſt die Unterſcheidung zwiſchen § 537 und 
§ 552 dann, wenn die öffentlich⸗rechtliche Anordnung nicht un⸗ 
mittelbar den Vertragsgegenſtand oder die Perſon des Mieters 
betrifft, ſondern ſich an die Allgemeinheit oder an beſtimmte 
Berufskreiſe richtet. Es gehören hierher z. B. die vom KG. ent» 
ſchiedenen Fälle, in denen Räume zum Betrieb eines Einheits⸗ 
preisgeſchaftes oder zur Errichtung eines beſtimmten Einzel⸗ 
handelsgeſchäftes vermietet waren und der Mieter ſie zu dem 
vertraglichen Zwecke nicht benutzen konnte, weil nach Abſchluß 
des Vertrages die Neuerrichtung ſolcher Geſchäfte durch die Not⸗ 
BO. des RPräſ. v. 23. Dez. 1932 oder durch das Gef. zum 
Schutz des Einzelhandels v. 12. Mai 1933 allgemein verboten 
wurde. Die Verbote erfolgten aus allgemeinen wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen Gründen; auf die Art und Lage der Räume und auf die 
Perſon des Mieters kam es nicht an (KG.: JW. 1934, 1429 : 
und 1430 3). 

Man kann in ſolchen Fällen nicht ohne weiteres fagen: 
Der Grund, aus dem der Mieter an der Ausübung des ihm 
vertraglich zuſtehenden Gebrauchs verhindert iſt, liegt nicht in 
ſeiner Perſon; alſo iſt nicht die Ausnahmevorſchrift des § 552 
anzuwenden, fondern der Grundſatz der SS 323, 537. Denn nach 
§ 537 iſt der Mieter von der Entrichtung des Mietzinſes nur 
befreit, wenn die Mieträume mit einem Fehler behaftet ſind, 
der ihre Tauglichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt. 

Dagegen wird man ſagen konnen und müſſen: Ein ſolcher 
Fehler der Mieträume liegt vor, wenn ſie infolge des geſetz⸗ 
lichen Verbots von niemand mehr, oder doch nur von ganz 
wenigen Perſonen, denen vielleicht eine Ausnahme von dem 
Verbot der Errichtung eines Einzelhandelsgeſchäftes in den 
Räumen bewilligt werden könnte, zu dem im Vertrage vorge⸗ 
ſehenen Geſchäftsbetrieb benutzt werden konnen. Die Räume 
ſind dann für den vertragsmäßigen Gebrauch ſchlechthin un⸗ 

tauglich, und der Mietzinsanſpruch des Vermieters fällt nach 
§ 537 fort. 

Auf ähnlichen Erwägungen beruht der vom RG. im vorl. 
Urteil aufgeſtellte Satz: Ob 8537 oder 8 552 anzuwenden iſt, 
hängt davon ab, in welchem Umfange das öffentlich⸗ rechtliche 
Verbot den Gebrauch der Pachtſache zum Vertragszweck hin⸗ 
dert. Trifft das Verbot nur gerade dieſe Pächterin und viel⸗ 
leicht noch einige ähnliche Unternehmen als entbehrliche Zwi⸗ 
ſchenglieder, aber nicht alle für die Pachtung der Molkerei in 
Betracht kommenden Betriebe, ſo liegt der Grund für die Un⸗ 
möglichkeit, von der Molkerei den vertragsmäßigen Gebrauch 
zu machen, nicht in einem Fehler der Pachtſache, ſondern in 
der Perſon der Pächterin. 

Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie bringt eine wichtige Er⸗ 
gänzung der bisherigen Rſpr. des RG. zu § 537 und 8 552 
BGB. 


SenPräſ. Hübſchmann, Berlin. 
* 

11. RG. — 58 581, 537, 538 BGB.; Art. 73 EC BGB.; 
Art. 89 Pra BGB.; § 397 PrWaſſc̃. Pachtvertrag über ein 
öffentliches Fährregal. Auf das Pachtverhältnis finden die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. Anwendung. Inwieweit der Verpächter ver⸗ 
pflichtet iſt, dem Pächter den Wettbewerb Dritter fernzuhalten, 
hängt vom Inhalt des Pachtvertrages und den Erforderniſſen 
der Rückſicht auf Treu und Glauben ab. 


Die Kl. hat von dem bekl. Lande das dieſem nach 8 51 
Preuß. ALR. II 15 zuſtehende öffentliche Fährregal gepach⸗ 
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tet, das nach Art. 73 EGBGB. mit Art. 89 Pr AG BGB. 
und 8 397 PrWaſſch. aufrechterhalten geblieben iſt. Auf das 
Pachtverhältnis finden die Vorſchriften des BGB. Anwen⸗ 
dung. Die Kl. fordert Schadenserſatz mit der Begründung, 
das bekl. Land habe ſeine vertraglichen Pflichten als Ver⸗ 
pächter verletzt. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt deshalb 
vom BG. unbedenklich bejaht worden, wie auch gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit der Feſtſtellungsklage keine Bedenken obwalten. 

Das BG. erblickt eine Vertragsverletzung darin, daß das 
bekl. Land der K.⸗Geſellſchaft die Genehmigung zur Errich⸗ 
tung der Dampferanlegebrücke am Forſthaus A. erteilte, ohne 
dabei hinreichend für den Schutz der Kl. zu ſorgen. Für die 
Handlungen des RegPräſ. bei dieſer Erteilung hafte das bekl. 
Land nach 8278 BGB., denn eine klare Scheidung zwiſchen 
den Zuſtändigkeiten des RegPräſ. als Vertreters des Ver⸗ 
pächters einerſeits, als Chefs der Waſſerſtraßenverwaltung 
andererſeits ſei nicht möglich. Außerdem aber habe der Reg⸗ 
Präſ. mit der waſſerpolizeilichen Genehmigung ſtillſchweigend 
die weiter erforderliche Genehmigung zur Benutzung des 
Ufergeländes am Forſthaus A. für den Bau erteilt. Dabei 
habe er auf jeden Fall als Vertreter des bekl. Landes, nämlich 
des Forſtfiskus gehandelt. Es würde auch Treu und Glauben 
ſtark widerſprechen, wenn eine Amtsſtelle mit verſchiedenen 
Zuſtändigkeiten den in einer Eigenſchaft übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen in ihrer anderen Eigenſchaft zuwiderhandeln 
dürfte. 

Die waſſerpolizeiliche Genehmigung ſei nach Abſchluß 
des Pachtvertrages mit der Kl. erteilt worden. Die Vertrags⸗ 
verletzung liege darin, daß bei Erteilung der Genehmigung 
nicht genügend dafür geſorgt worden ſei, daß die K.⸗Geſell⸗ 
ſchaft die neue Anlegeſtelle nicht zu Eingriffen in das Fähr⸗ 
recht der Kl. mißbrauchen könnte, obwohl nach dem früheren 
Verhalten der Geſellſchaft mit ſolchen Übergriffen zu rechnen 
geweſen fei. Der RegPräf. ſei an der nötigen Vorſorge nicht 
rechtlich gehindert geweſen. Er hätte ſich etwa den Widerruf 
der Genehmigung bei Verſtößen vorbehalten oder Vertrags⸗ 
ſtrafen ausbedingen können. Mindeſtens hätte ihn die Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes nicht daran gehindert, ſo 
bei der Genehmigung der Uferbenutzung zu verfahren. Die 
Unterlaſſung beruhe auf Fahrläſſigkeit. 

Der Schadenserſatzanſpruch werde nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Kl. den Pachtvertrag in Kenntnis des 
Schreibens vom ... abgeſchloſſen habe. Nach dieſem Schrei⸗ 
ben habe ſie wohl damit rechnen müſſen, daß die X.⸗Geſell⸗ 
ſchaft auf ihren Tourenfahrten das Forſthaus anlaufe, nicht 
aber, daß der Geſellſchaft Verletzungen ihres Fährrechts er⸗ 
möglicht würden. 

Das BU. vermag der Rev. nicht ſtandzuhalten. 

Mit dem BG. iſt davon auszugehen, daß das bekl. 
Land das ihm zuſtehende Fährrecht an die Kl. durch Verpach⸗ 
tung zur Ausübung überlaſſen hat. Es iſt aber ſchon recht 
zweifelhaft, ob es gegen das Fährrecht verſtößt, wenn eine 
Dampfergeſellſchaft mit Fahrzeugen, die nicht nur für das 
Überfegen von Perſonen auf der Strecke, auf die ſich das 
Fährrecht bezieht, hier alſo zwiſchen dem Hafen B. und dem 
Forſthauſe A., beſtimmt ſind, bei Gelegenheit der Ausfüh⸗ 
rung anderer Fahrten auch Perſonen zwiſchen den genannten 
Orten befördert (vgl. Entſch. des PrOVG. 83, 340). Doch 
ſelbſt wenn die Dampfergeſellſchaft durch ihren Verkehr das 
Fährrecht verletzt haben ſollte, ſo begründete dieſer Umſtand 
doch keinen Mangel dieſes Fährrechts, alſo des Pachtgegen⸗ 
ſtandes, i. S. der §8 581, 537, 538 BGB., denn die X. 
Geſellſchaft hätte dann nicht auf Grund eines ihr zuſtehenden 
Rechts, ſondern vielmehr in unerlaubter Handlung die Be⸗ 
einträchtigung des verpachteten Fährrechts vorgenommen. 
Demnach kann eine Schadenserſatzpflicht des bekl. Landes aus 
88 581, 538 BGB. überhaupt nicht in Betracht kommen. 

Damit iſt allerdings die Entſch. Über den Klageanſpruch 
noch nicht gefunden. Vielmehr kann das bekl. Land auch in 
anderer Weiſe ſchadenserſatzpflichtig geworden fein, weil es 
den Pachtvertrag nicht ordnungsmäßig erfüllt hat. Die Kl. 
macht den Schaden geltend, der ihr dadurch erwachſen iſt, daß 
die k.⸗Geſellſchaft durch die Beförderung von Perſonen auf 
der Fährſtrecke ihr, der Kl., Wettbewerb bereitet und dadurch 
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den Ertrag ihrer Fährtätigkeit vermindert hat. Es kommt 
alſo darauf an, ob etwa das bekl. Land dieſen Wettbewerb 
ermöglicht oder gefördert hat, obwohl es damit gegen den 
Pachtvertrag verſtieß. Inwieweit der Verpächter verpflichtet 
iſt, dem Pächter den Wettbewerb Dritter fernzuhalten, hängt 
wiederum vom Inhalt des Pachtvertrages und den Erforder⸗ 
niſſen der Rückſicht auf Treu und Glauben ab. Das BG. 
macht das bekl. Land für den Schaden haftbar, weil es Treu 
und Glauben widerſpreche, wenn ein Teil Maßnahmen treffe, 
die den Vertragszweck gefährden und den anderen Teil bei 
der Durchführung des Vertrages ſchädigen können. Den Ver⸗ 
trag legt es dahin aus, daß das bekl. Land für den Wett⸗ 
bewerb einzuſtehen habe, weil der Ausſchluß der Haftung für 
die Verletzungen des Fährrechts durch die X.⸗Geſellſchaft nicht 
ausdrücklich im Vertrage ausgeſprochen ſei. Das beruht jedoch 
auf Rechtsirrtum. 

Unſtreitig iſt der K.⸗Geſellſchaft der Bau der Anlege⸗ 
brücke beim Forſthaus A. aus Gründen des Gemeinwohls 
genehmigt worden. Dann erforderten dieſe Gründe des Ge⸗ 
meinwohls in gleicher Weiſe, daß das bekl. Land als Ufer- 
eigentümer die Benutzung des Ufers für den Bau geſtattete, 
da andernfalls der genehmigte Bau nicht durchführbar ge⸗ 
weſen wäre. Es kann nun mit dem BG. davon ausgegangen 
werden, daß das bekl. Land, wenn auch nicht als Inhaber 
der Waſſerpolizei, fo doch als Grundeigentümer der £.-Gefell- 
ſchaft beſondere Verpflichtungen zum Schutz der Kl. hätte auf⸗ 
erlegen und dieſe in geeigneter Weiſe, etwa durch Vorbehalt 
des Widerrufes der Genehmigung hinſichtlich des Uferlandes 
oder durch Vereinbarung von Vertragsſtrafen, ſichern können. 
Entſcheidend aber muß hier ins Gewicht fallen, daß die Kl. 
bei Abſchluß des Pachtvertrages auf einen derartigen Schutz 
nicht mehr rechnen konnte. Sie war genau darüber unterrich⸗ 
tet, daß der Dampfergeſellſchaft die geplante Anlegebrücke ge⸗ 
nehmigt werde. Es liegt auf der Hand, daß ſie ſich infolge⸗ 
deſſen auch klar war, ihr könne in mehr oder weniger großem 
Umfang daraus ein ihr Geſchäft beeinträchtigender Wett⸗ 
bewerb erwachſen. Daß ſie ſich deſſen voll bewußt war, erweiſt 
die Tatſache, daß ſie alsbald deswegen Verhandlungen mit 
dem RegPräſ. aufnahm. Dieſe Verhandlungen blieben er⸗ 
gebnislos. Die Kl. wußte alſo, daß das bekl. Land nicht be⸗ 
abſichtigte, die X.⸗Geſellſchaft in den Befugniſſen, die ihr das 
Geſetz trotz Beſtehens der Fährgerechtigkeit beließ, in der Art 
einzuſchränken, wie es die Belange der Kl. dieſer wünſchens⸗ 
wert machten. Nach dieſen ergebnisloſen Verhandlungen ſchrieb 
der RegPräſ. am ... an die Schwiegermutter der Kl. — es 
beſteht kein Zweifel, daß die Kl. dieſen Brief alsbald geſehen 
hat —, er ſei nicht in der Lage, der X.⸗Geſellſchaft das An⸗ 
laufen am Forſthaus A. bei Gelegenheit von Rundfahrten 
über Station B.⸗Hafen zu verwehren. Zugleich forderte er ſie 
auf, wenn ſie mit Rückſicht hierauf den Fährbetrieb fortſetzen 
wolle, rechtzeitig die Verlängerung ihres Pachtvertrages zu 
beantragen. Damit war unzweideutig ausgeſprochen, daß die 
Verlängerung des Pachtvertrages nur unter der Vorausſetzung 
erfolge, daß das bekl. Land von jeder beſonderen Beſchrän⸗ 
kung der X.⸗Geſellſchaft im Wettbewerb mit der Pächterin der 
Fähre abſehe. Daran ändert auch die Bemerkung nichts, daß 
kein Pendelverkehr, alſo kein auf die Verbindung der beiden 
Anlegeſtellen beſchränkter Dampferverkehr ſtattfinde. Trotzdem 
hat die Kl. den Pachtvertrag für ſich ſelbſt neu abgeſchloſſen. 
Ein Neuabſchluß lag auch vor, wenn ſchon beim Abſchluß des 
erſten Pachtvertrags die Verlängerung der Pachtdauer mit ge⸗ 
ändertem Pachtzins in Ausſicht geſtellt worden ſein ſollte. 
Inhalt des Pachtvertrages kann bei dieſem Sachverhalt nur 
geworden fein, daß das bekl. Land für Wettbewerbshand⸗ 
lungen der Dampfergeſellſchaft nicht einzuſtehen hat, denn die 
Kl. wußte, daß ein ſolcher Wettbewerb drohte und daß der 
Verpächter es abgelehnt hatte, dagegen von ſich aus etwas zu 
unternehmen. Nach Treu und Glauben kann unter dieſen 
Umſtänden dem Verpächter keine vertragliche Pflicht auferlegt 
werden, für den Wettbewerb einzuſtehen. Eine ſolche Pflicht 
würde vielmehr vorausſetzen, daß fie im Vertrage niedergelegt 
oder ihre der Vorgeſchichte des Vertragsſchluſſes wider 
ſprechende Übernahme in irgendeiner anderen Form unmiß⸗ 
verſtändlich zum Ausdruck gebracht wäre. Daran fehlt es 


völlig. (Wird näher ausgeführt.) Es wäre Sache der Kl. 
geweſen, die Verpflichtung des Verpächters, ſie vor Wett⸗ 
bewerb zu ſchützen, im Vertrage klarzuſtellen, wenn ſie auf 
ſolchen Schutz einen vertraglichen Anſpruch erwerben wollte. 
Da ſie es unterlaſſen hat, iſt bei der Sachlage die Auffaſſung 
rechtlich unmöglich, der Verpächter hafte für ihren Schaden 
wegen eigener Vertragsverletzung. 


(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 22. April 1937, IV 31/37.) Ba. 


* 


12. KG. — 88581, 568 BGB, Eudete eine Zwangspacht 
über Kleingartenland vor dem Inkrafttreten des Erg. zur 
KlGartO., dem 1. Juli 1935, hat der Zwiſchenpächter das Klein⸗ 
gartenland aber über den 1. Juli 1935 hinaus genutzt, ſo iſt er 
und nicht der Kleingärtner von dieſem Zeitpunkt ab gegenüber 
dem Verpächter Schuldner des Entgelts für Dauerwohnlauben. 


Die Zwangspacht über das Kleingartenland, welche zwi⸗ 
ſchen der Kl. und der Bekl. feſtgeſetzt worden war, endete durch 
Zeitablauf am 30. Sept. 1934. Die neue Zwangspacht iſt erſt 
für die Zeit v. 1. April 1936 ab feſtgeſetzt worden. Der Anſpruch 
der Kl. gegen die Bekl. auf Entgelt für die Benutzung des Klein⸗ 
gartenlandes durch Dauerwohnlauben für die Zeit v. 1. Juli 
1935 bis zum 31. März 1936 hängt deshalb davon ab, ob in 
dieſer Zeit ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen der Kl. und der 
Bekl. beſtanden. Die Feſtſetzung der Zwangspacht gem. $5 Kl⸗ 
GartO. iſt ein hoheitsrechtlicher Staatsakt, der kraft Geſetzes 
ſchuldrechtliche Wirkungen zwiſchen den Beteiligten erzeugt, 
nämlich das Beſtehen eines Pachtverhältniſſes. Die Bekl. war 
deshalb bei Ablauf der Zeit, für die die Zwangspacht feſtgeſetzt 
war, verpflichtet, das Kleingartenland der Kl. zurückzugeben. 
Daß ſie das nicht getan hat, kann gegen oder nicht gegen den 
Willen der Kl. geſchehen ſein. Iſt die Rückgabe der Kleingar⸗ 
tenlandes nicht gegen den Willen der Kl. unterblieben, ſo kann 
dahingeſtellt bleiben, ob ein Zwangspachtverhältnis gem. 88 581, 
568 BGB. verlängert werden kann, alſo ob ein Zwangspacht⸗ 
verhältnis als auf unbeſtimmte Zeit verlängert anzuſehen iſt, 
wenn der Kleingartenpächter die Nutzung des Pachtlandes fort⸗ 
ſetzt und der Verpächter ſeinen entgegenſtehenden Willen dem 
Pächter gegenüber nicht binnen zwei Wochen erklärt. Denn, auch 
wenn eine unmittelbare Anwendung dieſer Vorſchriften mit 
Rückſicht auf die Zwangsnatur des Schuldverhältniſſes nicht zu- 
läſſig ſein ſollte, fo iſt doch jedenfalls eine entſprechende Anwen⸗ 
dung der 88 581, 568 BGB. begründet. Es beſteht dann auch 
für die Zwiſchenzeit die Verpflichtung der Bekl., an die Kl. Pacht⸗ 
zins zu zahlen. Iſt die Rückgabe des Kleingartenlandes aber 
gegen den Willen der Kl. unterblieben, jo hat die Kl. gem. 8597 
BGB. einen Anſpruch auf Entſchädigung in Höhe des Pacht⸗ 
zinſes. Durch das Erg®. zur KlGart O. v. 26. Juni 1935 iſt 
der Inhalt des Kleingartenpachtverhältniſſes mit Wirkung v. 
I. Juli 1935 ab dahin erweitert worden, daß die Benutzung von 
Dauerwohnlauben zum Gegenſtand des Kleingartenpachtverhält⸗ 
niſſes geworden iſt und daß der Pächter von Kleingartenland 
für dieſe Benutzung das von der Behörde feſtgeſetzte Entgelt 
zu zahlen hat. Dieſe Erweiterung der Rechte und Pflichten des 
Pächters von Kleingartenland iſt auch bei den Beziehungen der 
Streitteile erfolgt, ſei es, daß 88 581, 568 BGB. entſprechend 
gelten oder daß § 597 BGB. anwendbar it, da das Erg®. zur 
KlGart O. und ſomit auch fein $2 auf ſämtliche zur Zeit ſeines 
Inkrafttretens erfolgten Benutzungen von Kleingartenland 
durch Dauerwohnlauben zur Anwendung kommt. Der von der 
Bekl. der Kl. v. 1. Juli 1935 ab geſchuldete Pachtzins beſteht 
deshalb nicht nur in dem Entgelt für die Nutzung des Landes, 
ſondern auch in dem Dauerwohnlaubenentgelt. 8. 597 BGB. 
ſchreibt zwar vor, daß der Verpächter als Entſchädigung den 
vereinbarten Pachtzins nur nach dem Verhältniſſe verlangen 
kann, in dem die Nutzungen, die der Pächter während der Zeit 
der Vorenthaltung der Pachtſache gezogen hat oder hätte ziehen 
können, zu den Nutzungen des ganzen Pachtjahres ſtehen. Dies 
iſt aber für die Benutzung von Dauerwohnlauben unerheblich, 
da dieſe während des ganzen Jahres gleichmäßig iſt. Der Kl. 
ſteht deshalb ein Anſpruch auf Dauerwohnlaubenentgelt für die 
Zeit v. 1. Juli 1935 bis zum 31. März 1936 auf Grund ver⸗ 
traglicher oder vertragsähnlicher Beziehungen gegen die Bell. zu. 


264* 


2108 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ein Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gem. § 812 
BGB., der ſich nur gegen den einzelnen Kleingärtner richten 
könnte, kommt ſomit nicht in Betracht. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 7. April 1937, 17 U 5854/36.) 
* 

13. KG. — 8s 581 ff. BGB. Die Kündigung des Ver⸗ 
pächters bedarf zu ihrer Wirkſamkeit nicht eines dieſe Maß⸗ 
nahme rechtfertigenden Grundes; der Pächter hat aber den Ein⸗ 
wand des Rechtsmißbrauchs. ) 

Die Kl. hat den Bekl. ein Gaſtwirtſchaftsunternehmen bis 
zum 31. März 1937 verpachtet. Das Pachtverhältnis jollte ſich 
jeweils um ein Jahr verlängern, falls nicht drei Monate vor 
Ablauf gekündigt wurde. Die Kl. hat rechtzeitig gekündigt. Zwi⸗ 
ſchen den Parteien herrſcht Einigkeit darüber, daß die Kl. nicht 
zum Zwecke der Steigerung des Pachtzinſes gekündigt hat, daß 
die Kündigung alſo nicht gemäß den VO. v. 26. und 30. Nov. 
1936 zu würdigen tft. Streit beſteht nur darüber, ob nach den 
heute geltenden nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen das freie 
Kündigungsrecht ausgeſchloſſen iſt und ob nicht wenigſtens Tat⸗ 
ſachen vorliegen, die die Ausübung der Kündigungsbefugnis 
als Rechtsmißbrauch erſcheinen laſſen. 

In der Stellungnahme zu dieſen Fragen iſt dem LG. bei⸗ 
zutreten. Es bedarf auch heute zur Kündigung oder richtiger 
zur Ablehnung der Fortſetzung eines mit einer Verlängerungs⸗ 
klauſel geſchloſſenen Vertrages nicht eines dieſe Maßnahme 
rechtfertigenden Grundes. Der Grund zur Kündigung iſt in der 
Vertragsabrede gegeben, durch welche die Kündigungsbefugnis 
dem Verpächter in Kenntnis der daraus entſtehenden Gefahren 
ausdrücklich zugeſtanden iſt. Eine andere Anſicht würde, wie 
das LG. mit Recht hervorhebt, eine Unſicherheit in die Rechts⸗ 
lage hineintragen, die nicht im Intereſſe einer ſicheren Wirt⸗ 
ſchaftsführung liegt. Sie würde gerade bei Pachtverträgen der 
hier vorl. Art dazu führen können, den Verpächter einſeitig mit 
einem Riſiko zu belaſten, das nicht gewollt war. Der Pachter 
hätte dann trotz befriſteter Einräumung des Nutzungsrechts es 
in der Hand, bei günſtiger Geſchäftsentwicklung das Pacht⸗ 
objekt dem Verpächter vorzuenthalten, bei ungünſtiger Ent⸗ 
wicklung es ihm aber zurückzugeben. Es muß vielmehr an dem 
Grundſatz feſtgehalten werden, daß das Kündigungsrecht frei 
iſt, und daß es dem andern Teil überlaſſen bleiben muß, Rechts⸗ 
mißbrauch einzuwenden. 

Selbſt wenn man die verſchiedentlich im Schrifttum gegen 
das freie Kündigungsrecht vorgebrachten Ausführungen, die 
ſich im übrigen vornehmlich auf Mietverhältniſſe über Woh⸗ 
nungen beziehen, auch für Pachtverhältniſſe über gewerbliche 
Räume zulaſſen wollte, ſo wird jedenfalls auch von dieſer Seite 
eine Kündigungsbefugnis anerkannt, wenn dem Kündigenden 
beachtliche Gründe zur Seite ſtehen, die nicht einmal in der 
Perſon des Vertragsgegners zu liegen brauchen. Der Streit iſt 
alſo mehr ein Streit um die rechtliche Konſtruktion, als ein 
Streit in der Sache ſelbſt. 

Hier zeigen die von Lokalbeſuchern erhobenen Klagen we⸗ 
gen ſchlechter Wirtſchaftsführung und die Beanſtandungen der 
Deutſchen Arbeitsfront zur Genüge, daß die Kl. beachtliche 
Gründe hatte, als ſie ſich zur Kündigung entſchloß. Hinzu 
kommt weiter, daß die Bekl. im Laufe des Rechtsſtreits An⸗ 
griffe gegen die Kl. erhoben haben, die ſich mit der Wahrney⸗ 
mung berechtigter Intereſſen ſchwer vereinbaren laſſen. Die 
Bekl. haben außerdem durch den Antrag auf Verlegung der 
Schankerlaubnis gegen den Vertrag verſtoßen, in dem es ihnen 
zur Pflicht gemacht war, die Schankerlanbnis für den Nach⸗ 
folger ſtehen zu laſſen. Auch dieſes Verhalten läßt Rückſchlüſſe 
darauf zu, daß die Kl. ein gedeihliches Zuſammenwirken für 
die Zukunft mit Recht nicht mehr als möglich angeſehen hat. 
Von einer unzuläſſigen Rechtsausübung kann bei dieſer Sach⸗ 
lage nicht geſprochen werden. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 20. März 1937, 17 U 1515/37.) 


Anmerkung: Die im Schrifttum gegen das freie Kündi⸗ 
gungsrecht des Vermieters vorgebrachten Argumente beziehen 
ſich lediglich auf Wohnungen. Ich habe in meiner Schrift 
„Rechtsgrundlagen der Wohnungsmiete“ die Notwendigkeit 
einer Motivierung der Kündigung aus dem Heimgedanken ent⸗ 


wickelt. Für Pachtverhältniſſe treffen die Ausführungen durch⸗ 
aus nicht in gleicher Weiſe zu. Der Heimgedanke insbeſ. iſt auf 
gewerbliche Raume nicht anzuwenden, ebenſowenig der Gedanke 
der Hausgemeinſchaft, der für das Wohnunngsrecht ein beſtim⸗ 
mender Rechtsgrundſatz iſt. Die wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Vorausſetzungen ſind für Pachtverhältniſſe grundſätzlich anders 
gelagert als für Wohnungen. Schließlich hat auch jedes Pacht- 
verhältnis ſeine beſondere Eigenart, die in den Beſonderheiten 
des betreffenden Betriebes begründet iſt. 

Ich halte es deshalb für richtig, daß für die Kündigungs⸗ 
befugnis des Verpächters keine Motivierung durch einen recht⸗ 
fertigenden Grund verlangt wird, und ſtimme den Ausführun⸗ 
gen des KG. zur Begründung dieſes Rechtsſatzes zu. Das Kün- 
digungsrecht des Verpächters findet ſeine inhaltliche Begren⸗ 
zung, wie das KG. zutreffend ausführt, nur an den Beſtim⸗ 
mungen über den Rechtsmißbrauch. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königberg i. Pr. 
2 

* 14. RG. — 88 812, 814 BGB.; 88 12, 15, 17 Flucht. Zur 
Frage der Zurückforderung einer zur Erlangung der Baugeneh⸗ 
migung für Straßenanlagekoſten gegenüber der Stadtgemeinde 
eingegangenen Anerkennungs⸗ und Verpflichtungserklärung, 
wenn es ſich um eine Bebauung an einer hiſtoriſchen Straße 
gehandelt hat. Zum Begriff der „hiſtoriſchen Straße“. So 
wenig wie ein Ortsſtatut kann ein Eingemeindungsvertrag ein 
Bauverbot auf beſtehende hiſtoriſche Straßen ausdehnen. 


Der Kl. iſt Eigentümer eines in B. an der Ecke der H. 
Straße und der E.⸗Allee gelegenen Grundſtücks. Das Grund⸗ 
ſtück hatte früher zum Gutsbezirk K. gehört und war im Jahre 
1925 dem Gemeindebezirk K. zugelegt worden. Im Jahre 1920 
wurde die Landgemeinde R. mit der Stadtgemeinde Bauens 
einigt. Um dieſelbe Zeit beantragte der Kl. bei der Baupolizei⸗ 
behörde in B. die Genehmigung zur Errichtung eines Wohn⸗ 
hauſes. Die genannte Behörde legte das Geſuch dem Magiſtrat 
vor. Dieſer ließ dem Kl. eröffnen, daß für ſein Grundſtück nach 
81 des Ortsſtatuts v. 12. Juni 1891 ein Bauverbot beſtehe, 
daß aber nach § 2 des Statuts Befreiung hiervon unter gewiſ⸗ 
ſen Bedingungen gewährt werden könne. Der Kl. hatte, wie 
er vorträgt, bereits alle Vorbereitungen für den Bau getroffen 
und mußte ſich deshalb dieſen Bedingungen fügen. Zu Protokoll 
eines ſtädtiſchen Beamten erklärte er am 28. Juli 1928: 

„ . Ich erkenne an, daß die Straßen, an die das Grund⸗ 
ſtück grenzt, noch nicht anbaufähig hergeſtellt ſind, und daß 
der Magiſtrat daher der Baugenehmigung auf Grund des 
Geſ. v. 2. Juli 1875 und des Ortsſtatuts v. 12. Juni 1891 
widerſprechen kann. Um die ausnahmsweiſe Genehmigung 
zu erhalten, verpflichte ich mich für mich und meine Rechts⸗ 
nachfolger, der Stadtgemeinde . . a) die anteiligen Straßen⸗ 
anlagekoſten ſofort nach Anforderung zu erſtatten, ſobald die 
mein Grundſtück berührenden Straßen ... anbaufähig her⸗ 
geſtellt worden ſind, b) das vor der geplanten Fluchtlinie 
liegende Straßenland ... an die Stadtgemeinde unentgeltlich 

. aufzulaſſen ..“ 

In derſelben Urkunde verſprach der Kl. der Bekl. die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek zum Höchſtbetrag von 
12 600 %% „für die anteiligen, nach 88 3 ff. des Ortsſtatuts 
v. 12. Juni 1891 zu berechnenden Koſten, ſobald die Stadt⸗ 
gemeinde die an das Grundſtück grenzenden Straßen ... erſt⸗ 
malig anbaufähig herſtellt“. Die Hypothek wurde eingetragen. 
Der Magiſtrat erklärte der Baupolizeibehörde, daß er gegen die 
Erteilung der Baugenehmigung nichts (mehr) einzuwenden habe. 
Der Kl. erhielt darauf die beantragte Genehmigung, in der die 
Verhandlung mit dem Magiſtrat nicht erwähnt it, und führte 
den geplanten Bau aus. Die Bekl. behauptet, im Laufe des 
Rechtsſtreits für Rechnung der zur Koſtenerſtattung einſtweilen 
noch nicht herangezogenen Anlieger die H. Straße befeſtigt und 
damit die Zugangsmöglichkeit zum Grundſtuck des Kl. erheb 
lich verbeſſert zu haben. Dagegen kann nach ihrer Erklärung 
der Zeitpunkt für den endgültigen Ausbau der H.⸗Straße dun 
wohl auch der E.⸗Allee) heute noch nicht angegeben werden. 
Mit Rückſicht auf die allgemeine Senkung der Straßenbaukoſten 
hat die Bell. aber die Leſchung der Hppothek inzwischen bis auf 
7300 . bewilligt. 
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Der Kl. hat die der Hypothek zugrunde liegende Anerken⸗ 
nungs⸗ und Verpflichtungserklärung als nicht geſchuldet zu⸗ 
rückgefordert und die Verurteilung der Bekl. zur Einwilligung 
in die Löſchung der Hypothek auch zu dem Reſtbetrag von 
7300 , beantragt. Der Streit um die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges iſt durch Urt. des Sen. v. 15. Jan. 1936, V 149/35 (ab⸗ 
gedr. JW. 1936, 2218 17) zugunſten des Kl. entſchieden worden. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben, das OLG. fie ab⸗ 
gewieſen. Das RG. hat den Rechtsſtreit an das BG. zurück⸗ 
verwieſen. 

Der Kl. erblickt in der von ihm abgegebenen Anerkennungs⸗ 
und Verpflichtungserklärung eine durch Vertrag erfolgte An⸗ 
erkennung des Beſtehens eines Schuldverhältniſſes i. S. des 
5812 Abſ. 2 BGB. Die Berechtigung dieſer — nicht rechts⸗ 


grundſätzlich unvertretbaren — Meinung iſt vom Tatrichter 
nicht erörtert worden. Trifft fie zu, fo ergibt ſich folgende Rechts: 
lage: 


Hätte die Bekl., weil es ſich bei der H.⸗Straße etwa um 
eine hiſtoriſche Straße handelte, ein Bauverbot gegenüber dem 
Kl. nicht ausſprechen dürfen, ſo hätte der Kl. die vertragliche 
Anerkennungs⸗ und Verpflichtungserklärung ohne Rechtsgrund 
abgegeben und könnte fie nach § 812 Abſ. 2 BGB. zurückfor⸗ 
dern. Mit der Rückforderung entfiele der Schuldgrund für die 
Hypothekbeſtellung und erwüchſe dem Kl. gegenüber der Bekl. 
ein Recht auf Herausgabe ihrer grundbuchmäßigen Rechtsſtel⸗ 
lung (§ 812 Abſ. 1 BGB.). Auch könnte der Kl. das gleiche Ziel 
mit der Grundbuchberichtigungsklage verfolgen. Aus berechtig⸗ 
ter Rückforderung der ohne Rechtsgrund abgegebenen vertrag⸗ 
lichen Anerkennungs⸗ und Verpflichtungserklärung würde fol⸗ 
gen, daß die Forderung, zu deren Sicherung die Hypothek be⸗ 
ſtellt war, weder gegenwärtig der Bekl. zuſteht noch künftig 
für ſie entſtehen kann. Denn die Hypothek ſollte nach der ihr ge⸗ 
gebenen Beſtimmung nur einen als Gegenleiſtung für den Ver⸗ 
zicht auf das angebliche Bauverbot vertraglich begründe⸗ 
ten, nicht aber einen unabhängig hiervon etwa aus 8 15 
Fluchtlö. i. Verb. m. § 17 des Ortsſtatuts ſich ergebenden 
künftigen Anſpruch der Bekl. ſichern. Die Hypothek wäre alfo 
kraft der Rückforderung gem. § 812 Abſ. 2 BGB. aus einer 
vorläufigen, auflöſend bedingten Grundſchuld eine endgültige 
und unbedingte Grundſchuld des Kl. geworden und damit der 
Grundbuchberichtigungsanſpruch des Kl. ausgelöſt worden. 

Sollte dagegen die Anerkennngs⸗ und Verpflichtungserklär⸗ 
rung nach der dem BG. vorzubehaltenden tatſächlichen und recht⸗ 
lichen Würdigung nicht als Leiſtung i. S. des 8 812 Abſ. 2 BGB. 
bewertet und deshalb nicht ſelbſtändig zurückgefordert werden 
können, ſo wäre deshalb die Rechtslage für den Kl. doch nicht 
weniger günſtig. Die Anerkennungs⸗ und Verpflichtungserklä⸗ 
rung wäre dann zwar nur ein unſelbſtändiger Beſtandteil eines 
ſog. kauſalen, den Beſtimmungsgrund in ſich ſelbſt tragenden 
Geſchäfts. Die Bekl. hätte dann aber mit dem Verzicht auf ein 
Bauverbot ein ihr nicht zuſtehendes Recht aufgegeben. Ihre dar- 
auf gerichtete Zuſage hätte auf etwas rechtlich Unmögliches ab⸗ 
gezielt. Der Vertrag wäre nach $ 306 BGB. nichtig und der Kl. 
könnte die allein auf Grund dieſes Vertrages bewirkte ſtreitige 
Leiſtung, die Hypothek, nach 8812 Abſ. 1 BGB. von der Bekl. 
herausverlangen (RG. 78, 427 = JW. 1912, 531). 

Dagegen wäre die Berechtigung des Klageanſpruchs ent⸗ 
gegen der Meinung der Rev. nicht ſchon daraus herzuleiten, daß 
nach der Rſpr. des PrOVG. (RVerwgl. 1934, 81) die Ver⸗ 
pflichtung vorgängiger Sicherſtellung demnächſt fälliger Anlie⸗ 
gerbeiträge dem öffentlichen Abgabenrecht fremd iſt und des⸗ 
halb auch durch Ortsſtatut nicht gültig begründet werden kann. 
Daraus ergäbe ſich noch keine Veſchränkung der Befugnis des 
Kl., ſich privatrechtlich, wie geſchehen, zu hypothekariſcher Sicher⸗ 
ſtellung einer vertraglich übernommenen Beitragsleiſtung zu. 
verpflichten. e 

Das BG. ſtand mithin vor den beiden Fragen, ob der 
Bekl. das im Jahre 1928 von ihr beanſpruchte Recht zum 
Bauverbot zuſtand und — verneinendenfalls — ob der Kl. das 
Nichtbeſtehen dieſes Rechts kannte (8814 BGB.). Keine dieſer 
beiden Fragen, deren dem Kl. ungünſtige Beantwortung jeweils 
für ſich der Klage den Rechtsboden entziehen müßte, hat in dem 
angefochtenen Urteil ihre erſchöpfende, die Gewähr für rich⸗ 
tige Rechtsanwendung bietende Beantwortung gefunden. 


a) Der Prüfung, ob ein Bauverbot beſtand, hat ſich das 
BG. nach der dem Urteil zu dieſem Punkt gegebenen Haupt⸗ 
begründung deshalb enthoben geglaubt, weil der Kl., ftatt gegen 
die Verſagung oder bedingte Erteilung der Bauerlaubnis mit 
den verwaltungsmäßigen Rechtsbehelfen anzugehen, in einem 
privatrechtlichen Abkommen mit der Bekl. die Rechtsmäßigkeit 
der polizeilichen Verfügungen anerkannt habe. Mit dieſer Be⸗ 
gründung hat das BG. feine Aufgabe verkannt. Die Rechtmäßig⸗ 
keit polizeilicher Verfügungen ſteht nicht zur Erörterung. Auch 
der (mit der Baupolizeibehörde nicht zu verwechſelnde) Magi⸗ 
ſtrat der Bekl. hat dem Kl. keine Verpflichtungen kraft Amtes 
„auferlegt“. Der Klagevortrag ergibt eindeutig, daß der Kl. ſich 
gegen die mit der Bekl. getroffene, auf privatrechtlichem Gebiet 
liegende Vereinbarung, nicht aber gegen irgendeine polizeiliche 
oder ſonſtige behördliche Verfügung wendet. Inwiefern er in 
ſeinem Angriff gegen dieſe Vereinbarung durch die Verſäumung 
bon Rechtsbehelfen gegen Verwaltungsmaßnahmen behindert 
fein ſollte, iſt nicht zu erkennen (vgl. RG. 67, 291 = W 
1908, 147). Die Frage, ob ein Bauverbot beſtand, iſt eine Vor⸗ 
frage, die, obwohl ihr Gegenſtand auf öffentlich-rechtlichem Ge⸗ 
biet liegt, von dem BG. geprüft und beantwortet werden muß, 
damit über den zuläſſigerweiſe im Rechtsweg verfolgten privat⸗ 
rechtlichen Anſpruch des Kl. auf Einwilligung der Bekl. in die 
Hypothekenlöſchung entſchieden werden kann. Die Berechtigung 
dieſes Anſpruchs hängt davon ab, ob der in den Formen des 
bürgerlichen Rechts beſtellten Hypothek die zu ihrer rechtswirk⸗ 
ſamen Entſtehung nötige Forderung zugrunde liegt oder jemals 
zugrunde liegen kann. 


In einer Hilfserwägung hat ſich das BG. denn auch mit 
der Berechtigung des von der Bekl. beanſpruchten Bauverbots 
noch befaßt. Die nach Meinung der BG. ausſchlaggebende Be⸗ 
weislaſt iſt in dem angefochtenen Urteil richtig verteilt. Die 
Bekl. braucht den grundſätzlich ihr zufallenden Beweis, daß 
die der Hypothek zugrunde gelegte künftige Forderung noch 
entſtehen könne, nicht zu führen, weil ſich ihre dahin gehende 
Behauptung aus der vom Kl. nicht beſtrittenen Anerkennungs⸗ 
und Verpflichtungserklärung ergibt. Sache des Kl. iſt es dem⸗ 
gegenüber, die Nichtigkeit dieſer Erklärung oder ſein Recht zur 
Rückforderung gem. § 812 BGB. gegenüber der hier den Klage⸗ 
vortrag leugnenden Bekl. zu erweiſen. Jedoch durfte das BG. 
mit der Begründung, daß der Kl. es an dem nötigen Beweis⸗ 
angebot habe fehlen laſſen, die Klage nicht abweiſen, ohne zu⸗ 
vor die aus dem Klagevortrag ſich ergebenden Möglichkeiten 
zur Erkenntnis des wahren Sachverhalts erſchöpft oder aber 
dem Kl. gem. 8139 ZPO. Gelegenheit zur Nachbringung des 
etwa noch Fehlenden gegeben zu haben. Die Gründe, aus denen 
das BG. den Beſtand eines Bauverbots für nicht widerlegt er⸗ 
achtet hat, beſchränken ſich auf die nachfolgenden Erwägungen: 
Nach §1 des Ortsſtatuts v. 12. Juni 1891, das in K. ſchon 
bei Baubeginn gegolten habe, beſtehe das Bauverbot auch für 
ſolche Straßen, die beim Inkrafttreten des Ortsſtatuts vom 
4. Juli 1876 die Eigenſchaft einer anbaufähigen ſtädtiſchen 
Straße noch nicht beſeſſen hätten. Wenn es alſo auch zutreffen 
möge, daß die H.⸗Straße und die E.⸗Allee, wie der Kl. in 
das Wiſſen des früheren Amtsvorſtehers ſtelle, ſchon immer zur 
Bebauung und für den inneren Verkehr des Ortes (gemeint: 
R.⸗K.) beſtimmt geweſen ſeien, ſo habe der Kl. doch keinen Be⸗ 
weis dafür angetreten, daß der hier in Betracht kommende Teil 
der genannten Straßen, der überdies bis zum Jahr 1925 zum 
Gutsbezirk gehört habe, bereits im Jahr 1876 als anbaufähige 
ſtädtiſche Straße gedacht geweſen ſei. — Danach beruht das 
angefochtene Urteil auf der Erwägung, der Kl. habe ohne Be⸗ 
freiung von dem Bauverbot im $1 des Ortsſtatuts v. 12. Juni 
1891 auf ſeinem Grundſtück ein Wohngebäude nicht errichten 
dürfen, weil die angrenzenden Straßenteile im Jahre 1876 noch 
nicht als anbaufähige ſtädtiſche Straßen gedacht geweſen ſeien. 
Dieſe Erwägung aber erweiſt ſich als rechtsirrig. 


Ob die das Grundſtück des Kl. begrenzenden Straßen zu 
den hiſtoriſchen gehörten und deshalb von einem nach 8 12 
FluchtlG. erlaſſenen ortsſtatutariſchen Bauverbot nicht betroffen 
werden konnten, mußte nach der bei der Eingemeindung (1928), 
nicht nach der im Jahre 1876 beſtehenden Sachlage beurteilt 
werden. Denn erſt von der Eingemeindung ab gewann das 
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Ortsſtatut der Bekl. v. 12. Juni 1891 Geltung für die be⸗ 
zeichneten Straßen. Waren ſie zur Zeit der Eingemeindung be⸗ 
reits hiſtoriſche Straßen, fo verloren [te dieſe Eigenſchaft durch 
die Anderung ihrer kommunalen Zugehörigkeit auch dann nicht, 
wenn ſie etwa weit hinter dem Zuſtand zurückblieben, der nach 
den polizeilichen Vorſchriften des neuen Gemeinweſens erfor⸗ 
dert wurde. Anderenfalls würden bei Vereinigung einer Land⸗ 
gemeinde mit einer Großſtadt alle Straßen der erſteren, ſelbſt 
wenn ſie ſeit Jahrhunderten als fertige Ortsſtraßen beſtehen, 
unter der häufig obwaltenden Vorausſetzung, daß ſie den in 
der Stadtgemeinde geltenden höheren Anforderungen nicht ge⸗ 
nügen, wieder zu unfertigen Straßen herabſinken. Ein ſolches 
nicht annehmbares Ergebnis würde ſelbſt durch ihm etwa för⸗ 
derliche Beſtimmungen des Eingemeindungsvertrages, in dem 
das BG. denn auch keine Stütze für ſeine abweichende Auffaſ⸗ 
ſung geſucht hat, nicht geſchaffen werden können. Denn ſo wenig 
wie ein Ortsſtatut kann ein Eingemeindungsvertrag ein Bau⸗ 
verbot auf beſtehende hiſtoriſche Straßen ausdehnen. 

Das BG. ſcheint ferner geneigt geweſen zu ſein, den an 
das Grundſtück des Kl. angrenzenden Straßenteilen die Eigen⸗ 
ſchaft hiſtoriſcher Straßen ſchon deshalb abzuſprechen, weil ſie 
bis zum Jahr 1925 zu einem Gutsbezirk gehörten. Auch in 
einem Gutsbezirk können hiſtoriſche Straßen entſtehen. Aller⸗ 
dings ergeben ſich daraus zunächſt keine Rechtsfolgen, weil die 
Eigenſchaft als hiſtoriſche Straße nur gegenüber einem nach 
812 Fluhtl®. erlaſſenen ortsſtatutariſchen Bauverbot wirkt 
und in einem Gutsbezirk eine derartige ortsſtatutariſche Be⸗ 
ſtimmung nicht erlaſſen werden kann. Das ändert ſich aber, 
wenn die Straßen aus dem Gutsbezirk ausſcheiden und einem 
Gemeindebezirk zugelegt werden. Nach dem BU. iſt das mit den 
das Grundſtück des Kl. begrenzenden Straßen bei der Ein⸗ 
gemeindung von R.⸗K. nach B. im Jahre 1928 geſchehen. Da⸗ 
mit hätte die vom Kl. behauptete Eigenſchaft als hiſtoriſche 
Straßen gegenüber den gleichzeitig eingeführten Vorſchriften 
in den 88 1 und 2 des Ortsſtatuts v. 12. Juni 1891 zu wirken 
begonnen (vgl. zu vorſtehendem von Strauß und Tor⸗ 
ney⸗Saß, 7. Aufl., S. 124, 138, 142/3; Entſch. des PrOVG. 
69, 377 und RG. 78, 427 = ZW. 1912, 531). 

Mit der vom BG. gegebenen Begründung laßt ſich des⸗ 
halb die Klage, ſoweit ſie ſich gegen den Beſtand des Bauver⸗ 
bots wendet, nicht ſchlagen. Das angefochtene Urteil muß, weil 
darin auch die Anwendbarkeit des § 814 BGB. nicht ſtichhaltig 
begründet iſt, aufgehoben werden. Sollte es weiterhin darauf 
ankommen, ob die das Grundſtück des Kl. begrenzenden Stra⸗ 
ßenteile in dem maßgeblichen Zeitpunkt als hiſtoriſche Stra⸗ 
ßen anzuſehen waren, ſo wird das BG. unter erſchöpfender 
Würdigung der Parteibehauptungen, und nach Erhebung der 
danach erforderlichen und angebotenen Beweiſe, geeignetenfalls 
auch nach Einnahme des richterlichen Augenſcheins und nach 
Einholung eines Gutachtens, von neuem über den Charakter 
der Straßen zu befinden haben. Im Anſchluß an die bereits 
erwähnte Entſch. des Pr OVG. iſt unter einer hiſtoriſchen Straße 
eine fertige Ortsſtraße, d. h. eine Straße zu verſtehen, die für 
den inneren örtlichen Verkehr von Haus zu Haus und für den 
regelmäßigen Anbau beſtimmt iſt, auch in ihrer Entwicklung 
als ſolche Straße nach den jeweilig beſtehenden Bedürfniſſen 
und den als maßgebend angenommenen Grundſätzen im weſent⸗ 
lichen zu einem Abſchluß gekommen iſt. Dabei beſtimmen ſich 
die in dem betr. Gemeinde- oder Gutsbezirk beſtehenden Be⸗ 
dürfniſſe und geltenden Grundſätze nach den Verhältniſſen, wie 
ſie ſich bei dem mit der Eingemeindung verbundenen Inkraft⸗ 
treten des Ortsſtatuts v. 12. Juni 1891 vorfanden. In kleinen 
Landgemeinden werden u. U. ſchon Straßen von primitiver 
Beſchaffenheit als fertige Ortsſtraßen anzuerkennen ſein (Sa⸗ 
ran, 2. Aufl., S. 220). Der Mangel einer Befeſtigung der 
Straßen i. S. des § 12 des Eingemeindungsvertrages ſteht des⸗ 
halb dem Charakter als hiſtoriſcher Straßen nicht unbedingt 
entgegen. Ob unter dem im Tatbeſtand als unſtreitig hingeſtell⸗ 
ten Mangel ausbaufähiger Anlegung der betr. Straßen etwas 
anderes als das — vielleicht erſt anläßlich der Eingemeindung 
empfundene — Fehlen ausreichender Befeſtigung zu verſtehen 
und inſofern etwas gegen die Eigenſchaft als hiſtoriſche Straßen 
zu ſchließen iſt, bedarf der Aufklärung. Für den gegenwärtigen 
Verfahrensabſchnitt muß davon ausgegangen werden, daß da⸗ 
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mit nur geſagt ſein ſollte, die Straßen ſeien noch nicht gemäß 
den in B. geltenden baupolizeilichen Beſtimmungen i. S. des 
9 12 FluchtlGG. für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertig hergeſtellt. Deſſenungeachtet könnten die Straßen immer 
noch hiſtoriſche Straßen und als ſolche einem Bauverbot nicht 
zugänglich ſein. 

Sollten die das Grundſtück des Kl. begrenzenden Straßen⸗ 
teile als hiſtoriſche anzuerkennen ſein, ſo käme es, worauf eben⸗ 
falls ſchon hingewieſen wurde, nicht darauf an, ob die Bekl 
unerachtet der vom Kl. abgegebenen Anerkennungs⸗ und Ver⸗ 
pflichtungserklärung die von ihm verſprochenen Leiſtungen etwa 
auf Grund des inſoweit auf 8 15 FluchtlG. ſich ſtützenden 8 17 
ihres Ortsſtatuts fordern könnte. Die Vorſchrift im 8 12 
Fluchtl G. iſt nicht dazu beſtimmt, den Gemeinden die Erſtattung 
der Koſten für die Befeſtigung ſchon vorhandener, zur Bebauung 
beſtimmter Straßen zu ſichern (b. Strauß und Torney⸗ 
Saß S. 121; PrOVG.: RVerwBl. 1934, 81). Erheblich wäre 
nur, daß die Straßen bei Einführung des Ortsſtatuts der 
Bekl. v. 12. Juni 1891, d. h. bei der Eingemeindung, vom 
Bauverbot nicht betroffen wurden. Damit entfiele das Recht 
der Bekl. auf die Hypothek. Der Vertrag, der ihr dieſes Recht 
gewährte, iſt gem. § 2 ihres Ortsſtatuts zwecks Bewilligung 
einer Ausnahme von dem Bauverbot geſchloſſen worden. Es 
ſollte, wie es in der einen ähnlichen Fall behandelnden Entſch. 
in RG. 78, 427 = JW. 1912, 531 heißt, von dem Kl. nicht 
ſchlechthin eine Sicherheit für künftig geſchuldete Anlieger⸗ 
beitrage geleiſtet, ſondern durch die Leiſtung der Verzicht der 
Bekl. auf das Bauverbot erkauft werden. Hatte ſie kein Wider⸗ 
ſpruchsrecht, ſo kann ſie den Fortbeſtand der um ein Nichts ihr 
gewährten Sicherheit nicht beanſpruchen. Über eine etwa be⸗ 
ſtehende öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung des Kl. zur Leiſtung 
ortsſtatutariſcher Beiträge iſt in dem vorl. Rechtsſtreit nicht 
zu entſcheiden, da weder das Nichtbeſtehen einer ſolchen Ver⸗ 
pflichtung zur Klagebegründung gehört noch die Bekl., ſoviel er⸗ 
ſichtlich, aus dem Beſtehen dem Klageanſpruch eine begründete 
Einrede entgegenzuſetzen vermag. 

b) Zur Anwendbarkeit des 8 814 BGB. iſt in dem BU. 
nur geſagt, ſofern der Kl. etwa geltend machen wolle, er habe 
die Hypothek in Kenntnis der Tatſache beſtellt, daß die Bekl 
darauf keinen Anſpruch erheben könne, ſcheide die Rückforde⸗ 
rung ſchon nach § 814 BGB. aus. Dieſe Begründung läßt eine 
nähere Würdigung des vorgetragenen Sachverhalts vermiſſen. 

Der Kl. hat vorgetragen, er habe im Jahre 1928 die von 
der Bekl. geſorderten Erklärungen nur abgegeben, weil damals 
alle Vorbereitungen zum Bau bereits getroffen geweſen ſeien 
und er keine andere Möglichkeit gehabt habe, die Baugenehmi⸗ 
gung zu erlangen. Die Bekl. hat erwidert, danach habe der Kl. 
gewußt, daß er zur Abgabe der Anerkennungserklärung und 
des Leiſtungsverſprechens ſowie zur Hypothekbeſtellung nicht 
verpflichtet geweſen ſei; ein Rückforderungsrecht ſtehe ihm des⸗ 
halb nicht zu. Es wäre Aufgabe des BG. geweſen, die Berech⸗ 
tigung dieſer Folgerung der Bekl., die ſich allein auf den vor⸗ 
ſtehend wiedergegebenen Klagevortrag gründet, durch Aus 
legung der Erklärung des Kl. zu prüfen und zu erörtern. Dieſe 
Erklärung iſt keineswegs eindeutig mit dem BG. dahin zu 
verſtehen, der Kl. habe den Charakter der angrenzenden Stra⸗ 
ßen als hiſtoriſche erkannt und gewußt, daß für ſolche Straßen 
das ortsſtatutariſche Bauverbot der Bekl. nicht gelte. (Wird 
ausgeführt.) Beweispflichtig für den Einwendungstatbeſtand 
des § 814 BGB. wäre die Bekl.; ein verbleibender Zweifel 
daran, wie die Erklärung des Kl. zu deuten wäre, ginge zu 
ihren Laſten. In dieſer Richtung fehlt bisher eine tatrichterliche 
Prüfung. Bei ihrer Vornahme wird nicht außer acht bleiven 
dürfen, daß die Bekl. ſelber noch in dem vorl. Rechtsſtreit die 
Eigenſchaft der betr. Straßenteile als hiſtoriſche leugnet, daß 
ſie alſo dem Kl. die Kenntnis einer Tatſache unterſtellt, deren 
Wahrheit ſie — als die über dergleichen mutmaßlich weit beſ⸗ 
fer Unterrichtete — nach wie vor verneint. Es wird ſich des 
halb fragen, ob die Bekl. angeſichts dieſer Haltung den Ein 
wand aus 8 814 BGB. überhaupt ernſthaft erhoben und ver 
treten haben will und — verneinendenfalls — ob ſich die 
Klage auch aus Wegfall der Geſchaftsgrundlage begründen ließe. 

(NGG. V. Ziv Sen, U. v. 24. April 1937, 24/37.) lv. B. 
(= RG. 154, 385.) 
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15. RG. — 88 611, 626 BGB. Die Bedeutung und recht⸗ 
liche Auswirkung der Anordnung des Führers v. 19. Jan. 1934 
und der ſie ergänzenden Verfügung des Stellvertreters des 
Führers v. 10. April 1934 über die Befugniſſe des Reichsleiters 
für die Preſſe. 


Auf Grund von Verhandlungen, die Ende Sept. 1933 
zwiſchen ihm und Vertretern des B.er Senats ſtattfanden, er⸗ 
klärte ſich der Kl. bereit, die verantwortliche Leitung des Ver⸗ 
lags einer vom B.er Senat geplanten Tageszeitung zu über⸗ 
nehmen. Nachdem am 26. Okt. 1933 die B.er Zeitung Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft mb. — die jetzige Bekl. — gegründet worden 
war, wurde er als deren Geſchäftsführer beſtellt. Er war vom 
1. Nov. 1933 bis zum Juni 1934 als Verlagsleiter der von 
der neuen Geſellſchaft herausgegebenen Zeitung tätig. Am 
21. Juni 1934 gingen die Geſchäftsanteile der Geſellſchaft, 
die bis dahin zwei Beamte als Treuhänder des Senats inne⸗ 
gehabt hatten, auf den Gauleiter und den ftellvertretenden 
Gauleiter über. Dieſe riefen den Kl. noch am gleichen Tage 
als Geſchäftsführer ab und beſtellten als ſolchen an ſeiner 
Stelle den Verlagsdirektor K. Mit Schreiben v. 22. Juni 
1934 teilte dieſer dem Kl. mit, daß er fein Dienſtverhältnis 
auf Anordnung des Reichsleiters für die Preſſe der NSDAP. 
zu dem nächſten zuläſſigen Termine kündige und ihn bis da⸗ 
hin mit ſofortiger Wirkung beurlaube. Auf Rückfrage des 
Kl. ergänzte die Bekl. dieſe Mitteilung am 30. Juni 1934 
dahin, daß die Kündigung als zum 1. Okt. 1934 ausge⸗ 
ſprochen gelte. Der Kl. hält dieſe Kündigung für rechts⸗ 
unwirkſam und macht mit der Klage Gehaltsanſprüche für 
die Monate Okt. 1934 bis einſchließlich März 1935 geltend. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. 

Das OLG. hat die Klage abgewieſen. RG. hob auf und 
verwies zurück. 

Das BG. läßt es dahingeſtellt, ob zwiſchen den Par⸗ 
teien ein Dienſtvertrag des vom Kl. behaupteten Inhalts, 
insbeſ. mit einer Dauer bis Ende 1940, zuſtande gekommen 
iſt. Es hält die Klage auf jeden Fall für unbegründet, weil 
durch die Anordnung des Führers v. 19. Jan. 1934 und 
die ſie ergänzende Verfügung ſeines Stellvertreters vom 
10. April 1934 dem Reichsleiter für die Preſſe die unein⸗ 
geſchränkte Befugnis übertragen worden ſei, über die Fort⸗ 
ſetzung oder Auflöſung beſtehender Verträge zwiſchen partei⸗ 
amtlichen Verlagsunternehmungen und Verlagsleitern zu 
entſcheiden, und der Reichsleiter im Rahmen dieſer Ermäch⸗ 
tigung bindend und durch Richterſpruch nicht nachprüfbar die 
Entlaſſung des Kl. aus feinem Dienſtverhältnis mit Wirkung 
zum 1. Okt. 1934 angeordnet habe. Das BG. erblickt in den 
Verfügungen v. 19. Jan. und 10. April 1934 einen Führer⸗ 
befehl, an den trotz Fehlens der im ErmächtG. v. 24. März 
1933 vorgeſehenen Form alle von der Anordnung betroffenen 
amtlichen, parteiamtlichen und privaten Stellen gebunden 
ſeien. Die dem Reichsleiter damit eingeräumte Befugnis zu 
jeglicher Einflußnahme auf die geſamte wirtſchaftliche Organi⸗ 
ſation und Leitung parteiamtlicher Verlage umfaßt nach 
ſeiner Meinung auch das Recht zu Eingriffen in privatrecht⸗ 
liche Vertragsverhältniſſe. Inſoweit es hierin eine Übertra⸗ 
gung obrigkeitlicher Funktionen auf eine zu deren Ausübung 
ſonſt nicht befugte Parteiſtelle erblickt, hält es eine ſolche nach 
heutiger Staatsauffaſſung für zuläſſig. Da die B.er Zeitung, 
ſo führt es weiter aus, mit dem 21. Juni 1934 parteiamt⸗ 
liches Organ geworden ſei und damit von dieſem Zeitpunkt 
an dem Reichsleiter für die Preſſe unterſtanden habe, habe 
dieſer auch beſtimmen können, ob der Dienſtvertrag des Kl. 
mit der Bekl. fortzuſetzen ſei. Wenn er deſſen Aufhebung für 
den nächſtmöglichen geſetzlichen Kündigungstermin angeordnet 
habe, ſo könne es bei dem Zweck ſeiner Maßnahme, das Ver⸗ 
tragsverhältnis möglichſt ſchnell zu beenden, nicht zweifelhaft 
ſein, daß damit unerachtet ſeiner etwa vereinbarten längeren 
Vertragsdauer eine Anwendung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
beſtimmungen der 88 621 ff. BGB. gemeint geweſen fei. 
Demgegenüber bleibe auch für Billigkeitserwägungen, wie ſie 
das LG. anſtelle, kein Raum. Ob und inwieweit ſolche am 
Platze ſeien, habe ausſchließlich der Reichsleiter zu beſtimmen. 
Habe dieſer im Rahmen der ihm übertragenen Beſugnis ent⸗ 


ſchieden, ſo entfalle damit jede Möglichkeit, dem Kl. im Wege 
richterlichen Erkenntniſſes eine hierüber hinausgehende Ent⸗ 
ſchädigung zuzuſprechen. Die Entſchließung des Reichsleiters 
möge in erſter Linie aus politiſchen oder parteipolitiſchen Er⸗ 
wägungen getroffen worden ſein. Sie ſei aber angeſichts ſeines 
Rechts, über die etwaige Auflöſung von Verträgen zu ent⸗ 
ſcheiden, auch hinſichtlich ihrer rechtlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen für das Gericht bindend. 

Dieſe Ausführungen des BG. geben in mehrfacher 
Richtung Anlaß zu rechtlichen Bedenken. 

Es mag dahinſtehen, ob die Annahme des B., die 
Anordnung des Führers v. 19. Jan. 1934 erhebe Anſpruch 
auf unumſchränkte Geltung gegenüber allen von ihr betroffe⸗ 
nen amtlichen, parteiamtlichen oder privaten Stellen, ſchon 
mit dem Hinweis auf den Inhalt jener Anordnung aus⸗ 
reichend begründet iſt. Wieweit der Geltungsbereich eines 
Führerbefehls reicht, kann jedenfalls nicht ohne Prüfung 
deſſen ermitielt werden, in welchem Umfang ihm nach dem 
Willen des Führers ſelbſt verbindliche Kraft zukommen ſoll. 
Inſoweit ſchenkt das BG. dem Umſtand nicht genügend Be⸗ 
achtung, daß die Anordnung v. 19. Jan. 1934 der Form 
entbehrt, in der ſich der Wille des Fuͤhrers zu offenbaren 
pflegt, wenn er gemeinverbindlich ſein ſoll. Das Fehlen der 
Geſetzesform deutet darauf hin, daß es nicht in der Abſicht 
des Führers gelegen hat, mit ſeiner Anordnung gemeines 
Recht zu ſetzen. Auch nach ihrem Inhalt kennzeichnet ſich die 
Führeranordnung als eine parteidienſtliche Anweiſung, durch 
die lediglich die inneren Verhältniſſe der Partei geregelt wer⸗ 
den ſollen. Einer weiteren Stellungnahme hierzu bedarf es 
aber nicht. Denn das BG. geht ſchließlich ſelbſt davon aus, 
daß der Reichsleiter für die Preſſe von den ihm durch die 
Anordnung des Führers übertragenen Befugniſſen im gege⸗ 
benen Falle nur innerhalb eines Tatſachenbereichs Gebrauch 
gemacht hat, der infolge ſeiner Zugehörigkeit zum parteiamt⸗ 
lichen Preſſeweſen ſeiner Entſchließung zweifellos unterſtand. 
Es ſtellt feſt, daß der Kl. auch nach dem am 21. Juni 1934 
erfolgten Übergang der B.er Zeitung auf Parteimitglieder 
und ihrer damit eingetretenen Umgeſtaltung in ein partei⸗ 
amtliches Organ Verlagsleiter der Bekl. und infolgedeſſen 
hinſichtlich der Fortſetzung oder Auflöſung ſeines Vertrags⸗ 
verhältniſſes der Machtbefugnis des Reichsleiters unter⸗ 
worfen war. Soweit es damit die Frage nach der Recht⸗ 
mäßigkeit ſeiner Abberufung und der Kündigung ſeines 
Dienſtvertrags von vornherein nur im Hinblick auf ſeine 
Stellung innerhalb eines parteiamtlichen Zeitungsunterneh⸗ 
mens und ſeine Zugehörigkeit zu ihm erhebt, bedarf es 
auch nur in dieſem Umfang einer Prüfung, inwieweit der 
Reichsleiter mit ſeiner Kündigungsanordnung in die zwi⸗ 
ſchen dem Kl. und der Bekl. beſtehenden Vertragsverhält⸗ 
niſſe hat eingreifen wollen und können. Es handelt ſich 
mithin darum, ob die Anordnungen des Führers v. 19. Jan. 
1934 und ſeines Stellvertreters v. 10. April 1934, durch 
die die Befugniſſe und Aufgaben des Reichsleiters be⸗ 
ſtimmt werden, darauf abzielen, ihm innerhalb ſeines Macht⸗ 
bereichs auch das Recht zum Eingreifen in beſtehende privat⸗ 
rechtliche Rechtsverhältniſſe zu übertragen, und ob der Reichs⸗ 
leiter mit ſeiner DurchfVO. v. 25. Jan. 1934 und der den 
Kl. betreffenden Kündigungsanordnung ein ſolches Recht hat 
in Anſpruch nehmen und ausüben wollen. Der Anſicht des 
BG., daß dies der Fall ſei, kann nicht beigetreten werden. 
Mit der Anordnung des Führers v. 19. Jan. 1934 wird er⸗ 
ſtrebt, das parteiamtliche oder mit der Partei zuſammenhän⸗ 
gende Preſſeweſen einheitlicher Führung zu unterſtellen und 
eine gleichmäßige Verwirklichung der der Parteipreſſe oblie⸗ 
genden Aufgabe geiſtiger Einwirkung auf das Volk im Sinne 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung und Staatsauffaſſung 
zu ſichern. Das ſoll dadurch geſchehen, daß dem Reichsleiter 
für die Preſſe als dem hierfür in Betracht kommenden Partei⸗ 
organ Befugniſſe übertragen werden, die ihn in den Stand 
ſetzen, die geſamte parteiamtliche oder parteizugehörige Preſſe 
zu überwachen, ſie ſeinem beſtimmenden Einfluß zu unter⸗ 
werfen und ſo für eine einheitliche Erfüllung der ihr obliegen⸗ 
den, oben gekennzeichneten Aufgabe zu ſorgen. Soweit es 
hierzu eines Eingreifens in die wirtſchaftliche Geſtaltung des 
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parteiamtlichen Preſſeweſens bedarf, joll dieſes offenſichtlich 
nicht weitergehen, als es die öffentliche Bedeutung jener Auf⸗ 
gabe erfordert. Nur ſo iſt es zu verſtehen, wenn dem Reichs⸗ 
leiter die Befugnis jeder Einflußnahme auf alle parteiamt⸗ 
lichen Verlage und deren geſamte wirtſchaftliche Organiſation 
und Leitung eingeräumt wird, ohne daß dadurch die Verant⸗ 
wortlichkeit der einzelnen Verlagsleiter für die Führung der 
Verlagsgeſchäfte berührt werden ſoll. Dem entſpricht es auch, 
wenn beſtimmt wird, daß einem Verlangen des Reichsleiters, 
den verantwortlichen Verlagsleiter zu entlaſſen, gegebenen⸗ 
falls in der Form der ſofortigen Beurlaubung ſtattzugeben 
ſei. Mit Recht hebt die Rev. hervor, daß es eines Hinweiſes 
auf die Möglichkeit ſofortiger Beurlaubung nicht bedurft hätte, 
wenn der Reichsleiter auch in wirtſchaftlicher Hinſicht unum⸗ 
ſchränkt und ohne Rückſicht auf die ihm durch den Zweck ſeiner 
Aufgabe gezogenen Grenzen Herr der ihm unterſtellten Ver⸗ 
lagsunternehmungen ſein ſollte. Die Anordnung, daß einem 
Entlaſſungsverlangen des Reichsleiters gegebenenfalls durch 
ſofortige Beurlaubung ſtattzugeben ſei, kann nur beſagen, daß 
gerade dies eine Form ſei, in der ſich eine Entlaſſung unbe⸗ 
ſchadet ſonſtiger privatrechtlicher Hinderniſſe ſogleich tatſäch⸗ 
lich verwirklichen laſſe. Es kommt damit zum Ausdruck, daß 
der Reichsleiter zwar in jedem Falle befugt ſein ſolle, um der 
Durchſetzung ſeiner politiſchen Aufgabe willen die ihm uner⸗ 
wünſcht erſcheinende weitere Tätigkeit eines Verlagsleiters 
jederzeit zu verhindern, daß dies aber nicht dazu führen könne, 
den zu Entlaſſenden auch ſeiner privatrechtlichen Anſprüche 
ſchlechthin für verluſtig zu erklären. Hat hiernach die Anord⸗ 
nung des Führers nicht die Bedeutung, daß dem Reichsleiter 
über die ihm nach ſeiner parteipolitiſchen Stellung obliegende 
öffentliche Aufgabe hinaus, dem Führergedanken im partei⸗ 
amtlichen Preſſeweſen Geltung zu verſchaffen, auch das Recht 
habe eingeräumt werden ſollen, beſtehende Privatrechte apzu⸗ 
ändern oder aufzuheben, fo kann auch der Verfügung des 
Stellvertreters des Führers v. 10. April 1934 nicht entnom⸗ 
men werden, daß ſie eine Erweiterung der Befugniſſe des 
Reichsleiters in dieſer Richtung bezwecke. Dort heißt es zwar, 
daß der Reichsleiter über Fortſetzung und Auflöſung der be⸗ 
ſtehenden Vertragsverhältniſſe entſcheide. Der Zuſammenhang 
ergibt auch, daß damit Vertragsverhältniſſe zwiſchen den Ver⸗ 
lagsleitern und den Verlagsunternehmungen gemeint ſind. 
Die Verfügung will aber, wie in ihr ſelbſt zum Ausdruck 
kommt, die Befugniſſe des Reichsleiters nicht ausdehnen, ſon⸗ 
dern die Anordnung des Führers über das bei der Einſtel⸗ 
lung und Weiterbeſchäftigung von Verlagsleitern zu beobach⸗ 
tende Verfahren lediglich ergänzen. Sie ſetzt an Stelle einer 
nur beſtimmenden Einflußnahme des Reichsleiters auf die in⸗ 
ſoweit gebotenen Maßnahmen der Verlagsunternehmungen 
deſſen Recht, ſelbſt über die Beſtellung und Beibehaltung der 
Verlagsleiter zu entſcheiden. Es ſpricht nichts dafür, daß da⸗ 
mit mehr gewollt ſei als die Schaffung weiterer Gewähr für 
eine reibungsloſe Durchführung der mit der Anordnung des 
Führers erſtrebten Vereinheitlichung des parteiamtlichen 
Preſſeweſens in organiſatoriſcher und richtungsmäßiger Hin⸗ 
ſicht. Daß insbeſ. nicht beabſichtigt iſt, dem Reichsleiter Be⸗ 
fugniſſe auch in der Richtung einzuräumen, daß er in be⸗ 
ſtehende privatrechtliche Rechtsverhältniſſe eingreifen dürfe, 
kann aus der gleichzeitig getroffenen Beſtimmung gefolgert 
werden, daß er Kommiſſare einſetzen dürfe, deren Weiſungen 
von der Verlagsleitung und dem geſamten Verlage zu be⸗ 
folgen ſeien. Eine ſolche Maßnahme, deren Zweck nur ſein 
kann, dem Reichsleiter ein Mittel zur Überwindung perſonel⸗ 
ler Schwierigkeiten an die Hand zu geben, mußte entbehrlich 
erſcheinen, wenn er in der Lage wäre, jedem Hindernis auch 
durch eine Neuordnung privatrechtlicher Bindungen des Unter⸗ 
nehmens zu begegnen. Endlich ſteht auch die Durchf VO. des 
Reichsleiters ſelbſt v. 25. Jan. 1934 erſichtlich nicht auf dem 
Standpunkt, daß ihm das Recht zuſtehe, bei der Erfüllung 
ſeiner Aufgaben auch in private Rechtsverhältniſſe der von 
ihm zu erfaſſenden Verlagsunternehmungen und der daran 
beteiligten Perſonen einzugreifen und ſie mit privatrechtliche 
Anſprüchen gegeneinander oder gegenüber Dritten auszu⸗ 
ſchließen oder in ſolchen zu kürzen. Soweit dort angeordnet 
wird, daß das Eigentum an Verlagen parteiamtlicher Zei⸗ 


tungen und Zeitſchriften und irgendwelcher Rechte an ſolchen 
vorbehaltlich anderweiter Regelung vom jeweils zuſtändigen 
Gauleiter der NSDAP. zu übernehmen ſei und der Eigen⸗ 
tümer und Rechtsinhaber lediglich die Rechtsſtellung eines 
Treuhänders der NSDAP. habe, handelt es ſich offenſichtlich 
um Maßnahmen, durch die eine organiſatoriſche Zuſammen⸗ 
faſſung der geſamten Parteipreſſe und ihre Eingliederung in 
den Parteiapparat herbeigeführt werden ſoll. Ihre Bedeutung 
liegt in der damit erſtrebten Durchſetzung eines parteipoliti⸗ 
ſchen Zieles und ſachlichen Geſtaltung einer Parteiemrichtung 
zur Verwirklichung einer für die Partei weſentlichen öffent⸗ 
lichen Aufgabe. Hierin erſchöpft ſie ſich aber auch. Daß nicht 
beabſichtigt iſt, auch den Weg, auf dem die Aufgabe geldit 
werden ſoll, aus dem Bereiche des privaten Rechts heraus⸗ 
zunehmen und lediglich öffentlich⸗rechtlicher, parteimäßiger 
Befehlsgewalt zu unterſtellen, ergibt ſich aus den Grundſätzen, 
nach denen im übrigen gemäß der Weiſung des Reichsleiters 
die erſtrebte Neuordnung durchgeführt werden ſoll. Es joll 
nicht nur für die rechtliche Geſtaltung eines jeden parteiamt⸗ 
lichen Zeitungsverlags die Form der GmbH. gewählt werden, 
das Unternehmen alſo als Träger von Rechten und Pflichten 
dem Bereiche des bürgerlichen Privatrechts angehören. Es ſoll 
vielmehr auch ſeine Einbeziehung in den Parteiorganismus 
nur unter Wahrung der privaten Rechtsanſprüche derer vor 
ſich gehen, denen ſolche bisher an dem Unternehmen zuſtan⸗ 
den. Demgemäß wird beſtimmt, daß beſtehende private Eigen⸗ 
tumsrechte abzuloſen, auch etwaige private Anſprüche der 
Gauleiter, ſoweit ſie bisher Eigentümer waren, oder von 
ihnen eingeſetzter Perſonen endgültig zu regeln ſeien. Soweit 
hierbei, wie aus den Ausdrücken „ablöſen“ und „regeln“ 
geſchloſſen werden kann, für möglich gehalten wird, privat⸗ 
rechtliche Anſprüche in angemeſſener Weiſe abzufinden, deutet 
nichts darauf hin, daß dies anders als im Wege freiwilligen 
Ausgleichs zu geſchehen habe. Der Umſtand, daß ſich der 
Reichsleiter die Genehmigung aller derartiger Abmachungen 
vorbehält, ſpricht gegen die Annahme, daß er beanſpruche, 
ſelbſt über das Maß der Berückſichtigung privater Rechte mit 
bindender Kraft auch gegenüber dem Berechtigten zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Rechtfertigen hiernach weder die Anordnungen des Füh⸗ 
rers und ſeines Stellvertreters noch die Durchf VO. des 
Reichsleiters ſelbſt die Annahme, daß dieſer befugt ſei, die 
vertraglichen Anſprüche der Verlagsleiter, deren Entlaſſung 
geboten erſcheint, von ſich aus zu regeln, ſo geht auch aus 
dem Verhalten des vom Reichsleiter mit der Wahrnehmung 
ſeiner Obliegenheiten beauftragten Verwaltungsamts, insbeſ. 
aus deſſen Schreiben an den B.er Senat v. 13. Juni 1934, 
nicht hervor, daß bei dem Verlangen nach Abſetzung des Kl. 
als Verlagsleiter beabſichtigt oder auch nur für angängig ge⸗ 
halten worden iſt, dieſen ſeiner vertraglichen Anſprüche aus 
dem Dienſtverhältnis zu berauben. Wenn der Leiter des Ver⸗ 
waltungsamts in dem angeführten Schreiben bittet, dem Kl. 
zum nächſtmöglichen geſetzlichen Termine zu kündigen, und 
den 1. Okt. 1934 als den Tag bezeichnet, der nach ſeinem 
Dafürhalten hierfür in Betracht kommt, im übrigen aber eine 
Beurlaubung des Kl. bis zu dieſem Zeitpunkte verlangt, ſo 
beſteht kein Grund anzunehmen, daß damit der angegebene 
Tag als der nach dem Willen des Reichsleiters für den Ab⸗ 
lauf des Dienſtverhältniſſes maßgebende ſpäteſte Zeitpunkt 
habe beſtimmt werden ſollen. Der Hinweis auf eine Kündi⸗ 
gung zum nächſtmöglichen geſetzlichen Termine kann nur da⸗ 
hin aufgefaßt werden, daß das Anſtellungsverhältnis des Kl. 
zu beenden ſei, ſobald dies die Rechtslage zulaſſe. Denn hätte 
damit eine Kündigung nach den geſetzlichen Vorſchriften der 
88 621 ff. BGB. gemeint ſein ſollen, die auch dann Platz zu 
greifen habe, wenn abweichende vertragliche Abmachungen be⸗ 
ſtehen ſollten, ſo wäre die Betonung einer perſonlichen Un 
gewißheit über den Kündigungstermin, wie ſie in den Worten 
„meines Erachtens“ zun Ausdruck kommt, nicht recht ver⸗ 
ſtändlich; es hätten ſchwerlich Zweifel darüber obwalten kön 
nen, daß eine gemäß § 622 BGB. erfolgende Kündigung für 
den 1. Okt. 1934 zuläſſig und wirkſam fein müſſe. Das 
Schreiben des Verwaltungsamts bietet auch ſonſt keinen An⸗ 
haltspunkt dafür, daß das Anſtellungsverhältnis des Kl. an“ 
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ders als vertragsgemäß beendet werden ſolle. Gerade die 
deutliche Unterſcheidung zwiſchen der verlangten ſofortigen 
Abſetzung des Kl. und der Kündigung ſeines Dienſtvertrags 
zum nächſtmöglichen geſetzlichen Termin unter Anordnung 
ſeiner ſofortigen Beurlaubung beweiſt, daß der Reichsleiter 
wohl eine weitere Betätigung des Kl. bei der Bekl. hat unter⸗ 
binden wollen, ſich nicht aber auch für befugt angeſehen hat, 
die privatrechtlichen Beziehungen des Kl. zur Bekl. aus 
eigener Machtvollkommenheit zu ordnen. Denn es hätte 
ſolchenfalls nahegelegen, auch inſoweit eine bindende Verfü⸗ 
gung zu treffen und den ihm nach dem Zeitpunkt ſeines Wirk⸗ 
ſamwerdens zweifelhaften Weg der Kündigung zu vermeiden. 


Nach alledem iſt davon auszugehen, daß durch die An⸗ 
ordnungen des Führers und ſeines Stellvertreters wohl der 
organiſatoriſche Einbau der parteiamtlichen Preſſe in den 
Parteiapparat geregelt und der Reichsleiter ermächtigt werden 
ſollte, die vom parteipolitiſchen Standpunkt aus hierzu er⸗ 
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, daß ſich aber die ihm 
erteilte Vollmacht nicht auch darauf erſtreckt, über das ihm 
damit übertragene Gebiet öffentlich⸗rechtlicher Betätigung hin⸗ 
aus auch in private Rechtsverhältniſſe einzugreifen, deren Ab⸗ 
änderung es zur Durchführung ſeiner öffentlichen Aufgabe 
nicht bedarf. Eine abweichende Auffaſſung, wie ſie das BG. 
vertritt, kann auch nicht mit dem Hinweis auf den im Partei⸗ 
programm enthaltenen Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ 
gerechtfertigt werden. Denn ſoweit es der Gemeinnutz erfor⸗ 
dert, bei der Bedeutung der parteiamtlichen Preſſe für den 
Staat und die Volksgeſamtheit auch vor den Rechten einzelner 
nicht haltzumachen, ſofern ſie einer Verwirklichung der der 
Parteipreſſe obliegenden Aufgabe im Wege ſtehen, kann doch 
ein Eingriff in den Bereich privatrechtlicher Anſprüche eben 
nur Rechtens ſein, wenn der gemeinnützige Zweck ſonſt uner⸗ 
reicht bliebe. Das iſt aber, ſoweit die Entſernung eines Ver⸗ 
lagsleiters aus dem Betrieb eines parteiamtlichen Zeitungs⸗ 
unternehmens geboten erſcheint, nicht der Fall, wenn ſchon 
ſeine Abſetzung dazu führt, ihn tatſächlich auszuſchalten. In⸗ 
wieweit ihm hierbei privatrechtliche Anſprüche erhalten blei⸗ 
ben, iſt eine Angelegenheit des einzelnen Unternehmens, be⸗ 
rührt aber nicht die Frage, ob dem Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit Genüge geſchieht. Auch die DurchfVO. des Reichsleiters 
iſt, wie oben ausgeführt, nicht dahin zu deuten, daß damit das 
Recht in Anſpruch genommen werde, über die Fortſetzung 
oder Auflöſung beſtehender Dienſtverträge zwiſchen Verlags⸗ 
leitern und Verlagsunternehmen nicht nur durch Herbei⸗ 
führung eines tatſächlichen Zuſtands, ſondern auch mit Wir⸗ 
kung für die privatrechtlichen Beziehungen der Beteiligten zu 
entſcheiden. Es beſagt endlich auch, wie dargelegt, das Schrei⸗ 
ben des Verwaltungsamts v. 13. Juni 1934 nicht, daß ein 
Eingriff in die privatrechtlichen Anſprüche des Kl. beabſichtigt 
ſei. Bei dieſer Sachlage vermögen aber die Erwägungen, mit 
denen das BG. feine Entſch. begründet, dieſe nicht zu tragen. 
Es kann die Klage nicht ſchon um deswillen abgewieſen wer⸗ 
den, weil das Gericht durch die Entſch. des Reichsleiters an 
einer Prüfung der Vertragsanſprüche des Kl. behindert ſei. 
Ob die Anordnung des Reichsleiters die Bekl. berechtigt, das 
Dienſtverhältnis des Kl. gemäß § 626 BGB. aus wichtigem 
Grunde friſtlos zu kündigen, hat das BG. nicht geprüft. So⸗ 
weit es die durch die Stellungnahme des Reichsleiters herbei⸗ 
geführte Rechtslage in ihren Wirkungen einer aus wichtigem 
Grunde erfolgten friſtloſen Vertragsauflöſung gleichſetzt, än⸗ 
dert dies nichts daran, daß es von einer unmittelbaren An⸗ 
wendung des § 626 BGB. abſieht. Es wird im weiteren 
Verfahren gegebenenfalls auch inſoweit Stellung zu nehmen 
haben. 


Daß der Sachverhalt eine Anwendung des Geſetzes über 
den Ausgleich bürgerlich-rechtlicher Anſprüche v. 13. Dez. 1934 
(RGBl. J, 1235) gebiete, hat der Senat nicht angenommen. 
Er erachtet einen ausgleichbaren Anſpruch, wie ihn dieſes 
Geſetz nach ſeinem Sinn und Zweck erfaſſen will, nicht für 
gegeben. 


(RG., II. ZivSen., U. v. 23. Febr. 1937, II 142,36.) 


* 


16. RG. — 58 852, 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Bei nur fahr⸗ 
läſſiger Amtspflichtverletzung bildet die Unmöglichkeit, ander⸗ 
weitigen Erſatz zu erlangen, einen Teil des Tatbeſtandes, aus 
dem der Anſpruch hergeleitet wird, gehört alſo zur Klagebegrün⸗ 
dung. Beginn der Verjährung von Anſprüchen aus 8 839 BGB. 
(i. Verb. m. Art. 131 Wein Verf.). 


Der Kl. will den Schaden, der ihm durch die auf fahr⸗ 
läſſigem Amtsverſehen beruhende Löſchung einer Hypothek 
entſtanden ſei, vom Deutſchen Reich erſetzt haben. 

Das Reich erhob die Einrede der Verjährung. 

Das LG. wies deswegen die Klage ab. 

Das BG. wies die Berufung zurück. Das RG. verwies 
an das BG. zurück. 


Auch das BG. hat die Einrede der Verjährung für be⸗ 
rechtigt erachtet. Zur Begründung hat es ausgeführt: 

Die Löſchung der Hypothek beruhe auf fahrläſſiger 
Aintspflichtverletzung eines Grundbuchbeamten. Das Reich 
hafte für den dadurch entſtandenen Schaden (Art. 131 Weim⸗ 
Verf. i. Verb. m. $ 839 BGB.). Der Anſpruch auf Erſatz 
des Schadens verjähre aber nach 8 852 BGB. in drei Jahren 
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verletzte von ihm 
und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlange. Das 
bedeute für die auf 8 839 BGB. geſtützte Klage, daß die 
Verjährung erſt beginne, wenn die Amtspflichtverletzung, der 
Erſatzpflichtige und der entſtandene Schaden — die klage⸗ 
begründenden Tatſachen — bekanntgeworden ſeien. Verlangt 
werde eine ſolche Kenntnis des Schadens in ſeinen allgemeinen 
Umriſſen, daß der Geſchädigte auf Grund der ihm bekannten 
Tatſachen und Unterlagen die Klage gerade gegen das Reich 
zu begründen in der Lage ſei, daß alſo die Klagerhebung 
ihm zugemutet werden könne. 

Nicht ſchon die fehlerhafte Löſchung, ſondern erſt die ihr 
nachgefolgten Eintragungen der anderen Hypotheken von rund 
4000 3A hätten den Eintritt eines Schadens für den Kl. 
bewirkt, da die ihm verpfändete Hypothek nun im Rang hinter 
ihnen ſtehe. Schon vor dem 26. April 1932 habe der Kl. er⸗ 
fahren, daß die Hypothek gelöſcht und daß für die Sparkaſſe 
in A. eine ebenſo hohe Hypothek eingetragen worden ſei. 
Allerdings habe dieſe Kenntnis zur Erhebung der Erſatzklage 
aus $ 839 BGB. noch nicht ganz ausgereicht, da die anderen 
Eintragungen dem Kl. noch nicht bekannt geweſen ſeien. Aber 
es ſei nicht erforderlich, daß der Geſchädigte bereits den vollen 
Umfang des Schadens im Zeitpunkt des Beginnes der Ver⸗ 
jährungsfriſt kenne. Auch dürfe er ſich nicht völlig untätig 
bei der Aufklärung des Schadens verhalten und abwarten, 
ob der Zufall den Schaden aufkläre (vgl. einen ähnlich liegen⸗ 
den Fall JW. 1934, 2543). Gegen dieſe Grundſätze habe der 
Kl. verſtoßen. Die Verjährungsfriſt habe in dem Zeitpunkt zu 
laufen begonnen, in dem Ermittlungen zur Aufklärung des 
Schadens durch den Kl. hätten abgeſchloſſen fein können, alſo 
ungefähr zwei Monate nach dem Geſpräch mit dem Zeugen F. 
Dies ſei aber ſicherlich mehrere Monate vor den: 26. Okt. 
1932 geweſen. Am 26. Okt. 1935, dem Tag der Zuſtellung 
dieſer Klage an das Reich, ſei alſo der Anſpruch des Kl. nach 
$ 852 BGB. verjährt geweſen. 

Dem BG. könnte entgegengehalten werden, daß ſchon 
die Löſchung der verpfändeten Hypothek einen Schaden des Kl. 
— eine Verſchlechterung ſeiner Vermögenslage — darſtellte. 
Die Auffaſſung des BG. geht aber zugunſten des Kl. und iſt 
für die Entſch. ohne Bedeutung. Die Reviſion macht gel⸗ 
tend: Der rechtsunkundige Kl. habe aus der Mitteilung des F. 
noch nicht erſehen können, daß die Löſchung ſeiner Hypothek 
auf dem Verſchulden eines Beamten beruhe. Der Grundſatz, 
daß die Ungewißheit über den Umfang und die Höhe des 
Schadens den Beginn der Verjährung nicht ausſchließe, könne 
für einen Anſpruch aus § 839 BGB. hinſichtlich der Vor⸗ 
ausſetzung des Abi. 1 Satz 2 keine Anwendung finden. Denn 
für dieſen Anſpruch beginne die Verjährung nicht vor der 
Kenntnis des Verletzten, daß ein anderer Erſaßpflichtiger nicht 
in Anſpruch genommen werden könne oder daß ein Ausfall 
in beſtimmter Höhe vorhanden ſei. Das verkl. Reich 
habe auch geltend gemacht, daß ein Teil der Forderung des 
Kl. durch eine Zwangsverſteigerung des Grundſtücks gedeckt 
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werden könnte und daß ein Anſpruch gegen einen Beamlen 
oder das Reich noch jetzt nicht begründet ſei. 

Dieſer Rechtsanſicht iſt grundſätzlich beizutreten. Sie be⸗ 
ruht auf der auch vom erk. Sen. (vgl. z. B. JW. 1937, 3935) 
ſtändig vertretenen Auffaſſung, daß bei bloß fahrläſſiger 
Amtspflichtverletzung die Unmöglichkeit, anderweiten Erſatz 
zu erlangen, einen Teil des Tatbeſtands bildet, aus dem der 
Anſpruch hergeleitet wird, alſo zur Klagebegründung gehört 
(vgl. RGRKomm. Bem. 6 zu 8 839 und Bem. 4% zu $ 852, 
ſowie insbeſ. RG. 137,20 ff. IW. 1932, 3256 m. Anm.). 

Die Behauptung des Kl., daß von B. kein Erſatz zu 
erlangen ſei, hat dieſer als Zeuge dahin beſtätigt, daß er ſeit 
März 1928 zahlungsunfähig ſei. Das BG. hat hierzu nichts 
ausgeführt. Es hat nicht etwa angenommen, der Kl. habe auch 
das ſchon ſeit April 1932 gewußt, ſondern die Frage der 
Erſatzmöglichkeit als für die Entſch. der Frage der Ver⸗ 
jährung unerheblich angeſehen. Auch das Reich hat von dieſer 
unrichtigen Anſicht aus nur vorſorglich, für den Fall der 
Verneinung der Verjährung, dieſe Frage erörtert. Aus dem 
Vorbringen des Kl. iſt nicht zu entnehmen, daß er früher als 
im Mai 1933 dieſe Zahlungsunfähigkeit des B. erfahren habe. 
Ebenſo ungeklärt iſt die Frage gelaſſen worden, ob der Kl. 
ſich von F. Erſatz holen konnte. Hier behauptet das Reich, er 
könne noch jetzt den Erſatz, wenigſtens teilweiſe, von ihm 
erhalten. Der Umſtand, daß der Kl. im April 1932 Klage 
gegen F. erhoben hat, ſpricht dafür, daß er eine Beſeitigung 
der Beeinträchtigung auf dieſem Wege erhoffte. Es iſt nicht 
erſichtlich, warum er ſtatt deſſen ſofort eine Klage gegen das 
Reich hätte erheben können und ſollen, obſchon doch $ 839 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. im Intereſſe der Beamten und des 
Reichs vorſchreibt, eine Erſatzmöglichkeit nicht unberückſich⸗ 
tigt zu laſſen. Nach ſeiner Behauptung war dem Kl. damals 
noch nicht bekannt, daß aus dem Grundſtück keine Befriedi⸗ 
gung ſeiner Forderung zu erwarten ſei. Die Erhebung der 
Klage gegen F. war dann der richtige, übrigens vom Reich 
jetzt noch als richtig verfochtene Weg zur Geltendmachung 
der anderweitigen Erſatzmöglichkeit. Erſt nach deren Verſagen 
konnte der Kl. die Klage gegen das Reich erheben. Die Be⸗ 
gründung des angef. Urteils reicht alſo nicht aus, der Ein⸗ 
rede der Verjährung ſtattzugeben. 


(RG., V. Ziv Sen., U. v. 12. März 1937, V 231/36.) 
[v. B.] 
* 


17. RG. — 8 883 BGB. Ein nur gedachter, als möglich 
angenommener, in Wirklichkeit aber nicht beſtehender Anſpruch 
iſt nicht vormerkungsfähig. 

Der Kl. pachtete vom Bekl. durch ſchriftlichen Vertrag 
v. 1. April 1931 das Hotel „Zur Alpenroſe“ in B. für die 
Zeit v. 1. April 1931 bis 1. April 1936. Er ſtellte dem Bekl. 
bei Beginn der Pachtzeit eine Kaution von baren 20000 AM, 
die bei Beendigung der Pacht zurückzugeben waren. Über 
eine Sicherſtellung dieſes Geldes enthielt der Pachtvertrag 
keine Beſtimmung. Nachträglich aber trat der Kl. mit dem 
Wunſch an den Bekl. heran, dieſer möge den ſchuldrechtlichen 
Anſpruch des Pächters auf künftige Rückerſtattung der 
20000 AM durch eine Sicherungshypothek an dem verpach⸗ 
teten Hotelgrundſtück dinglich ſichern. Da der Bekl. das nicht 
tat, beantragte der Kl. am 24. Febr. 1933 beim AG. den 
Erlaß einer Einſtwyfg. gegen den Bekl. Er behauptete, der 
Bekl. habe ihm die Sicherungshypothek zugeſagt, ſofern nur 
er (der Kl.) die Eintragungskoſten bezahle. Das AG. erließ 
unter Bezugnahme auf die SS 883 ff. BGB., 88 942, 91 
3PO. die beantragte EinſtwVfg. am 24. Febr. 1933 dahin, 
daß zur Sicherung des Anſpruchs des Kl. auf Einräumung 
einer Sicherungshypothek von 20000 AH für eine Kautions⸗ 
forderung aus dem Pachtvertrag v. 1. April 1931 eine Vor⸗ 
merkung in das Grundbuch des Pachtgrundſtücks eingetragen 
werden ſollte. Die Eintragung erfolgte noch an demſelben 
Tage. Im weiteren Verlauf des Verfahrens, in dem über 
die Rechtmäßigkeit der EinſtwVfg, verhandelt wurde, kam es 
am 12. April 1933 zu einem Vergleich vor dem AG. In 
dieſem Vergleich vereinbarten die Parteien, daß von der 
Vormerkung 3000 AA gelöſcht werden, 17000 An aber be⸗ 


ſtehen bleiben ſollten; der Kl. übernahm die Koſten des Ver⸗ 
fahrens, insbeſ. auch die der Grundbucheintragung. 

Mit der Klage verlangte nun der Kl. vom Bekl. die 
Beſtellung einer Sicherungshypothek von 17000 RAN auf dem 


Pachtgrundſtück im Range der am 24. Febr. 1933 einge- 


tragenen Vormerkung. 

Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. RG. 
hob auf und verwies zurück. 

In Übereinftimmung mit dem LG. ſtellt das BG. feſt, 
daß der Kl. bis zum Vergleich v. 12. April 1933 feinen 
Auſpruch gegen den Bekl. auf Beſtellung einer Sicherungs⸗ 
hypothek für die i. J. 1931 geſtellte Kaution erlangt hatte. 
Die Rev. wendet ſich nur gegen die Anſicht des OLG., daß 
der Kl. auch durch den Vergleich keinen ſolchen Anſpruch er⸗ 
worben habe. Die Anſicht des BG. beruht auf folgenden 
Erwägungen: In dem vergleichsweiſe abgegebenen Zugeſtänd⸗ 
nis des Bekl., daß die Vormerkung v. 24. Febr. 1933 in 
Höhe von 17000 %M beſtehen bleiben ſolle, liege noch nicht 
das Bekenntnis zu dem vorgemerkten Anſpruch ſelbſt. Eine 
Vormerkung ſetze ihrem Weſen nach nicht notwendig das Be⸗ 
ſtehen eines Anſpruchs „im kategoriſchen Sinne des logiſchen 
Urteils“ voraus, ſondern es genüge ſchon das Beſtehen eines 
Anſpruchs „im hypothetiſchen Sinne“. Es ſei nicht ein wirk⸗ 
licher Anſpruch erforderlich, ſondern es genüge ein bloß mög⸗ 
licher Anſpruch. Die Vormerkung v. 24. Febr. 1933 wäre 
alſo nur dann unwirkſam, wenn beim Vergleich beide Teile 
darüber einig geweſen wären, daß der vorgemerkte Anſpruch 
nicht zu Recht beſtünde. So habe die Sache aber nicht ge⸗ 
legen. Der Bekl. möge den Anſpruch für ungerechtfertigt 
gehalten haben; der Kl. habe den gegenteiligen Standpunkt 
eingenommen. Der Anſpruch habe alſo „in dem weiten Be⸗ 
reich derjenigen Anſprüche gelegen, die als beſtritten, zweifel⸗ 
haft, unfertig oder ungewiß unter irgendeinem Fragezeichen 
ſtehen“. Solche Anſprüche ſeien vormerkungsfähig. Hier ſei es 
Vergleichswille der Parteien geweſen, dem Kl. den durch die 
Vormerkung bereits gewährten Schutz zu belaſſen, aber nicht 
den vorgemerkten Anſpruch zu begründen oder zu verſtärlen. 
Der Kl. müſſe ſich daher mit der Sicherung, die ihm die 
Vormerkung biete, begnügen, könne aber nicht kraft des nur 
als möglich vorgeſtellten, in Wirklichkeit nicht beſtehenden 
vorgemerkten Anſpruchs die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek begehren. 

Dieſe Begründung hält der Rev. nicht ſtand. Das OLG. 
verkennt das Weſen der Vormerkung ($ 883 BGB.). Jede 
Vormerkung ſetzt voraus, daß der vorgemerkte Anſpruch 
rechtsbeſtändig iſt (vgl. Planck⸗ Strecker, 5. Aufl., III I, 
212 883 Anm. la Abſ. 3ff.; RGRKomm., 8. Aufl., 3, 
93 Anm. 2 Abſ. 6 zu § 883). Ein nur gedachter, als mög⸗ 
lich angenommener, in Wirklichkeit aber nicht beſtehender An⸗ 
ſpruch iſt nicht vormerkungsfähig. Selbſt für den „künftigen“ 
Anſpruch (8 883 Abſ. 1 Satz 2 BGB.) iſt unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzung, daß mindeſtens ſchon ein rechtsgültig begründetes 
Rechtsverhältnis vorliegt, aus dem der künftige Anſpruch 
erwachſen kann (RGZ. 151, 75 = JW. 1936, 23065 m. Anm.). 
Ein Anſpruch, der nur in der Vorſtellung des Vormerkungs⸗ 
geſicherten vorhanden iſt, dem aber in der Welt der Wirk⸗ 
lichkeit jede Grundlage fehlt, genügt dem $ 883 BGB. nicht. 
Eine auf ſolchem Boden — ſei es kraft Bewilligung, ſei es 
kraft Einſtwyfg. — eingetragene Vormerkung iſt hinfällig. 
Sie kann auch nicht dadurch wirkſam werden, daß die Be⸗ 
teiligten ſich vergleichsweiſe zu ihr bekennen, ohne jedoch den 
vorgemerkten Anſpruch begründen zu wollen. 

Mit den Erwägungen des OLG. läßt ſich mithin die 
getroffene Entſch. nicht aufrechterhalten. Das BG. wird viel⸗ 
mehr den Sachverhalt erneut zu prüfen haben unter Aus⸗ 
ſchaltung ſeines die ganze bisherige Begründung durchziehen⸗ 
den Rechtsirrtums, daß die Parteien beim Vergleichsſchluß 
am 12. April 1933 dem Kl. durch das Beſtehenlaſſen der 
Vormerkung einen wirkſamen Schutz hätten bieten können, 
wenn ſie ihm nur die Vormerkung als ſolche, aber nicht zu⸗ 
gleich auch den vorgemerkten Anſpruch ſelbſt zubilligten. Bei 
der neuen Prüfung wird zu erwägen ſein: Für die Annahme 
der Rev., daß der Bekl. beim Vergleichsſchluß hinterhältig 
vorgegangen wäre und ſich die 88 116, 826 BGB. entgegen“ 
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halten laſſen müßte, bietet der feſtgeſtellte Sachverhalt keinen 
Anhalt. Vielmehr ſpricht einſtweilen alles dafür, daß der 
Bekl. ebenſo wie der Kl. und der den Vergleich aufnehmende 
AGR. L. damals von ähnlich rechtsirrigen Auffaſſungen aus⸗ 
gegangen iſt, wie fie ſich jetzt das OLG. zu eigen gemacht hat. 
Dann aber beſtehen für eine dem Rechtsgefühl und dem Ge⸗ 
ſetz entſprechende Löſung des Rechtsſtreits wohl nur zwei 
Möglichkeiten: Entweder gelangt man, geſtützt auf die 88 133, 
157, 242 BGB., in freier — vielleicht ſogar ergänzender — 
Auslegung des Vergleichs v. 12. April 1933 zu dem Ergeb⸗ 
nis, daß die Parteien mit ihrem Bekenntnis zu der Vor⸗ 
merkung v. 24. Febr. 1933 auch den bis dahin fehlenden vor⸗ 
gemerkten Anſpruch vergleichsweiſe geſchaffen haben; dann 
wäre die Klage begründet. Oder aber man glaubt daran feſt⸗ 
halten zu müſſen, daß ein anſpruchsbegründender Vorgang 
in den Vergleichsvereinbarungen auch durch Auslegung nicht 
zu finden ſei; dann wäre das Ergebnis dies: Der Vergleich 
würde — ſei es nach 8 779 BGB. (vgl. RGRKomm., 8. Aufl., 
2, 500 Anm. 6a zu § 779), ſei es nach 88 306, 139 BGB. — 
nichtig ſein; der Klageanſpruch wäre zwar unbegründet und 
der Bekl. könnte wohl die Löſchung der Vormerkung ver⸗ 
langen; er dürfte aber andererſeits auch für ſich nicht die 
Vorteile behalten, die ihm durch das vergleichsweiſe Nach⸗ 
geben des Kl. zugefloſſen ſind. Welche von dieſen beiden 
Löſungsmöglichkeiten dem Willen und den wirtſchaftlichen 
Belangen der Vergleichsparteien näher kommt und deshalb 
bei der richterlichen Entſch. den Vorzug verdient, wird das 
BG., nunmehr von einer richtigen Rechtsbetrachtung aus⸗ 
gehend, in ſorgfältiger Abwägung aller Tatumſtände des 
Falles aufklären und feſtſtellen müſſen. 
(RG., V. ZivSen., U. v. 19. März 1937, V 217/36.) 
[v. B.] 

18. KG. — 8892 BGB.; $ 938 Abſ. 2 ZPO. Eine durch 
EinſtwVfg. angeordnete „Sequeſtration“ eines Grundſtücks kann 
in das Grundbuch nur eingetragen werden, wenn und ſoweit 
in ihr eine Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers oder eines 
Miteigentümers enthalten iſt. 


Als Eigentümer der vorbezeichneten Grundſtücke ſind im 
Grundbuche die vier Geſchwiſter von F. zu je / und die Ehe⸗ 
frau Erika B. zu ½ eingetragen. Aus Anlaß eines Streites dar⸗ 
über, ob eine dem Ehemann B. von den Eigentümern erteilte 
Verwaltungs und Verfügungsvollmacht ſeitens der Geſchwiſter 
von F. wirkſam widerrufen worden ſei, ordnete das LG. B. 
mittels einer EinſtwVfg. v. 18. Dez. 1936 „die Sequeſtration 
des Gutes und der Siedlung Fr. mit der Maßgabe an, daß der 
Sequeſter neben der Bewirtſchaftung des Gutes auch zur Durch⸗ 
führung der Siedlungstätigkeit (einſchließlich des Abſchluſſes von 
Siedlungsverträgen und der Auflaſſung von Grundſtücken) ſo⸗ 
wie der Entſchädigungsverhandlungen mit der Reichsautobahn 
befugt“ ſei. In Ausführung dieſes Beſchluſſes beſtellte das AG. 
mit Beſchl. v. 21. Dez. 1936 den Kaufmann von Sch. zum 
Sequeſter. Auf deſſen Antrag vermerkte das GBA. in Abt. II 
des Grundbuches, daß die Grundſtücke mit den oben genannten 
Maßgaben der Sequeſtration unterlägen und daß von Sch. zum 
Sequeſter beſtellt worden ſei. Auf eine Beſchw. der Miteigen⸗ 
tümerin Frau B. ordnete das LG. die Löſchung der Eintragung 
an. Die weitere Beſchw. des Sequeſters hatte keinen Erfolg. 

Nach § 938 ZPO. kann eine EinſtwVfg. in einer Seque⸗ 
ſtration beſtehen, das heißt in der Anordnung der Verwahrung 
und Verwaltung eines ſtreitigen Gegenſtandes, insbeſ. eines 
Grundſtückes, durch einen Treuhänder. Ob dieſem ſog. Sequeſter 
auch beſondere Verfügungsbefugniſſe verliehen werden können, 
bedarf hier keiner Entſch. Denn das Grundbuch hat weder dar⸗ 
über, wer ein Grundſtück an Stelle des Eigentümers in Beſitz 
und Verwaltung genommen hat, noch darüber, wer an ſeiner 
Stelle zur Verfügung darüber durch Rechtsgeſchäft oder durch 
EinſtwVfg. ermächtigt worden iſt, irgendwelche Auskunft zu 
geben. Soweit jemand eine ſolche Befugnis hat, muß er ſich in 
anderer Weiſe darüber ausweiſen, z. B. durch eine Vollmachts⸗ 
urkunde, durch eine gerichtliche Beſtallung oder durch ein ge⸗ 
richtliches Zeugnis. Die hier angeordnete Sequeſtration hätte 
daher, und zwar lediglich als ſolche, ohne den Namen des Se- 
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queſters und ohne eine Bezeichnung ſeiner Befugniſſe, in das 
Grundbuch nur dann eingetragen werden dürfen, wenn und 
ſoweit ſie eine Verfügungsbeſchränkung für einen eingetragenen 
Berechtigten, insbeſ. die Anordnung einer Zwangsverwaltung, 
enthielt. Eine ſolche Bedeutung kommt ihr jedoch nicht zu. 

Eine Beſchränkung der Grundſtückseigentümer in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit konnte mit der EinſtwVfg. überhaupt nicht angeordnet 
werden, weil zu ihnen auch die Antragſteller gehörten. Die 
Antragſteller ſind diejenigen, welche allein durch das Verfü⸗ 
gungsverbot geſchützt werden könnten. Entgegenſtehende Ver⸗ 
fügungen wären daher gem. 88 135, 136 BGB. nur ihnen gegen⸗ 
über unwirkſam. Bei einer ſolchen Rechtslage iſt es begrifflich 
unmöglich, daß das Verfügungsverbot auch gegen ſie ſelbſt wirkt; 
denn das könnte lediglich die widerſinnige Rechtsfolge haben, 
daß Verfügungen, die ſie entgegen dem Verbot vornehmen 
würden, ihnen ſelbſt gegenüber unwirkſam wären. Ein Ver⸗ 
fügungsverbot konnte infolgedeſſen bei Erlaß der EinftmBfg. 
nur für bie als Antragsgegner in Anſpruch genommenen Ehe⸗ 
leute B. in Frage kommen. Der Miteigentümerin B. gegen⸗ 
über wäre das Verbot jedoch teils offenbar zwecklos und teils 
offenbar unangebracht geweſen; es kann deshalb nicht als im 
Sinne des Prozeßgerichtes liegend angenommen werden. Der 
Frau B. hätte einmal verboten werden können, als Miteigen⸗ 
tumerin gemeinſam mit den Antragſtellern zu verfügen. Das 
war zwecklos, weil den Antragſtellern aus dieſer Befugnis der 
Frau B. keine Gefahr drohte. Sie brauchten, wenn ſie gemein⸗ 
ſchaftliche Verfügungen verhindern wollten, nur ihre eigene Mit⸗ 
wirkung dabei abzulehnen. Der Frau B. hätte ferner verboten 
werden können, über ihren Miteigentumsanteil zu verfügen. 
Eine ſolche Verfügung zu verhindern, hatten die Antragſteller 
aber, ganz abgeſehen davon, daß mit ihr den Umſtänden nach 
nicht zu rechnen war, kein Intereſſe und auch kein Recht. Ein 
entſprechendes Verbot wäre alſo unangebracht geweſen, würde 
ſich übrigens aus der Anordnung der Sequeftration der gan⸗ 
zen Grundſtücke auch nicht ohne weiteres entnehmen laſſen. 
Gegen den Ehemann B. aber konnte ein Verfügungsverbot i. S. 
der §8 135, 136 BGB. deshalb nicht erlaſſen werden, weil er 
nicht zum Kreiſe derjenigen Perſonen gehörte, welche an dem 
Grundſtücke dinglich berechtigt waren. Er nimmt zwar auf 
Grund der Vollmacht der Eigentümer die Befugnis für ſich in 
Anſpruch, in ihrem Namen Verfügungen über das Grundſtück 
zu treffen. Eine Einſchränkung dieſer Vollmacht, wie ſie mit 
der EinſtwBVfg. beabſichtigt geweſen fein mag, iſt aber keine 
eintragungsfähige Verfügungsbeſchränkung; ihre Eintragung 
kommt ebenſowenig in Frage, wie die von ihr betroffene Voll⸗ 
macht ſelbſt eingetragen werden konnte. Auch ſoweit eine Voll⸗ 
macht trotz wirkſamen Widerrufs nach § 170 ff. BEL. dritten 
Perſonen gegenüber als fortbeſtehend gilt, beſteht keine Möglich⸗ 
keit, ihr Erlöſchen in das Grundbuch einzutragen und damit die 
Anwendung der 88 170 ff. BGB. auszuſchalten. Übrigens würde 
die Eintragung der Sequeſtration als einer Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung der Eigentümer oder der Miteigentümerin Frau B. ſo, 
wie ſie hier bewirkt worden iſt, der notwendigen Angabe des 
Berechtigten (KG J. 45, 255) ermangeln. 

Es trifft ferner nicht zu, daß die vorl. EinſtwVfg., was nach 
RG. 52, 140; 92, 19; KG J. 35, A 268 im Rahmen des 8 938 
SPD. grundſätzlich möglich iſt, eine Zwangsverwaltung der 
Grundſtücke angeordnet hätte. Denn auch das Weſen der 
Zwangsverwaltung beſteht in erſter Linie darin, daß ſie den 
Eigentümer oder den Miteigentümer in der Vfg. über fein 
Recht beſchränkt (SS 146 Abſ. 1, 20 Abſ. 1, 23 ZwVerſtch.). Es 
iſt aber bereits dargelegt worden, daß ein ſolche Verfügungs⸗ 
beſchränkung hier, ſoweit ſie rechtlich überhaupt möglich war, 
nicht im Sinne des Prozeßgerichts gelegen haben kann. Der 
Zweck der EinſtwVfg. war vielmehr, ohne daß es dabei auf 
eine Verfügungsbeſchränkung der Miteigentümerin Frau B. an⸗ 
kam, der, den Ehemann B. als Bevollmächtigten auszuſchalten 
und durch einen anderen Vertreter der Eigentümer mit weit⸗ 
gehenden Verfügungsbefugniſſen zu erſetzen. Daß die Ausſchal⸗ 
tung eines Bevollmächtigten keine Zwangsverwaltung darſtellt, 
liegt auf der Hand. Aber auch die Beſtellung eines Zwangs⸗ 
bevollmächtigten iſt keine Zwangsverwaltung, weil ſie den 
Eigentümer mangels eines mit ihr verbundenen Verfügungs⸗ 
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verbotes nicht von der eigenen Verwaltung und Verfügung aus⸗ 
ſchaltet. Übrigens könnte die Beſtellung des Sequeſters ſogar 
dann, wenn ſie die Folge der Anordnung einer Zwangsverwal⸗ 
tung wäre, ebenſowenig in das Grundbuch eingetragen werden, 
wie die Beſtellung eines Zwangsverwalters. Eintragbar iſt 
immer nur die Einleitung der Zwangsverwaltung im Sinne 
einer Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers oder Miteigen⸗ 
tümers. Es iſt aber bereits dargelegt worden, daß die Eintra⸗ 
gung einer Verfügungsbeſchränkung der Frau B., wie ſie auf 
Grund einer von den Miteigentümern erwirkten EinſtwVfg. 
hier allein in Frage kommen könnte, den Umſtänden nach bedeu⸗ 
tungslos wäre. 

Die Annahme der weiteren Beſchw., daß die Einſtw fg. 
„nicht nur den Intereſſen der ſtreitenden Parteien, ſondern auch 
dem allgemeinen Intereſſe an einer ordnungsmäßigen Bewirt⸗ 
ſchaftung und Aufſiedlung des Gutes diene“, iſt unrichtig. Die 
von den Antragſtellern erwirkte EinſtwVfg. konnte lediglich dem 
Zwecke dienen, ihre privaten Intereſſen gegen die ihnen aus 
dem Verhalten der Eheleute B. drohenden Gefahren in Schutz 
zu nehmen. Dazu iſt aber eine Grundbucheintragung der an⸗ 
geordneten „Sequeſtration“ nach Lage der Sache überflüſſig und 
ungeeignet. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 8. April 1937, 1 Wx 145/37.) 
H.] 


* 

19. OLG. — 88 907, 1004 BGB. Gegen die Benutzung 
einer Kraftwagengarage kann nur unter beſonderen Umſtän⸗ 
den der Eigentümer eines Nachbargrundſtücks Unterlaſſungs⸗ 
anſprüche geltend machen. f) 

Der Kl. iſt Eigentümer eines Grundſtücks in H., das mit 
einer zweigeſchoſſigen Villa bebaut iſt. An dieſes Grundſtück 
ſchließt in nordöſtlicher Richtung ein dem Bekl. gehöriges, bis⸗ 
her unbebautes Grundſtück an, das wiederum an ein gleich⸗ 
falls dem Bekl. gehöriges Grundſtück grenzt, auf dem ein 
Vierfamilienhaus errichtet iſt. 

Im Mai 1936 errichtete der Bekl. auf dem bisher un⸗ 
bebauten Grundſtück an deſſen hinterer Grenze mit bau⸗ 
polizeilicher Genehmigung eine Garage für Perſonenkraft⸗ 
wagen. Dieſe Garage beſteht aus drei Boxen, fie iſt von der 
Grundſtücksgrenze des Kl. 3,20 m, von einer hinten am Hauſe 
des Kl. befindlichen Terraſſe etwa 15 m entfernt. 

Eine Boxe benutzt der Bekl. zum Einſtellen feines eigenen 
Perſonenkraftwagens, während die anderen beiden Boxen an 
dritte in der Nähe wohnende Perſonen — einen Facharzt für 
innere Krankheiten und einen Kürſchnermeiſter — zum Ein⸗ 
ſtellen ihrer Perſonenkraftwagen vermietet ſind. 

Der Kl. behauptet, durch die Geräuſche der zu den ver⸗ 
ſchiedenen Tageszeiten ankommenden und abfahrenden Kraft⸗ 
wagen würden die Bewohner ſeines Hauſes erheblich beläſtigt, 
zum Teil auch noch nachts — u. a. auch durch die Schein⸗ 
werfer —, wenn insbeſ. der Arzt aus beruflichen Gründen 
fortfahren müßte. Außerdem würden ſie in der Benutzung des 
Balkons und der Terraſſe durch Auspuffgaſe beeinträchtigt. 
Hinzu komme weiter, daß die Ausfahrt der Garage neben 
den Speiſekammern ſeines Grundſtücks liege; infolge der 
Geruchsentwicklung könnten dort die Fenſter nicht offengehal⸗ 
ten werden. 

Alle dieſe unzuläſſigen Einwirkungen ſeien bei der Er⸗ 
richtung der Garage mit Sicherheit vorauszuſehen geweſen. 
Da es fich bei der H.⸗Straße um ein ausgeſprochenes Villen⸗ 
viertel handele, ſei er nicht verpflichtet, die durch die Be⸗ 
nutzung der Garage entſtehenden Einwirkungen auf ſein 
Grundſtück zu dulden. Statthaft ſei allenfalls die Benutzung 
einer Garage für den dem Beklagten ſelbſt gehörigen Wagen. 

Er will die ganze Garage, hilfsweiſe die beiden ſeinem 
Grundſtück zugewandten Boxen beſeitigt bzw. unbenutzt wiſſen, 
notfalls zum teilweiſen Ausgleich der Wertminderung ſeines 
Grundſtücks 1000 RM Schadenserſatz erhalten. 

Das LG. hat den Bekl. verurteilt, eine Benutzung der 
Garagen durch andere Perſonen als ihn ſelbſt oder Mieter 
ſeines Hauſes zu unterlaſſen, insbeſondere es zu unterlaſſen, 
die Garagen an andere als die bezeichneten Perſonen zu 
vermieten. 

Die Ber. des Bekl. iſt begründet. 
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8 907 BGB. gibt dem Grundeigentümer einen Beſeiti⸗ 
gungsanſpruch gegenüber nachbarlichen Anlagen, die unzu⸗ 
läſſige Einwirkungen mit Sicherheit vorausſehen laſſen. Nach 
diefer Beſtimmung genügt es, daß die Benutzung der An⸗ 
lage eine unzuläſſige Einwirkung auf das Grundſtück des Kl. 
zur Folge hat. Die Benutzung einer Garage beſteht in dem 
Einſtellen von Kraftwagen; dieſes Einſtellen kann unzu⸗ 
läſſige Einwirkungen auf das Grundſtück des Kl., wie Ge⸗ 
räuſche, Gerüche, Lichtreflexe, hervorrufen. Ob ſie wirklich in 
einem weſentlich ſtörenden Maße auftreten, kann jedoch nur 
die Erfahrung bei der Inbetriebnahme der Garage lehren. 
Es kann keine Rede davon ſein, daß unzuläſſige Einwirkungen 
mit ihrer Benutzung notwendig verbunden ſeien und danach 
mit Sicherheit hätten vorausgeſehen werden können. 

Der auf 8 907 BGB. geſtützte Beſeitigungsanſpruch iſt 
daher unbegründet. 

Auch der vom Kl. aus § 1004 BGB. geltend gemachte 
Auſpruch auf Unterlaſſung der Benutzung der Garage iſt 
nicht begründet. Die von der Garagenbenutzung ausgehenden 
Einwirkungen beeinträchtigen die Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks des Kl. nur unweſentlich. Der Facharzt, der die dem 
Grundſtück des Kl. am nächſten gelegene Garage gemietet hat, 
benutzt ſeinen Wagen beruflich nur wenig. Er braucht den 
Wagen, wie er bekundet hat, manchmal tagelang nicht für 
berufliche Zwecke. Daß er ihn nachts einmal zu einem Kran⸗ 
kenbeſuch benutzen muß, kommt überhaupt kaum je vor. Für 
Ausflüge und ſonſtige Fahrten benutzt er ihn im weſentlichen 
am Sonnabendnachmittag und Sonntag. Daß die Benutzer 
der beiden anderen Garagen ihre Wagen häufiger gebrauchen, 
geht weder aus den Behauptungen des Klägers hervor, noch 
läßt es ſich aus den Bekundungen der Zeugen entnehmen. Ein 
längeres Halten der Wagen und Laufen der Motoren findet 
nur auf dem Platz vor dem Garagenbau ſtatt. Die dadurch 
verurſachten Störungen ſind vom Kl. aber ſtark übertrieben. 
Wie der Ortstermin ergeben hat, iſt auf der Terraſſe am 
Hauſe des Kl., die nicht, wie der Kl. behauptet, 8, ſondern 
ſchätzungsweiſe 15 m von der nächſten Ecke des Garagenbaus 
entfernt iſt, das Geräuſch des laufenden Motors zwar zu 
hören. Es wirkt aber auf einen nicht überempfindlichen Men⸗ 
ſchen nicht beſonders ſtörend und iſt weit weniger unange⸗ 
nehm als der herüberdringende Lärm der Laſtkraftwagen 
auf der Hauptverkehrsſtraße, die parallel zur H.⸗Straße in 
einer Entfernung von ſchätzungsweiſe 100 m vom Hauſe des 
Kl. verläuft. Mit dieſer Feſtſtellung ſtehen auch die Zeugen⸗ 
ausſagen im Einklang. Unangenehm empfunden haben ſie 
das Vorhandenſein der Garage nur im Sommer auf der 
Terraſſe. Aber auch hier haben ſie ſich weniger durch das 
Motorengeräuſch beläſtigt gefühlt als durch den Umſtand, daß 
aus Anlaß der Errichtung der Garage häufiger als früher 
Menſchen auf das Nachbargrundſtück kommen, die von dem 
Platz vor der Garage auf die Terraſſe ſehen können und da⸗ 
durch das Wohlbehagen der Zeugen beeinträchtigen. Darin 
liegt aber keine unzuläſſige Einwirkung, die der Nachbar ver⸗ 
bieten könnte. Über Gerüche auf der Terraſſe haben die Ehe⸗ 
leute X. nicht geklagt. Im Haufe hat lediglich die Ehefrau X. 
wohl mal in der Küche und der Speiſekammer bei geöffneten 
Fenſtern Benzingeruch wahrgenommen. Das kam aber fo 
ſelten vor, daß Frau H. keinen Anlaß fand, ſich darüber bei 
dem Hauswirt zu beklagen, ſondern nur geſprächsweiſe ein⸗ 
mal ohne beſondere Abſichten der Ehefrau des Kl. davon Mit⸗ 
teilung gemacht hat. Die angeblichen Beläſtigungen durch die 
Scheinwerfer der Kraftwagen, die abends und nachts beim 
Einbiegen der Wagen von der Straße auf das Grundſtück in 
die Fenſter des Eckzimmers im erſten Stock ſtrahlen ſollen, 
ſind derartig geringfügig, daß ſie nicht ins Gewicht fallen. 
Es kann ſich nur um ein ſekundenlanges Aufblitzen handeln, 
das bei dem geringen Kraftwagenverkehr nicht allzuoft vor⸗ 
kommt, und wenn es wirklich als ſtörend empfunden werden 
ſollte, leicht durch einen dunklen Vorhang abgewehrt werden 
kann. Nach alledem beeinträchtigen die Einwirkungen, die von 
den die Garage benutzenden Kraftwagen ausgehen, die Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks des Kl. nur unweſentlich. Der Kl. 
muß ſich dieſe Einwirkungen daher nach 3 906 BGB. ge 
fallen laſſen. 
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Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob der Kl. ſie 
nicht auch deshalb dulden muß, weil ſie auf einer i. S. des 
8 906 BGB. ortsüblichen Benutzung des Grundſtücks be⸗ 
ruhen. Auch das wäre nach dem Gutachten des Sachver⸗ 
ſtändigen C. zu bejahen. Dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß die 
H.-Straße nach der in dieſem Punkte bisher nicht abgeänder⸗ 
ten Bauordnung der Stadt H. zum Baugebiet WII g gehört, 
für das geſchloſſene Reihenhausbebauung vorgeſchrieben iſt. 
Dem entſpricht auch der bauliche Charakter dieſer Gegend, 
der von dem Reihenhausbau in der B.⸗Straße ſein Gepräge 
erhält. Auch für das Garagengrundſtück iſt die Reihenhaus⸗ 
bebauung vorgeſehen, wie die Brandmauer auf dem an⸗ 
grenzenden Hausgrundſtück des Bekl. zeigt, mit dem der 
Reihenhausbau einſtweilen ſein Ende erreicht. Das Haus des 
Kl. und das Nachbarhaus — einzeln ſtehende Mehrfamilien⸗ 
häuſer im Villenſtil — ſtammen offenbar aus einer früheren 
Zeit, in welcher eine andere Bebauung für die H.⸗Straße 
vorgeſehen geweſen ſein mag, und wirken als Ausnahme⸗ 
erſcheinungen, die für die dortige Wohngegend nicht mehr 
charakteriſtiſch ſind. Bei dem Reihenhausbau der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Art handelt es ſich um Häuſer mit durch⸗ 
ſchnittlich vier Wohnungen für nicht ganz unbemittelte Be⸗ 
wohner, von denen heutzutage im allgemeinen angenommen 
werden kann, daß ſie in der Lage ſind, ſich einen Kraftwagen 
zu halten. Daraus ergibt ſich ein Bedürfnis nach derartigen 
Garagenbauten. Wenn der Sachverſtändige mit Rückſicht 
hierauf den Garagenbau des Beklagten als bei Grundſtücken 
der hier in Rede ſtehenden Art gewöhnlich bezeichnet, ſo 
brauchte er ſein Gutachten nicht gerade auf die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe abzuſtellen, wo es zur Zeit allerdings noch an 
ſolchen Garagen zu fehlen ſcheint. Es ſind vielmehr auch die 
Verhältniſſe in entſprechenden Wohnlagen gleichartiger Städte 
zu berückſichtigen, weil dort die Vorausſetzungen und Bedürf⸗ 
niſſe, die den Garagenbau beſtimmen, die gleichen ſind und 
nach der Gleichartigkeit der Verhältniſſe ſich die allgemeine 
Anſchauung der Bevölkerung von der Ortsüblichkeit einer 
Anlage bildet. 

Der Anſpruch des Kl. aus § 823 Abſ. 2 BGB. ift aber 
auch deshalb unbegründet, weil die für H. zur Zeit geltende 
Baupolizei VO. kein Schutzgeſetz i. S. dieſer Vorſchrift iſt. Sie 
gibt dem einzelnen nicht ein Recht darauf, daß der Nachbar 
bei Bauten einen beſtimmten Abſtand von der Grenze einhält, 
ſondern regelt die Bebauung der Grundſtücke ausſchließlich 
im öffentlichen Intereſſe. Eine Nichtbeobachtung ihrer Beſtim⸗ 
mungen kann daher der Behörde, wenn ſie keine Befreiung 
von der Vorſchrift bewilligt hat, Anlaß zum Einſchreiten 
geben, ſie kann aber nicht die Rechtsgrundlage für einen 
privatrechtlichen Anſpruch des Nachbarn bilden. 

Die Vermietung der beiden Boxen an Kraftwagen⸗ 
beſitzer der Nachbarſchaft iſt auch kein Gewerbebetrieb des 
Bekl. Alle an das Fehlen der gewerbepolizeilichen Genehmi⸗ 
gung geknüpften Schlußfolgerungen des Kl. ſind daher 
verfehlt. 

(OLG. Celle, Urt. v. 16. April 1937, 4 U 167/36.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Die aus dem Eigentum ſich ergebenden Pflichten und 
Befugniſſe werden von der grundſätzlichen Wandlung unſeres 
Rechtsdenkens erheblich betroffen (vgl. dazu Wieacker, 
„Eigentum und Enteignung“ 1935; Huber, „Verfaſſung“ 
1937 S. 221ff. mit weiterem Schrifttum, aus der Geſetz⸗ 
gebung iſt die Einſchränkung der Nachbarrechte, Erbhofeigen⸗ 
tum, Luftſchutzpflicht als beſonders bedeutſam zu erwähnen). 
Aber dabei bedarf es ſorgfältiger Ermittlung des ganzen. 
Sachverhältniſſes und ebenſo ſorgfältiger Abwägung der be⸗ 
rechtigten Intereſſen der Beteiligten. Mit dem bequemen 
Satz, daß das Intereſſe der Allgemeinheit erfordere, daß 
jeder Grundſtückseigentümer den Lärm und ſonſtige Einwir⸗ 
kungen von Garagen dulde, wäre dieſem Erfordernis nicht 
genügt. Die Gefahr der Verwendung ſolcher allgemeiner 
Sätze für die Gemeinſchaft und die Leiſtung und Einordnung 
des einzelnen in ſie hat für das Gebiet der Verwaltung 
Huber: Akad. 1937, 323 ff. eindringlich aufgezeigt. Manche 
Entſch. von Gerichten und Verwaltungsbehörden werden. 


dieſen Hinweis verſtändlich erſcheinen laſſen (vgl. auch das 
Urt. PrOVG. 98, 77). 

Der eine will Garagen für ſeine Mieter oder zur Ver⸗ 
mietung für in der Nachbarſchaft wohnende Leute haben, 
der andere geſund, ruhig und unbeläſtigt leben; beide Inter⸗ 
eſſen müſſen in billigen Einklang gebracht werden. 

1. Schon früh hat das RG. Übertreibungen, die ſich aus 
einer allzuſehr auf die Intereſſen des einzelnen abgeſtellten 
Auslegung des Eigentums ergaben, entgegengewirkt und hat 
gegenüber einem Grundſtückseigentümer, der eine Petroleum⸗ 
raffinerie neben ſeinem Grundſtück verboten wiſſen oder doch 
für die Unverkäuflichkeit ſeines Grundſtücks wegen Exploſions⸗ 
19 00 5 Entſchädigung erhalten wollte (RG. 50, 227), aus⸗ 
geführt: 

„Wirkt eine in den allgemeinen Geſetzen erlaubte und 
von der örtlich zuſtändigen Verwaltungsbehörde genehmigte 
Benutzungsart nicht über die Grenzen des Grundſtücks hin⸗ 
aus, ſo fehlt es an den Grundlagen einer Entſchädigungs⸗ 
pflicht, wenn auch die Benutzungsart (z. B. wegen dieſer Ge⸗ 
fährlichkeit) auf den Wert der Grundſtücke nachteilig einwirkt.“ 

Auch der Begriff der entſchädigungspflichtigen „idea⸗ 
len“ — Immiſſion nicht ſinnlich wahrnehmbarer Einwir⸗ 
kungen iſt in dieſer Entſch. bereits abgelehnt. Ebenſo hat 
RG. 63, 374 ff. den Entſchädigungsanſpruch wegen des Aus⸗ 
ſtrömens von Gas aus einer dem Grundſtück des Geſchädig⸗ 
ten benachbarten Gasleitung abgelehnt (ob zu Recht, kann 
dahingeſtellt bleiben) und dabei ausgeſprochen, daß die An⸗ 
lage einer Gasleitung nicht zu den Anlagen gehört, von 
denen mit Sicherheit ſchädliche körperliche Einwirkungen 
auf das Grundſtück erwartet werden müßten, und daß die 
etwaige Gefährlichkeit der Anlage dem Nachbarn keinen An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung ihrer Ausführung gebe. 

2. Eine andere Frage, aber auch mit der Begrenzung der 
Rechte des Eigentümers zuſammenhängend, iſt die, wann der 
Eigentümer für eine ſchädliche Einwirkung auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück Erſatz leiſten muß. Dazu iſt RG. 139, 34 f. (26. Nov. 
1932) = JW. 1933, 119315 ausgeſprochen, daß bei genehmi⸗ 
gungspflichtigen Betrieben (8 26 GewO.) für entſtehende 
Schäden nicht nur für die Zeit nach Klagerhebung, ſondern 
auch für die davorliegende Zeit Erſatz geleiſtet werden müſſe 
(a. A. die dort angegebenen früheren Entſch.). Das RG. 
hatte aber in dieſer Entſch. weiter ausgeſprochen, daß bei 
induſtriellen Gegenden die Einwirkung von Dämpfen und 
Rauch ortsüblich ſei und Erſatz des entſtehenden Schadens 
daher nicht gefordert werden könne. Mit Recht iſt bei der 
neueſten Entſch. auf dieſem Gebiet V 218/36 v. 10. März 
1937: JW. 1937, 12378 D. 1937, 625 ausgeführt, daß 
nicht demjenigen eine beſſere Rechtsſtellung eingeräumt wer⸗ 
den kann, der „früher da war“, wenn man nicht jede Entwick⸗ 
lung verhindern wolle (fo ſchon RG. 70, 152 — ZW. 1909, 
111 und JW. 1935, 1775). Aber es heißt dann — und hier 
findet man eine neue für die Abwägung von Rechten und 
Pflichten aus dem Eigentum weſentliche Erwägung — 

„Dem Gedanken der Volksgemeinſchaft würde es wider⸗ 
ſprechen, wenn der Induſtrie geſtattet ſein ſollte, durch zwar 
planvoll angelegte und in natürlicher Entwicklung entſtan⸗ 
dene, aber doch beſonders ſtark gehäufte Werksanlagen ohne 
Entſchädigungspflicht mit ihr zuſammenliegende landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe, die nicht fehl am Ort ſind, ſondern an jener 
Stelle ihre natürlichen Lebensbedingungen finden, in einer 
Weiſe zu beeinträchtigen, daß die Landwirtſchaft dadurch 
ſchließlich zum Erliegen kommen muß. Zutreffend wird von 
einem nachbarlichen Gemeinſchafts verhältnis ge- 
ſprochen, in dem die Nachbarn aufeinander Rückſicht zu neh⸗ 
men haben (RG. 11, 343; 132, 56; Gruch. 55, 107; 
Planck⸗Streckers S. 346; Heck, „Sachenrecht“ § 50; 
Klauſing: JW. 1937, 68; Schiffer: Akad. Z. 1936, 1076). 
Es kommt darauf an, im Einzelfalle den gerechten Ausgleich 
der widerſtreitenden Belange, das für dieſes Lebensverhält⸗ 
nis richtige Recht zu finden“ 

Das iſt eine Sprache, die nicht nur verſtändlich iſt und 
den Betroffenen zeigt, worauf es bei der Prüfung der Ab- 
wägung ihrer Intereſſen ankommt, ſondern die auch in einem 
bemerkenswerten Gegenſatz zu der negativen Beſtimmung des 
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Eigentums im Geſetze ſelbſt ſteht, zu der Ausſchließungs⸗ 
befugnis, die zeitweilig als das weſentlichſte Merkmal des 
Eigentums angeſehen wurde. 

3. Unter Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte ergibt ſich 
die Richtigkeit der Entſch.: Zutreffend iſt, daß der Anſpruch 
aus § 907 BGB. die ſichere Erwartung verlangt, daß Ein- 
wirkungen in ſtörendem Maße ſtattfinden (vgl. auch Stau⸗ 
dinger⸗Kober no 8 907 Anm. 10). 

Ebenſo iſt die tatſächliche Beeinträchtigung des Kl. 
zutreffend verneint. Daß Motorengeräuſch heute vernommen 
wird, hängt mit der techniſchen Entwicklung zuſammen und 
kann nicht beanſtandet werden. Auch die Tatſache, daß Ben⸗ 
zingerüche ſchon einmal herüberdringen, iſt mit dieſer Ent⸗ 
wicklung unvermeidbar verbunden. Es würde ein un⸗ 
mögliches Ergebnis ſein, daß der Grundſtückseigentümer die 
gelegentliche Einwirkung von derartigen Geräuſchen und 
Gerüchen, die er von der Straße her nicht verhindern 
kann, ſeinem Nachbarn gegenüber ſollte ſchlechtweg verbieten 
dürfen, auch wenn ſie derart unerheblich ſind, daß jeder 
Mieter ſich damit abfindet. Mit Recht iſt daher am Schluſſe 
des Urt. ausgeführt, daß bei der Abwägung auch dem Be⸗ 
dürfnis nach Garagen Rechnung getragen werden muß, und 
ausgeführt, daß durch unweſentliche Störungen der Kl. 
nicht in der Benutzung ſeines Grundſtücks geſchädigt werde. 

4. Ob der Schluß des Urt. richtig iſt, daß die geltende 
BaupPol VO. kein Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 
iſt, kann immerhin zweifelhaft ſein (ogl. Staudinger 
Kober ie, Anm. 17 zu § 907 BGB. und die dort angeführte 
Rſpr. und das in ſich uneinige Schrifttum zu dieſer Frage). 

RA. Carl, Düffeldorf. 


* 

20. RG. — 8 1274 BGB.; 8 15 GmbHG. Der obligatoriſche 
Verpfändungsvertrag über den Geſchäftsanteil einer GmbH. iſt 
formlos gültig. 

Der Bekl. hatte die auch von der Rev. wiederholte Auf⸗ 
faſſung vertreten, der Vertrag ſei deshalb rechtsunwirkſam, weil 
für die in ihm auch übernommene Verpflichtung, Anteile an 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung zu verpfänden, die in 
§ 15 Abſ. 4 Satz 1 GmbHG. vorgeſchriebene Form der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung geboten geweſen ſei, da die 
Verpfändung von Anteilen einer GmbH. nach den für die Über⸗ 
tragung des Rechts geltenden Vorſchriften erfolge, wie ſich aus 
81274 BGB. ergebe. Die wegen mangelnder Form beſtehende 
Nichtigkeit dieſes Teils des Vertrages macht dann aber nach der 
von der Rev. vertretenen Auffaſſung den ganzen Vertrag gem. 
8139 BGB. nichtig. Das BG. hat ſich dieſem Standpunkt nicht 
angeſchloſſen, ſondern angenommen, daß ſich die in 8 15 Abſ. 4 
Satz 1 GmbHG. vorgeſehene Form nur auf die Übernahme einer 
Verpflichtung zur Abtretung beziehe. 

Der Standpunkt des BG. iſt zutreffend. Richtig iſt, daß die 
Verpfändung eines Geſchäftsanteils, alſo das Verfügungs⸗ 
geſchäft, durch das die Beſtellung eines Pfandrechts an ihm er⸗ 
folgt, nach § 1274 Abſ. 1 BGB. der für die Abtretung eines Ge⸗ 
ſchäftsanteils in § 15 Abſ. 3 GmbHG. vorgeſchriebenen gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form bedarf (RG. 58, 223). Aber dieſe 
Formvorſchrift, durch die verhindert werden ſoll, daß ſolche Ge⸗ 
ſchäftsanteile zum Gegenſtand des allgemeinen Handelsverkehrs 
gemacht werden, iſt, wie in der genannten Entſch. des RG. ein⸗ 
gehend ausgeführt wird, nicht anzuwenden auf einen Vertrag, 
durch den die Verpflichtung eines Geſellſchafters zur Verpfän⸗ 
dung eines Geſchäftsanteils begründet werden ſoll. 

An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. 

(RG., II. ZivSen., Urt. v. 16. März 1937, II 248/36.) [K.] 


* 


21. KG. — 88 1440 Abſ. 2, 1432 BGB.; SS 20, 33 GBO. 
Die Überführung eines zum Geſamigut der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft gehörenden Grundſtücks in das Alleineigentum 
eines Ehegatten ſetzt neben der Übereignung nach allgemeinen 
Vorſchriften voraus, daß das Grundſtück durch Ehevertrag zum 
Vorbehaltsgut des Erwerbers erklärt wird. Erforderniſſe eines 
ſolchen Ehevertrages. 

Die beſchwerdeführenden Eheleute, die im Grundbuche als 
Miteigentümer kraft allgemeiner Gütergemeinſchaft eingetragen 
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ſind, haben bei gleichzeitiger perſönlicher Anweſenheit eine als 
Überlaſſungsvertrag bezeichnete notarielle Verhandlung verlaut⸗ 
bart, in der zunächſt der Ehemann ſeine gütergemeinſchaftliche 
Hälfte an dem Grundſtück der Ehefrau zum Alleineigentum über⸗ 
läßt gegen Übernahme von hypothekariſch eingetragenen Mut⸗ 
tererbteilen und beide Eheleute alsdann die Auflaſſung dahin 
erklären, ſie ſeien darüber einig, daß das Eigentum an dem 
Grundſtück, insbeſ. das Eigentum an der dem Ehemann zur 
ſtehenden gütergemeinſchaftlichen Hälfte, auf die Ehefrau zum 
Alleineigentum übergehen ſolle, und die Eintragung der Ehe⸗ 
frau als Alleineigentümerin im Grundbuche bewilligen und be⸗ 
antragen. Schließlich tritt in der Verhandlung der Ehemann 
noch ſein geſamtes weiteres Vermögen, insbeſ. die ausſtehen⸗ 
den Forderungen, an die Ehefrau ab. 

Dem Antrage der Ehefrau auf Eintragung ihres Allein⸗ 
eigentums im Grundbuche haben die Vorinſtanzen mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſtehende allgemeine Gütergemeinſchaft nicht ent⸗ 
ſprochen. Die weitere Beſchw. führte zur Aufhebung und Zu⸗ 
rückverweiſung. 

Nicht zu billigen iſt allerdings die Anſicht der Beſchw., 
daß der Grundbuchrichter bereits auf Grund der von den Ehe⸗ 
leuten in grundbuchmäßiger Form erklärten Auflaſſung (5 20 
GBO.) ohne weiteres verpflichtet ſei, die beantragte Eigentums⸗ 
änderung im Grundbuche einzutragen. Der Grundbuchrichter hat 
zwar die ſachliche Richtigkeit der beantragten Eintragung nicht 
nachzuprüfen. Er darf aber nicht dazu mitwirken, daß das Grund⸗ 
buch unrichtig wird. Sobald ihm erkennbar iſt, daß die Eintra⸗ 
gung wegen Fehlens eines ſachlich⸗rechtlichen Erforderniſſes das 
Grundbuch unrichtig machen würde, hat er grundſätzlich den Ein⸗ 
tragungsantrag zurückzuweiſen (Henke-Mönch, Vorbemer⸗ 
kung 7B vor 813 GBO.). Ob und inwieweit dieſer Grund⸗ 
ſatz eine Einſchränkung erleidet, wenn dem Grundbuchrichter das 
Beſtehen eines ehelichen Güterſtandes bekannt iſt, mit dem die 
beantragte Eintragung ſachlich⸗rechtlich nicht im Einklange 
ſtehen würde (vgl. hierzu RG. 84, 71; KGJ. 53, 129; Güthe⸗ 
Triebel Bem. 50, vorl. Abſ. zu §S 19 GBO .), kann unerörtert 
bleiben, weil hier durch den Inhalt der vorgelegten notariellen 
Urkunde die wirkſame Überführung des Grundſtücks in das 
Alleineigentum der Ehefrau als Vorbehaltsgut dargetan wird. 


Das Grundſtück gehört zum Geſamtgut der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft der Beſchw§. In das Alleineigentum der Ehefrau 
kann es nur übergehen, wenn es deren Vorbehaltsgut wird, da 
ſonſt alles, was einer der Ehegatten erwirbt — abgeſehen von 
dem Sondergut des § 1439 BGB. — wiederum in das Geſamt⸗ 
gut fallt (SS 1438, 1440 BGB.) Die Eigenſchaft als Vorbehalts⸗ 
gut der Ehefrau erlangt das Grundſtück hier, wo es ſich um eine 
Zuwendung des Ehemannes handelt, nur dadurch, daß es durch 
Ehevertrag der BeſchwF. dazu erklärt wird (§ 1440 Abf. 2 
BGB.). Außer dem Ehevertrag bedarf es zur Umwandlung von 
Geſamtgut in Vorbehaltsgut eines Ehegatten ferner der Über⸗ 
eignung nach allgemeinen Vorſchriften, bei dem fraglichen 
Grundſtück alſo der Auflaſſung und Eintragung, und zwar des 
ganzen Grundſtücks, nicht etwa nur des Anteils des Eheman⸗ 
nes daran (KGJ. 35, B 23; 33, B 35). Ehevertrag und Übereig⸗ 
nung, ſoweit die letztere auf Vertrag beruht, können dabei in 
einem einheitlichen Vertrage zuſammengefaßt werden. Zu Un⸗ 
recht gehen die Vorinſtanzen davon aus, daß der Vertrag der 
BeſchwF. dieſen Erforderniſſen nicht genüge. 

Was zunächſt die Übereignung anlangt, ſo iſt die Faſſung 
des Vertrages allerdings irreführend. Wenn es darin heißt, daß 
der Ehemann ſeine gütergemeinſchaftliche Hälfte an dem Grund⸗ 
ſtück der Ehefrau zum Alleineigentum überläßt, und die güter⸗ 
gemeinſchaftliche Grundſtückshälfte auch bei der Auflaſſungs⸗ 
erklärung erwähnt wird, ſo ſcheint dem die rechtsirrige Vorſtel⸗ 
lung zugrunde zu liegen, als ob dem Ehemann auf Grund der 
Gütergemeinſchaft ein ideeller Anteil an dem Geſamtgutsgrund⸗ 
ſtücke zuſtehe, den er auf die Ehefrau übertragen könne, um ſie zur 
alleinigen Grundſtückseigentümerin zu machen. Das widerſpricht 
der geſetzlichen Regelung der SS 1438, 1442 BGB., wonach das 
Geſamtgut und alle ſeine Beſtandteile den Eheleuten gemein⸗ 
ſchaftlich als einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand gehören 
und ein Ehegatte weder über ſeinen Anteil am Geſamtgut noch 
an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen kann. 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34] 


Rechtſprechung 


2119 


Wenn ein Geſamtgutsgrundſtück auf die Ehefrau übertragen wer⸗ 
den ſoll, ſo iſt das nur im ganzen möglich, und zwar durch den 
Ehemann mit Zuſtimmung der Frau (81445 BGB.). In dieſem 
Sinne kann aber auch der Vertrag der BeſchwF. trotz der irre⸗ 
führenden Faſſung ausgelegt werden, da der Wille der Beteilig⸗ 
ten zweifelsfrei dahin gegangen iſt, die Ehefrau zur Alleineigen⸗ 
tümerin des ganzen Grundſtücks zu machen. In der für die Be⸗ 
urteilung des GBA. in erſter Linie maßgebenden Auflaſſungs⸗ 
erklärung insbeſ. heißt es, daß „das Eigentum an dem Grund⸗ 
ſtück“ auf die Ehefrau zum Alleineigentum übergehen ſolle, und 
von beiden Eheleuten wird anſchließend die Eintragung der Ehe⸗ 
frau im Grundbuch als Alleineigentümerin bewilligt und be⸗ 
antragt (vgl. auch RGZ. 125, 131 JW. 1929, 3295). 

Weiterhin iſt in der Verhandlung auch ein Ehevertrag i. S. 
der $$ 1432, 1434 BGB., zu erblicken. Die Formvorſchrift des 
81434 BGB. — Vertragsſchluß bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile vor Gericht oder Notar — iſt erfüllt. Daß der Ver⸗ 
trag ſich nicht ausdrücklich als Ehevertrag bezeichnet, iſt unſchäd⸗ 
lich. Für das Vorliegen eines Ehevertrags genügt es, daß darin 
ein dem vertraglichen Güterrecht angehörendes Verhältnis in 
einer von den güterrechtliche Vorſchriften abweichenden Weiſe 
geregelt wird (Planck, Bem. 3 zu § 1432 BGB.). Das iſt aber 
hier der Fall, weil das bisher gütergemeinſchaftliche Grundſtück 
aus dem Geſamtgut in das Alleineigentum der Ehefrau über⸗ 
führt werden ſoll, was — wie bereits erwähnt — nur dadurch 
bewirkt werden kann, daß es durch Ehevertrag für Vorbehalts⸗ 
gut erklärt wird. Nun fehlt allerdings in der fraglichen Verhand⸗ 
lung eine ausdrückliche Erklärung der Eheleute, daß das Grund⸗ 
ſtück Vorbehaltsgut der Ehefrau werden oder daß es künftig vom 
Geſamtgut ausgeſchloſſen ſein ſolle. Da aber der Inhalt der 
Urkunde klar ergibt, daß das Grundſtück bisher zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögen der Eheleute, alſo zum Geſamtgut gehörte 
und nunmehr Alleineigentum der Ehefrau werden ſoll, und da 
dies nur geſchehen kann, wenn es Vorbehaltsgut wird, ſo muß 
daraus zugleich der Wille der Beteiligten entnommen werden, 
das Grundſtück — wie auch das ſonſtige der Ehefrau über- 
tragene Vermögen — aus dem Geſamtgut herauszunehmen und 
zum Vorbehaltsgut der Ehefrau zu machen (vgl. Hamburg, 
OLG. 12, 312; Darmſtadt, HeſſRſpr. 12, 216). 

Der hiernach anzunehmende Ehevertrag iſt nicht in das 
Güterrechtsregiſter eingetragen; in der Verhandlung ſelbſt iſt 
eine ſolche Eintragung nicht vorgeſehen. Die Wirkſamkeit des 
Ehevertrages wird dadurch indeſſen nicht beeinflußt. Die darin 
enthaltene Erklärung des Grundſtücks zum Vorbehaltsgut der 
Ehefrau kann zwar nach 88 1441, 1431, 1435 BGB. in das 
Güterrechtsregiſter eingetragen werden. Die Eintragung hat in⸗ 
deſſen Bedeutung nur für die Wirkſamkeit der Anderung in dem 
güterrechtlichen Verhältnis Dritten gegenüber. Wenn ferner 
nach § 33 GBO. der Nachweis gegenüber dem GB A., daß ein 
Gegenſtand zum Vorbehaltsgut eines Ehegatten gehört, durch 
ein Zeugnis des Regiſtergerichts über die Eintragung im Güter⸗ 
rechtsregiſter geführt wird, ſo iſt das doch keineswegs die ein⸗ 
zige Möglichkeit eines derartigen Nachweiſes. § 33 will den 
Grundbuchverkehr lediglich erleichtern. Deshalb bleiben auch an⸗ 
dere Beweismittel zuläſſig. Der Beweis kann insbeſ. und am 
ſicherſten durch die Vorlegung des die güterrechtliche Regelung 
enthaltenden Ehevertrages geführt werden (vgl. KGJ. 39, 
A 181). 

Auch aus ſonſtigen Gründen iſt die Nichtigkeit des Ehever⸗ 
trages und der damit verbundenen Auflaſſung nicht herzulei⸗ 
ten. Die allgemeine Gütergemeinſchaft, in der die Beſchwß. 
leben, iſt durch den Ehevertrag nicht aufgehoben, ſie ſoll alſo 
weiter beſtehen. Es iſt aber nicht nur das Grundſtück, ſondern 
auch das ſonſtige Vermögen des Ehemannes an die Ehefrau zum 
Alleineigentum abgetreten. Ob neben den an die Ehefrau über⸗ 
tragenen Vermögenswerten überhaupt noch Geſamtgut der Ehe⸗ 
leute vorhanden iſt, iſt nicht erſichtlich. Aber ſelbſt wenn das 
ganze gegenwärtige Vermögen der Ehegatten zum Vorbehalts⸗ 
gut der Ehefrau erklärt worden wäre, das Geſamtgut ſich alſo 
auf den künftigen Erwerb der Ehegatten beſchränken würde 
(1438 Abſ. 1 S. 2 BGB.), würde das den Beſtand der all- 
gemeinen Gütergemeinſchaft, die allerdings begrifflich voraus⸗ 
ſetzt, daß irgendein Vermögen beider Ehegatten gemeinſchaftlich 
iſt, nicht beeinträchtigen, fo daß eine ſolche Regelung zuläſſig er⸗ 


ſcheinen muß (Planck Bem. 2 a; Staudinger, Bem. 2 zu 
8 1440). Schließlich beſteht nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
auch kein ausreichender Anhalt dafür, daß es ſich bei der Über⸗ 
tragung des Grundſtücks auf die Ehefrau um eine den guten 
Sitten zuwiderlaufende Vermögensverſchiebung zwiſchen den 
Eheleuten handelt, die wegen Sittenverſtoßes nach 8 138 BGB. 
auch die Auflaſſung nichtig machen würde. Die bloße Anfecht⸗ 
barkeit wegen Gläubigerbenachteiligung würde dem Grundbuch⸗ 
richter kein Recht geben, die Eintragung der anfechtbaren Rechts⸗ 
änderung abzulehnen. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. März 1937, 1 Wx 78/37) 
9. 
x 


22. Kö. — $ 1886 BGB. Die Tatſache, daß der Pfleger der 
jüdiſchen Raſſe angehört, kann auch bei reinen Vermögenspfleg⸗ 
ſchaften eine Gefährdung i. S. des $ 1886 BGB. begründen und 
damit die Entlaſſung des Pflegers rechtfertigen, wenn die vom 
Pfleger betreuten Rechte deutſchen Volksgenoſſen zuſtehen. 


Der jüdiſche RA. M. iſt Pfleger zur Wahrung der Rechte 
der unbekannten Eigentümer einer Liegenſchaft. Nachdem er 
mitgeteilt hatte, daß nach ſeiner Kenntnis die abweſenden 
Berechtigten zweifellos nichtjüdiſcher Abſtammung ſeien, hat ihn 
das Vormcher, aus dem Amte entlaſſen. Die Beſchwerde und 
weitere Beſchwerde des Pflegers ſind zurückgewieſen worden. 

Nach § 1915 BOB. regelt jich die Entlaſſung des Pflegers 
nach § 1886 BGB. Dieſe Beſtimmung ſetzt eine Gefährdung 
der betreuten Intereſſen im Falle der Fortführung des Amtes 
durch den bisherigen Pfleger voraus. Unabhängig hiervon ſtützt 
das Ach. feine Entſch. auf die Beſtimmungen des § 4 Abſ. 1 
der BO. I z. NBürgb. und die AV. d. RIM. v. 19. Dez. 
1935 (DJ. S. 1858 — JW. 1936, 87). Das LG. geht davon 
aus, daß es ariſchen Volksgenoſſen nicht zugemutet werden 
könne, daß ihre Rechte von einem jüdiſchen Pfleger wahr⸗ 
genommen werden. Bevor zu dieſer allgemeinen Begründung 
gegriffen wird, hätte zunächſt geprüft werden müſſen, ob die 
Sondervorſchrift des § 1886 BGB. die Entlaſſung ſtützt, 
Gegen die Annahme einer Gefährdung iſt darauf hingewieſen 
worden, daß der jüdiſche Pfleger viele Jahre unangefochten 
und ohne in Betracht kommende Beanſtandungen ſein Amt 
wahrgenommen hat. Das iſt aber nicht ausſchlaggebend. Aus 
dieſem Umſtande könnte man nur folgern, daß ſich der Pfleger, 
wie bisher, auch in Zukunft keine Pflichtverletzungen wird 
zuſchulden kommen laſſen, nicht aber, daß keine Gefährdung 
eintreten wird. Zur Entlaſſung des Pflegers genügt aber ob⸗ 
jektive Gefährdung der Intereſſen des Pfleglings. Eine ſolche 
Gefährdung iſt zu bejahen. Zwar ſind die Juden an ſich in der 
wirtſchaftlichen Betätigung nicht behindert. Sie gehen aber bei 
ihrer Arbeit nach der jetzt maßgebenden nationalſozialiſtiſchen 
Auffaſſung von jüdiſchen, dem völkiſchen Denken weſensfrem⸗ 
den Gedankengängen und Geſchäftsauffaſſungen aus, die der 
Geſetzgeber ſonſt überall auszuſchalten verſucht, weil ſie dem 
deutſchen Volke Schaden bringen. Dieſe Grundſätze ſind im 
Laufe der letzten Jahre ſo ſehr Allgemeingut des deutſchen 
Volkes geworden, daß nicht nur der perſönliche, ſondern auch 
der wirtſchaftliche Verkehr mit Juden tunlichſt gemieden wird. 
Gerade bei der Verwaltung eines Miethauſes iſt deshalb zu 
befürchten, daß ſich in Zukunft in vermehrtem Maße Schwierig⸗ 
keiten bei der Erledigung der Mietangelegenheiten ergeben 
werden, die ſich auf die Dauer zum Nachteil der betreuten Be⸗ 
rechtigten auswirken müſſen. Der jüdiſche Pfleger iſt auch in⸗ 
folge feiner Raſſe behindert, ſeinen Pfleglingen die Vorteile der 
nationalſozialiſtiſchen Organiſationen der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft zuteil werden zu laſſen. Seine Raſſe ſtellt eine Belaſtung 
für die Vertretung der Berechtigten dar, die die Entſtehung 
von Nachteilen befürchten läßt. Damit iſt aber eine Gefährdung 
hinreichend dargetan, da es hierfür nicht des Nachweiſes eines 
bereits eingetretenen Schadens bedarf. Unerheblich iſt es hier⸗ 
bei, daß der Erblaſſer der unbekannten Eigentümer ſeinerzeit 
den jüdiſchen Anwalt zu ſeinem Bevollmächtigten in den Haus⸗ 
angelegenheiten beſtellt hat. Selbſt wenn man mit den Aus⸗ 
führungen der weiteren Beſchwerde 5 1776 Nr. 1 BGB. hier 
entſprechend anwenden könnte, würde aus dieſer früheren Sin⸗ 
nesrichtung des Erblaſſers noch nichts für die Entſch. geſchloſ⸗ 
ſen werden können. Denn die Bedeutung der Judenfrage iſt der 
Allgemeinheit des deutſchen Volkes erſt durch die nationale 
Erhebung klar geworden. Ein den völkiſchen Belangen entgegen⸗ 
ſtehender Wille könnte auch heute nicht mehr beachtet werden, 
würde aber jedenfalls bei eintretender Gefährdung die Ent⸗ 
laſſung nicht hindern können. 


(RS, Ziv Sen. 1 a, Beſchl. v. 28. Mai 1937, 1a WX 573/37) 
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23. KG. — 82113 Abſ. 1 BGB.; § 27 GBO. Zur Löſchung 
der auf einem Nachlaßgrundſtück eingetragenen Hypothek auf 
Antrag des nicht befreiten Vorerben bedarf es, wenn weitere 
Grundſtücksbelaſtungen nicht vorhanden ſind, nicht der Zuſtim⸗ 
mung des Nacherben. 

Nach § 2113 Abſ. 1 BGB. iſt die Verfügung des — nicht 
befreiten — Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes Grund⸗ 
ſtück oder Grundſtücksrecht im Falle des Eintritts der Nacherb⸗ 
folge inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben ver⸗ 
eiteln oder beeinträchtigen würde. Wenn eine Hypothek an 
einem Nachlaßgrundſtück gelöſcht wird, ſo liegt in der dazu nach 
827 GBO. erforderlichen Zuſtimmung des Vorerben als Grund⸗ 
ſtückseigentümers zwar keine Verfügung über das Grundſtück, 
wohl aber regelmäßig eine Verfügung über ein zum Nachlaß 
gehöriges Grundſtücksrecht, nämlich über die durch Befriedigung 
des Gläubigers in der Regel entſtehende Eigentümergrundſchuld 
(88 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1177, 2111 Abſ. 1 BGB.). 

Auf die für den Fall einer Beeinträchtigung des Nach⸗ 
erbenrechts angeordnete Unwirkſamkeit einer derartigen Ver⸗ 
fügung hat der Grundbuchrichter Rückſicht zu nehmen. Wenn 
das Nacherbenrecht gem. §S51 GBO. im Grundbuche vermerkt 
iſt, ſo reicht das zwar grundſätzlich zur Sicherung des Nach⸗ 
erben gegen einen Rechtsverluſt auf Grund eines gutgläubigen 
Erwerbs eines Dritten (S 2113 Abſ. 3 BGB.) aus. Bei Lo⸗ 
ſchungen von nachlaßzugehörigen Grundſtücksrechten aber ſchützt 
der Nacherbenvermerk nicht, weil er mit dem Rechte ſelbſt eben⸗ 
falls zur Löſchung gelangt und es rechtlich nicht möglich iſt, 
ſeine Wirkung durch einen Vorbehalt oder auf ſonſtige Weiſe 
aufrechtzuerhalten (RGZ. 102, 332). Das gilt auch für den 
Fall, daß der Vorerbe als Eigentümer eines Nachlaßgrundſtücks 
nach §27 GBO. die Zuſtimmung zur Löſchung einer für einen 
Dritten eingetragenen und an dieſen ausgezahlten Hypothek gibt. 
Der als Beſchränkung des Eigentums in Abt. II des Grundbuchs 
eingetragene Nacherbenvermerk iſt zur Sicherung des Nach⸗ 
erben gegen die ihn etwa beeinträchtigende und deshalb ihm 
gegenüber unwirkſame Aufgabe der für den Nachlaß entſtehen⸗ 
den Eigentümergrundſchuld nicht geeignet (KG J. 43, 264). In 
dieſen Fällen darf daher der Grundbuchrichter den Löſchungs⸗ 
anträgen des Vorerben grundſätzlich nur ſtattgeben, wenn die 
Zuſtimmung des Nacherben beigebracht wird. 

Der genannte Grundſatz unterliegt indeſſen Einſchränkun⸗ 
gen. Die Zuſtimmung des Nacherben zur Löſchung iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn die Hypothek von dem Vorerben mit eigenen 
Mitteln, nicht mit Mitteln des Nachlaſſes bezahlt iſt. Denn dann 
fällt die zur Entjtehung kommende Eigentümergrundſchuld nicht 
in den Nachlaß (KJ. 50, 210 unter Aufgabe der früheren 
entgegengeſetzten Rſpr.; IFG. 8, 335). Deshalb können auch 
die Rechte des Nacherben, die ſich naturgemäß auf den Beſtand 
des Nachlaſſes beſchränken, hier nicht beeinträchtigt werden. Im 
vorl. Falle hat der BeſchwF. zwar behauptet, daß er den Hypo⸗ 
thekenberrag aus ſeinem Vermögen bezahlt habe. Ein Beweis 
dafür fehlt aber, da es ſich bei der zu löſchenden Hypothek offen⸗ 
ſichtlich um eine Nachlaßſchuld handelt und bei Bezahlung von 
Nachlaßſchulden eine Vermutung dafür ſpricht, daß ſie mit 
Mitteln des Nachlaſſes erfolgt (KG J. 43, 264; 50, 215). Von 
dieſem Geſichtspunkte aus kann deshalb die Entbehrlichkeit der 
von den Vorinſtanzen erforderten Zuſtimmung der Nacherbin 
nicht hergeleitet werden. 

Dem Vorerben ſteht aber auch ſonſt der Nachweis offen, 
daß die Löſchung die Rechte des Nacherben im beſonderen Falle 
nicht beeinträchtigt und deshalb ihm gegenüber wirkſam iſt. Läßt 
ſich ſchon jetzt überſehen, daß eine Unwirkſamkeit der Löſchung 
nicht in Frage kommt, weil das Nacherbenrecht dadurch nicht 
berührt wird, ſo bedarf es der Zuſtimmung des Nacherben nicht 
(Güthe⸗Triebel, „GBO.“, Vorbem. 78 Abf. 7, 8 vor 8 13). 
Die Beeinträchtigung des Nacherbenrechts in dieſem Sinne iſt 
rechtlich, nicht wirtſchaftlich zu verſtehen; es kommt alſo grund⸗ 
ſätzlich nicht auf das wirtſchaftliche Ergebnis für den Nacherben 
an, ſondern auf den Verluſt des konkreten Rechts, über das der 
Vorerbe verfügt (Staudinger, „BGB.“, Ben. III B zu 
88 2112/2115; RGRKomm., Bem. 2 zu 82113; Güthe⸗Trie⸗ 
bel a. a. O.). Bei der Beurteilung, was als rechtliche Beein⸗ 
trächtigung des Nacherben anzuſehen iſt, darf indeſſen nicht eng⸗ 


herzig verfahren werden. Eine Beeinträchtigung iſt vom Senat 
(HöchſtRRſpr. 1934 Nr. 172) verneint worden, wenn der Vor⸗ 
erbe mit der Verfügung lediglich eine vom Erblaſſer eingegan⸗ 
gene, alſo auch dem Nacherben gegenüber wirkſame Verpflich⸗ 
tung erfüllt (ebenſo RRKomm., Güthe⸗Triebel a. a. O.), 
oder wenn er eine von einem Glaubiger des Erblaſſers ge⸗ 
pfändete und dieſem zur Einziehung überwieſene Kaufgeldhypo⸗ 
thek an den Gläubiger abtritt, weil für die Pfandforderung nach 
Eintritt des Nacherbfalls auch der Nacherbe haftet. Auch bei 
einer bloß formalen Rechtsänderung, z. B. einer Umwandlung 
der Buch⸗ in eine Briefhypothek und umgekehrt oder der Rang⸗ 
verbeſſerung eines zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücksrechts 
wird eine Beeinträchtigung des Nacherbenrechts im Schrifttum 
mit Recht abgelehnt (RGR Komm, Güthe⸗Triebe! 
d. a. O.). 

In der älteren Rſpr. des Senats iſt bei der Löſchung einer 
Hypothek, mit der ein zu einer nicht befreiten Vorerbſchaft ge⸗ 
hörendes Grundſtück belaſtet iſt, eine Beeinträchtigung des Nach⸗ 
erbenrechts allgemein bejaht und deshalb die Zuſtimmung des 
Nacherben für erforderlich erachtet worden (RIA. 7, 268 = 
OLG. 14, 298), und zwar auch dann, wenn im Range nach⸗ 
ſtehende Rechte im Grundbuch nicht eingetragen waren (KG J. 
35, A 305). Wenn dabei weiter ausgeſprochen worden iſt, daß 
die Zuſtimmung des Vorerben zur Löſchung der Hypothek ($ 27 
GBO.) ſich zugleich als unentgeltliche Verfügung darſtelle, zu 
der auch der befreite Vorerbe gem. 8$ 2113 Abſ. 2, 2136 BGB. 
nicht befugt ſei, ſo iſt dieſe Anſicht allerdings ſpäter aufgegeben 
worden. In KG. 43, 269 iſt entſchieden, daß die Löſchung 
einer im Grundbuch an letzter Stelle ſtehenden Eigentümer⸗ 
grundſchuld durch den Eigentümer in der Regel ein entgelt⸗ 
liches Geſchäft fei. der befreite Vorerbe alſo dazu der Zuſtim⸗ 
mung des Nacherben nicht bedürfe, weil hier der Eigentümer 
den Rang, den er durch Aufhebung der Eigentümergrundſchuld 
aufgebe, kraft ſeines Eigentumsrechts von neuem erwerbe und 
eine andere Perſon davon keinen rechtlichen Vorteil habe. Ob 
durch die Löſchung der Eigentümergrundſchuld in einem ſolchen 
Falle das Nacherbenrecht vereitelt oder beeinträchtigt werden 
kann, wird in dem Beſchluß dahingeſtellt gelaſſen. Dagegen geht 
in bewußter Abweichung von KGJ. 35, A 305 eine Entſch. des 
OLG. Dresden v. 3. Juli 1909 (SächſAnnal. 30, 451) dahin, 
daß zur Löſchung einer Hypothek auf einem im übrigen un⸗ 
belaſteten Grundstück auf Antrag des Vorerben trotz der darin 
liegenden Verfügung über die entſtehende Eigentümergrund⸗ 
ſchuld die Zuſtimmung der Nacherben nicht erforderlich ſei, weil 
eine Beeinträchtigung des Nacherbenrechts in dieſem Falle nicht 
in Frage komme. Auf dem gleichen Standpunkt ſcheint das OG 
Hamburg (JFG. 2, 431) zu ſtehen, wenn es ausführt, der Um⸗ 
ſtand, daß bei Löſchung der Eigentümergrundſchuld die nachfol⸗ 
genden Hypotheken aufrückten und ohne Gegenleiſtung einen 
beſſeren Rang erhielten, ſei nur für die Frage einer Beeinträch⸗ 
tigung der Nacherbenrechte eutſcheidend. 

Die Anſicht des OLG. Dresden verdient vor dem ſtren⸗ 
geren Standpunkt in KG. 35, A 305 den Vorzug; fie ſteht im 
Einklang mit der auch ſonſt in der Rſpr. über die Anforde⸗ 
rungen bei grundbuchlichen Verfügungen des Vorerben erkenn⸗ 
baren Entwicklung, die grundbuchliche Formenſtrenge im Inter⸗ 
eſſe einer leichteren Abwickelung des rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
kehrs zu mildern, ſoweit die Sicherung des Nacherben dies zu⸗ 
läßt. Auch die Gründe, aus denen der Senat in KGr. 43, 263 
dazu gelangt iſt, die Entgeltlichkeit der Verfügung über die 
Eigentümergrundſchuld zu bejahen, können hier, obwohl es ſich 
um eine andere Rechtsfrage handelt, teilweiſe herangezogen wer⸗ 
den, um die Wirkſamkeit der Löſchung dem Nacherben gegen⸗ 
über darzutun. 

Wenn in KG. 35, A 305 zunächſt darauf hingewieſen wird, 
daß durch die Löſchung der Nacherbe die Möglichkeit verliere, die 
Hypothek als ſelbſtändiges Gut für ſich zu verwerten, z. B. durch 
Abtretung, ſo iſt dabei nicht berückſichtigt, daß im Hinblick auf 
die völlige Laſtenfreiheit des Grundſtücks der Vorerbe und nach 
Eintritt des Nacherbfalls der Nacherbe jederzeit in der Lage ſind, 
an Stelle der gelöſchten Hypothek eine neue don derſelben Höhe 
und mit demſelben Range eintragen zu laſſen. Damit allein, daß 
die Weiterbegebung der Hypothek mit geringeren Koſten durch⸗ 
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zuführen iſt als eine Neubeſtellung, kann eine rechtliche Beein⸗ 
trächtigung des Nacherbenrechts nicht begründet werden. 

Weiter iſt in dem erwähnten Beſchluſſe ausgeführt, die bei 
Befriedigung des Hypothekengläubigers entſtehende Eigentümer⸗ 
grundſchuld, über die der Vorerbe verfüge, ſolle namentlich auch 
das Vorrücken anderer Rechte an die Stelle der zu löſchenden 
Poſt verhindern; dieſe Aufgabe beſtehe auch dann, wenn nach— 
ſtehende Rechte zur Zeit fehlten, weil ſolche jederzeit auch ohne 
den Willen des Eigentümers eingetragen werden könnten, ins⸗ 
beſ. Rechte, die gegen den Nachlaß und demgemäß auch gegen⸗ 
über dem Nacherben begründet ſeien, z. B. eine Sicherungshypo⸗ 
thek für den Unternehmer eines auf dem Grundſtück errichteten 
Bauwerks gem. § 648 BGB. 

Auch dieſe Erwägungen zwingen nicht dazu, mit einer künf⸗ 
tigen Unwirkſamkeit der Hypothek zu rechnen. Wenn der zu 
löſchenden Hypothek andere Grundſtücksrechte im Range nadj- 
folgen, ſo iſt allerdings mit der Hypothekenlöſchung und der 
darin enthaltenen Aufgabe der entſtehenden Eigentümergrund⸗ 
ſchuld der Verluſt der Rangſtelle am Grundſtück verbunden, die 
nicht nur die Beſchaffung neuen Grundſtückskredits, ſondern 
auch bei einer Zwangsverſteigerung für die Zuteilung des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes von maßgebender Bedeutung iſt. Eine recht⸗ 
liche Beeinträchtigung der Nacherbenrechte durch die Löſchung 
kann hier nicht bezweifelt werden. 

Die Rangſtelle bleibt jedoch dem Eigentümer und bei Ein⸗ 
tritt der Nacherbfolge dem Nacherben erhalten, wenn die zu 
löſchende Hypothek die einzige Grundſtücksbelaſtung darſtellt, ſo 
daß nach ihrer Löſchung ein Recht am Grundſtück nicht mehr be⸗ 
ſteht. Hier macht es keinen weſentlichen Unterſchied aus, ob die 
entſtehende Eigentümerhypothek eingetragen bleibt oder ob das 
Recht gelöſcht wird. Denn der Rang, den der Vorerbe durch die 
Hypothekenlöſchung aufgibt, erwächſt ihm für den Nachlaß kraft 
ſeines Eigentumsrechts zugleich von neuem. 

Die Möglichkeit einer erneuten Belaſtung des Grundſtücks 
durch den Vorerben iſt hierbei außer Betracht zu laſſen, weil 
eine ſolche, um gegenüber dem Nacherben wirkſam zu ſein, deſſen 
Zuſtimmung bedarf ($ 2113 Abſ. 1 BGB.). Entſprechendes gilt 
auch von Grundſtücksbelaſtungen oder ſonſtigen Maßnahmen im 
Wege der Zwangsvollſtreckung, der Arreſtvollziehung oder durch 
den Konkursverwalter, es ſei denn, daß eine Nachlaßſchuld oder 
ein Recht an dem Grundſtück geltend gemacht wird. Nur in die⸗ 
ſen Ausnahmefällen iſt die zwangsweiſe erfolgende Belaſtung 
des Grundſtücks unbedingt wirkſam und eine Zwangsverſteige⸗ 
rung oder Zwangsverwaltung durchführbar (§ 2115 BGB.). Ein 
Recht an dem Grundſtück, das zu deſſen Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung führen könnte, iſt hier aber nicht vor— 
handen. Einem Zugriff von Nachlaßgläubigern ferner wäre auch 
die Eigentümergrundſchuld ausgeſetzt, wenn ſie beſtehen bliebe, 
und die Gläubiger würden ſich naturgemäß immer an die erſte 
Rangſtelle als denjenigen Vermögenswert halten, der ihnen die 
größte Sicherheit bietet. Nicht anders zu beurteilen iſt die in 
KGJ. 35, A 305 beſonders hervorgehobene Möglichkeit der Ein— 
tragung einer Sicherungshypothek für die Forderungen bon 
Bauhandwerkern gem. § 648 BGB., die der Nacherbe ebenfalls 
nur dann gegen ſich gelten zu laſſen braucht, wenn es ſich dabei 
um eine Nachlaßſchuld handelt. 

Nach allem iſt im vorl. Falle mit einer Beeinträchtigung 
des Rechts der Nacherbin und demgemäß mit einer Unwirkſam⸗ 
keit der beantragten Hypothekenlöſchung nicht zu rechnen; viel- 
mehr kann auf Grund des gegebenen Sachverhalts der Nachweis 
der Wirkſamkeit der Löſchung auch der Nacherbin gegenüber als 
geführt angeſehen werden, ſo daß deren von den Vorinſtanzen 
verlangte Zuſtimmung nichr erforderlich iſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. März 1937, 1 WX 61/37.) 
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24. KG. — 88 13, 16 Abſ. 2 GBO. Wird die Erledigung nur 
eines von mehreren in einer Urkunde geſtellten Eintragungsanträ⸗ 
gen beantragt, jo hat das GBA. zu prüfen, ob ein anderer Antrag- 
ſteller die gleichzeitige Erledigung der Anträge vorbehalten hat. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 3. Juni 1937, 1 WX 221/37.) [H.] 


25. RG. — 813 GBO. a. F. Eine Amtspflicht des Notars, 
eine von ihm beurkundete oder beglaubigte Erklärung mit dem 
Antrag auf Vornahme der erforderlichen Eintragung beim 
GBA. einzureichen, beſteht nur, wenn er ſie ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend übernommen hat. 

Die im § 15 GBO. a. F. ausgeſprochene Ermächtigung 
des Notars enthält nicht ohne weiteres eine Amtspflicht, von 
dieſer Ermächtigung Gebrauch zu machen. Eine Verpflichtung 
des Notars, eine von ihm beurkundete oder beglaubigte Erklä⸗ 
rung mit dem Antrag auf Vornahme der erforderlichen Ein⸗ 
tragung beim GBA. einzureichen, beſteht vielmehr nur, wenn 
er ſie ausdrücklich oder ſtillſchweigend übernommen hat. Dann 
aber handelt es ſich nur um eine Amtspflicht, nicht um eine 
vertragliche Verpflichtung. Dieſe Pflicht kann jedoch der Notar 


nicht nur gegenüber demjenigen übernehmen, deſſen Erklärung 


er beurkundet oder beglaubigt hat, ſondern auch demjenigen 
gegenüber, der Rechte aus der Erklärung erwerben und zu 
deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll. Dies ergibt ſich 
ſchon daraus, daß der Notar nach $ 15 GBO. a. F. als er⸗ 
mächtigt gilt, die Eintragung im Namen eines Antragsberech— 
tigten zu beantragen, und daß nach § 13 Abſ. 2 a. a. O. auch 
derjenige antragsberechtigt iſt, zu deſſen Gunſten die Eintra⸗ 
gung erfolgen ſoll. Das folgt weiter aus der Stellung des 
Notars als einer Perſon des öffentlichen Vertrauens, an den 
ſich nicht nur die wenden, deren rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
der Beurkundung oder der öffentlichen Beglaubigung bedürfen, 
ſondern auch die, welche auf Grund ſolcher Erklärungen Rechte 
erwerben wollen. Auch ihnen gegenüber können daher amt⸗ 
liche Pflichten des Notars beſtehen (vgl. RGZ. 153, 153 f.). 
(RG., V. ZivSen., U. v. 12. März 1937, V 229/36.) [v. B.] 
* 

26. KG. — 8 18 EBD; 88 7 ff. RKoſtO. Der Grundbuch⸗ 
richter hat mit der Verfügung, durch die er die Erledigung des 
Antrages von der Vorwegleiſtung der — vom Koſtenbeamten zif⸗ 
fernmäßig zu berechnenden — Koſten abhängig macht, die Zwi⸗ 
ſchenverfügung gemäß § 18 GO. zu verbinden, die dieſe Abhängig⸗ 
machung als Eintragungshindernis behandelt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 27. Mai 1937, 1 WX 167/37.) [H.] 
* 


27. LG. — 8 22 EBD. Iſt beim Nachlaßkonkurs der Kon⸗ 
kursverwalter als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen 
worden, ſo bedarf es zur Umſchreibung auf den Erben keiner 
Auflaſſung. ) 


Der Konkursverwalter RA. X. erwirkte gegen die ein» 
getragenen Eigentümer ein Urteil, gemäß dem dieſe zur 
Rückauflaſſung der Grundſtücke an den Konkursverwalter ver⸗ 
urteilt wurden. Nach Rechtskraft dieſes Urteiles wurde RA. 
K. „in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter des Konkurſes über 
den Nachlaß des Kaufmanns Eugen A.“ als Eigentümer in 
das Grundbuch eingetragen. 

Im ſelben Jahre wurde das Konkursverfahren aufge⸗ 
hoben. Der BeſchwF. Karl A. hat beantragt, das Grundbuch 
dahin zu berichtigen, daß die Grundſtücke auf ihn als Erben 
des Eugen A. umgeſchrieben werden. Das AG. hat durch 
Zwiſchenverfügung Rückauflaſſung durch den Konkursver⸗ 
walter an den Antragſteller verlangt. Die Beſchwerde des 
Antragſtellers hatte Erfolg. 

Der RA. X. iſt ausdrücklich in ſeiner Eigenſchaft als 
Konkursverwalter in das Grundbuch eingetragen worden Der 
Konkursverwalter hat ein im öffentlichen Intereſſe geſchaffe⸗ 
nes Amt zur Durchführung des Konkurszwecks inne. Beim 
Eigentumserwerb erwirbt er für die einer Verwaltung unter⸗ 
ſtehende Maſſe, es fehlt ihm alſo der Wille für ſich in eige⸗ 
nem Namen Rechte zu erwerben. Wenn der Verwalter mithin 
zugunſten der Konkursmaſſe in Ausübung ſeines Verwal⸗ 
tungsrechtes eine Erwerbshandlung vornimmt, jo wirkt dieſes 
Rechtsgeſchäft zugunſten des Gemeinſchuldners bzw. ſeines 
Rechtsnachfolgers, denn die Konkursmaſſe ſtellt ein dem Ge⸗ 
meinſchuldner gehörendes Sondervermögen dar. Das Eigen⸗ 
tum an den der Konkursmaſſe übereigneten Grundſtücken ſteht 
daher dem Rechtsnachfolger des verſtorbenen Eugen A. zu. 

Die Eintragung des Konkursverwalters im Grundbuch 
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konnte alſo lediglich die Bedeutung haben, auszudrücken, daß 
er während der Dauer des Konkursverfahrens verfügungs⸗ 
berechtigt war. Hierzu hätte aber die Eintragung des Erben 
des Gemeinſchuldners unter Miteintragung des Konkursver⸗ 
merks genügt. Das Grundbuch iſt daher unrichtig. Einer 
Rückauflaſſung ſeitens des Konkursverwalters bedarf es alſo 
nicht, insbeſondere, da dieſer perſönlich keine Rechte an dem 
Grundſtück geltend macht (vgl. Jäger, Komm. z. KO. 8 1 
Anm. 52). 

(LG. Bonn, 5. 3K., Beſchl. v. 9. April 1937, 5 T 146/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt richtig. Sie zeigt, welche 
Schwierigkeiten durch die unrichtige Behandlung einer Sache 
entſtehen können. Zur Konkursmaſſe gehört ein Anſpruch auf 
Verſchaffung des Eigentums an einem Grundſtück. Dieſer 
Anſpruch ſtand dem Gemeinſchuldner zu, nicht dem Konkurs⸗ 
verwalter perſönlich, dem an Stelle des Gemeinſchuldners 
nur das Verfügungsrecht an der Maſſe zuſteht. Daran ändert 
auch die übliche Faſſung des Urteils nichts, „an RA. X. als 
Verwalter im Konkurſe ...“ aufzulaſſen. Zweckmäßig wird 
der Konkursverwalter in der Auflaſfungsverhandlung, die 
trotz des Auflaſſungsurteils notwendig iſt (KG.: JW. 1936, 
678), die Aufluſſung an den Gemeinſchuldner erklären und 
die Eintragung des Konkursvermerks beantragen. Geſchieht 
das nicht, wird das GBA. bei dem gewöhnlichen Konkurs 
die Anträge ohne Zwiſchenverfügung umdeuten und ent- 
ſprechend 58 9, 10 Abi. 1 GWVerf. den Gemeinſchuldner 
als Eigentümer in Abteilung J und den Konkursvermerk als 
Beſchränkung des Verfügungsrechts des Eigentümers in Ab⸗ 
teilung II eintragen können. Denn daran, daß der Gemein⸗ 
ſchuldner Eigentümer werden ſoll, kann kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, und hinſichtlich der Faſſung der Eintragung iſt das 
GBA. an die Anträge der Beteiligten nicht gebunden 
(Henke⸗Mönch, Anh. zu § 44 GBO ., Erl. 2B b). Läßt 
der Wortlaut des Antrages im Einzelfalle eine Umdeutung 
nicht zu, wird das GBA. durch Zwiſchenverfügung auf eine 
Klarſtellung des Antrages hinzuwirken haben. Wird dem⸗ 
gemäß eingetragen, bietet die Aufhebung des Konkurſes keine 
Schwierigkeiten. Es iſt dann auf Antrag nur der Konkurs⸗ 
vermerk zu löſchen. 

Beim Nachlaßkonkurs iſt die Rechtslage grundſätzlich die 
gleiche. Auch hier erwirbt der Konkursverwalter nicht das 
Grundſtück für ſich perſönlich, ſondern für den Erben, der 
nach dem Erbfall Gemeinſchuldner iſt. Hier beſteht ein Unter⸗ 
ſchied nur inſofern, als dem GBA. der Erbe regelmäßig 
nicht bekannt iſt. Der Konkursverwalter hat deshalb mög⸗ 
lichſt ſchon in der Auflaſſungsverhandlung den Erben nament⸗ 
lich zu bezeichnen. Das allein genügt aber nicht. Er muß auch 
das Erbrecht des Erben in grundbuchmäßiger Form (durch 
Erbſchein uſw.) nachweiſen. Denn bei der Eintragung eines 
Rechts für einen Erben hat das GBA. zu prüfen, ob der 
Erbe durch Nacherben oder Teſtamentsvollſtrecker beſchränkt 
wird (88 51, 52 GBO.; KG.: JW. 1933, 2776). Kann 
der Konkursverwalter den Nachweis nicht erbringen, bleibt 
nur übrig, in Abteilung J die Erben ohne namentliche Be⸗ 
zeichnung (die Erben des am ... verſtorbenen Kaufmanns 
Eugen A.) einzutragen. Dann iſt zur Ermittelung der Erben 
ein Nachlaßpfleger zu beſtellen, oder das GBA. hat fpäter 
nach 88 82, 83 GBO. auf die Berichtigung des Grundbuches 
hinzuwirken. 

Wird entgegen den vorſtehenden Ausführungen der Kon⸗ 
kursverwalter als Eigentümer in Abteilung I eingetragen, fo 
handelt es ſich nur um eine ungenaue Bezeichnung des Eigen⸗ 
tümers. Das Grundbuch iſt ſo zu leſen, als ob die Erben des 
Kaufmanns Eugen A. als Eigentümer eingetragen worden 
wären. Dieſe Eintragung iſt auf grundbuchmäßigen Nachweis 
des Erbrechts zu berichtigen. Einer Auflaſſung des Grund⸗ 
ſtücks bedarf es nicht. Ebenſo nicht der formbedürftigen Zu⸗ 
ſtimmung des Erben gemäß § 22 Abſ. 2 GBO. Das Bay⸗ 
Obs. iſt allerdings der Anſicht, daß die Eintragung eines 
Rechts auf den Namen des Konkursverwalters ihrem Inhalt 
nach unzuläſſig ſei (BayObLG. 32, 380). Von dieſer Auf⸗ 
faſſung aus wäre das Grundbuch zwar auch unrichtig, aber 
ſo, daß das Eigentum noch dem Veräußerer zuſtünde, weil 
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der Erbe ohne inhaltlich zuläſſige Eintragung das Eigentum 
nicht erworben hätte. Es müßte dann zunächſt der Ver⸗ 
äußerer (mit ſeiner Zuſtimmung nach § 22 Abſ. 2 GBO.) 
wieder eingetragen werden (§ 39 Abſ. 1 GB.), und erſt 
danach könnte auf Grund der Auflaſſung der Erbe gebucht 
werden. Der Anſicht des BaydbsG. iſt aber nicht beizu⸗ 
pflichten (Hen ke⸗Mönch, Anh. zu § 44, Erl. 2 D b). 
KGR. Dr. Henke, Berlin. 


* 

28. LG. — 8 39 GBD.; 8 873 BGB. Haben ſämtliche Ge⸗ 
ſellſchafter einer Kommbef. oder einer OHG. gewechſelt, jo kann 
einem Antrag der neuen Geſellſchafter auf Eintragung einer 
Hypothek in auf den Namen der Geſellſchaft eingetragenen 
Grundſtücken nur nach vorheriger Auflaſſung und Eintragung 
entſprochen werden. 

(LG. Hamburg, 1. ZK., Beſchl. v. 13. März 1937, 1 J 54/37.) 


verordnung über Fälligkeit von Bupotheken 


29. OLG. — 8 1 NotBO. über die Fälligkeit von Hypotheken 
und Grundſchulden v. 11. Nov. 1932 (RGBl. I, 525); Art. 5 
DurchfVO. dazu v. 16. Dez. 1932 (RchBl. I, 551). Die Pflicht 
zur Verzinſung einer unter die Not BO. fallenden bisher unver⸗ 
zinslichen Schuld ſetzt deren Fälligkeit, alſo in der Regel deren 
Kündigung, voraus. Sie beginnt nicht mit dem Zeitpunkte, zu 
dem der Gläubiger ohne die NotBO. als erſten Termin hätte 
kündigen können, ſondern richtet ſich danach, wann er tatſächlich 
gekündigt hat. 


Auf dem Grundbeſitz der Bekl. ſteht ſeit 1926 für den in⸗ 
zwiſchen verſtorbenen Z., deſſen Teſtamentsvollſtrecker der Kl. iſt, 
eine Grundſchuld von 40 000 GM. zinslos und ohne Kündigungs⸗ 
termin eingetragen. Die Grundſchuld iſt zur Sicherung einer Dar⸗ 
lehensforderung des Z. an die Bekl. beſtellt, die mit 6% in halb⸗ 
jährlichen Teilen verzinslich und nach ſechsmonatiger Kündigung, 
bei nicht pünktlicher Zinszahlung ſofort, fällig iſt. Mit Zahlungs⸗ 
befehl vom 19., der Bekl. zugeſtellt am 22. Okt. 1935, hatte der 
Kl. von ihr Zahlung eines Teilbetrages von 10 000 7% ver⸗ 
langt, weil die Grundſchuld, wie er meinte, infolge Kündigung 
und Nichtzahlung der Darlehenszinſen fällig ſei. In dem ſich da⸗ 
mals anſchließenden Rechtsſtreit war der Kl. mit ſeiner Klage 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in die belaſteten Grund⸗ 
ſtücke wegen eines Teilbetrages von (ſchließlich nur noch) 2500 RA 
der Grundſchuld von dem auch jetzt erk. Sen. abgewieſen worden; 
im damaligen Urt. v. 16. Juni 1936 iſt eine vorzeitige Fälligkeit 
der Grundſchuld aus § 1 Abſ. 2 Not O. v. 11. Nov. 1932 wegen 
verzögerter Zinszahlung verneint worden, weil eine Verzinſungs⸗ 
pflicht für die Grundſchuld, die nach ihrem allein dafür maßgeb⸗ 
lichen Inhalte bisher unverzinslich geweſen ſei, auf Grund des 
Art. 5 der Durchf VO. v. 16. Dez. 1932 erſt infolge der durch den 
Zahlungsbefehl am 22. Okt. 1935 erfolgten Kündigung, nach 
§ 1193 BGB. alfo erſt mit dem 22. April 1936, begonnen 
habe, die erſte (jährlich nachträglich zu erfolgende) Zinszahlung 
demnach erſt im April 1937 fällig würde. 

Mit der jetzigen Klage hat der Kl. 3000 % als Teilbetrag 
der ihm, wie er demgegenüber meint, bereits ſeit 1. Jan. 
1933 zuſtehenden Zinſen (allem Anſchein nach in Anlehnung an 
die Zinszeit in der — inſoweit jedoch anders liegenden — Entſch. 
NG. 142, 323 = FW. 1934, 285 5 m. Anm.) aus der Grundſchuld 
verlangt. Er iſt der Anſicht, es komme für den Beginn der Ver⸗ 
zinſungspflicht aus Art. 5 nicht darauf an, daß und wann ge⸗ 
kündigt ſei, ſondern vielmehr darauf, wann ohne die Not⸗ 
VO. zum erſten Termine hätte gekündigt wer⸗ 
den können. Das LG. hat ſich ſeiner Auffaſſung im weſent⸗ 
lichen angeſchloſſen und die Bekl. antragsgemäß verurteilt. Auf 
ihre Berufung hat Os. die Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in den belaſteten Grundbeſitz nur wegen 2000 RA Zinſen = 
nämlich nur wegen eines Jahresbetrages ſeit dem 22. April 
1936 — ausgeſprochen. Ä 

Darüber, daß die in Rede ſtehende Grundſchuld unter die 
NotBO. v. 11. Nov. 1932 fällt, und weiter darüber, daß ſich ihr 
Inhalt, alſo auch ihre Verzinslichkeit, allein nach ihrer Eintra⸗ 
gung im Grundbuche, nicht nach der durch ſie geſicherten perſön⸗ 
lichen Darlehnsforderung, richtet, iſt unter den Parteien kein 
Streit mehr. Nach 8 1 Not O., insbeſ. deſſen Abſ. 5, kann daran 
auch kein Zweifel beſtehen (vgl. NOS. 142, 317 JW. 1934, 
285 5 m. Anm.). Die Grundſchuld iſt danach an ſich unverzinslich 
geweſen. Sie wurde nach Art. 5 Durchf BVO. p. 16. Dez. 1932 mit 
5% jährlich verzinslich, „ſoweit nach der Not VO. die Rückzahlung 
nicht vor dem (urſprünglich 1. April 1934, jetzt nach §8 2 Abſ. 2 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34 


* 
Ref. v. 13. Dez. 1935 [RGBl. I, 1467) 1. Juli 1939 verlangt 
werden kann“. 


Mit dieſer Beſtimmung des Art. 5 iſt, wie ſich aus ihrem 
Wortlaut und auch aus ihrem Zweck ergibt, die Verzinslichkeit 
einer bisher unverzinslichen Schuld nicht ſchlechthin angeordnet, 
ſondern durch die dort ausgeſprochene Beſchränkung — „ſoweit“ — 
nur für die Zeit, von der ab der Gläubiger ſonſt, falls ihn 
nicht eben die NotVO. mit ihrem Zahlungsaufſchub daran hin⸗ 
derte, die Zahlung hätte fordern können und für die ſie nun durch 
die NotVO. hinausgeſchoben iſt (RG. 142, 323 JW. 1934, 
2855 m. Anm.). Der Gläubiger ſoll, worauf die Bekl. mit Recht 
hinweiſt, durch die angeordnete Verzinslichkeit nicht einen Vorteil 
gegenüber früher erhalten, ſondern er ſoll ſediglich für den Nach⸗ 
teil, den er durch den geſetzlichen Zahlungsaufſchub erleidet, aus⸗ 
gleichsweiſe entſchädigt werden. Einen Nachteil erleidet er nur für 
die Zeit, während der er infolge des ihm aufgenötigten Stehen⸗ 
laſſens der unverzinslichen Schuld an ihrer anderweit verzins⸗ 
lichen Verwertung verhindert wird, er alſo ihre Auszahlung aus 
dieſem Grunde nicht verlangen darf. Verlangen könnte er die 
Auszahlung nun aber immer nur dann, wenn ſein Anſpruch auf 
die Schuld fällig iſt, und das ſetzt in der Regel und ſo auch hier 
deren Kündigung voraus. An der Notwendigkeit der Fälligkeit 
und dazu der Kündigung, ohne welche eine Zahlung ſchon vor 
der NotVO. nicht verlangt werden konnte, hat weder die NotVO. 
noch deren Durchf VO. etwas geändert. In keiner von beiden iſt 
etwa von einer fiktiven Fälligkeit, die ſei es ſofort mit dem In⸗ 
krafttreten der VO. oder noch unter Hinzurechnung der verein⸗ 
barten oder geſetzlichen Kündigungsfriſt als eingetreten zu gelten 
hätte, die Rede, obwohl das, wenn es gewollt geweſen wäre, gerade 
bei Art. 5 mit ſeiner Anordnung der Verzinſungspflicht nahegelegen 
hätte. Es muß daher entgegen der Meinung des Kl. und des LG. 
dabei bleiben, daß die Verzinſungspflicht des Art. 5 die ander⸗ 
weit eingetretene Fälligkeit, alſo die Kündigung, vorausſetzt. Es 
iſt nicht ſo, wie der Kl. im Anſchluß an den von ihm vorgelegten 
Beſchluß des hieſigen 6. Ziv Sen., 6 W 405/36 in der EinſtwVfg⸗ 
Sache der Parteien und dem Kl. folgend das angefochtene Urteil 
meinen, daß eine Kündigung während der Moratoriumszeit prak⸗ 
tiſch völlig wertlos wäre, da ſie eine gewiſſermaßen nur theore- 
tiſche Fälligkeit herbeiführen könnte, weil eine Zahlung auf ſie 
hin ja doch nicht während des Moratoriums verlangt werden 
könnte. Das Gegenteil ergibt ſich ſchon ohne weiteres für den 
Fall, daß ein Gläubiger ſeine Forderung zum Ende des Mo⸗ 
ratoriums ausgezahlt haben will; er muß dann rechtzeitig vorher, 
alſo ſchon im Laufe noch des Moratoriums gekündigt haben, weil 
ſich ſonſt die Auszahlung noch um die Kündigungsfriſt über das 
Ende der geſetzlichen Moratoriumszeit hinausſchiebt (vgl. dazu den 
Abſ. 2 der amtlichen Begründung zur NotVO. v. 11. Nov. 1932, 
abgedruckt bei Schlegelberger und Harmening, „Das 
Hypotheken⸗Moratorium“ [2], S. 78). Und dieſen Erfolg, alſo die 
Fälligkeit der Forderung zum Ende des Moratoriums, wird die 
Kündigung zum mindeſten auch ſonſt immer haben lihre Recht⸗ 
zeitigkeit im übrigen natürlich vorausgeſetzt). Zeigt das ſchon, daß 
eine Kündigung während des Moratoriums keineswegs zwecklos 
iſt, ſo iſt gegenüber der Gegenmeinung und für die Notwendigkeit 
der Kündigung auch noch folgendes zu beachten. Die Kündigung 
hat nach dem allgemeinen bürgerlichen Recht allein den Zweck 
und das Ziel, die Fälligkeit der Forderung herbeizuführen. Die 
Eigenart der Notgeſetzgebung, insbeſ. die erſt durch die Sonder⸗ 
beſtimmung des Art. 5 DurchfVO. neu angeordnete geſetzliche 
Verzinſungspflicht einer bisher unverzinslichen Forderung, bringt 
es mit ſich, daß der Kündigung eine weitere rechtliche Eigenſchaft 
als neue Rechtsfolge zukommt: die bisher unverzinslich geweſene 
Forderung ſoll durch ſie von nun an verzinslich werden. Dieſen 
zweiten Inhalt und Charakter hat und behält die Kündigung 
jelbft dann, wenn man mit dem Standpunkte der Gegenmeinung 
annehmen wollte, daß die Kündigung eine bloß theoretiſche Fällig⸗ 
keit der Forderung herbeizuführen geeignet wäre. Sie iſt alſo 
ſchon darum nicht zwecklos, ſondern mindeſtens deshalb notwendig, 
um dann wenigſtens dieſe andere Folge doch auszulöſen. Dazu 
kommt noch ein weiterer mehr praktiſcher Geſichtspunkt. Der 
Gläubiger der zinsloſen Forderung iſt rechtlich nicht gezwungen, 
von dem ihm geſetzlich gegebenen Anſpruch auf nunmehrige Ver⸗ 
zinslichkeit Gebrauch zu machen; die tatſächlichen Verhältniſſe im 
einen oder anderen Falle können für ihn auch ſo liegen, daß er 
das nicht tun will. Der Schuldner aber muß, ſchon, um in jedem 
Falle gegen die mögliche Gefahr einer vorzeitigen Kündigung als⸗ 
dann wegen verzögerter Zinszahlung gemäß § 1 Abſ. 2 NotVO. 
geſichert zu fein, beſtimmt wiſſen, woran er nun eigentlich mit 
der Zinszahlung iſt, da dieſe ja doch durch Art. 5 DurchfVO., wie 
oben ſchon dargelegt, nicht ſchlechthin, ſondern nur mit einer ge⸗ 
wiſſen Einſchränkung („ſoweit“ uſw.) geſetzlich beſtimmt iſt. Ge⸗ 
wiß wird das auch, je nach Lage des Falles, auf die Weiſe ge- 
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ſchehen können, daß der Gläubiger die Verzinſung vom Schuldner 
verlangt, ohne die Forderung zugleich auch kündigen zu wollen, 
‚und beide ſich dann darüber — bei einer Grundſchuld mit der da⸗ 
für nötigen grundbuchlichen Eintragung — einigen. Geſchieht das 
jedoch aus irgendwelchem Grunde nicht, dann bleibt für den Glau⸗ 
biger allein die Kündigung als der einzige Weg, die Verzinslich⸗ 
keit herbeizuführen. Die NotVO. gewährt eben, was von der 
Gegenmeinung überſehen wird, keinen Schutz gegen Kündigung 
und gegen ein Fälligwerden der Schuld (vgl. auch den § 1 Abſ. 2 
Not O.), ſondern einzig und allein einen Schutz gegen ihre Rück⸗ 
zahlung vor Ende des Moratoriums. Beides muß man daher bei 
Auslegung und Anwendung der NotBO. und ihrer DurchfVO. 
ſorgſam auseinanderhalten. 

Das Ergebnis iſt hiernach, daß die Verzinſungspflicht aus 
Art. 5 Durchf VO. ſich nicht danach richtet, wann der Gläubiger 
ohne die NotVO. zum erſten Termin hätte kündigen können, ſon⸗ 
dern vielmehr danach, wann er tatſächlich gekündigt 
hat. Auf dem gleichen Standpunkte ſcheinen denn auch die Er⸗ 
läuterungswerke von Schlegelberger⸗Harmening a. a. 
O. § 1 Bem. 14 (S. 40) und Harmening⸗ v. d. Groeben, 
„Verzinſung der landwirtſchaftlichen Hypotheken“, § 2 Anm. 6 a. E. 
(S. 98, dort für den gleichlautenden Art. 6 der DurchfVO. vom 
11. Dez. 1932 zur VO. über die Zinserleichterung für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Realkredit) zu ſtehen. 

Im vorl. Falle iſt die Kündigung am 22. Okt. 1935 erfolgt. 
Der Zinslauf beginnt daher unter Hinzurechnung der ſechsmona⸗ 
tigen Kündigungsfriſt des § 1193 BGB. erſt mit dem 22. April 
1936. Wenn auch in dem Zahlungsbefehle, der die Kündigung 
enthielt, von der Rückforderung nur von 10 000 GM. die Rede 
iſt, ſo iſt doch in Anbetracht ſeines ſonſtigen weiteren Inhalts 
(wird näher ausgeführt) für die ganzen 40000 GM. die Verzinſungs⸗ 
pflicht eingetreten. Mangels anderweit geſetzlich beſtimmter oder 
vertraglich beſtimmbarer Zahlungsweiſe ſind die Zinſen — in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der das für Zinſen aus einem Darlehen 
ausdrücklich anordnenden Vorſchrift des 5 608 BGB. — jährlich 
nachträglich zu entrichten. Dem Kl. ſtehen demnach bisher nur 
erſt für das Jahr vom 22. April 1936 bis dahin 1937 die geſetz⸗ 
lichen Zinſen aus Art. 5 DurchfVO. zu. Sie betragen bei dem 
Grundſchuldbetrage von 40 000 GM. und dem geſetzlichen Zins⸗ 
fuße von 5% 2000 N. Nur in dieſer Höhe war daher der 
Klage ſtattzugeben. 


(OsG. Naumburg, Urt. v. 15. Juni 1937, 7 U 76/7.) 


Keichsfiedlungsgeſetz 

** 30. RG. — 88 4 ff. RSiedlG. v. 11. Aug. 1919; BO. über 
den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 
1918; SS 182 ff. BGB.; Runderlaß des Reichs⸗ und preuß. Mi⸗ 
niſters für Ernährung und Landwirtſchaft v. 26. Nov. 1935 
(MinBl. der preuß. landw. Verw. 1935, 534). Die 88 182 ff. 
BGB. ſind auf die behördliche Genehmigung nach der BO. vom 
15. März 1918 über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken nicht anwendbar, weil es ſich hier nicht um eine privat⸗ 
rechtliche Erklärung, ſondern um einen Staatshoheitsakt han⸗ 
delt. Für die Geltendmachung des geſetzlichen Vorkaufsrechts nach 
88 4 ff. RSiedl®. kommt es entſcheidend auf den Zeitpunkt der 
behördlichen Genehmigung, nicht auf den Tag der Beurkundung 
des Kaufvertrages an. Der Erlaß v. 26. Nov. 1935 des Reichs⸗ 
und preuß. Miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft, durch 
den für Preußen auf Grund der Ermächtigung im 84 Satz 2 
RSiedlG. das Vorkaufsrecht des gemeinnützigen Siedlungsun⸗ 
ternehmens ausgedehnt wurde, erſtreckt ſich auch auf einen zur 
Zeit ſeines Ergehens bereits beurkundeten, aber erſt ſpäter durch 
behördliche Genehmigung vollwirkſam gewordenen Kaufvertrag. 
Der Zweitbeklagte war ſeit dem Jahre 1922 Eigentümer 
eines Grundſtücks in K., das aus rund 13 ha Ackerland beſtand. 
Durch einen am 13. Nov. 1935 notariell beurkundeten Vertrag 
verkaufte er ein 5,88 ha großes Teilſtück an den Erſtbeklagten. 
Der Preis betrug 23 520 %% und wurde fofort bezahlt. Auf- 
laſſung und Übergabe erfolgten ebenfalls ſogleich. Erſt am 
18. April 1936 erteilte aber der Landrat die Genehmigung nach 
§1 VO. über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken 
v. 15. März 1918. Am 16. Juni 1936 wurde der Erſtbeklagte 

als neuer Eigentümer des Trennſtücks eingetragen. 


Die Kl. als das gemeinnützige Siedlungsunternehmen für 
die Provinz Weſtfalen erklärte am 24. April 1936, daß ſie an 
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dem veräußerten Ackerland das Vorkaufsrecht nach SS Aff. 
Riedl. v. 11. Aug. 1919 ausübe. Sie ſtützte ſich dabei auf 
den am 8. Dez. 1935 in Kraft getretenen Runderlaß des Reichs⸗ 
und preuß. Min. für Ernährung und Landwirtſchaft v. 26. Nov. 
1935 (Min Bl. der preuß. Landw. Verw. 1935, 534). Durch die⸗ 
fen Erlaß war für Preußen auf Grund der Ermächtigung im 
§ 4 Satz 2 RSiedlG. das Vorkaufsrecht des gemeinnützigen Sied⸗ 
lungsunternehmens ausgedehnt worden auf Grundſtücke von 
5 ha aufwärts mit der Maßgabe, daß bei Teilverkäufen von 
Grundſtücken, die im ganzen weniger als 25 ha umfaßten, das 
Vorkaufsrecht nur dann Platz greifen ſollte, wenn der verkaufte 
Teil mindeſtens 1 ha groß wäre. 

Da die Bekl. das Vorkaufsrecht der Kl. nicht anerkannten, 
erhob dieſe Klage. Geſtützt auf ihre Erklärung v. 24. April 
1936 verlangt ſie im Rechtsſtreit vom Zweitbeklagten die Auf⸗ 
laſſung des am 13. Nov. 1935 verkauften Teilſtücks, vom Erſt⸗ 
beklagten die Herausgabe des Ackerlands und die Zuſtimmung 
zur Umſchreibung des Eigentums auf die Kl. Zug um Zug 
gegen Erſtattung des Kaufpreiſes von 23 520 %. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Mit Zuſtimmung der 
Bekl. hat die Kl. Sprungreviſion eingelegt. 

RG. verwies an das LG. zurück. 

Der Streit der Parteien dreht ſich im weſentlichen um die 
Frage, ob die Kl. gegenüber dem Kaufvertrag v. 13. Nov. 1935 
verkaufsberechtigt iſt. Sie kann ihr Vorkaufsrecht nur auf den 
Runderlaß v. 26. Nov. 1935 ſtützen. Als dieſer Erlaß erging 
und in Kraft trat, war der Vertrag v. 13. Nov. 1935 zwar 
ſchon beurkundet, aber noch nicht gemäß der VO. v. 15. März 
1918 behördlich genehmigt, alſo noch ſchwebend unwirkſam. Es 
fragt ſich daher, ob der Erlaß v. 26. Nov. 1935 ſich auch auf einen 
ſolchen zur Zeit ſeines Ergehens bereits beurkundeten, aber erſt 
ſpäter durch die behördliche Genehmigung voll wirkſam gewor⸗ 
denen Kaufvertrag erſtreckt hat. Die Kl. bejaht, die Bekl. ver⸗ 
neinen dieſe Rechtsfrage. Das LG. iſt der Anſicht der Bekl. bei⸗ 
getreten mit folgender Begründung: 

Die Genehmigung des Landrats v. 18. April 1936 habe ge⸗ 
mäß § 184 BGB. auf den 13. Nov. 1935 zurückgewirkt. Kraft 
dieſer Rückwirkung gelte der Vertrag als ſchon mit der Beurkun⸗ 
dung wirkſam zuſtande gekommen. Die Vorſchriften der SS 182 ff. 
BGB. enthielten keinen Anhaltspunkt dafür, daß die geſetzliche 
Fiktion nur zwiſchen den Vertragsparteien, nicht auch gegenüber 
jedem Dritten gelten ſollte. Es möge zwar richtig ſein, daß die 
Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts nach §8 4 ff. RSiedlG. 
erſt mit der Erteilung der Genehmigung nach §1 VO. vom 
15. März 1918 zu laufen beginne. Für die Entſtehung des Vor⸗ 
kaufsrechts ſei aber allein maßgebend der Zeitpunkt des wirk⸗ 
ſamen Vertragsſchluſſes. Hier habe nun kraft geſetzlicher Fiktion 
ein wirkſamer Kaufvertrag ſchon am 13. Nov. 1935 vorgelegen. 
Damals habe der Runderlaß v. 26. Nov. 1935 noch nicht beſtan⸗ 
den. Rückwirkende Kraft komme ihm nicht zu. Alſo ſei für die 
Kl. kein Vorkaufsrecht begründet. Allerdings ſei nicht zu ver⸗ 
kennen, daß das RSiedlG. und der Runderlaß des Miniſters 
im allgemeinen Intereſſe ergangen ſeien und daß es deshalb 
erſtrebenswert erſcheine, das Vorkaufsrecht auf möglichſt viele 
Grundſtücksverkäufe auszudehnen. Solange aber das Geſetz nicht 
zum Ausdruck bringe, daß es nicht nur zukünftige Verkäufe er⸗ 
faſſen wolle, ſondern auch ſolche, die ſchon früher wirkſam ge⸗ 
worden ſeien oder durch nachträgliche Genehmigung rückwir⸗ 
kend zu einem früheren Zeitpunkt wirkſam werden würden, ſo 
lange laſſe ſich für einen Vertrag, wie er hier vorliege, mit Rück⸗ 
ſicht auf den eindeutigen Wortlaut und Sinn des § 184 BGB. 
nur die Verneinung des Vorkaufsrechts rechtfertigen. 

Dieſe Begründung hält der von der Rev. erbetenen recht⸗ 
lichen Nachprüfung nicht ſtand. Das LG. irrt, wenn es die Ant⸗ 
wort auf die eingangs umſchriebene Kernfrage des Rechtsſtreits 
glaubt dem § 184 BGB. entnehmen zu können. Schon mehrfach 
hat das RG. betont, daß die SS 182 ff. BOB. auf die behördliche 
Genehmigung nach der VO. v. 15. März 1918 überhaupt nicht 
anwendbar ſind, weil es ſich hier nicht um eine privatrechtliche 
Erklärung, ſondern um einen Staatshoheitsakt handelt (RG. 
106, 145 = JW. 1923, 752; RG. 123, 330 JW. 1929, 
1393). Die Wirkungen eines ſolchen Akts ſind nicht nach privat⸗ 
rechtlichen Grundſätzen, ſondern nach ſeiner Zweckbeſtimmung 
und nach allgemeinen praktiſchen Gründen zu beurteilen. Wenn 


das RG. von dieſer Grundlage aus dazu gelangt iſt, für die 
Abwicklung gewiſſer Rechtsverhältniſſe — insbeſ. auf dem Ge⸗ 
biet des Aufwertungsrechts — eine Rückwirkung der behördlichen 
Genehmigung anzunehmen (vgl. RG. 123, 331 JW. 1929, 
1393; RG Z. 125, 55 = JW. 1930, 803), fo tft damit noch nichts 
gewonnen für die hier zu entſcheidende Frage, ob die Fiktion 
der Rückwirkung auch Geltung beanſpruchen kann gegenüber 
einem anderen Staatshoheitsakt, wie ihn die Ausdehnung des 
geſetzlichen Vorkaufsrechts durch eine VO. nach 84 Satz 2 
RSiedlG. darſtellt. Dieſe Frage läßt ſich vielmehr nur beant⸗ 
worten aus der Zweckbeſtimmung der durch eine ſolche VO. 
geſchaffenen geſetzlichen Neuregelung ſelbſt. Daß nun aber der 
Runderlaß v. 26. Nov. 1935 hätte halt machen wollen vor Ver⸗ 
trägen, die zur Zeit ſeines Inkrafttretens noch ſchwebend un⸗ 
wirkſam waren und erſt ſpäter behördlich genehmigt wurden, da⸗ 
für fehlt jeder Anhalt. Die von der Kl. überreichte amtliche 
Auskunft des Reichs⸗ und Preuß. Landwirtſchaftsminiſters vom 
4. Aug. 1936 ſpricht eindeutig für das Gegenteil. Auch der 
Reichsbauernführer und der deutſche Gemeindetag haben ſich in 
dieſem Sinne geäußert. Dieſelbe Auffaſſung wurde übrigens 


auch ſchon früher in der Rſpr. (3. B. Beſchluß des OLG. Roſtock 


v. 17. Dez. 1920: Seuff Arch. 76, 175 Nr. 108) und im Schrift⸗ 
tum (3. B. Planck⸗Strecker, BGB., 5. Aufl., Bd. III 1 
S. 898, Vorbem. 30 0 vor $ 1094) vertreten. Abweichende Stim⸗ 
men ſind, ſoweit erſichtlich, nicht laut geworden. Die Bedenken 
aber, welche die Bekl. gegen die Anſicht erheben, daß der Erlaß 
v. 26. Nov. 1935 den bei ſeinem Inkrafttreten noch nicht behörd⸗ 
lich genehmigten Vertrag v. 13. Nov. 1935 ergriffen habe, ſind 
nicht ſtichhaltig. Den Bekl. kann nicht zugegeben werden, daß 
dieſe Anſicht auf einem Umwege dem Miniſterialerlaß die in 
RG. 105, 359 ff. abgelehnte rückwirkende Kraft beilege. Das 
dort veröffentlichte Urteil des RG. v. 15. Nov. 1922 beſchäftigt 
ſich mit der jetzt zu entſcheidenden Frage überhaupt nicht. Ob 
damals eine behördliche Genehmigung nach der VO. v. 15. März 
1918 erforderlich, ob ſie eingeholt und erteilt worden war, das 
alles läßt ſich nicht mehr feſtſtellen. Jedenfalls hat die Geneh⸗ 
migungsfrage — gleichviel ob mit Recht oder mit Unrecht — 
damals für die Entſch. ausweislich der Urteilsgründe keine 
Rolle geſpielt. Bei richtiger Betrachtung dieſer Frage kann je⸗ 
doch keine Rede davon ſein, daß die Erſtreckung des Erlaſſes 
v. 26. Nov. 1935 auf den am 13. Nov. 1935 beurkundeten, aber 
erſt am 18. April 1936 behördlich genehmigten Vertrag einer 
„Rückwirkung“ eines Geſetzgebungsakts auf bereits „abgeſchloſ⸗ 
ſene“ Verträge gleichkomme. Denn der Vertrag v. 13. Nov. 
1935 war eben bis zum 18. April 1936 noch nicht fertig ab⸗ 
geſchloſſen, ſondern in der Schwebe. Und gerade für die Gel⸗ 
tendmachung des geſetzlichen Vorkaufsrechts nach 88 4 ff. 
Riedl. kommt es, wie in der Rſpr. des RG. feſtſteht, ent⸗ 
ſcheidend auf den Zeitpunkt der behördlichen Genehmigung, nicht 
auf den Tag der Beurkundung des Kaufvertrags An (RG. 98, 
47; 106, 320; 114, 158 JW. 1926, 2367 und JW. 1926, 
2628 11; 1927, 1516 2). Richtig iſt allerdings die Bemerkung der 
Bekl., daß bei dieſer Geſetzesauslegung u. U. die Zubilligung 
oder Verſagung eines Vorkaufsrechts an das gemeinnützige Sied⸗ 
lungsunternehmen von dem Arbeitstempo der Genehmigungs⸗ 
behörde abhängen und daß die Beteiligten, die einen Vertrag 
haben beurkunden laſſen, durch ein erſt nachträglich während 
des Genehmigungsverfahrens geſetzgeberiſch aufgeſtelltes Vor⸗ 
kaufsrecht überraſcht werden könnten. Solche Erwägungen dür⸗ 
fen aber nicht dazu führen, die Tragweite einer zum Wohle der 
Volksgeſamtheit erlaſſenen VO. aus $4 Satz 2 RSiedlG. ein⸗ 
zuſchränken auf Kaufverträge, bei deren Beurkundung die Ver⸗ 
tragsparteien bereits mit einem Vorkaufsrecht rechnen konnten. 
Eine jo weitgehende, in den Urteilsgründen von RGg. 105, 
361 allerdings noch mit anklingende Berückſichtigung des Einzel 
intereſſes vor dem Intereſſe der Geſamtheit entſpricht nicht mehr 
dem Rechtsdenken unſerer Zeit. Heute gilt es nicht mehr den 
Schutz des einzelnen vor der Geſetzgebung ſeines Staates, ſon⸗ 
dern die Unterordnung aller unter den Staatswillen auch da, 
wo der einzelne den Eingriff in ſeinen Rechtskreis unliebſam 
empfinden mag. Von dieſer Grundeinſtellung hat auch der 
Richter bei der Geſetzesanwendung ſich leiten zu laſſen. Von 
ihr aus find die Rechtsbedenken, die das LG. gehindert haben, 
das erſichtlich auch ihm erwünſchte Ergebnis des Rechtsſtreits, 
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nämlich die Bejahung des Vorkaufsrechts der Kl., zu erreichen, 
ſchon nach dem geltenden Recht keineswegs unüberwindlich, ſon⸗ 
dern hinfällig. Mithin iſt feſtzuſtellen, daß die Kl. dem Ver⸗ 
trag v. 13. Nov. 1935 gegenüber vorkaufs berechtigt iſt. 
Spruchreif iſt die Sache nur deshalb noch nicht, weil der 
Umfang der den Bekl. zuſtehenden Gegenleiſtung bisher un⸗ 
geklärt iſt. 
(RG., V. ZivSen., U. v. 10. April 1937, V 251/36.) 
(= Rz. 154, 304.) 


lv. B.] 


Schuldenregelungsgeſetz 

31. LG. — 88 1, 52 Schuld ReglG. Die Beſtimmungen des 
Schuld ReglG. ſind, obwohl das Geſetz noch nicht im Saarland 
eingeführt iſt, auf im Saarland gelegene, betriebszugehörige 
Grundſtücke eines im übrigen Reichsgebiet liegenden Entſchul⸗ 
dungsbetriebes anwendbar. 

Über einen landwirtſchaftlichen Betrieb iſt das Entſchul⸗ 
dungsverfahren durchgeführt worden. Zum Betrieb gehören 
auch einige im Saarland gelegenen Grundſtücke. Nach Beſtäti⸗ 
gung des Entſchuldungsplanes erſuchte das Entſchuld A. auch 
das für die im Saarland gelegenen Grundſtücke zuſtändige 
GBA. um Eintragung eines Vermerks gemäß § 80 S. 2 Schuld- 
ReglG. im Grundbuch, daß die Grundſtücke der Entſchuldung 
unterliegen, und weiterhin um Eintragung einer Entſchul 
dungsrente mit näher bezeichnetem Inhalt. Das GBA. lehnte 
die Eintragungen ab mit der Begründung, daß ſie nicht zuläſſig 
feien, weil das SchuloReglG. im Saarland noch nicht einge⸗ 
führt fei. Die Beſchw. des Leiters des Entſchuldel. hatte Erfolg. 

Das SchuldRtegl®. v. 1. Juni 1933 iſt im Saarland noch 
nicht eingeführt. Dieſe Ausnahmeſtellung des Saarlandes ge⸗ 
genüber dem übrigen Reichsgebiet bedeutet, daß die Einleitung 
von Entſchuldungsverfahren über ſaarländiſche landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe mangels geſetzlicher Grundlage nicht zuläſſig iſt. 
Die Entſchuldung eines ſaarländiſchen Betriebes ſteht auch hier 
nicht in Frage. 

Auch ohne eine beſondere geſetzliche Regelung greifen je⸗ 
doch die Rechtswirkungen eines im Reich eröffneten Entſchul⸗ 
dungsverfahrens, die vor dem 1. März 1935 wegen der durch 
den Verſailler Vertrag gezogenen Grenze im Saargebiet noch 
unberückſichtigt bleiben mußten, auf dieſes Gebiet über, nach- 
dem es unter die Staatsgewalt und damit unter die gejeßgebe- 
riſche Hoheit des Deutſchen Reiches gelangt iſt. Wollte der ſaar⸗ 
ländiſche Richter nur die hier ausdrücklich eingeführten Geſetze 
beachten und allen anderen jede Wirkung verſagen, ſo würde er 
außer acht laſſen, daß in dem wiedergeeinten Rechtsgebiet das 
geſetzte Recht als die ſtaatliche Regelung des gemeinſamen Le⸗ 
bens ſeiner Natur nach den Drang hat, ſich in ſeinen Wirkun⸗ 
gen auch auf das unter die Reichshoheit zurückgekehrte Land 
auszudehnen. Die Möglichkeiten ſolcher Einwirkungen noch nicht 
eingeführter Geſetze auf Perſonen, Sachen und Rechtsverhält⸗ 
niſſe im Saarland find zu mannigfaltig, als daß fie alle vor- 
auszuſehen wären und von dem Geſetzgeber alle ausdrücklich 
hätten geregelt werden können. Derartige Fragen muß daher 
der ſaarländiſche Richter ſo löſen, wie es der Geſetzgeber vor⸗ 
ausſichtlich getan hätte, wenn er eine ausdrückliche geſetzliche 
Beſtimmung darüber getroffen hätte. Inwieweit auf das Saar⸗ 
land übergreifende Einwirkungen der hier nicht eingeführten 
Geſetze zuzulaſſen ſind, wird maßgebend beſtimmt durch Sinn 
und Zweck eines jeden Geſetzes. Im Falle des SchuldReglG. 
wäre es geſetz⸗ und zweckwidrig, wenn der im Saarland liegende 
Teil eines jenſeits der Saargrenze gelegenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes, deſſen Entſchuldung durchgeführt wird, von 
den Wirkungen des Entſchuldungsverfahrens ausgenommen 
würde. Denn durch dieſes Verfahren ſoll das geſamte zum 
landwirtſchaftlichen Betrieb des Schuldners gehörige Vermögen 
erfaßt werden. Die erfolgreiche Durchführung eines außerhalb 
des Saarlandes geſetzmäßig eingeleiteten Entſchuldungsverfah⸗ 
rens darf im ganzen Rechtsgebiet des Deutſchen Reiches nir⸗ 
gends, alſo auch nicht im Saarland, dadurch in Frage geſtellt 
oder auch nur gemindert werden, daß einzelne Teile des be⸗ 
triebszugehörigen landwirtſchaftlichen Vermögens von der Ent⸗ 
ſchuldung ausgenommen werden. 
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Die Nichteinführung des SchuldReglGG. im Saarland hat 
daher nur zur Folge, daß für die Inhaber landwirtſchaftlicher 
Betriebe, deren Leitung im Saarland liegt, eine Entſchuldung 
nicht durchgeführt werden kann. Hat jedoch die Leitung ihren 
Sitz im übrigen Reichsgebiet und hat ein gemäß § 2 Schuld⸗ 
ReglG. zuſtändiges Entſchuld A. das Entſchuldungsverfahren für 
den Betriebsinhaber eröffnet, ſo muß auch der im Saarland ge⸗ 
legene Grundbeſitz in das Verfahren einbezogen werden. 

So hat denn auch das BeſchwG. bereits (6 T 262/35) über⸗ 
einſtimmend mit Jonas-Pohle („Zwangsvollſtreckungs⸗ 
notrecht“, 10. Aufl., S. 154) dahin entſchieden, daß der im Saar⸗ 
land wohnende Inhaber eines im Entſchuldungsverfahren be⸗ 
findlichen Betriebes den Vollſtreckungsſchutz der VO. über den 
Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsver⸗ 
fahren v. 27. Dez. 1933 genießt. In einer anderen Sache (6 T 
313/35) hat das BeſchwG. auch ſchon die Eintragung des Er⸗ 
öffnungsvermerks auf den im Saarland gelegenen Grundbeſitz 
gemäß § 8 Abſ. 2 Schuld Reglch. zugelaſſen. Auch der Ein⸗ 
tragung der Zugehörigkeit ſaarländiſcher Grundſtücke zu einem 
Entſchuldungsbetrieb und der Eintragung einer Entſchuldungs⸗ 
rente gemäß § 52 SchuldRegl®. ſteht daher das vom AG. an⸗ 
geführte Bedenken nicht entgegen. 

(LG. Saarbrücken, Beſchl. v. 2. April 1937, 6 T 130/37.) 
* 


32. KG. — 88 ShuldReglG. Nach Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens iſt die Belaſtung des Betriebsgrundſtücks 
auch dann unzuläſſig, wenn die Betriebsinhaber das Grundſtück 
gem. Art. 13 Abſ. 2 der 7. DurchfVO. an einen Gemeinſchafter 
veräußern und dieſer Hypotheken für die Veräußerer beſtellt. 


Als Eigentümer ſind im Grundbuch die Witwe Magda⸗ 
lene Sch. und ihre vier Kinder in ungeteilter Erbengemein⸗ 
ſchaft eingetragen. Am 30. Okt. 1934 wurde in Abt. II unter 
Nr. 1 die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens vermerkt. 

Durch notariellen Vertrag v. 11. Sept. 1934 hatte die 
Erbengemeinſchaft das Gut an den Miterben Friedrich Sch. 
verkauft. Dieſer hatte in Anrechnung auf den Übernahmepreis 
die Eintragung dreier Hypotheken für drei Geſchwiſter bewil⸗ 
ligt und beantragt. Am 29. Okt. 1934 erklärten die Beteilig⸗ 
ten die Auflaſſung. Friedrich Sch. beantragte, das Eigentum 
auf ihn umzuſchreiben und die drei Hypotheken in das Grund⸗ 
buch einzutragen. Das GBA. wies den Antrag zurück, weil 88 
SchuldReglG. der Eintragung der Hypotheken entgegenſtehe. 
Beſchw. und weitere Beſchw. hatten keinen Erfolg. 

Nach 88 SchuldReglG. iſt nach Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens die Belaſtung der zum Betriebe gehörenden 
Grundſtücke mit Hypotheken unzuläſſig. Von dieſem Grund⸗ 
ſatz hat die Rſpr. des Senats eine Ausnahme für den Fall zu⸗ 
gelaſſen, daß der im Entſchuldungsverfahren befindliche Be⸗ 
triebsinhaber ein Grundſtück hinzuerwirbt (IFG. 14, 119). Zu 
Unrecht beruft ſich der Beſchw§. auf dieſe Entſch. Deren Grund⸗ 
ſätze könnten nur angewendet werden, wenn das Entſchuldungs⸗ 
verfahren für den BeſchwF. eröffnet worden wäre, der zu der 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens nicht Eigentümer des 
Grundſtücks geweſen iſt. Im vorl. Falle iſt aber das Entſchul⸗ 
dungsverfahren über den Betrieb „der Scheſchen Erben“ eröff⸗ 
net worden, wie das Eintragungserſuchen des AG. v. 20. Okt. 
1934 ergibt und auch der BeſchwF. zugibt. Die Betriebsinhaber 
wollen alſo kein Grundſtück hinzuerwerben, ſondern im Gegen⸗ 
teil das zum Betriebe gehörende und von dem Entſchuldungs⸗ 
verfahren bereits erfaßte Grundſtück veräußern. Nun iſt zwar 
nach Art. 13 Abſ. 2 der 7. DurchfVO. z. Schuld ReglG. die Ver⸗ 
äußerung des Betriebes im Wege der Gutsüberlaſſung zuläſſig 
mit der Wirkung, daß der Erwerber die Weiterführung des 
Entſchuldungsverfahrens beantragen kann. Dieſe Sondervor⸗ 
ſchrift beſagt aber nichts darüber, daß bei dieſer Gelegenheit 
das Grundſtück zugunſten der bisherigen Betriebsinhaber be⸗ 
laſtet werden kann. Dem LG. iſt vielmehr im Ergebnis darin 
beizutreten, daß einer ſolchen Belaſtung der Zweck des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens entgegenſteht, weil die ungeſicherten Gläu⸗ 
biger dadurch benachteiligt werden (vgl. § 15 Abſ. 1 Schuld⸗ 
Regl®..). Sie iſt deshalb nicht zuläſſig. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 5. Mai 1937, 1 Wx 144/37.) 
H.] 
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33. ORG. — 8 35 SchuldRegl®. v. 1. Juni 1933 (ROBL. I, 
331); Art. 27 der 6. DurchfVO. z. Schuld ReglG3. v. 7. Juli 1934 
(RGBl. I, 609). Hat der Betriebsinhaber ohne Genehmigung des 
Gläubigers von einem Dritten eine Schuld übernommen, für die 
auf dem Grundſtück des Betriebsinhabers eine Grundſchuld ein⸗ 
getragen iſt, ſo gilt der Dritte für das Schuldenregelungsverfahren 
auch dann als Mitſchuldner des Betriebsinhabers, wenn die 
Schuldübernahme nicht im Zuſammenhang mit einer Grundſtücks⸗ 
veräußerung ftattgefunden hat. F) 

Der Bekl. und ſeine Ehefrau hatten durch notariellen Kauf⸗ 
vertrag vom 31. Dez. 1917 von der verwitweten Gutsbeſitzersehe⸗ 
frau S. deren Grundſtücke Flur Blatt 397, 805, 885, 775 und 
Stadt Blatt 682, 646 und 608 gekauft, die ihnen in der Folgezeit 
auch übereignet wurden. Durch notariellen Vertrag vom 14. Dez. 
1925 haben der Bekl., ſeine Ehefrau und Frau S. den Vertrag 
vom 31. Dez. 1917 wieder aufgehoben, jedoch mit der Maßgabe, 
daß der Verkauf und die Übereignung des Grundſtückes Stadt 
Blatt 682 an den Bekl. und ſeine Ehefrau beſtehen blieben, wäh⸗ 
rend die übrigen Grundſtücke an Frau S. rückübereignet wurden. 
In 8 3 des Vertrages vom 14. Dez. 1925 übernahm Frau ©. eine 
auf ſämtlichen genannten Grundſtücken — darunter auf dem 
Grundſtück Stadt Blatt 682 in Abt. III unter Nr. 8 — eingetragene 
Darlehnshypothek von 29 000 GM. (nominell 30 000 GM.) der 
Roggenrentenbank als Allein⸗ und Selbſtſchuldnerin mit der Ver⸗ 
pflichtung, den Bekl. und ſeine Ehefrau von der noch beſtehenden 
Verbindlichkeit und Haftung zu befreien. Die Roggenrentenbank 
war zur Pfandentlaſſung des Grundſtückes Stadt Blatt 682 nur 
gegen Tilgung eines Teilbetrages von 6000 GM. ihrer Poſt be⸗ 
reit. Da Frau S. ſelbſt zur Aufbringung dieſes Betrages nicht in 
der Lage war, wurde bei der Kl. ein noch zur Abdeckung eines 
Teilbetrages von 6000 GM. benötigter Kredit von 5 058,09 GM. 
aufgenommen, mit dem die Kl. das bei ihr beſtehende Konto des 
Bekl. belaſtete. Dieſer ließ auch — er ſtand auch im übrigen mit 
der Kl. in Geſchäftsverbindung — auf ſeinem und ſeiner Ehefrau 
geſamten Grundbeſitz zugunſten der Kl. am 10. Nov. 1931 eine 
Grundſchuld von 10 000 GM. eintragen. Am gleichen Tage wurde 
die Hypothek der Roggenrentenbank im Grundbuche Stadt Bl. 682 
gelöſcht. Von den 6000 GM. Teilbetrag, der im übrigen auf den 
Grundſtücken der Frau S. beſtehen bleibenden Roggenrentenbank⸗ 
hypothek, die infolge Tilgung Eigentümergrundſchuld der Frau S. 
geworden waren, trat Frau S. durch Urkunde vom 16. Nov. 1931 
einen Betrag von 5058,09 GM. an die Kl. ab. In der Urkunde 
vom 16. Nov. 1931 heißt es dazu: 

„Da B. zur Abdeckung dieſer 6000 GM. einen Betrag von 
5058,09 GM. gezahlt hat, trete ich, die Grundſtückseigentümerin, 
im Auftrage des B. von dieſer Eigentümergrundſchuld einen Be⸗ 
trag von 5058,09 GM. .. . an die Bank ab.“ 

Am 4. Dez. 1933 wurde für die Frau S. das landwirtſchaft⸗ 
liche Entſchuldungsverfahren eröffnet. In dieſem Verfahren mel⸗ 
dete die Kl. durch ſchriftliche Anmeldung vom 23. Dez. 1933 als 
9 gegen Frau S. den Betrag von 5058,09 GM. an. 

urch am 22. März 1935 beſtätigten Zwangsvergleich wurde unter 
Barauszahlung eines Spitzenbetrages die auf den Grundſtücken 
der 1 1015 S. laſtende Grundſchuld der Kl. um 50% gekürzt. Der 
verbleibende Betrag von 2520 e wurde in eine Tilgungshypo⸗ 
thek zugunſten der Kl. umgewandelt. — Am 14. Febr. 1934 wurde 
für den Bekl. ebenfalls das landwirtſchaftliche Entſchuldungsver⸗ 
fahren eröffnet. In dieſem Verfahren, das noch nicht abgeſchloſſen 
iſt, meldete die Kl. durch ſchriftliche Anmeldung vom 23. Febr. 
1934 eine Geſamtforderung von 10 373 AA an, in der die oben 
erwähnten 5058,09 2.4 als angebliche Forderung gegen den Bekl. 
mitenthalten waren. Der Bekl. beſtreitet die von der Kl. angemel⸗ 
dete Forderung in Höhe des in dem Entſchuldungsverfahren S. 
ekürzten Teiles von 2520 u, der 5058,09 . Das Ent- 
chuld A. hat der Kl. aufgegeben, die hiernach zwiſchen den Par⸗ 
teien ſtreitige Frage, ob im Entſchuldungsverfahren des Bekl. eine 
Forderung von 10373 AM oder aber eine ſolche von 7853 AM 
zu berückſichtigen ſei, im Prozeßwege entſcheiden zu laſſen. Aus 
dieſem Grunde hat die Kl. die gegenwärtige Klage erhoben. Die 
Kl. hat dazu weiter vorgetragen: 

Sie habe einen Kredit lediglich dem Bekl., nicht der Frau 
S. eingeräumt. Dabei habe ſie zwar zu ihrer mehreren Sicherheit 
ſich von der Frau S. die auf deren Grundſtücken zur Entſtehung 
gelangte Grundſchuld in Höhe von 5058,59 e, abtreten laſſen 
und ſich inſoweit die Zinſen auch direkt von der Frau S. zahlen 
laſſen. Das ändere aber nichts daran, daß ein Schuldverhältnis 
lediglich zwiſchen den Parteien beſtanden habe. Wenn die Kl. 
trotzdem in dem Entſchuldungsverfahren S. ihre Forderung an⸗ 
gemeldet habe, ſo ſei das aus der treuhänderiſchen Stellung der 
Kl. gegenüber dem Bekl. zu erklären. Es beſtehe daher kein ge⸗ 
ſetzlicher Grund, aus dem heraus die Kl. ſich die in dem Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren S. erfolgte Kürzung auf ihre allein maßgeb⸗ 
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lichen Beziehungen zu dem Bekl. anrechnen laſſen müſſe; insbeſ. 
ſeien die Vorausſetzungen des § 35 Schuld ReglG. nicht gegeben. 
Die Kl. hat daher beantragt, feſtzuſtellen, daß der Bekl. der Kl. 
nicht nur 7853 ., fondern insgeſamt 10 873 S ſchulde. Der 
Bekl. hat beantragt, die Klage abzuweiſen. Er hat geltend gemacht, 
daß die Parteien lich bei Abtretung der Grundſchuld von 
5058,09 2A an die Kl. darüber einig geweſen ſeien, daß der 
Bekl. in Höhe des Grundſchuldbetrages aus der Schuldhaft ent⸗ 
laſſen werden ſollte, jedenfalls aber er und Frau S. als Geſamt⸗ 
ſchuldner i. S. des § 35 Schuld ReglG. anzuſehen ſeien. 

Durch Urteil vom 22. Sept. 1936 hat das LG. feſtgeſtellt, daß 
der Bekl. über die in dieſem Verfahren nicht im Streit befind⸗ 
lichen 7853 H hinaus der Kl. 2520 Hell ſchuldet. Der Bekl. hat 
gegen das Urteil Berufung eingelegt und beantragt, das ange⸗ 
fochtene Urteil dahin zu ändern, daß die Kl. mit der Kl. abge⸗ 
wieſen wird. 

Die Kl. beantragt, die Berufung des Bekl. zurückzuweiſen. 

Die Berufung des Bekl. iſt begründet. Der Streit der Par⸗ 
teien geht darum, ob die Kl. den im Entſchuldungsverfahren der 
Frau S. gekürzten Teil von 2520 RA des von ihr gewährten 
Kredites von 5058,09 ., bon dem Bekl. beanspruchen kann. 
Wenn der Bekl. in der Berufungsbegründung beſtreitet, überhaupt 
Schuldner des gewährten Darlehns geworden zu ſein, ſo kann er 
damit keinen Erfolg haben. Die Ausſage des Zeugen J. ergibt 
vielmehr, daß der Darlehnsvertrag zwiſchen der Kl. und dem 
Bekl. abgeſchloſſen worden iſt und die Kl. die Gewährung eines 
Darlehns an Frau S. ausdrücklich ablehnte. Die Kl. hat dann 
im Auftrage des Bekl. für die Summe von 5058,09 .2.# die 
Pfandentlaſſung des von der Frau S. an den Bekl. verkauften 
Grundſtückes erwirkt und von dem Bekl. ein Schuldanerkenntnis 
dafür erhalten. Zur weiteren Sicherheit dieſer Forderung hat 
Frau S. an die Kl. in gleicher Höhe die entſtandene Grund⸗ 
ſchuld abgetreten. Dieſer Zuſammenhang erhellt auch aus der 
notariell beglaubigten Abtretungserklärung vom 16. Nov. 1931 
(Grundakten Stadt Bl. 682 S. 118), in der es heißt, daß 
die Abtretung der Grundſchuld von 5058,09 , an die Kl. er⸗ 
folgt, da der Bekl. zur Abdeckung der 6000 GM. einen Betrag 
von 5058,09 , gezahlt hat. Die Kl. hat nach der Ausſage des 
Zeugen J. auch nicht etwa nach erfolgter Abtretung der Grund⸗ 
ſchuld an ſie den Bekl. inſoweit aus der Schuldhaft entlaſſen. Im 
Gegenſatz zu der Auffaſſung des Bekl. iſt daher davon auszugehen, 
daß er, und zwar er allein, perſönlicher Schuldner des von der 
Kl. gewährten Kredites geworden und geblieben iſt, und dieſer 
durch die von der Frau S. abgetretene Grundſchuld lediglich 
dinglich geſichert worden iſt. Dem ſteht nicht entgegen, daß die 
Kl. in ihrer Anmeldung in dem Entſchuldungsverfahren S. von 
einer Forderung gegen Frau S. ſpricht und ſich von ihr ein 
Schuldanerkenntnis über den Betrag von 5058,09 , hat geben 
laſſen (das ſich allerdings nicht mehr bei den Akten befindet). Be⸗ 
reits der Vorderrichter hat dazu zutreffend ausgeführt, daß das 
offenbar in Wahrnehmung des dinglichen Rechtes der Kl. gegen 
Frau S. geſchehen iſt. Ebenfalls kann Gegenteiliges nicht daraus 
gefolgert werden, daß die Kl. in der Klageſchrift und dem ur⸗ 
ſprünglichen Klageantrage den Bekl. und Frau S. als Geſamt⸗ 
ſchuldner bezeichnet hat. Einmal hat die Kl. damit anſcheinend 
nur das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Bekl. und Frau S. hin⸗ 
ſichtlich des nichtgekürzten Teiles ihrer Forderung kennzeichnen 
wollen. Sodann könnte ſich eine nach den vorher gemachten Aus⸗ 
führungen unrichtige Bezeichnung des Bekl. und der Frau S. als 
Geſamtſchuldner auch nicht dahin auswirken, daß beide, trotzdem 
feſtgeſtellt worden iſt, daß das Darlehn allein dem Bekl. gegeben 
worden iſt, als Schuldner derſelben Leiſtung anzuſehen wären. 
Es iſt daher nicht zu beanſtanden, wenn das LG. die unmit⸗ 
telbare Anwendbarkeit des § 35 Schuld ReglG. in Ermangelung 
des Gegebenſeins der in dieſer Vorſchrift aufgeführten Voraus⸗ 
ſetzungen verneint hat. 

Das LG. hat aber nicht geprüft, ob der Bekl. und Frau S. 
auf Grund der befonderen, in den Art. 26 Abf. 2, 27 der 6. Durchf⸗ 
BO. z. Schuld ReglG. v. 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) enthaltenen 
Vorſchriften über Mitſchuldnerſchaft als Mitſchuldner anzuſehen 
find, Keine Anwendung finden kann von dieſen Vorſchriften der 
von dem Bekl. angezogene Art. 26 Abſ. 2 a. a. O, der beſagt, daß 
ein Dritter, der Eigentümer des mit der Hypothek (oder mit der 
Grundſchuld; vgl. Abſ. 4 a. a. O.) belaſteten Grundſtücken iſt, für 
das Schuldenregelungsverfahren als Mitſchuldner des Betriebs” 
inhabers gilt. Denn dort wird vorausgeſetzt, daß der Betriebs” 
inhaber, in deſſen Entſchuldungsverfahren die Herabſetzung erfolgt, 
der verſönliche Schuldner und ein Dritter Eigentümer des mit 
der Hypothek oder Grundſchuld belaſteten Grundſtückes iſt, wah 
rend vorliegendenfalls umgekehrt die Herabſetzung nicht in einem 
Entſchuldungsverfahren des perſonlichen Schuldners (das iſt der 
Bell.), ſondern in dem Entſchuldungsverfahren eines Dritten, nut 
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dinglich verhafteten (das iſt Frau S.) erfolgt iſt (vgl. Harme⸗ 
ning⸗ Pätzold, „Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung“, 
2. Aufl., S. 612 Nr. 52 und Pfundtner⸗Neubert, „Das 
neue Deutſche Reichsrecht“, III. b3, S. 75 f.). Dagegen regelt 
Art. 27 a. a. O. den hier gegebenen umgekehrten Fall, daß eine 
Forderungsherabſetzung in dem Entſchuldungsverfahren eines 
lediglia dinglich verhafteten Grundeigentümers erfolgt, ein Drit- 
ter aber Schuldner der perſönlichen Forderung iſt. Art. 27 be⸗ 
ſtimmt nämlich, daß, falls ein Betriebsinhaber ohne Genehmigung 
des Gläubigers von einem Dritten eine Schuld übernommen hat, 
für die auf dem Grundſtücke des Betriebsinhabers ein Grund⸗ 
pfandrecht eingetragen iſt, der Dritte für das Schulden regelungs⸗ 
verfahren als Mitſchuldner des Betriebsinhabers gilt. Hier hat 
die Kl. das Darlehn dem Bekl. gewährt und es ſeiner Beſtim⸗ 
mung gemäß einem Gläubiger der Frau S. zu deſſen teilweiſer 
Befriedigung zugeführt. Im Verhältnis zu dem Bekl. iſt Frau S. 
nach dem zwiſchen ihr und dem Bekl. beſtehenden Rechtsverhältnis 
verpflichtet, die Kl. zu befriedigen. Um dies zu erreichen und 
gleichzeitig zur mehreren Sicherheit der Kl. hat Frau S. die 
Grundſchuld an die Kl. abgetreten. Frau S. hat alſo die Schuld 
des Bekl. übernommen, ohne daß die Kl. dies genehmigt hätte. 
Es hat alſo der Betriebsinhaber (das iſt Frau S.) ohne Geneh⸗ 
migung des Gläubigers (das iſt Kl.) von einem Dritten (das iſt 
der Bekl.) eine Schuld übernommen, für die auf dem Grundſtück 
des Betriebsinhabers (das iſt Frau S.) ein Grundpfandrecht ein⸗ 
getragen iſt, und es gilt ſomit nach dem unzweifelhaft erfüllten 
Wortlaut des Art. 27 a. a. O. der Dritte (das iſt der Bekl.) für 
das Schuldenregelungsverfahren als Mitſchuldner des Betriebs⸗ 
inhabers (das iſt Frau S.). Nun iſt zwar nicht zu verkennen, daß 
Art. 27 vom Geſetzgeber in erſter Linie im Hinblick auf einen 
anderen Tatbeſtand, nämlich auf den Fall, daß ein mit einer 
Hypothek belaſtetes Grundſtück veräußert wird und der Erwerber 
die der Hypothek zugrunde liegende Schuld übernimmt, der Gläu— 
biger aber die Schuldübernahme nicht genehmigt (vgl. § 416 
BGB.), geſchaffen iſt (vgl. Harmening⸗ Pätzold a. a. O. 
S. 612 Anm. 52 und Pfundtner⸗Neubert a. a. O. S. 76). 
In dem Kommentar von Harmening⸗Pätzold wird dazu 
auch bemerkt (a. a. O. S. 613 Anm. 54 am Schluß), daß die in 
Art. 27 getroffene Regelung ſich für den Fall, daß die Schuld— 
übernahme im Zuſammenhang mit einem Grundſtückserwerb er⸗ 
folgt, damit rechtfertigt, daß es unbillig wäre, dem perſönlichen 
Schuldner, der das Grundſtück aus der Hand gegeben hat, die 
Erleichterungen zu verſagen, die man im Intereſſe der Erhaltung 
des landwirtſchaftlichen Betriebs für notwendig hält. Dagegen ſoll 
nach Harmening⸗Pätzold a. a. O. Anm. 55 in anderen 
Fällen, in denen die Schuldübernahme nicht gemäß § 416 BGB. 
im Zuſammenhang mit einer Grundſtücksveräußerung erfolgt, die 
Anwendbarkeit des Art. 27 nicht gegeben ſein. 


Trotzdem hält der Senat den Art. 27 auch im vorl. Fall für 
anwendbar. Einmal geht, wie auch bei Harmening⸗ 
Pätzold a. a. O., S. 613 Anm. 55, nicht verkannt wird, die weit⸗ 

ehende Faſſung des Art. 27 über den Einzelfall des $ 416 BGB. 
Ange und umfaßt, wie bereits dargelegt, jedenfalls wortlaut⸗ 
mäßig auch den hier gegebenen Tatbeſtand. Die Anwendung des 
Art. 27 rechtfertigt ſich jedoch im vorl. Fall, wie im Gegenſatz zu 
der Auffaſſung der Kl. feſtzuſtellen iſt, auch aus für die Auslegung 
der entſchuldungsrechtlichen Vorſchriften ſtets beſonders mahgeb- 
lichen wirtſchaftlichen Erwägungen. Zunächſt iſt auch hier die Er⸗ 
füllungsübernahme der Frau S. im Zuſammenhang mit einer 
Grundſtücksveräußerung erfolgt, wenn auch in anderem Sinne und 
in anderem Umfange als im Falle des § 416 BGB. Dort ſoll 
der Veräußerer, der das Grundſtück aus der Hand gegeben hat 
und perſönlicher Schuldner geblieben iſt, geſchützt werden, weil 
er den verhafteten Entſchuldungsbetrieb fortgegeben hat und nor⸗ 
malerweiſe zu einer Abwälzung der Schuld an den Erwerber den 
jetzigen Betriebsinhaber, berechtigt iſt. Hier iſt der Bekl. ebenfalls 
nicht Inhaber des eutſchuldeten Betriebes und im Verhältnis zu 
der Betriebsinhaberin, Frau S., zu einer Abwälzung der Schuld 
an ſie berechtigt. Auch iſt zu beachten, daß er die Schuld nicht 
etwa im kapitaliſtiſchen Intereſſe des Zinsgewinns eingegangen 
iſt, ſondern daß er eingeſprungen iſt, um es der Veräußerin, 
Frau S., zu ermöglichen, ihrer Verpflichtung zur Entpfändung 
des an ihn verkauften Grundbeſitzes nachzukommen und ſo das 
Grundſtück freizumachen, was an ſich Sache der Betriebsinhaberin, 
Frau S., geweſen wäre. Wenn die Kl. demgegenüber meint, es 
könne ſich doch nicht zu ihrem Schaden auswirken, daß ſie ſich 
ſeinerzeit zur Mehrung der Sicherheit ihrer perſönlichen Forde⸗ 
rung gegen den Bekl. eine zuſätzliche Sicherung durch Abtretung 
der Grundſchuld auf dem Grundbeſitz der Frau S. habe geben 
laſſen, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß hier die Kl. von vorn⸗ 
herein nicht nur die Sicherheit, ſondern auch die Ent⸗ 
ſtehung ihrer Forderung mit dem Grundbeſitz der Frau S. ver⸗ 
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knüpft hat und daß, wirtſchaftlich geſehen, nicht die Stellung der 
Betriebsinhaberin Frau S., ſondern vielmehr die des Bekl. der 
eines Bürgen gleich kommt. Für den vorl. Fall iſt die Anwend⸗ 
barkeit des Art. 27 daher zu bejahen. Damit iſt dargetan, daß der 
Bekl. hinſichtlich der hier in Frage kommenden im Entſchuldungs⸗ 
verfahren der Frau S. dinglich herabgeſetzten Schuld als Mit⸗ 
ſchuldner der Frau S. gilt. Nach § 35 SchuldRegl®. und Art. 29 
der 6. DurchfVO. z. SchuldReglGG. wirken daher die im Entſchul⸗ 
dungsverfahren der Frau S. erfolgte Herabſetzung der Schuld und 
die ſonſt hinſichtlich der Reſtſchuld dort getroffene Regelung auch 
für den Bekl. Daraus folgt, daß die Klage in Abänderung des 
angefochtenen Urteils abzuweiſen war. 

(OLG. Marienwerder, 2. ZivSen., Urt. v. 19. Febr. 1937, 2 U 
181/36.) 


Anmerkung: Der Tatbeſtand des Urteils gibt zu einigen 
grundſätzlichen Bemerkungen Anlaß. Es kommt mir dabei jedoch 
nicht darauf an, die Entſch. in ihrem Ergebnis zu würdigen, was 
ja auch ohne genaues Studium des Akteninhalts gar nicht ge⸗ 
ſchehen konnte, ſondern ich will an der Hand des Tatbeſtandes dar⸗ 
legen, welchen rechtlichen Schwierigkeiten der Richter bei Schuld⸗ 
oder Mithaftungsverhältniſſen begegnet, Schwierigkeiten, die, in 
einem Falle wie dem vorliegenden, ihren Grund letzten Endes in 
der forderungsloſen Grundſchuld haben. Zu dieſem Zweck ſoll der 
Tatbeſtand des Urteils ſo vereinfacht werden, daß das, worauf es 
mir anzukommen ſcheint, deutlicher hervortritt. 

Frau S. braucht Geld, ſagen wir 5000. Sie wendet ſich des⸗ 
wegen an den Bekl., der Kredit bei der Kl. (Bank) hat. Die Kl. 
will nur dem Bekl. einen Kredit geben. Der Bekl. nimmt im 
Intereſſe der Frau S. den Kredit von 5000 bei der Kl. auf und 
gibt das Geld weiter an Frau S. Als Sicherheit erhält die Kl. 
eine auf dem Grundſtück des Bekl. eingetragene Grundſchuld. 
Dieſe Grundſchuld wird bei den folgenden Betrachtungen keine 
beſondere Rolle ſpielen. Die Schwierigkeit, die in den Tatbeſtand 
kommt, liegt darin, daß die Empfängerin des Geldes auch ihrer⸗ 
ſeits eine Sicherheit in Geſtalt einer Grundſchuld gibt und daß 
man mit dieſer Grundſchuld in Verlegenheit kommt. Frau S. 
tritt nämlich eine Eigentümergrundſchuld von 5000, die ſie auf 
ihrem Grundſtück hat, „im Auftrage des Bekl.“ an die Kl. ab. 
Welche Bedeutung hat dieſe Abtretung? Soll die Grundſchuld dazu 
dienen, die Forderung der Kl. gegen den Bekl. ſichern? Oder ſoll 
die Grundſchuld etwa als Sicherheit für die Forderung des Bekl. 

egen Frau S. beſtimmt ſein, zunächſt aber als Sicherung für die 
Forderung der Kl. gegen den Bekl. verwendet werden? Dafür 
könnte die Tatſache ſprechen, daß Frau S. vielleicht um die Koſten 
einer zweimaligen Abtretung zu erſparen, die Grundſchuld im 
Auftrage des Bekl. unmittelbar an die Kl. abgetreten hat. Im 
letzteren Falle würde der Bekl. der Verpfänder ſein, was zur Folge 
hätte, daß die Grundſchuld an ihn zurückfallen würde, ſobald die 
Kl. wegen ihrer Forderung gegen ihn befriedigt iſt. Da die 
Grundſchuld ſachenrechtlich mit einer beſtimmten Forderung nicht 
notwendig verbunden iſt, vielmehr als abſtraktes dingliches Recht 
geltend gemacht werden kann, beſteht für Frau S. die Gefahr, daß 
zwei aus eins gemacht wird: Im Hinblick auf die abſtrakte Natur 
der Grundſchuld könnte die Kl. Zahlung don 5000 aus dem 
Grundſtück der Frau B. verlangen, außerdem kann der Bekl. von 
ihr 5000 verlangen. Die Sache wäre dann in Ordnung, wenn das 
Rechtsgeſchäft mit der Grundſchuld ſo geſtaltet würde, wie es 
dem wirtſchaftlichen Vorgang am beſten entſpricht. Wenn Frau S. 
mit ihrer Grundſchuld eine Forderung ſichern will, dann liegt es 
nahe, die Sicherheit ihrem Glaubiger, dem Bekl. zu geben, der 
ihr das Geld gegeben hat. Der Bekl. hätte dann eine durch Grund⸗ 
ſchuld geſicherte Forderung gegen Frau S. Will die Kl. eine zu⸗ 
ſätzliche Sicherheit haben, ſo könnte der Bekl. feine durch Grund⸗ 
ſchuld geſicherte Forderung (alſo Forderung und Grundſchuld zu⸗ 
ſammen) an die Kl. verpfänden oder ſicherungshalber abtreten. 
Dabei muß die Grundſchuld zweimal abgetreten werden. Will man 
jedoch die doppelte Abtretung der Grundſchuld vermeiden, ſo 
könnte Frau S. die Grundſchuld im Auftrage des Bekl. aber als 
deſſen Sicherheit unmittelbar an die Kl. abtreten. Der Bell. müßte 
dann aber noch ſeine Forderung an die Kl. abtreten, damit 
wieder Sicherheit und geſicherte Forderung in eine Hand kommt 
und nicht durch die abſtrakte Natur der Grundſchuld zwei aus 
eins gemacht wird. Auf dieſe Weiſe ließe ſich eine klare und wohl 
auch wirtſchaftlich richtige Rechtslage ſchaffen: Die (durch Grund⸗ 
ſchuld auf dem Grundſtuͤck des Bekl. geſicherte) Forderung der Kl. 
gegen den Bekl. wäre geſichert durch eine (durch Grundſchuld auf 
dem Grundſtück der Frau S. geſicherte) Forderung gegen Frau S. 

Nach dem Tatbeftand des Urteils iſt erſt Frau S., ſpäter 
auch der Bekl., in das Schuldenregelungsverfahren gegangen. In 
dem Verfahren der Frau S. hat die Kl. — die Zahlen werden 
hier vereinfacht — als Forderung 5000 angemeldet. Unter Kür⸗ 
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zung der Auſprüche auf 2500 iſt ihr eine Tilgungshypothek von 
2500 zugeſprochen worden. In dem Entſchuldungsverfahren des 
Bekl. hat die Kl. wiederum eine Forderung von 5000 angemeldet. 
Der Streit iſt nun darum gegangen, ob die Kl. mit ihrer Forde⸗ 
rung gegen den Bekl. im Entſchuldungsverfahren des Bekl. nur 
noch mit 2500 zu berückſichtigen iſt. 

Wie die Kl. in dem Entſchuldungsverfahren der Frau S. 
dazu gekommen iſt, daß ſie eine Tilgungshypothek erhalten hat, 
läßt ſich aus dem Tatbeſtand nicht feſtſtellen. Zur Hypothek gehört 
eine Forderung. Wenn die Kl. nur die Grundſchuld, die ihr von 
Frau S. abgetreten worden iſt, angemeldet hätte, dann hätte es 
zur Bildung einer Hypothek an der dazugehörigen Forderung ge⸗ 
fehlt. Die Tatſache, daß die Kl. eine Tilgungshypothek von 2500 
erhalten hat, wird man ſich deshalb nur ſo erklären können, daß 
die Kl. die auf dem Grundſtück der Frau B. eingetragene Grund⸗ 
ſchuld und dazu die Forderung des Bekl. gegen Frau S. ange⸗ 
meldet hat. Dafür ſpricht, daß die Kl. die Anmeldung einer For⸗ 
derung mit ihrer treuhänderiſchen Stellung gegenüber dem Bekl. 
begründet hat, und daß über das Schickſal der Forderung des 
Bekl. gegen Frau S. gar keine Rede mehr iſt. Liegt der Sach⸗ 
verhalt ſo, dann iſt auch alles in beſter Ordnung. Im Entſchul⸗ 
dungsverfahren der Frau S. wäre das zuſätzliche Pfand, das die 
Kl. in Händen hat (nämlich die durch Grundſchuld geſicherte For⸗ 
derung des Bekl. gegen Frau S.) geregelt worden, und zwar 
dahin, daß die Kl. nunmehr als Pfand eine Tilgungshypothek von 
2500 hat. 

Iſt aber in dem Entſchuldungsverfahren der Frau B. nur 
das Pfand (die Sicherheit) der Kl. geregelt worden, dann ſteht 
der Kl. im Verfahren des Bekl. eine Forderung von 5000 (nämlich 
die durch das Pfand geſicherte Forderung) zu. Dieſe Forderung 
iſt durch Grundſchuld auf dem Grundſtück des Bekl. geſichert. 
Wenn die Grundſchuld innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze 
liegt, dann erhält die Kl. — wenn man die Beſonderheiten der 
Ablöſung außer Betracht läßt — eine mündelſichere Tilgungs⸗ 
hypothek von 5000. Nach der Regelung der Forderung eines Glau⸗ 
bigers im Schuldenregelungsverfahren, wobei der Gläubiger auch 
eine dingliche, im Rahmen der Zinsleiſtungsfähigkeit des Grund⸗ 
ſtücks liegende dingliche Sicherheit erhält, beſteht nach der Auf⸗ 
faſſung des Geſetzes für den Gläubiger grundſätzlich kein Bedürf⸗ 
nis mehr für eine zuſaätzliche Sicherheit. Mit der Rechtskraft der 
Schuldenregelung im Verfahren des Bekl. würde deshalb die zu⸗ 
ſätzliche Sicherheit, welche die Kl. in Geſtalt der Tilgungshypothek 
von 2500, eingetragen auf dem Grundſtück der Frau S., in Hän⸗ 
den hat, freiwerden und an den Bekl. zurückfallen (Art. 29 Abſ. 2 
der 6. DurchfVO. z. Schuld ReglG.). 


Hiernach würde ich zu folgendem Ergebuis kommen: Die Kl. 
kann gegen den Bekl. die Forderung von 5000 geltend machen. 
Wird dieſe Forderung in dem Entſchuldungsverfahren des Bell. 
geregelt, ſo wird die zuſätzliche Sicherung, welche die Kl. in Ge⸗ 
ſtalt der ihr im Entſchuldungsverfahren der Frau S. zugeſpro⸗ 
chenen Tilgungshypothek von 2500 in Händen hat, frei. Dieſe 
Tilgungshypothek fällt an den Bekl. zurück, der in ihr eine Deckung 
für ſeine der Kl. gegenüber beſtehende Schuld hat. Schneidet die 
Kl. mit ihrer Forderung im Entſchuldungsverfahren des Bekl. 
beſſer ab, als der Bekl. im Entſchuldungsverfahren der Frau S., 
dann hat der Bekl. einen Verluſt. Die Kl. hat nominell keinen 
Kapitalverluſt, wenn ihre Hypothek auf dem Grundſtück des Bekl. 
mündelſicher iſt. Das Schickſal ihrer Forderung richtet ſich alſo 
ganz nach den Verhältniſſen des Bekl., während der Bekl. das 
Riſiko der Leiſtungsfähigkeit der Frau S. trägt. Dieſes Ergebnis 
ſcheint mir im Einklang damit zu ſtehen, daß die Kl. ihren Kredit 
nur dem Bekl. hat geben wollen und gegeben hat. Ihr einen 
anderen Schuldner oder Mitſchuldner gegen ihren Willen aufzu⸗ 
zwingen, liegt m. E. keine Veranlaſſung vor. Die zuſätzliche Siche⸗ 
rung, die ſie ſich hat geben laſſen, verliert ſie nach dem Grundſatz 
des Art. 29 der 6. Durchf VO. Sie wird aber deshalb, weil fie ſich 
dieſe zuſätzliche Sicherheit hat geben laſſen, nicht ſchlechter geſtellt 
werden können, als wenn ſie den Kredit ohne die zuſätzliche Sicher⸗ 
heit gegeben hätte. 

Dieſe Gedankengänge ſtelle ich den rechtlichen Erwägungen 
des OLG. gegenüber, zu denen ich noch kurz folgendes bemerken 
möchte. Gegen die Heranziehung des Art. 27 der 6. DurchfVO., 
auf den das Os. feine Entſch. ſtützt, habe ich das grundſätzliche 
Bedenken, daß die Vorſchrift dem Gläubiger einen Schuldner auf⸗ 
zwingt, den der Gläubiger nicht als Schuldner hat haben wollen. 
Das iſt der Grund, weswegen in der von dem OLG. erwähnten 
Kommentarſtelle die einſchränkende Auslegung der Vorſchrift be⸗ 
fürwortet worden iſt und weswegen ich auch hier den Art. 27 der 
6. Durchf VO. nicht für anwendbar halte. 

Die Erörterung des Falles dürfte gezeigt haben, welche 
Schwierigkeiten durch die abſtrakte Grundſchuld hervorgerufen 


werden. Trotzdem erfreut fte ſich beſonders bei der Sicherung von 
Bankkrediten großer Beliebtheit. Das Gefährliche an ihr iſt, daß 
ſie nicht notwendig mit einer beſtimmten Forderung verbunden 
iſt, ſondern losgelöſt von der Forderung ſozuſagen vagabun⸗ 
dieren kann. Auch in dem hier behandelten Tatbeſtand des 
Os Gurt. kommt man rechtlich deshalb in Verlegenheiten, weil 
eine Unſicherheit darüber beſteht, welche Forderung durch die 
Grundſchuld geſichert werden ſoll. In der Prapis find ſolche Fälle 
noch kraſſer vorgekommen, und zwar auch bei Tatbeſtänden, bei 
denen es ſich um einen zweiſtufigen Kredit handelte: Der Grund⸗ 
eigentümer nimmt bei einer Bank (Zwiſcheninſtitut) einen Kredit 
auf und gibt dem Zwiſcheninſtitut zur Sicherung dieſes Kredits 
eine Grundſchuld. Das Zwiſcheninſtitut bekommt das Geld ſeiner⸗ 
ſeits von der Zentralbank und gibt ihr zur Sicherung ihrer For⸗ 
derung den Grundſchuldbrief. Dann kommt es im Entſchuldungs⸗ 
verfahren des Grundeigentümers vor, daß erſtens die Zentralbank 
ihre abſtrakte Grundſchuld zur Zahlung anmeldet und zweitens das 
Zwiſcheninſtitut den Kredit, den es dem Grundeigentümer gegeben 
hat, zur Zahlung anmeldet. Auch hier iſt mit Hilfe der abſtrakten 
Natur der Grundſchuld zwei aus eins gemacht. Der Grundeigen⸗ 
tümer ſchuldet den Darlehnsbetrag nur einmal, trotzdem wird er 
in Höhe des Darlehnsbetrages zweimal in Anſpruch genommen. 
Wie kann dem Grundeigenkümer geholfen werden? Meines Er⸗ 
achtens nur ſo, daß die Grundſchuld, die eine Forderung ſichern 
ſoll, wieder mit der geſicherten Forderung zuſammengebracht wird. 
Die Zentralbank müßte alſo den Grundſchuldbrief, der ihr als 
Sicherheit gegeben worden iſt, wieder an das Zwiſcheninſtitut 
zurückgeben. Wenn das die Zentralbank nicht will, dann muß ſie 
ſich von dem Zwiſcheninſtitut die geſicherte Forderung, das iſt die 
Forderung des Zwiſcheninſtituts gegen den Grundeigentümer, ab⸗ 
treten laſſen. Wird ſo verfahren, dann kann die Zentralbank in 
dem Entſchuldungsverfahren des Grundeigentümers die durch 
Grundſchuld geſicherte Forderung anmelden. Die Forderung ſteht 
aber dem Zwiſcheninſtitut zu und iſt in der Hand der Zentralbank 
nur ein Pfand oder eine Sicherheit. Wird die Forderung im 
Schuldenregelungsverfahren geregelt, ſo wird daraus, wenn ſie 
feſtgeſchrieben wird, eine Hypothek, deren Gläubigerin das Zwi⸗ 
ſcheninſtitut iſt, die aber mit einem Pfandrecht zugunſten der 
Zentralbank belaſtet iſt. Zu dieſem Ergebnis muß man m. E. auch 
dann kommen, wenn ſich etwa der Grundeigentümer dem Zwi⸗ 
ſcheninſtitut gegenüber durch einen Revers damit einverſtanden 
erklärt hat, daß die Bank die Grundſchuld zu Finanzierungszwecken 
verwenden darf. Denn auch bei einer ſolchen Abrede iſt doch wohl 
als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß die Bank, wenn ſie der Ab⸗ 
rede entſprechend verfährt, jedenfalls dafür ſorgen muß, daß der 
Grundeigentümer durch Finanzierung und Refinanzierung nicht 
doppelt belaſtet wird. Der richtige Weg beim zweiſtufigen Kredit⸗ 
geſchäft dürfte deshalb der ſein, daß das Zwiſcheninſtitut die durch 
Grundſchuld geſicherte Forderung, alſo Forderung und Grund⸗ 
ſchuld ſicherungshalber an die Zentralbank abtritt. Sollte in der 
Praxis aus Gründen der Koſtenerſparnis unter Ausnützung der 
abſtrakten Natur der Grundſchuld ſo verfahren werden, daß das 
Zwiſcheninſtitut nur den Grundſchuldbrief an die Zentralbank 
übergibt, nicht aber ſeine durch die Grundſchuld geſicherte Forde⸗ 
rung an die Zentralbank abtritt, ſo ſind die beiden Inſtitute 
jedenfalls dem Darlehnsnehmer gegenüber verpflichtet, dafür zu 
ſorgen, daß mit Hilfe der Grundſchuld nicht zwei aus eins ge⸗ 
macht wird. 

Zur künftigen Rechtserneuerung bietet die hier erörterte 
Rechtslage Stoff für die Frage, ob die abſtrakte Grundſchuld in 
ihrer gegenwärtigen Struktur beibehalten werden kann. 

Min R. Dr. Pätzold, Berlin. 


* 


34. KG. — 88 49, 80, 91, 92 Abſ. 2, 93 SchuldReglG.; 
4. DurchfVO. Art. 1, 3. Die Mündelſicherheitsgrenze und der 
Betriebswert eines eutſchuldeten Grundſtückes ſind nicht in das 
Grundbuch einzutragen. 


Die rechtskräftige Beſtätigung des Entſchuldungsplanes hat 
nach 891 Schuld ReglGg. die Entſtehung eines Belaſtungsverbo⸗ 
tes zur Folge, wonach das entſchuldete Grundſtück nur noch in⸗ 
nerhalb der Mündelſicherheitsgrenze und nur mit unkündbaren 
Tilgungshypotheken neu belaſtet werden darf. Dieſes Be⸗ 
laſtungsverbot iſt ei allgemein wirkendes geſetzliches Verfü⸗ 
gungsverbot im Sinne des 8 134 BGB. (Harmening⸗ 
Paetzold, „Landwirtſchaftliche Schuldenregelung“ 8 81 
Anm. 9). Solche Verbote bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit grund⸗ 
ſätzlich nicht der Eintragung in das Grundbuch und ſind deshalb 
auch nicht einzutragen (KJ. 50, 170). Nun beſtimmt freilich 
8 80 SchuldgeglG., daß die durchgeführte Entſchuldung des 
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Grundſtückes gleichwohl durch einen in Abt. II des Grundbuches 
einzutragenden Vermerk kenntlich zu machen iſt, und zwar mit 
den ausdrücklich vorgeſchriebenen Worten: „Das Grundſtück un⸗ 
terliegt der Entſchuldung.“ Damit wird der Grundſatz durch⸗ 
brochen, daß allgemein wirkende geſetzliche Verfügungsverbote, 
die nicht zum Inhalte des Grundbuches gem. § 892 BGB. ge⸗ 
hören und demgemäß durch den öffentlichen Glauben in ihrer 
Wirkſamkeit nicht beeinträchtigt werden können, aus dem Grund⸗ 
buche fernzuhalten find. § 80 Schuld ReglG. enthält alſo eine 
Ausnahme. Damit iſt zwar eine Anordnung der Vorſchrift 
in einem über ihren Wortlaut hinausgehenden Sinne nicht 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Eine ſolche ausdehnende Auslegung 
iſt aber, zumal bei einem ſo klaren Geſetzeswortlaut wie im 
vorl. Falle, nur dann möglich, wenn ſie innerhalb der für 
die Vorſchrift maßgebend geweſenen Erwägungen des Geſetz— 
gebers liegt und durch die Rückſicht auf den mit ihr verfolgten 
Zweck geboten iſt. Der Grund für die Zulaſſung der Eintragung 
des Entſchuldungsvermerkes iſt nun offenbar der, daß die Be- 
ſchränkung wenigſtens nachrichtlich aus dem Grundbuche her- 
vorgehen ſoll, um nach Möglichkeit keinen Irrtum über die 
beſondere rechtliche Eigenſchaft des Grundſtückes aufkommen zu 
laſſen. Gegenüber dem inſoweit zweifellos beſtehenden Klar⸗ 
ſtellungsbedürfnis find beachtliche Bedenken im Hinblick auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuches kaum zu erheben. Durch 
die Eintragung des Vermerkes wird zwar der Eindruck erweckt, 
als ob er zum Inhalte des Grundbuches i. S. des § 892 BGB. 
gehörte; das iſt aber unſchädlich, weil ſich an ihn auch in dieſem 
Falle kein gutgläubiger Erwerb anſchließen könnte. Anders 
würde es ſich aber mit der Eintragung der Mündelſicherheits⸗ 
grenze verhalten. Dieſe Eintragung hat hinſichtlich der Be⸗ 
laſtungsbefugnis des Eigentümers nicht nur, wie die Eintra⸗ 
gung des Entſchuldungsvermerks ſelbſt, einen verneinenden In⸗ 
halt, ſondern auch einen bejahenden inſofern, als ſie die Be⸗ 
fugnis des Eigentümers verlautbart, das Grundſtück bis zu der 
bezeichneten Grenze zu belaſten. Sie gibt daher zu der Annahme 
Anlaß, daß die Befugnis in dem angegebenen Umfange wirk⸗ 
lich beſtehe und daß man ſich darauf gem. § 892 BGB. verlaſſen 
könne. Das letztere trifft aber nicht zu, da die durch die Ent⸗ 
ſchuldung begründete geſetzliche Belaſtungsbeſchränkung, wie 
ſchon hervorgehoben worden iſt, ganz unabhängig von ihrer 
Grundbucheintragung wirkt. Gegen die Eintragung der Mün⸗ 
delſicherheitsgrenze iſt alſo ein grundſätzliches Bedenken zu er⸗ 
heben, das gegenüber der Eintragung des Entſchuldungsver⸗ 
merks nicht beſteht. Schon hiernach läßt ſich nicht feſtſtellen, 
daß es im Sinne des Geſetzes liege, dieſe unter Durchbrechung 
eines allgemeinen Grundſatzes ausnahmsweiſe zugelaſſene Ein— 
tragung auf die Mündelſicherheitsgrenze zu erweitern. Es 
kommt hinzu, daß die für die Erweiterung der Eintragung etwa 
ſprechenden Zweckmäßigkeitsgründe nicht ſo gewichtig ſind wie 
diejenigen, die zur Anordnung der Eintragung des Eutſchul⸗ 
dungsvermerks geführt haben. Es iſt gewiß von großer Bedeu⸗ 
tung, daß man bei Einſicht des Grundbuches durch den Ver⸗ 
merk alsbald auf die Eigenſchaft des Grundſtückes als eines 
entſchuldeten hingewieſen wird. Weiß man aber einmal, daß 
es ſich um ein ſolches Grundſtück handelt, ſo hat man auch 
ohne weitere Grundbucheintragungen hinreichenden Anlaß, ſich 
nach den Verhältniſſen, welche für den Umfang der Belaſtungs⸗ 
beſchränkung des Eigentümers erheblich ſind, insbeſ. nach der 
Mündelſicherheitsgrenze, zu erkundigen. Nun macht es aller⸗ 
dings etwas größere Mühe, die Grenze aus dem bei den Grund⸗ 
akten befindlichen Entſchuldungsplan feſtzuſtellen, als wenn ſie 
unmittelbar aus dem Grundbuche zu erſehen wäre. Das mag 
auch für das GBA. ſelbſt gelten. Es iſt aber beim Fehlen einer 
entſprechenden geſetzlichen Beſtimmung zweifelhaft, ob ſolche 
Gründe genügen ſollen, um eine Angabe in das Grundbuch auf⸗ 
zunehmen, die ihrer beſonderen Art nach nicht in das Grund⸗ 
buch gehört und die ſogar, wie vorher ausgeführt worden iſt, 
demjenigen, der ſich auf ſie verläßt, einen inſoweit tatſächlich 
nicht beſtehenden öffentlichen Glauben des Grundbuches vor⸗ 
täuſchen könnte. Zu der in Frage ſtehenden ausdehnenden Aus⸗ 
legung des ſich als eine Ausnahmevorſchrift darſtellenden § 80 
SchuldgeglG. find die Umſtände hiernach nicht angetan. Bei 
dieſem Ergebnis kommt es nicht mehr darauf an, daß die 
Mündelſicherheitsgrenze ſich durch nachträgliche Anderungen im 


Werte des ſeinem Umfange nach gleichbleibenden Grundſtücks 
allerdings nicht ändert (bon Rozycki-⸗ v. Hoewel: RdRN. 
1936, 842). Davon, daß die Mündelſicherheitsgrenze nicht in 
das Grundbuch einzutragen iſt, geht auch ſchon der Beſchluß 
des Senats (SF. 14, 114 = JW. 1936, 1859) aus. 

Auch die ſonſtige Bedeutung der Mündelſicherheitsgrenze 
für die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe hinſichtlich des Grund⸗ 
ſtückes nötigt nicht zu der Annahme, daß ſie in das Grundbuch 
eingetragen werden ſolle. Zwar iſt nach § 92 Abſ. 2 Schuld⸗ 
ReglG. die Entſtehung einer Eigentümergrundſchuld und nach 
893 Schuld ReglG. der Umfang der zugunsten der Rentenbank⸗ 
Kreditanſtalt beſtehenden Sicherungshypothek von ihr abhängig. 
Über beide Rechte hat aber das Grundbuch bejtimmungsgemäß 
keine Auskunft zu geben. Solange eine Hypothek, die dem 
Glaubiger nicht mehr zuſteht, gleichwohl noch für ihn im Grund⸗ 
buche eingetragen iſt, läßt ſich daraus ohnehin nicht erſehen, ob 
eine Eigentümergrundſchuld entſtanden iſt. Hieran würde auch 
die Eintragung der Mündelſicherheitsgrenze nichts ändern. Soll 
die Hypothek aber, ſoweit ſie innerhalb der Mündelſicherheits⸗ 
grenze von dem Eigentümer erworben worden iſt, nunmehr auf 
dieſen umgeſchrieben werden, fo braucht dazu die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze im Grundbuche nicht vermerkt zu ſein. Es genügt 
vollſtändig, daß das GBA. ihren Betrag bei der Entſch. über 
den Umſchreibungsantrag aus den Grundakten feſtſtellt. Die 
Sicherungshypothek der Rentenbankkreditanſtalt endlich wird in 
das Grundbuch überhaupt nicht eingetragen und braucht aus 
ihm auch nicht mittelbar erſichtlich zu ſein. Ihr Umfang läßt 
ſich, was wiederum durchaus genügt, mittels Heranziehung des 
Entſchuldungsplanes feſtſtellen, in welchem die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze und der Betriebswert des Grundſtückes angege— 
ben ſind. 

Was hiernach für die Mündelſicherheitsgrenze gilt, trifft 
in verſtärktem Maße für den Betriebswert zu, der die Grund⸗ 
lage für die Berechnung der erſteren, nämlich auf / des Wer⸗ 
tes, bildet. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 8. April 1937, 1 WX 57/37.) 
[8.4 


Fwangsverſteigerungsgeſetz 


35. OLG. — 88 17, 28 ZwVerſtch. Steht ein Grundſtück 
im Eigentum einer Geſamthandsgemeinſchaft und iſt der Anteil 
eines Geſamthänders verpfändet oder gepfändet, bedarf es zur 
Anordnung der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks eines Dul⸗ 
dungstitels gegen den Pfandgläubiger. Iſt das Pfandrecht im 
Grundbuch eingetragen, iſt der Mangel des Duldungstitels von 
Amts wegen zu berückſichtigen. 

. . Zu der Frage, ob die im Grundbuch eingetragene 
Pfändung eines Erbanteils als ein entgegenſtehendes Recht 
i. S. des § 28 ZuVerſtG. anzuſehen iſt, iſt bisher in der 
Rſpr. noch nicht Stellung genommen worden. Die Frage ift 
zu bejahen. 

Das BGB. hat das Verhältnis mehrerer Erben zuein⸗ 
ander und zum Nachlaß als Berechtigung zur geſamten Hand 
ausgeſtaltet. Danach ſteht jedem Erben nicht ein Anteil an 
dem einzelnen Nachlaßgegenſtand, ſondern an der Geſamtheit 
des Nachlaſſes zu (§ 2033 BGB.). Über feinen Anteil kann 
jeder Erbe unbeſchadet der Vorſchrift des S 2042 BGB. frei 
und unabhängig verfügen und ihn ſomit auch einem Dritten 
verpfänden. Ein derartiges Pfandrecht erſtreckt ſich nicht un⸗ 
mittelbar auf die zur Erbmaſſe gehörigen einzelnen Gegen⸗ 
ſtände, ſondern ergreift den Miterbenanteil als einen In⸗ 
begriff von Rechten und Pflichten (RG. 84, 396 — JW. 
1914, 765). Der Pfandgläubiger rückt hierdurch zwar nicht 
an die Stelle des verpfändenden Miterben in die Erben⸗ 
gemeinſchaft ein, ſondern erlangt neben dieſem eine Rechts⸗ 
ſtellung derart, daß die Aufhebung des verpfändeten Rechts 
(8 1276 Abſ. 1 BGB.) oder eine ihm nachteilige Abänderung 
(§ 1276 Abſ. 2 BGB.) ohne feine Zuſtimmung nicht er⸗ 
folgen kann. Die Anwendbarkeit des 8 1276 BGB. auf das 
Pfandrecht an dem Erbanteil eines Miterben iſt vom RG. 
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in RZ. 84, 399 = JW. 1914, 765 bejaht worden und 
unterliegt keinem Bedenken. 


Die Vorausſetzungen des $ 1276 BGB. liegen aber nicht 
nur vor, wenn hinſichtlich des Erbanteilrechts als ſolchen, 
ſondern auch wenn hinſichtlich eines zum Nachlaß gehörigen 
Einzelgegenſtandes eine den Pfandgläubiger beeinträchtigende 
Veränderung vorgenommen werden würde. Auch hierin liegt 
eine Beeinträchtigung des Pfandrechts an einem Erbteil, 
„denn es würde dadurch ein Gegenſtand, der von dem ver⸗ 
pfändeten Anteilsrecht ergriffen wird und ihm mit anderen 
Nachlaßgegenſtänden Inhalt und Wert gibt, dem Anteilsrecht 
entzogen werden oder in ſeiner Verwertbarkeit Einbuße er⸗ 
leiden“ (RG. 90, 276). Es genügt alſo im Fall einer Ver⸗ 
pfändung eines Erbanteils zur Rechtsänderung i. S. des 
8 1276 Abſ. 2 BGB., wenn bei einem Nachlaßgegenſtand 
eine Rechtsänderung eintritt. Es bedarf daher auch zu einer 
Verfügung des verpfändenden Miterben in Gemeinſchaft mit 
den anderen Miterben über einen einzelnen Nachlaßgegen⸗ 
ſtand, wodurch das Pfandrecht am Erbteil mittelbar beein⸗ 
trächtigt wird, der Zuſtimmung des Pfandgläubigers. 


Soweit Grundſtücke zum Nachlaß gehören, iſt die Ein⸗ 
tragung des Pfandrechts am Nachlaßanteil im Grundbuch 
allgemein für zuläſſig erklärt worden .... (wird ausgeführt). 


Dieſe Verfügungsbeſchränkung, die gemäß 88 136, 892 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. den laſtenfreien Erwerb des Grundſtücks 
zum Nachteil des Pfandgläubigers ausſchließt, hat keine ab⸗ 
ſolute, ſondern nur relative Wirkung, inſofern als nur eine 
Verfügung verboten iſt, die ſich zum Nachteil des Pfand⸗ 
gläubigers am Erbanteil auswirkt (IFG. 4, 299). Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob eine Benachteiligung — wie RG. 
87, 321 = JW. 1916, 268 ausführt — nicht vorliegt, wenn 
über den verpfändeten Erbanteil an ſich, z. B. durch ſeine 
Verſteigerung auf Grund eines ſpäter erwirkten Pfändungs⸗ 
pfandrechts gemäß § 857 Abſ. 5 ZPO., verfügt wird, da — 
wie das RG. ausführt — dann nach den entſprechend an⸗ 
wendbaren 88 1242, 1247 BGB. (vgl. RG. 60, 72; 61, 
332, 333) an Stelle des Pfandrechts am Erbteil das Pfand⸗ 
recht am Erlös als Sicherungs⸗ und Befriedigungsmittel 
tritt. Denn ein ſolches Pfandrecht am Erlös greift dann nicht 
Platz, wenn nicht über den verpfändeten Erbanteil an ſich, 
ſondern über einen einzelnen Nachlaßgegenſtand, z. B. ein 
Nachlaßgrundſtück, verfügt wird. Da — wie ſchon oben aus⸗ 
geführt — das Pfandrecht am Erbteil ſich nicht auf die ein⸗ 
zelnen Nachlaßgegenſtände erſtreckt, beſteht bei einer Verſteige⸗ 
rung des Grundſtücks für den Pfandgläubiger keine Möglich⸗ 
keit, ſich aus dem Erlös bevorzugt zu befriedigen. Die in Ab⸗ 
teilung II des Grundbuchs auf Grund des Pfandrechts an 
Erbanteil eingetragene Verfügungsbeſchränkung iſt im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren weder bei der Feſtſetzung des gering⸗ 
ſten Gebots zu berückſichtigen noch entſprechend einem das 
Grundſtück belaſtenden dinglichen Recht zu behandeln. Die 
Verfügung über ein zu einem verpfändeten Erbanteil ge⸗ 
höriges Grundſtück durch Zwangsverſteigerung muß alſo not⸗ 
wendig die Rechtsſtellung des Gläubigers verſchlechtern und 
bedarf daher deſſen Zuſtimmung bzw. der Vorlage eines 
rechtskräftigen Titels, wonach dieſer zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück verpflichtet iſt. Soweit es ſich 
um ein Pfändungspfandrecht am Erbteil handelt, iſt übrigens 
deſſen Wirkung als Veräußerungsverbot i. S. der 88 135, 
136 BGB. in ſtändiger Rſpr. anerkannt. Die gleiche Wir⸗ 
kung kommt auch dem rechtsgeſchäftlichen Pfandrecht zu, das 
dem Pfändungspfandrecht in der Wirkung gleichſteht. Bezüg⸗ 
lich der Veräußerungsverbote nach den §8 135, 136 BGB. 
herrſcht aber in Schrifttum und Rſpr. Einhelligkeit darüber, 
daß dieſe als ein die Zwangsverſteigerung hinderndes Recht 
i. S. des 828 ZwVerſtG. zu gelten haben. 

Seine abweichende Anſicht ſtützt das LG. zu Unrecht auf 
die Entſch. des RG. in RGZ. 87, 321 ff. = IW. 1916, 268, 
deren Tatbeſtand hier nicht vorliegt (wird ausgeführt). 

(OLG. Frankfurt a. M., 4. ZivSen., Beſchl. v. 20. Nov. 


1936, 4 W 165/36.) 
1. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


. 36. RG. — § 73 Zwerſtcg. Der Verſteigerungsrichter 
muß während der ganzen Dauer des Verſteigerungstermins, 
auch für den ganzen Zeitraum der Friſt des 8 73 Abſ. 1 Zw⸗ 
Berfiß,, zur Entgegennahme von Geboten bereit ſein. Das 
iſt nur dann der Fall, wenn und ſolange der Richter an der 
Terminſtelle, d. h. in dem Raum, in dem die Verſteigerung 
ſtattfindet, zugegen iſt. Jedes Weggehen des Richters aus die⸗ 
ſem Raum bewirkt eine Unterbrechung des Termins. ) 


Vor dem AG. in Sch. gelangte ein im Grundbuch von 
Schwerin eingetragenes Grundſtück zur Zwangsverſteigerung. 
In dem Verſteigerungstermin forderte das Gericht um 9 Uhr 
20 Min. zur Abgabe von Geboten auf. Es wurden zunächſt 
zwei Gebote abgegeben. Als ſodann trotz Aufforderung keine 
Gebote mehr erfolgten, verkündete der Richter laut Verſteige⸗ 
rungsniederſchrift: „Ich begebe mich jetzt in mein Dienſt⸗ 
zimmer Nr. 9, wo ich jederzeit zur Entgegennahme weiterer 
Gebote zu erreichen bin. Um 10 Uhr 15 Min. wird der Ter⸗ 
min in dieſem Zimmer wieder fortgeſetzt.“ Die Niederſchrift 
fährt ſodann fort: „Nach Fortſetzung des Termins um 
10 Uhr 15 Min. boten weiter: (es folgt die Aufſtellung).“ 
Um 10 Uhr 25 Min. wurde der Schluß der Verſteigerung 
verkündet. Durch Beſchluß des AG. wurde dem Kl. das 
Grundſtück zugeſchlagen. Auf ſofortige Beſchwerde wurde 
der Zuſchlagsbeſchluß des AG. wegen Nichtbeachtung der ein⸗ 
ſtündigen Friſt aus $ 73 ZwVerſtG. aufgehoben. 

In dem daraufhin angeſetzten zweiten Verſteigerungs⸗ 
termin blieb X. Meiſtbietender und erhielt den Zuſchlag. 


Mit der Begründung, der dienſttuende Richter habe in 
dem erſten Verſteigerungstermin das Terminszimmer nicht 
verlaſſen dürfen, als keine weiteren Gebote abgegeben wurden, 
er habe durch Nichtbeachtung der einſtündigen Friſt aus § 73 
ZmBerft®. ſeine Amtspflicht verletzt, verlangt der Kl. von 
dem Bekl. (Juſtizfiskus) Erſatz ſeines Schadens. 

Der Kl. iſt in beiden Vorinſtanzen unterlegen. Das RG. 
hob auf und verwies an das BG. zurück. 

Daß dem Verſteigerungsrichter im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren über Grundſtücke auch gegenüber dem Meiſt⸗ 
bietenden eine Amtspflicht zur Einhaltung der geſetzlichen 
Vorſchriften obliegt, iſt in der Rſpr. des RG. anerkannt 
(RG. 129, 23 = JW. 1930, 24334; RG.: JW. 1934, 
2842 2). 

In der Entſch. v. 13. Dez. 1933, V 302/33 (RGZ. 142, 
383 ff. = JW. 1934, 558 10 m. Anm.) hat das RG. ausge⸗ 
führt, es gehöre zum Weſen der vom Richter wahrzunehmen⸗ 
den Verſteigerung, daß er während der ganzen Dauer des 
Termins zur Entgegennahme von Geboten bereit ſei. Das ſei 
aber nur dann der Fall, wenn und ſolange der Richter an der 
Terminsſtelle, d. h. in dem Raum, in dem die Verſteigerung 
ſtattfinde, zugegen ſei. Jedes Weggehen des Richters aus 
dieſem Raum bewirke eine Unterbrechung des Termins, deren 
Zeitdauer nicht in die Dauer der Verſteigerung eingerechnet 
werden dürfe. Dabei könne es für dieſe Wirkung keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob das Fernſein lang oder kurz dauere, ob der 
Richter ſchnell wieder herbeigerufen werden könne oder nicht. 
Die Bedeutung, die das Geſetz einer einſtündigen Dauer der 
Verſteigerung beilege, verbiete eine mildere Auffaſſung. An 
dieſer Rſpr. iſt feſtzuhalten, da fie allein dem Zweck des Ge⸗ 
ſetzes entſpricht, während eine laxe Handhabung der Vor⸗ 
ſchrift des & 73 ZmBerft®. notwendig zur Rechtsunſicherheit 
führen muß. 

Das OLG. hat im gegebenen Falle eine Unterbrechung 
der Verſteigerung verneint mit der Begründung, der Richter 
habe den Termin für die Zwecke der Abgabe weiterer Gebote 
vorübergehend in einen anderen Geſchäftsraum des AG. ver⸗ 
legt. 

Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Die 
Verſteigerungsniederſchrift iſt als Urkunde über die Vorgänge 
in dem Verſteigerungstermin der ſelbſtändigen Auslegung 
durch das Rev. zugänglich. Hätte der Richter den Termin 
vorübergehend in einen anderen Raum verlegen wollen, ſo 
hätte dies zur Folge gehabt, daß auch die ſämtlichen An⸗ 
weſenden ſich dorthin hätten begeben können. Das hat aber 
der Richter offenbar nicht beabſichtigt. Es fehlt auch in der 


66. Jahrg. 1937 Heft 33/34] 


Verſteigerungsniederſchrift ein Vermerk darüber, daß der 
Urkundsbeamte dem Richter in ſein Dienſtzimmer gefolgt iſt. 
Dafür, daß der Termin vorübergehend ohne den ſonſt zuge⸗ 
zogenen Urkundsbeamten hätte abgehalten werden ſollen 
(8 163 Abſ. 3 ZPO.), iſt ein genügender Anhaltspunkt nicht 
gegeben. Der Sinn der Anordnung des Verſteigerungsrichters 
kann daher nur dahin verſtanden werden, daß dieſer, falls 
vor 10 Uhr 15 Min. die Abgabe weiterer Gebote angekündigt 
werden ſollte, jederzeit zur alsbaldigen Entgegennahme dieſer 
Gebote aus ſeinem Dienſtzimmer in den Terminsraum zurück⸗ 
gerufen werden könne. Hierin hat der Verſteigerungsrichter 
trotz des Wortlautes der Verſteigerungsniederſchrift, daß um 
10 Uhr 15 Min. die Verhandlung in dem Terminszimmer 
„fortgeſetzt“ werde, keine Unterbrechung der Verſteigerungs⸗ 
verhandlung erblickt. Denn er hat die Dauer ſeines Aufent⸗ 
halts in ſeinem Dienſtzimmer nicht in der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift feſtgelegt, während er eine ſonſtige Unterbrechung von 
3 Minuten ausdrücklich erwähnt hat, noch hat er die um 
9 Uhr 20 Min. in Lauf geſetzte Bietungsfriſt um die Dauer 
ſeines Aufenthaltes in ſeinem Dienſtzimmer verlängert. Er 
iſt vielmehr davon ausgegangen, daß er infolge der von ihm 
für die Möglichkeit ſeiner jederzeitigen Rückkehr getroffenen 
Anordnung als für den ganzen Zeitraum der Friſt des 8 73 
Abſ. 1 ZwVerſtGG. im Termin anweſend geblieben anzuſehen 
ſei. Dieſe Auffaſſung widerſpricht aber der Bedeutung der 
vorgedachten Vorſchrift, wie ſie in der oben erwähnten Rſpr. 
des RG. feſtgeſtellt worden iſt. Demgemäß hat das LG. auf 
die ſofortige Beſchwerde eines Beteiligten mit zutreffender 
Begründung gemäß 8 83 Nr. 7 Zwverſtch. den Zuſchlag 
verſagt. Eine weitere ſofortige Beſchwerde des Kl. wäre er⸗ 
folglos geweſen, ſo daß die Berufung des Bekl. auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 839 Abſ. 3 BGB. nicht durchgreift. 

Da hiernach der Verſteigerungsrichter nicht geſetzmäßig 
verfahren iſt, bleibt zu prüfen, ob ihm ein Verſchulden zur 
Laſt fällt. In dieſer Beziehung wird es bei der Stellung, die 
von den führenden „Erläuterungsbüchern“ zu der Auslegung 
des 873 Abf. 1 ZwVerſtcg. bisher eingenommen worden war, 
weſentlich darauf ankommen, ob dem Verſteigerungsrichter 
am 21. März 1934 die Entſch. des RG. v. 13. Dez. 1933 
(RG. 142, 383 = JW. 1934, 558 1o m. Anm. Beyer) 
bekannt war, verneinendenfalls, ob ihm die Nichtkenntnis als 
Fahrläſſigkeit anzurechnen ift. Da das BG. in dieſer Hinſicht 
keine Feſtſtellungen getroffen hat, ſo bedarf die Sache einer 
erneuten Erörterung in der Tatſacheninſtanz. 


(RG., V. ZivSen., U. v. 12. Mai 1937, V 289/36.) [v. B. 
(RG. 154, 397.) 


Anmerkung: Einer übereilten Erledigung des Verfahrens 
tritt 8 73 ZwVerſtGG. durch die Vorſchrift entgegen, daß die 
Verſteigerung ſich mindeſtens über eine Stunde hinziehen und 
jedenfalls ſo lange fortgeſetzt werden muß, bis der Auf⸗ 
forderung des Gerichts ungeachtet ein Gebot nicht mehr ab⸗ 
gegeben wird (vgl. 8 71 des preuß. Geſ.). 


Die vorliegende Entſch. gibt Veranlaſſung, einmal einen 
kurzen Rückblick auf das Zuſtandekommen dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung zu werfen, das für ſeine Auslegung in der 
Rechtsanwendung nicht ohne Bedeutung iſt. 


Die Beſtimmung des 8 73 Abſ. 1 S. 1 wurde aus der 
Mitte der Kommiſſion unter Hinweis darauf bekämpft, daß 
ſie eine unnötige Zeitverſchwendung zur Folge haben und 
auch die Rechtsſicherheit gefährden könne, wenn wegen Ver⸗ 
letzung der Vorſchrift der Zuſchlag als ungültig angefochten 
werde. Es wurde daher von einer Seite beantragt, das 


Wort „muß“ durch „ſoll“ zu erſetzen. Der Antrag, welcher 


in zweiter Leſung wiederholt wurde, wurde jedoch beide Male 
abgelehnt. Von anderer Seite wurde beantragt, den zweiten 
Satz des Abſ. 1 des 8 73 voranzuſtellen und ihm ſtatt des 
bisherigen erſten Satzes hinzuzufügen: „Auf Antrag eines 
Beteiligten oder eines Bieters muß zwiſchen der Aufforderung 
zur Abgabe von Geboten und dem Schluſſe der Verſteige⸗ 
rung mindeſtens eine Stunde liegen. Die Anweſenden ſollen 
auf die Berechtigung zur Stellung dieſes Antrags aufmerk— 
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ſam gemacht werden.“ Auch dieſer Antrag wurde abgelehnt. 
In zweiter Leſung wurde ein Antrag, die im § 73 Abf. 1 
beſtimmte Friſt auf eine halbe Stunde herabzuſetzen, gleich⸗ 
falls abgelehnt. Dagegen gelangte zur Annahme folgender 
Antrag: im erſten Abſatz des $ 73 nach den Worten „dem 
Schluſſe der Verſteigerung“ einzuſchalten: „in Betreff ſämt⸗ 
licher in einem Termin zu verſteigernder Grundſtücke“. Der 
Antrag bezweckte, das in der Denkſchrift unter der Rubrik: 
„Dauer und Schluß der Verſteigerung“ Geſagte ausdrücklich 
im Geſetze hervorzuheben. Auf Vorſchlag der Redaktions⸗ 
kommiſſion erhielt hierauf der erſte Satz des 8 73 Abſ. 1 
folgende Faſſung: „Zwiſchen der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten und dem Zeitpunkte, in welchem bzgl. ſämtlicher 
zu verſteigernder Grundſtücke die Verſteigerung geſchloſſen 
wird, muß mindeſtens eine Stunde liegen.“ Von einer noch 
andern Seite war in erſter Leſung beantragt worden, den 
erſten Satz des $ 73 ganz zu ſtreichen mit folgender Begrün⸗ 
dung: die Vorſchrift eigne ſich nicht für Gegenden mit Klein⸗ 
beſitz, in welchen häufig in demſelben Termin eine größere 
Anzahl von Grundſtücken einzeln verſteigert würden. Ins⸗ 
beſondere ſei es am Rhein unter der Herrſchaft der rheini⸗ 
ſchen Geſetzgebung üblich geweſen, in ſolchen Fällen die Ver⸗ 
ſteigerung eines jeden einzelnen Grundſtücks geſondert von 
derjenigen der anderen vorzunehmen und zum Abſchluſſe zu 
bringen. Es liege im Intereſſe der Sache, der Fortdauer 
dieſer Rechtsſitte keine Schwierigkeiten in den Weg zu legen.“ 


Der Antrag wurde abgelehnt. In der zweiten Leſung 
führte der Antragſteller in bezug auf dieſe Frage weiter aus, 
daß es auch unter der Herrſchaft des § 73 S. 1 nicht unzu⸗ 
läſſig ſein werde, falls mehrere in demſelben Verfahren zu 
verſteigernde Grundſtücke einzeln ausgeboten würden, die Ver⸗ 
ſteigerung ſo vorzunehmen, daß zunächſt die Gebote auf ein 
beſtimmtes einzelnes Grundſtück, dann auf ein zweites uſw. 
abgegeben würden. Nur müßten auch noch nachträglich Gebote 
auf jedes einzelne Grundſtück angenommen werden, ſolange 
die Verſteigerung nicht geſchloſſen ſei. Der Schluß dürfe nicht 
ſtattfinden, ſolange nicht eine Stunde ſeit der erſten Auf⸗ 
forderung verfloſſen ſei; die einſtündige Friſt laufe bezüglich 
ſämtlicher Grundſtücke, auch derjenigen, für welche Gebote 
nicht ſogleich bei Beginn der Verſteigerung entgegengenommen 
ſeien. Nach Ablauf dieſer Stunde ſei es nicht unzuläſſig, 
hinſichtlich eines Grundſtücks die Verſteigerung zu ſchließen, 
hinſichtlich eines andern ſie noch fortzuſetzen. Gegen dieſe 
Ausführungen erhob ſich kein Widerſpruch. Schließlich war 
die Kommiſſion entgegen einer in der Zeitſchrift für das 
Rheiniſche Notariat ausgeſprochenen Anſicht der Meinung, 
daß der Entwurf die geſonderte Durchführung der Einzel⸗ 
ausgebote und des Geſamtausgebots zulaſſe, ſo daß nicht 
während der Einzelausgebote das Geſamtausgebot und mit⸗ 
hin auch nicht nach jedem neuen Einzelausgebot ein Geſamt⸗ 
ausgebot verlangt werden könne. 

Die Prozeßleitung iſt richterliche, nicht Verwaltungs- 
tätigkeit. Sie erfolgt nach richterlichem Ermeſſen, ihre Aus⸗ 
übung iſt Amtspflicht. Die Ausübung im Einzelfall unter⸗ 
liegt regelmäßig der Nachprüfung durch die Höhere Inſtanz, 
fo daß ihre Nachprüfung bei Beſchwerde an ſich unbeſchränkt 
iſt (ogl. Jonas vor § 128 II 3; Baumbach vor § 128 
Anm. 2 C). Beſondere Vorſchriften darüber, in welcher Form 
die gerichtlichen Beſchlüſſe zu ergehen haben, enthält weder 
die ZPO. noch das ZwVerſtG. Es genügt daher jede Er⸗ 
klärung, die den Willen, eine beſtimmte Entſch. zu treffen, 
unzweideutig ergibt. 

Die Innehaltung der Stunde iſt weſentlich; die Ver⸗ 
letzung des § 73 führt zur Verſagung des Zuſchlags (§ 83 
Nr. 7), und zwar iſt der Mangel nicht heilbar (8 84; 100 
III). Es handelt ſich dabei um eine Geſetzesverletzung, bei der 
es ungewiß iſt, wieweit ſich ihre Wirkungen erſtrecken, und 
bei der ſich der Umfang der Beeinträchtigung, welche vermöge 
der Geſetzesverletzung den Rechten Beteiligter droht, 
nicht mit Sicherheit überſehen läßt. Beides trifft wohl zu, 
wenn die Verſteigerung nicht die Mindeſtdauer gehabt hat. 
Ein ſolcher Verſtoß iſt geeignet, den Kreis der Bieter einzu⸗ 
ſchränken und dadurch auf die Höhe des Meiſtgebots nach⸗ 
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teilig einzuwirken. Eben deshalb liegt ſelbſt dann, wenn das 
erzielte Meiſtgebot ſämtliche Rechte deckt, eine Beeinträchti⸗ 
gung rechtlicher Intereſſen, wenigſtens inſofern vor, als die 
Abgabe eines höheren Gebots der nach Befriedigung der Be⸗ 
rechtigten übrigbleibende Reſt des Verſteigerungserlöſes dem 
bisherigen Eigentümer des Grundſtücks zufallen würde. Es 
kann kein Zweifel beſtehen, daß §8 73, 836 ZwVerſtGG. nur 
die Intereſſen der Zwangsverſteigerungsbeteiligten (§ 9) 
ſchützen will. 


Der Zeitraum zwiſchen der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten und dem Schluß der Verſteigerung muß volle 
60 Minuten betragen (Seuff Arch. 8, 221). Der Termin darf 
alſo nicht vorher aufgehoben oder zeitweiſe einem nichtrichter⸗ 
lichen Beamten die Weiterführung der Verhandlung über⸗ 
tragen werden, die Sache muß nur während der vorgeſchrie⸗ 
benen Zeit zur jederzeitigen ordnungsmäßigen Weiterver⸗ 
handlung anhängig bleiben. Mehr beſagt auch der Wortlaut 
des § 73 gar nicht, mit dem ja nicht vorgeſchrieben wird, 
daß dauernd eine Verhandlung ſtattfinden muß, ſondern die 
nur eine beſtimmte Mindeſtfriſt für die Fortſetzung der Ver⸗ 
ſteigerung vorſieht und ein Verbot für einen danach ver⸗ 
frühten Verſteigerungsſchluß ausſpricht. Falls mehrere Grund⸗ 
ſtücke in demſelben Verfahren zu verſteigern ſind, braucht der 
Zeitraum von einer Stunde nicht für die Verſteigerung jedes 
einzelnen Grundſtücks eingehalten zu werden, es genügt, wenn 
für die Verſteigerung überhaupt der Zeitraum von einer 
Stunde verſtrichen iſt (vgl. Denkſchrift). Man erkennt daraus, 
daß eine wortwörtliche und rein formaliſtiſche Auffaſſung 
dem Zweck und Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung niemals ge- 
recht werden kann. Das Verſteigerungsgeſchäft füllt häufig 
nicht nur nicht die Zeit einer Stunde aus, ſondern wenn, 
wie üblich, Gebote nur bei Beginn oder gegen Schluß der 
Verſteigerung abgegeben werden, ſteht den Beamten ſogar 
reichlich freie Zeit zur Erledigung anderer Dienſtgeſchäfte zur 
Verfügung. Ob ſie die entſtehende Pauſe dazu benutzen wollen, 
liegt in ihrem Ermeſſen. Wenn aber das Verſteigerungs⸗ 
geſchäft die Zeit nicht ausfüllt, iſt die Einſchiebung einer 
anderen Verſteigerung nach herrſchender Meinung nicht un⸗ 
zuläſſig, ſofern ſich das V. G. zur Entgegennahme weiterer 
Gebote bereit hält (3 Ble. 11, 166; DRZ. 1931 Nr. 668 
— HöchſtRgtſpr. 1931 Nr. 1374 — JW. 1931, 277 u. dazu Arm⸗ 
ſtroff; Fraeb: Handausg. 873112; Reinhard⸗Mül⸗ 
ler, Handausg., 8. Aufl., 8 73 Anm. 1; JW. 1935, 878 und 
1198). Man hat ſich ſo daran gewöhnt, es ziemlich allgemein 
für unſchädlich zu halten, wenn ſich der Richter vorübergehend 
aus dem Verſteigerungsraum entfernt, falls er nur Vor⸗ 
ſorge trifft, daß er ſofort wieder zur Stelle ſein kann. Enth⸗ 
fernen ſich jedoch Richter und Urkundsbeamter während der 
Friſt, ohne die Bereitſchaft kundzutun, im Dienſtzimmer wei⸗ 
tere Gebote entgegenzunehmen, ſo iſt der Zeitraum unter⸗ 
brochen (Heſſaſpr. 1933, 65). Auch durch Einſchiebung anderer 
Dienſtgeſchäfte in die Verſteigerungsſtunde dürfen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich Bietungsluſtige nicht an der Abgabe von Geboten 
abgehalten werden (HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 134 = Dag. 1931 
Nr. 668 - 3%. 1931, 2177 und dazu Armſtrof f) 
Kretzſchmar („ZwvVerſtc g.“ S. 135) vertrat aber die An⸗ 
ſicht, daß am allerwenigſten das gleichzeitige Abhalten von 
Verſteigerungsterminen in verſchiedenen Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren ſeitens desſelben Richters zuläſſig ſei. Von 
dieſem ſtrengen Standpunkt aus hat ſich mit der Zeit all⸗ 
mählich eine ſtrengere Auffaſſung namentlich unter Führung 
des RG. zur Geltung gebracht. 


Jede Entfernung des Richters aus dem Verſteigerungs⸗ 
raum ſoll nach Anſicht des RG. die Stundenfriſt unter⸗ 
brechen, die Unterbrechung muß protokolliert werden (RG. 142, 
383 — 3%. 1934, 558 und dazu Beyer: DRpfl. 1934, 301 
und dazu Wenz: DNoLZ. 1934, Bay. Beil. 51). Beyer 
meint, die Erläuterungsbücher (Jaeckel⸗Güthe, Rein⸗ 
hard⸗Müller und Brand- Bauer) hielten fälſchlicher⸗ 
weiſe eine kurze Entfernung des Richters für unſchädlich, ohne 
für ihre Meinung irgendwelche Unterlagen zu haben, ſondern 
indem ſie anſcheinend dem Gefühl nach die Frage entſchieden. 


Eine Beſchwerde gegen den Zuſchlagsbeſchluß war u.a. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


folgendermaßen begründet worden: „Der erteilte Zuſchlag 
dürfte überhaupt jeder Rechtskraft entbehren, rechtsungültig, 
rechtsunwirkſam ſein, da er nicht durch den Richter, ſondern 
durch den Juſtizoberſekretär R. erteilt und verkündet worden 
ſei. Der Richter habe wie völlig unbeteiligt daneben geſeſſen. 
Die ganze Verhandlung ſei überhaupt nicht durch den Richter, 
ſondern durch den JuſtOSekr. R. geführt worden. Sämtliche 
Erklärungen, die Ablehnung von Anträgen, die Aufforderung 
zur Abgabe von Geboten, die Verkündung des Meiſtgebotes, 
die Schließung des Termins, die Erteilung des Zuſchlags, 
überhaupt alles, was amtlich geſprochen, entſchieden und ver⸗ 
kündet worden iſt, ſei durch den JuſtOSekr. geſchehen.“ Durch 
Beſchl. v. 19. Okt. 1931, 2 T 463/31, wies das LG. Duis- 
burg⸗Hamborn die Beſchwerde zurück. In der Begründung 
hieß es u. a.: „Mit dieſem Vorbringen kann der Beſchw§. 
allenfalls, wenn er ſich Erfolg davon verſpricht, Klage auf 
Feſtſtellung der Nichtigkeit des Zuſchlagsbeſchluſſes erheben 
(vgl. Baumbach, „ZPO.“ 1931, 2 zu $ 579 und 3 B vor 
§ 300 3PO.), nicht aber mit Erfolg Beſchwerde gegen den 
Zuſchlagsbeſchluß.“ Das OLG. Düſſeldorf verwarf die weitere 
Beſchwerde als unzuläſſig gem. § 568 Abſ. 2 3 PO. 


Wird die Verhandlung tatſächlich in der Weiſe ſachlich 
und perſönlich eingeſchränkt, daß nur mit dem Urkunds⸗ 
beamten und nicht mit dem Richter verhandelt werden kann, 
daß nur der Urkundsbeamte und nicht der Richter ſeinerſeits 
verhandelt, ſo liegt ein Verſtoß gegen §5 136 ff. ZPO. vor, 
indem dann der Zuſchlag verkündet wird, ohne daß die Be⸗ 
teiligten in ſachlich und perſönlich gebotenem Umfange recht⸗ 
liches Gehör gefunden haben. Ein ſolcher Verſtoß iſt grund⸗ 
ſätzlich als i. S. des § 295 Abſ. 2 ZPO. unheilbar zu er⸗ 
achten (JW. 1903, 150° und RG. 93, 152 ff.), fällt unter 
§ 83 Ziff. 6 ZwVerſtG᷑. und iſt von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigen (vgl. Fraeb, Handausg. § 100 IV 2). § 100 ver⸗ 
weiſt insbeſ. auch auf §S 83 ZwVerſtG. Nach § 83 Ziff. 6 iſt 
aber der Zuſchlag zu verſagen, wenn die Zwangsverſteigerung 
oder die Fortſetzung des Verfahrens aus einem ſonſtigen 
Grunde unzuläſſig iſt. Gemeint ſind die allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen des Verfahrens, von denen die Zuläſſigkeit einer 
Anordnung, Fortſetzung und Durchführung nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der ZPO. und den beſonderen Vor⸗ 
ſchriften des ZwBerft®. abhängig iſt. Nach § 329 Abſ. 2 
BRD. finden die Vorſchriften des § 309 auf die Beſchlüſſe 
des Gerichts Anwendung. Nach § 309 kann aber die Entſch. 
nur von demjenigen Richter gefällt werden, welcher der der 
Entſch. (Zuſchlag) zugrunde liegenden Verhandlung beigewohnt 
hat. Nach § 35 ZivVerft®. wird die Verſteigerung durch das 
Vollſtreckungsgericht ausgeführt. Das Vollſtreckungsgericht 
iſt aber das AG. allein. Der Urkundsbeamte gehört nicht 
zum erkennenden Gericht und ebenſowenig ein etwa neben 
dieſem zugezogener Rechnungsverſtändiger. Das geht ſchon 
aus § 163 Abſ. 3 ZPO. hervor, wonach von der Zuziehung 
eines Protokollführers überhaupt abgeſehen werden kann. 
Auf Grund des § 13 EinfG. z. ZwVerſtGG. hat Preußen das 
Geſ. v. 15. Dez. 1923 (GS. 552) erlaſſen. Dadurch iſt die 
Möglichkeit geſchaffen worden, Urkundsbeamte der Geſchäfts⸗ 
ſtelle zu Verſteigerungsbeamten zu beſtellen, deren Entſch. 
gem. § 13 Abſ. 2 Einf G. z. ZwVerſtG. anfechtbar find. Es 
handelt ſich aber dabei nur um die ausführende (ſachleitende) 
Tätigkeit des V. G.; die entſcheidende Tätigkeit kann in keinem 
Falle übertragen werden. 


Welcher Richter iſt nun der ſorgfältigere, der da bleibt 
und ſich um nichts bekümmert, oder der, der ſich im Einver⸗ 
ſtändnis der Beteiligten entfernt, ſich aber um alles Erforder⸗ 
liche, insbeſondere ſein jederzeitiges Wiedererſcheinen be⸗ 
kümmert? 

Eine ſchlichte praktiſche Erwägung muß dazu führen, daß 
nicht ſo ſehr die unausgeſetzte körperliche Anweſenheit des Rich⸗ 
ters als vielmehr ſeine jederzeitig tatſächlich mögliche geiſtige 
Bereitſchaft verfahrensrechtlich gewährleiſtet ſein muß. Der 
herrſchenden Meinung und der bisher allgemein üblichen 
Handhabung lag ſchon eine geſunde Rechtsauffaſſung zu⸗ 
grunde. Jedem Mißbrauch muß ſelbſtverſtändlich ſcharf ent⸗ 
gegengetreten werden, nicht anders wie jeder unrichterlichen 
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Verantwortungsloſigkeit in Überlaffung eigener Geſchäfte an 
untergeordnete Dienſtſtellen. Damit iſt der Zwangsverſteige⸗ 
rungsgemeinſchaft, zu denen ſämtliche Beteiligte i. S. des 8 9 
ZwVerſtcg., nicht aber auch der Erſteher als ſolcher oder gar 
die Bieter gehören, am beſten geholfen. Demgegenüber kann 
es nicht beſonders überzeugend wirken, wenn das RG. im 


rein individualiſtiſchen Intereſſe eines an der Zwangsver⸗ 


ſteigerungsgemeinſchaft gänzlich unbeteiligten Bieters eine 
ſolche übertriebene Formenſtrenge für unbedingt erforderlich 
erklärt. Mag der Meiſtbietende immerhin ſchon zu Recht nach 
der reichsgerichtlichen Rſpr. zu dem Kreis von Perſonen ge⸗ 
zählt werden, denen gegenüber eine Amtspflicht beſteht (RG. 
72, 329 = ZB. 1910, 157; RG. 78, 242 = AU. 1912, 
349; RG. 127, 153 = JW. 1930, 1382), fo iſt doch in 
keinem Falle einzuſehen, inwiefern durch das übliche Aus⸗ 
ſetzungsverfahren, deſſen jederzeitige Beſeitigungsmöglichkeit 
auch dem Meiſtbietenden bekanntgegeben worden iſt, gegen das 
er ebenſowenig wie die Beteiligten Widerſpruch erhoben hat 
und deſſen vorzeitige Rückgängigmachung er nicht herbei⸗ 
geführt hat, ſeine Rechte und Intereſſen durch dieſe in ſeinem 
ſtillſchweigenden Einverſtändnis erfolgte richterliche Amts⸗ 
handlung tatſächlich beeinträchtigt werden können. Seine Mit⸗ 
wirkung zur Erreichung des durch die Verſteigerung angeſtreb⸗ 
ten Zieles kann doch auf dieſe Weiſe nicht verkümmert wer⸗ 
den, der Bieter kann ja jederzeit die Rückkunft des Richters 
herbeiführen; in den verfahrensrechtlich geſicherten Rechtskreis 
des Meiſtbietenden kann doch durch das geübte Verfahren 
überhaupt nicht unzuläſſig eingegriffen werden. Der Bieter, 
der noch nicht feſtgeſtellter Meiſtbietender geblieben iſt, ſteht 
nur in ſehr lockererer Beziehung zum Verfahren, aus dem 
er durch ein Übergebot eines anderen Bieters jederzeit aus⸗ 
geſchaltet werden kann. Mit guten Gründen und praktiſchem 
Blick hat daher Armſtroff die reichsgerichtliche Ausdehnung 
der Haftung des Zwangsverſteigerungsrichters als unhaltbar 
bezeichnet (DIZ. 1930, 1582). Der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter hat anerkanntermaßen ein äußerſt ſchwieriges, verant⸗ 
wortungsvolles Amt, deſſen ſorgfältige und zweckmäßige Er⸗ 
füllung für alle Beteiligten der Zwangsverſteigerungsgemein⸗ 
ſchaft von höchſter Bedeutung iſt. Hierfür hat er alle ſeine 
Kräfte zur Verfügung zu ſtellen. Da er es mit geſchäfts⸗ 
fähigen Menſchen zu tun hat, darf er ſich auf deren Vernunft 
und Willensſelbſtändigkeit verlaſſen, ohne ſich noch außer⸗ 
dem als wirtſchaftlicher Vormund aller der ihn amtlich in 
Anspruch nehmenden Perſonen fühlen zu müſſen (vgl. Fraeb: 
JW. 1935, 2955 ff.). Wo ſollte der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter hinkommen, wenn er ſich immer von der Geſchäfts⸗ 
gewandtheit und Einſicht auch der Bietungsluſtigen über- 
zeugen, ihren wirklichen Willen erforschen, auch durch zweck⸗ 
entſprechende Rechtsbelehrung auf deſſen einwandfreie Feſt⸗ 
ſtellung hinwirken und das ſelbſt dann tun müßte, wenn 
die betreffenden Perſonen geſchäftsgewandt ſind, was man 
bei zeinem „Steuerinſpektor“, wie im vorliegenden Falle, 
wohl unbedenklich annehmen darf. 


Die Entſch. verkennt die Bedürfniſſe der Praxis, indem 
ſie Einzelintereſſen ein zu großes Gewicht beilegt. 


LGR. Dr. Fraeb, Hanau. 


Zivilprozeßordnung 


37. OLG. — SS 803, 829 ZPO. Wird eine Forderung „in 
Höhe“ eines beſtimmten Betrages zuzüglich Zinſen und Koſten 
gepfändet, ſo iſt entgegen dem Wortlaut des Beſchluſſes die ganze 
Forderung als gepfändet anzuſehen. f) 


Durch den Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß v. 19. Okt. 
1931 erwarb die Kl. ein Pfandrecht an der ganzen Forde⸗ 
rung der Schuldner K. gegen die Drittſchuldner. Allerdings er⸗ 
griff die Pfändung der Forderung der Eheleute K. deren An⸗ 
ſprüche nach dem Wortlaut des Pfändungsbeſchluſſes v. 10. Okt. 
1931 nur „auf Höhe der Anſprüche der Kl.“. Nach überwie⸗ 
gender Anſicht in Literatur und Rſpr. ergreift eine ſolche Pfän⸗ 
dung ſtets nur den genau bezeichneten Teil der Forderung und 


läßt den überſchießenden Betrag unberührt. Die Beſonderheit 
dieſes Falles liegt aber darin, daß die Anſprüche der Kl. nicht 
nur aus dem ziffernmäßig genannten Kapitalbetrag (und der 
Koſten) beſtehen, ſondern daß zu der Kapitalforderung ein 
Zinsbetrag hinzutritt, der ſtändigen Veränderungen unterwor⸗ 
fen iſt. 

Es fragt ſich, ob in ſolchem Falle der Pfändungsbeſchluß 
trotz ſeines Wortlauts dahin auszulegen iſt, daß wegen der Kapi⸗ 
talforderung nebſt Zinſen (und Koſten) die ganze Forderung 
der Schuldner als gepfändet zu erachten iſt. Der Sen. hat dieſe 
Frage mit der Kl. bejaht. Das OLG. Bamberg hat in Seuff⸗ 
Arch. 72 Nr. 150 bereits die gleiche Anſicht, wenn auch für einen 
anderen Fall ausgeſprochen, und das KG. hat in ſeiner Entſch. 
v. 26. März 1930 (JW. 1931, 2576 f.) die gleiche Frage — aller⸗ 
dings nur für den Fall der Pfändung einer durcheine 
Hypothek geſicherten Forderung — bejaht. 

Die Faſſung des Pfändungsbeſchluſſes widerſpricht dieſer 
Auslegung nicht. Wenn es darin heißt, daß die Pfändung der 
Forderung der Schuldner „auf Höhe der Forderung der Kl. 
von 650 S nebſt 8% Zinſen ſeit dem 1. Febr. 1930 (und 
Koſten)“ erfolgt ſei, ſo erhellt daraus, daß die Höhe des ge— 
pfändeten Teils der Forderung unbeſtimmt iſt und bis zur Be⸗ 
friedigung der Kl. ſtändig anwächſt — und ſchließlich eines 
Tages auch den ganzen Betrag der gepfändeten Forderung er⸗ 
reichen kann. Demgemäß kann der Drittſchuldner in ſolchem 
Falle, wenn er nicht gleichzeitig die Pfändungsgläubigerin auf 
den ihr zuſtehenden Betrag befriedigt, niemals den pfändungs⸗ 
freien Teil der Forderung tilgen, ohne das Pfandrecht der Kl. 
zu gefährden. Denn ſolange nicht die Forderung der Kl. nebſt 
den bis zum Zahlungsbetrag fälligen Zinſen getilgt it, it 
das Pfandrecht der Kl. an dem Überreſt nicht erloſchen. Eine 
Ausnahme könnte nur für den Fall gelten, daß die Höhe des 
Zinsſatzes bei der Forderung der Gläubigerin genau die gleiche 
iſt wie bei der gepfändeten Forderung des Schuldners, da in 
einem ſolchen Falle die Zinſen des gepfändeten Teilbetrages zur 
Deckung der Zinſen des Anſpruchs der Gläubigerin voll aus⸗ 
reichen. Dieſer Fall liegt aber hier nicht vor. 

Nach der hier vertretenen Meinung iſt die Auslegung des 
Pfändungsbeſchluſſes dann die, daß die ganze Forderung als ge⸗ 
pfändet zu gelten hat und nur die Einziehungsbefugnis der Gläu⸗ 
bigerin auf den jeweiligen Betrag der Forderung nebſt Zinſen 
beſchränkt iſt. Wollte man dieſer Auffaſſung nicht folgen, ſo 
bliebe für die Fälle, daß die Forderung der Gläubigerin aus 
Kapital und Zinsbetrag beſteht, als Ausgang nur die Löſung, 
die Pfändung nur hinſichtlich des (feſtbeſtimmten) Kapitalbetra⸗ 
ges für wirkſam zu erklären, hingegen die Pfändung hinſicht⸗ 
lich des Zinsanſpruchs wegen deſſen Unbeſtimmtheit als wir⸗ 
kungslos zu erachten. Dieſer Ausweg iſt aus den vom KG. in 
der oben angeführten Entſch. genannten Gründen, die auch für 
dieſen Fall in der gleichen Weiſe zutreffen, abzulehnen. Es würde 
dem Schutzbedürfnis der Gläubigerin nicht gerecht. Die h. A., 
daß nur ein Teilbetrag der Forderung auch in ſolchen Fällen 
wie hier (d. h. für die Hauptforderung nebſt Zinſen) gepfändet 
ſei, ſtößt auch inſoweit auf Schwierigkeiten, als ſich alsdann 
nur eine Teilung in die zur Zeit des Erlaſſes des 
Pfändungsbeſchluſſes gepfändeten und nicht gepfän⸗ 
deten Teile rechtfertigen ließe, mit anderen Worten, daß der 
von der Pfändung ergriffene Teil nur der Kapttalbetrag mit 
der alsdann bereits fälligen Zinsforderung wäre, nicht aber 
mit den in Zukunft erſt fällig werdenden Zinsbeträgen, deren 
Höhe vom Zeitpunkt der Befriedigung des Gläubigers abhängt. 
Dieſe Löſung würde dem Wortlaut des Pfändungsbeſchluſſes, 
daß wegen aller in Zukunft noch entſtehenden Zinsforderun⸗ 
gen gepfändet iſt, hier wiederum nicht gerecht. 

Der hier vertretenen Anſicht ſteht auch die Vorſchrift des 
§ 803 Abſ. 1 Satz 2 ZPO., das Verbot der Überpfändung, nicht 
entgegen. Auch nach der h. M. iſt anerkannt, daß wegen eines 
geringeren Anſpruchs die Pfändung einer höheren Forderung 
zuläſſig iſt, und daß der Schuldner etwaige Einwendungen da⸗ 
gegen im Wege der Erinnerung geltend machen muß (vgl. Jo⸗ 
nas, „ZPO.“, § 803 Anm. III). Die Gründe für dieſe Anſicht 
treffen auch hier zu. Die Tatſache, daß es ungewiß iſt, ob und 
in welcher Höhe der Drittſchuldner zahlen darf, und das Be⸗ 
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ſtreben, die Gläubigerin möglichſt zu ſichern, geſtatten es, den 
Schuldner in ſeiner Vermögensſtellung durch Pfändung der 
vollen Forderung zu beſchränken, zumal wenn nicht feſtſteht, 
wie hoch der Anſpruch der Gläubigerin zur Zeit der Befriedi⸗ 
gung ſein wird. 

(OLG. Hamm, Urt. v. 10. Dez. 1936, 5 U 174/86.) 


Anmerkung: Die Entſch. muß m. E. 
Bedenken begegnen. 

In Frage ſteht, ob der Gläubiger, der wegen einer Forde⸗ 
rung von 1000 , die Zwangsvollſtreckung in eine Forde⸗ 
rung ſeines Schuldners von 3000 %% im Wege der Pfändung 
und Überweiſung „in Höhe der zu vollſtreckenden 
Forderung“ betreibt, ein Recht an der ganzen Forde⸗ 
rung von 3000 %% oder nur an dem Teilbetrag 
von 1000 , erwirbt. Die Frage iſt alt, die Kommentare be⸗ 
antworten ſie durchweg ohne nähere Begründung im letzteren 
Sinne; die gleiche Anſicht vertritt Jaeger: LZ. 1909, 194 
und de lege lata, wenn auch unter Bedenken und von einer 
grundſätzlich abweichenden Auffaſſung ausgehend, Mentzel: 
KonkTrW. 1936, 65 ff. An veröffentlichen Entſch. im entgegen⸗ 
geſetzten Sinne liegen nur die beiden oben angeführten Entſch. 
vor, von denen die letztere inſofern keine Allgemeingültigkeit 
beanſprucht, als fie eine durch Hypothek geſicherte Forde— 
rung betrifft. Wenn die Frage ſeit dem Aufſatz Jaegers 
nirgends eingehender behandelt iſt, ſo erklärt ſich dies daraus, 
daß ſie eigentlich nur in den außerordentlich ſeltenen Fällen 
praktiſch wird, wo der Drittſchuldner in Konkurs oder in ein 
Vergleichsverfahren geht und es ſich darum handelt, ob dem 
Vollſtreckungsgläubiger die auf die ganze Forderung entfallende 
Quote bis zum Betrage feiner Forderung oder nur die auf den 
Teilbetrag entfallende Quote zuſteht. 

Der vorl. Fall iſt um deswillen beſonders intereſſant, weil 
hier die Frage, ſoweit ich ſehe zum erſtenmal, in ihrer ganzen 
Konſequenz zwiſchen einem Erſtpfändenden und einem Zweit⸗ 
zeſſionar ausgetragen wird: Zunächſt iſt ein Pfändungs⸗ und 
Überweiſungsbeſchluß zugunſten des Kl. „in Höhe“ des zu voll⸗ 
ſtreckenden Anſpruchs in eine dieſen überſteigende Forderung er⸗ 
gangen, ſodann tritt der Vollſtreckungsſchuldner den reſtlichen 
Betrag ſeiner Forderung gegen den Drittſchuldner, gegen den 
er ſchon einen Titel beſaß, an den Bekl. ab und dieſer voll⸗ 
ſtreckt erfolgreich. Der Kl. verlangt jetzt — ohne daß erſichtlich 
iſt, ob er ſeinerſeits überhaupt den Verſuch gemacht hat, gegen 
den Drittſchuldner vorzugehen — vom Bekl. die Herausgabe 
des Vollſtreckungserlöſes. Das OLG. Hamm gibt der Klage mit 
der Begründung ſtatt, daß die erſte Pfändung trotz der einſchrän⸗ 
kenden Worte „in Höhe von ...“ die ganze Forderung erfaßt 
habe und der Zweitzeſſionar als verfügender Nichtberechtigter 
nach § 816 BGB. zur Herausgabe der Bereicherung verpflichtet 
ſei. Der die Entſch. tragende Gedanke iſt — ähnlich wie in der 
erwähnten KGEntſch.: JW. 1931, 2576 — allein der: der zur 
Vollſtreckung ſtehende Anſpruch, „in deſſen Höhe“ der Anſpruch 
gegen den Drittſchuldner gepfändet und überwieſen ſei, wachſe 
durch das weitere Auflaufen von Zinſen und könne ſchließlich 
im Laufe der Zeit ſogar den vollen Betrag der Forderung 
gegen den Drittſchuldner erreichen. 


J. Meines Erachtens wird man bei der Frage unterſcheiden 
müſſen: a) wie ſind die in Rede ſtehenden Worte des be⸗ 
kannten Vordrucks für die Pfändungs- und Überwei⸗ 
ſungsbeſchlüſſe auszulegen, p) iſt eine über den Betrag der 
zu vollſtreckenden Forderung hinausgehende Pfän⸗ 
dung und Überweifung überhaupt möglich, 
und c) bejahendenfalls, wann und in welchem Um⸗ 
fange würde der Gläubiger eine derartige Überpfän- 
dung verlangen können? 


Zu a. Wenn der Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß 
beſagt, daß wegen eines Anſpruchs von 1000 %%% eine Forde⸗ 
rung von 2000 % in Höhe der zu vollſtreckenden 1000 Au 
gepfändet und inſoweit überwieſen wird, ſo kann dies, wenn 
Worte überhaupt einen Sinn haben, m. E. gar nicht anders als 
i. S. der Teilpfändung und ⸗überweiſung aufgefaßt werden. 
Wenn Mentzel bemerkt, daß man früher vor dem Jaeger⸗ 


ernſten 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſchen Aufſatz allgemein in der Praxis die Beſchlüſſe anders auf⸗ 
gefaßt habe, und auch jetzt noch vielfach anders auffaſſe, ſo 
ſehe ich darin nur einen weiteren Beleg für die ſchon oben 
angedeutete Tatſache, daß man über die Frage bislang kaum 
näher nachgedacht hat. Vollends unmöglich ſcheint mir der Mit⸗ 
telweg, auf den anſcheinend das OLG. Hamm abkommt, je 
nach der Art des Falles die Worte gelten zu laſſen oder über ſie 
hinwegzugehen. 

Zu b. Die Frage, ob eine Geldforderung 
überhaupt in Höhe eines höheren Betrages 
als desjenigen der zu vollſtreckenden Forderung gepfändet und 
überwieſen werden kann, möchte ich in Übereinſtimmung mit 
Jaeger a. a. O. verneinen. In meinem Kommentar 
hatte ich die Möglichkeit der Überpfändung noch anerkannt (val. 
§ 803 Fußn. 33 und 8829 bei Fußn. 58); daran kann ich nicht 
mehr feſthalten. Bei der Betrachtung muß man m. E, von dem 
Schlußakt der Vollſtreckung, der Überweifung, ausgehen 
Wird die gepfändete Forderung an Zahlungs Statt 
überwieſen, ſo dürfte keine Meinungsverſchiedenheit darüber be⸗ 
ſtehen, daß dies begrifflich nur zum Nennbetrag möglich iſt. Eine 
Forderung von 2000 RA — etwa wegen geringer Beitreibungs⸗ 
ausſichten — in voller Höhe als Gegenwert einer Vollſtreckungs⸗ 
forderung von 1000 %%% an Zahlungs Statt zu überweiſen, 
geht nicht an. Dasſelbe muß aber für die Überweiſung zur 
Einziehung gelten, denn der Unterſchied zwiſchen den beiden 
Überweiſungsformen betrifft ausſchließlich das Innenverhältnis 
zwiſchen dem Vollſtreckungsgläubiger und Vollſtreckungsſchuldner: 
im einen Falle geht die Forderung auf ihn endgültig, im anderen 
Falle noch nicht endgültig und nur gewiſſermaßen treuhänderiſch 
über. ; 

Das Verhältnis zum Drittſchuldner iſt in beiden Fällen ge⸗ 
nau das gleiche: als Einziehender ſteht dem Drittſchuldner nicht 
mehr der Vollſtreckungsſchuldner, ſondern der Vollſtreckungs⸗ 
gläubiger gegenüber. Das Weſen der Überweiſung beſteht darin, 
daß durch Staatlichen Akt das zunächſt nur der Sicherung die⸗ 
nende Pfändungspfandrecht zur vollen Inhaberſchaft an der 
Forderung aufgefüllt wird: ſoweit die Forderung (an Zahlungs 
Statt oder zur Einziehung) überwieſen iſt, iſt neben dem durch 
die Überweiſung begründeten Vollrecht an der Forderung für 
den Fortbeſtand eines Pfandrechtes an dem überwieſenen Teil 
kein Raum mehr. 


Die weitere Frage iſt nun, ob etwa, wenn durch die Zeil- 
überweiſung der gepfändeten Forderung der Vollſtreckungsgläu⸗ 
biger an dieſem Teilbetrage das Vollrecht erlangt, er daneben 
an dem nicht überwieſenen und nicht überweisbaren überſchie⸗ 
ßenden Betrage der Forderung ein Pfandrecht behält — mit der 
Folge, daß auch dieſer Teil der Forderung zu ſeiner Sicherung 
mit Beſchlag belegt bliebe und darauf geleiſtete Zahlungen, ſei 
es an den Vollſtreckungsſchuldner, an einen anderen Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsgläubiger oder einen Zeſſionar Verfügungen 
Nichtberechtigter wären. Diejenigen, die dieſe Frage bejahen wol⸗ 
len, können ſich dafür allerdings auf einen Satz der Motive 
zur alten VO, (S. 434) berufen, wo gejagt iſt, daß in Fällen 
der in Rede ſtehenden Art der Glaubiger ein Vorzugsrecht an 
dem Überreſt beanſpruchen könne, weil der Gläubiger jeden 
beliebigen Teil der ganzen gepfändeten Forderung zum Gegen⸗ 
ſtande der Vollſtreckung machen könne. Mit Recht weiſt ſchon 
Jaeger a. a. O. darauf hin, daß in dieſem Satz das Weſen 
der Bruchteilpfändung verkannt werde. Wie ſollte ſich über⸗ 
haupt der Glaubiger aus dieſem überſchießenden Teil der For⸗ 
derung befriedigen können: die Pfändung gewährt ihm, wie 
dargelegt, nur ein Anrecht auf Überweiſung (an Zahlungs Statt 
oder zur Einziehung) in Höhe des Betrages der einzuziehenden 
Forderung. Dieſe Rechtsſtellung hat er bereits durch die Über⸗ 
weiſung erlangt, eine Wiederholung des Überweiſungsaktes bzgl. 
desſelben Betrages wäre ſinnlos, ſie würde ihm nicht mehr ver⸗ 
ſchaffen, als er ſchon hat, und eine andere Möglichkeit des Zu⸗ 
griffs auf den überſchießenden Betrag kommt nach dem Geſetz 
nicht in Frage. Wenn aber der Vollſtreckungsgläubiger keine 
Möglichkeit hat, den Teil der Forderung ſeines Schuldners, 
der den Betrag der zu vollſtreckenden Forderung überſteigt, in 
irgendeiner Weiſe zu verwerten, ſo ſcheint es mir nicht wohl 
möglich, gleichwohl auch an dieſem Teil der Forderung ein Pfän⸗ 
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dungspfandrecht anzunehmen: Pfändung und Überweiſung ſind 
doch Dinge, die zuſammengehören und im Geſetz aufeinander ab⸗ 
geſtimmt ſind. 


Man vergegenwärtige ſich — was mir im übrigen wich⸗ 
tiger als alle konſtruktiven Betrachtungen ſcheint — wie die 
Sache vom Standpunkte der gegenteiligen Anſicht praktiſch lau⸗ 
fen würde. 


Angenommen: zunächſt hat A. die angebliche Forderung 
feines Schuldners über 3000 AH gegen K. in Höhe von 1000 RAM 
pfänden und ſich überweiſen laſſen, ſodann B. ebenfalls wegen 
1000 7%. Während A. ſich nicht rührt, verklagt B. den X. 
Ich glaube nicht, daß ein Gericht K. mit dem Einwand hören 
würde, er ſei zur Befriedigung des B. erſt verpflichtet, nachdem 
die Forderung des A. beglichen ſei. Und wie ſollte das Urteil 
in einem derartigen Falle lauten? Ergeht aber das Urteil 
dahin, daß X. verurteilt wird, an B. 1000 e, zu zahlen, ſo 
muß B. in das Vermögen des X. ohne Beſchränkungen voll⸗ 
ſtrecken können und ohne Gefahr zu laufen, daß A. ihm her⸗ 
nach den Vollſtreckungserlös entzieht. Gerade der in der vorl. 
Entf. behandelte Fall iſt lehrreich. Wenn der dort anerkannte 
Satz Schule machte, ſo würde ein zu zweit pfändender Gläubi⸗ 
ger letzten Endes ein Vorgehen gegen den Drittſchuldner kaum 
riskieren können: er klagt, er wird befriedigt, der ihm zeitlich 
vorgehende Überweiſungsgläubiger entzieht ihm den Erfolg ſei⸗ 
ner Bemühungen und er ſelbſt iſt Schließlich nicht in der Lage, 
aus dem Titel gegen den Drittſchuldner nochmal zu boll- 
ſtrecken. Die Gegenanſicht würde alſo im praktiſchen Ergebnis 
dazu führen, daß mit der Pfändung einer Forderung auch 
wegen eines weſentlich geringeren Betrages 
der Geſamtbetrag der Forderung vollends 
blockiert wäre. Das ſcheint mir ſicherlich nicht im Sinne 
einer vernünftigen Zwangsvollſtreckung zu liegen. 


Zu o. Vom Standpunkt der hier dargelegten Auffaſſung 
taucht die Frage zu e nicht auf. Der Gläubiger, der in eine 
Geldforderung vollſtreckt, kann danach nicht verlangen, daß die 
Pfändung und Überweiſung auf einen größeren Teil der Forde⸗ 
rung erſtreckt wird als der Betrag ſeiner zur Vollſtreckung 
ſtehenden Forderung. — 


II. Es bleibt nun noch die letzte Frage zu erörtern, ob die 
Pfändung und Überweiſung auch zugunſten derjenigen Zinſen 
des zu vollſtreckenden Anſpruchs wirkt, die in der Zeit nach der 
Überweiſung erwachſen. Dazu iſt folgendes zu bemerken. 


Bei der Überweiſung an Zahlungs Statt entiteht 
die Frage nicht, denn vom Zeitpunkte der Überweiſung an, in 
dem die zu vollſtreckende Forderung als getilgt anzuſehen iſt, 
laufen keine weiteren Zinſen. Bei der Überweiſung zur Ein⸗ 
ziehung muß man andererſeits — und das iſt wohl auch 
die ganz allgemeine Auffaſſung der Praxis — annehmen, daß 
der Gläubiger mit der Zwangsvollſtreckung in eine Forderung 
ſo geſtellt ſein will und vernüftigerweiſe auch ſo geſtellt ſein 
muß, daß er das erhält, was ihm an Haupt⸗ und Zinsforderung 
in dem Augenblick zuſteht, wo er wirklich Zahlung vom Dritt⸗ 
ſchuldner erhält. Es wäre danach verfehlt zu ſagen, daß der 
Überweiſungsbeſchluß die zu vollſtreckenden Zinſen nur bis zum 
Erlaß des Beſchluſſes deckt, nicht aber die Zinſen für die fol⸗ 
gende Zeit bis zur Zahlung des Drittſchuldners. Wenn ſich ſo⸗ 
mit der Betrag, der dem Vollſtreckungsgläubiger kraft der Über⸗ 
weiſung zuſteht, von Tag zu Tag vergrößert, ſo folgt daraus 
aber noch keineswegs, daß dem Vollſtreckungsgläubiger für 
dieſes Wachſen der zur Vollſtreckung ſtehenden Forderung ein 
weiterer Teil der Forderung gegen den Drittſchuldner von vorn⸗ 
herein gewiſſermaßen reſerviert bleiben müßte. Von dem von 
mir oben vertretenen Standpunkt ſtellt ſich die Rechtslage viel⸗ 
mehr folgendermaßen dar: Bei der Pfändung und Überweiſung 
„in Höhe des zu vollſtreckenden Betrages“ erſtreckt ſich das 
Recht des Vollſtreckungsgläubigers — ſtändig wachſend — auf 
den Zinsbetrag, der jeweils aufgelaufen iſt, nicht auf weniger 
und nicht auf mehr. Beträgt die zu vollſtreckende Forderung im 
Zeitpunkt der Überweiſung mit den bis dahin aufgelaufenen 
Zinſen 1050 %%, jo find von der auf 3000 %% lautenden ge- 
pfändeten Forderung in dieſem Zeitpunkte nur 1050 2% belegt 


und 1950 % für andere Vollſtreckungen oder Verfügungen 
frei. Erfolgt die zweite Pfändung erſt ein Jahr ſpäter, d. h. zu 
einer Zeit, wo die Forderung des Erſtpfändenden bereits auf 
1100 % angewachſen war, ſo ſtehen in dieſem Zeitpunkte für 
die zweite Vollſtreckung nur noch 1900 %% zur Verfügung. War 
andererſeits die zweite Verfügung alsbald nach der erſten Über⸗ 
weiſung erfolgt und hat ſie den geſamten die 1050 , über⸗ 
ſteigenden Teil der Forderung gegen den Drittſchuldner belegt, 
ſo kann ſich das dem Erſtpfändenden zur Verfügung ſtehende 
Volumen nicht mehr ausdehnen; der Erſtpfändende könnte alſo, 
wenn ihm in der Folgezeit weitere Zinſen auf ſeine Forderung 
anfallen, vom Drittſchuldner nicht mehr als eben die erwähn⸗ 
ten 1050 %% verlangen. Dieſe Löſung ſcheint mir nicht nur 
logiſch⸗konſtruktiv wohl vertretbar, ſondern vor allem auch prak⸗ 
tiſch durchaus brauchbar. Jedenfalls verdient ſie unbedingt den 
Vorzug vor der Anſicht des OLG. Hamm, nach der die erſte 
Pfändung die ganze Forderung blockiert, und ebenſo vor dem 
anderen Ausweg, die nach der Überweiſung anfallenden Zinſen 
etwa gänzlich unberückſichtigt zu laſſen. 
MinR. Dr. Jonas, Berlin. 


Gerichtskoſtengeſetz 


38. KG. — Wird mit der Klage die Feſtſtellung begehrt, 
daß das Mietverhältnis über einen beſtimmten Zeitpunkt hin⸗ 
aus fortbeſtehe, ſo hat die Streitwertfeſtſetzung nach Satz 1, 
nicht nach Satz 2 des § 10 Abſ. 1 DGK. zu erfolgen. 


Mit der Beſchw. macht der Bekl. geltend, daß für die Feſt⸗ 
ſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes Satz ?, nicht Satz 1 
des § 10 Abſ. 1 DGK. i. d. Faſſ. v. 20. Juli 1933 und 7. April 
1937 maßgebend ſei. Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt das Be⸗ 
gehren des Kl. auf Feſtſtellung, daß das zwiſchen ihm und dem 
Bekl. beſtehende Mietverhältnis auch über den 31. März 1937 
hinaus fortbeſteht. Die Anſicht des Bekl., daß dieſes Begehren 
ſich mit dem auf verneinende Feſtſtellung, daß ihm ein Räu⸗ 
mungsanſpruch gegen den Kl. nicht zuſtehe, decke, trifft nicht zu. 
Denn die begehrte Feſtſtellung geht über die Aberkennung des 
Räumungsanſpruchs weſentlich hinaus und umfaßt außer dem 
Recht zur Benutzung der Mieträume alle übrigen durch das 
Mietverhältnis begründeten Rechte und Pflichten beider Ver⸗ 
tragsteile. Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt alſo nicht nur der 
Anfpruch des Vermieters auf Räumung, ſondern die Dauer 
oder das Beſtehen eines Mietverhältniſſes. Das LG. hat daher 
die Feſtſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes mit Recht 
Satz 1, nicht Satz 2 der genannten Vorſchrift zugrunde gelegt. 


(KG., 17. ZivSen., Beſchl. v. 14. April 1937, 17 W 1918/37.) 


. Verordnung 
über Gebührenbefreiung beim Kleinwohnungsbau 


39. KG. — Durch die BO. über die Gebührenbefreiung 
beim Kleinwohnungsbau v. 27. Aug. 1936 (RG Bl. I, 702) iſt die 
Gebührenbefreiung des Wohnungsbaues für Angelegenheiten 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit beſeitigt worden. 


Mit der angef. Koſtenrechnung wird die Kl. gem. 8 79 
DGG. für Gebühren aus 88 8, 32, 71 DGK. des zweiten 
Rechtszuges (ſtreitige Gerichtsbarkeit) in Anſpruch genommen. 

Sie hat Erinnerung eingelegt, weil ſie als gemein⸗ 
nütziges Wohnungsunternehmen gem. 8 1 Abſ 2 Kap. III 
7. Teil VO. des RPräſ. v. 1. Dez. 1930 (RG Bl. I, 517 FF. 
[593 ff.), GemeinnützigkeitsvO. i. Verb. m. 88 8 Ziff. 5 li. 
d. Faſſ. des Geſ. v. 12. April 1923 [GS. 107), 115 Pro. 
Gebührenfreiheit genieße. 

Die Erinnerung iſt unbegründet. 

Die VO. über die Gebühren befreiung beim 
Kleinwohnungsbau v. 27. Aug. 1936 ordnet „die 
Gebührenbefreiung beim Kleinwohnungsbau“, indem ſie eine 
reichsrechtliche Regelung gibt (Sd 1, 2) und landesrechtliche 
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Vorſchriften aufhebt (8 3). Im einzelnen ift folgendes be⸗ 
ſtimmt: 


a) reichs rechtlich genießen Gebührenfreiheit: 


aa) perſönlich: (bei Nachweis, § 1 Abſ. 3, § 2 Abt. 4) 
Wohnungsunternehmen, die nach der Gemeinnützigkeits O. 
anerkannt find — ſchlechthin — (§ 1 Abſ. 1), Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ähnliche Körperſchaften des öffenk⸗ 
lichen Rechts — in Angelegenheiten des Kleinwohnungsbaus 
— (82 Abſ. 1), deren Vertragsgegner (als Grundſtücks⸗ 
erwerber oder Darlehnsnehmer) — unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen — ($ 1 Abſ. 2, 8 2 Abſ. 2, 3). 

bb) gegenſtändlich: hinſichtlich der in der Koftd. 
beſtimmten Gerichtsgebühren (88 1, 2 jeweils Abſ. 1). 

b) die landesrechtlichen Vorſchriften über 
die Gebührenbefreiung beim Wohnungsbau treten außer Kraft 
(8 3 Abſ. 1 Satz 2). 


Die Bedeutung der vorſtehend angeführten geſetzlichen 
Regelung geht dahin: 


a) Die reichs rechtliche Regelung (88 1, 2 WD.). 


aa) Sie betrifft nur den Klein wohnungsbau. Das iſt 
für § 2 ausdrücklich geſagt und folgt für $ 1 daraus, daß 
die dort erwähnten Wohnungsunternehmen ſich geſetzmäßig 
(die gemeinnützigen, § 6 Gemeinnützigkeits VO. i. d. Faſſ. des 
Gef. v. 14. Juli 1933 [RGBl. I, 485]) oder ſatzungsgemäß 
(die Organe ſtaatlicher Wohnungspolitik, § 28 Gemeinnützig⸗ 
keitsVO. und VO. v. 22. Okt. 1931 [RG Bl. I, 658], VO. 
v. 11. Febr. 1933 [RGBl. I, 67]) nur mit dem Kleinwoh⸗ 
nungsbau befaſſen. 

Den Wohnungsbau, ganz allgemein, betrifft fie 
nicht. Inſoweit bleiben die bisherigen reichsgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in Geltung. (Vgl. z. B. Heimſtätten, $ 36 RhHeimſtG. 
v. 10. Mai 1920 [RG Bl. I, 969], vorſtädtiſche Kleinſiedlung, 
820 Kap. II Teil 4 BO. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931 
FRGBl. I, 553] mit § 29 RSiedl®. v. 11. Aug. 1919 [RG⸗ 
Bl. I, 1436] i. d. Faſſ. des Gef. v. 7. Juni 1923 [RGBl. 
1, 263] 


bb) Inhaltlich bedeutet fie: Ganz neu iſt die Ge⸗ 
bührenbefreiung des Vertragsgegners (8 1 Abſ. 2, § 2 Abſ. 2, 
3), in teilweiſer Erweiterung des § 12 Koſtd. Nur als 
Reichs recht neu ſind die Gebührenbefreiungen für Woh⸗ 
nungsunternehmen und Gemeinden uſw. (§8 1, 2 jeweils 
Abſ. 1). Landesrechtlich beſtanden ſolche ſchon, vermöge der 
bisherigen reichsrechtlichen Verweiſung auf die Landesgeſetz⸗ 
gebungen in § 1 Abſ. 2 GemeinnützigkeitsVO., § 10 Abi. 2 
Satz 3 KoſtO., Art. 2 Abſ. 2 zu b Anpaſſungs VO. Von der 
landesgeſetzlichen Regelung ſind übernommen nur die perſön⸗ 
lichen Gebührenbefreiungen, nicht die ſachlichen (3. B. aus 
Sachſen, vgl. Hornig: DI. 1936, 1365). Was insbeſ. 
Preußen anlangt, beſtanden dort die Befreiungen nach 8 8 
Ziff. 5 PrGͤKG. (freiwillige Gerichtsbarkeit), nach $ 115 
Abſ. 1 Satz 2 PrGͤKcG. (Zwangsvollſtreckung ins unbeweg⸗ 
liche Vermögen) kraft des Vorbehalts in § 10 Abſ. 2 Satz 3 
KoſtO. und nach § 115 Abſ. 1 Satz 1 PrGKG. (ftreitige 
Gerichtsbarkeit) kraft des Vorbehalts in Art. 2 Abſ. 2 zu b 
der Anpaſſungs VO. weiter fort. Hier greifen nunmehr die 
88 1, 2 BD. v. 27. Aug. 1936 ein, indem ſie die bisherigen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften durch eine reichsrechtliche Rege⸗ 
lung erſetzen; ausdrücklich beſchränkt ſich das Eingreifen in 
88 1, 2 auf die Befreiung von den „in der KoſtO. beſtimmten 
Gerichtsgebühren“, das ſind nur die in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollſtreckung ins 
unbewegliche Vermögen; 88 1, 2 erſetzen (für Preußen) alſo 
unmittelbar nur die 88 8 Ziff. 5 und 115 Abſ. 1 Satz 2 
Pr., nicht aber auch die in Angelegenheiten der ſtrei⸗ 
tigen Gerichtsbarkeit (8 115 Abſ. 1 Satz 1 Pr.). 


b) Die Stellung der VO. v. 27. Aug. 1936 zu den 
landes rechtlichen Vorſchriften über die Gebührenbefreiung 
) 


aa) Für den Klein wohnungsbau ſind die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften durch die reichsrechtliche Regelung in 
dem angegebenen Umfange erſetzt. 


bb) Der § 3 Abſ. 1 Satz 2 VO. v. 27. Aug. 1936 be⸗ 
ſtimmt aber außerdem: „Gleichzeitig treten die landesrecht⸗ 
lichen Vorſchriften über die Gebührenbefreiung beim Woh⸗ 
nungs bau außer Kraft.“ 


An die VO. v. 27. Aug. 1936 knüpft nun die hier zu 
entſcheidende Frage an, ob die Außerkraftſetzung der bis⸗ 
herigen landesrechtlichen Vorſchriften über die Gebührenbe⸗ 
freiung beim Wohnungsbau in 83 BO. nur dasjenige 
Landesrecht betrifft, das in 88 1, 2 durch neues Reichs⸗ 
recht erſetzt iſt, alſo für Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(für Preußen: § 8 Ziff. 5 und § 115 Abſ. 1 Satz 2 Pr⸗ 
GKG.) oder auch das Landesrecht, das nicht in die 
VO. übernommen worden iſt, alſo für Angelegen⸗ 
heiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit (für Preu⸗ 
ßen: § 115 Abſ. 1 Satz 2 PrGKG.). 


Die Bedeutung des § 3 VO. wird durch die erſtere 
Auffaſſung (NG. Berlin⸗Schöneberg: JW. 1937, 2749) da⸗ 
hin eingeſchränkt, daß nur die der neuen reichsrechtlichen 
Regelung entſprechenden landesgeſetzlichen Vorſchriften 
aufgehoben werden, während die letztere Auffaſſung (Hor⸗ 
nig: DS. 1936, 1366 Ziff. 3; Hübner: JW. 1937, 77) 
fie mit dahin faßt, daß alle landesrechtlichen Vorſchriften, 
neben der neuen reichsrechtlichen Regelung, aufgehoben ſind. 

Der Senat tritt der letzteren, weiteren Auffaſſung bei. 


Die VO. v. 27. Aug. 1936 ſtellt eine Zuſammenfaſſung 
(Kodifikation) der bisherigen Vorſchriften auf dem Teilgebiet 
der Gebührenbefreiung beim Kleinwohnungsbau dar (vgl. 
die Überſchrift). Dieſes Gebiet regelt ſie einheitlich und ab⸗ 
ſchließend. Das Geſamtgebiet der Gebührenbefreiung hat fie 
nicht erfaßt, es iſt alſo nichts Auffälliges (jo Hübner 
a. a. O.), ſondern durchaus der Sache entſprechend, wenn die 
BD. im Eingang als ihre Grundlage nicht den § 10 Abſ. 2 
Satz 2 KoſtO. oder den Art. 2 Abſ. 2 zu b der Anpaſſungs⸗ 
VO. bezeichnet; die dort angekündigte allgemeine Regelung 
des ganzen Gebührenbefreiungsrechts enthält die VO. eben 
noch nicht. Grade aus der Beſchränkung auf das Teilgebiet 
der Gebührenbefreiung beim Wohnungsbau kann der Schluß 
gezogen werden, daß die VO. wenigſtens dieſes beſchränkte 
Teilgebiet einheitlich und abſchließend regeln ſoll. Das wäre 
aber dann nicht der Fall, wenn man — mit der abgelehnten 
engeren Auffaſſung — auch auf dieſem Teilgebiet noch ein⸗ 
heitliches Reichsrecht (88 1, 2 VO.) und zerſplittertes Lan⸗ 
desrecht als nebeneinander geltend anſehen wollte. Gewiß 
kann die reichsrechtliche Rechtserneuerung angeſichts der Größe 
ihrer Aufgabe nur ſchrittweiſe vor ſich gehen (AG. Schöne⸗ 
berg a. a. O.). Aber es kann nicht angenommen werden, daß 
die Geſetzgebung des Dritten Reiches bei ihrem erkennbaren 
Streben nach Vereinheitlichung des Rechts, wenn ſie ein Teil⸗ 
gebiet in Angriff nimmt, dabei auf halbem Wege ſtehen 
bleibt. Die VO. greift in ihrem Eingange auf das Geſetz 
zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich v. 16. Febr. 
1934 (RG Bl. I, 91) zurück und zeigt damit erneut die Ab⸗ 
ſicht der Rechtsvereinheitlichung. Für die Auslegung der vom 
RIM. erlaſſenen VO. iſt beſonders wertvoll auch die Auße⸗ 
rung des Sachbearbeiters im RJ M.; danach ſtellt die BD. 
„einheitliche, für das ganze Reichsgebiet gültige Vorſchriften 
über die Gebührenbefreiung beim Kleinwohnungsbau“ auf 
und ſind die auf Landesgeſetz beruhenden gebührenrechtlichen 
Vergünſtigungen „nunmehr ſämtlich aufgehoben“ (vgl. Hor⸗ 
nig: DL. im Abſchnitt „Rechtspflege und Rechtspolitik“ 
1936, 1365). Dieſe Auffaſſung ſteht durchaus in Einklang 
mit der des Senats. Die VO. bringt die abſchließende und 
einheitliche reichsrechtliche Gebührenbefreiung für das Teil⸗ 
gebiet des Wohnungsbaues, neben der landesrechtliche Vor⸗ 
ſchriften nicht mehr gelten. f 

Die Gegenmeinung beſchränkt die Außerkraftſetzung (8 3 
VO.) auf die landesrechtlichen Vorſchriften, die das (in 88 1, 
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2 BD.) nunmehr reichsrechtlich geordnete Gebiet betreffen, 
alſo auf die entſprechenden landesrechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten. Dieſe beſchränkende Auslegung findet weder in §S 3 BD. 
ſelbſt, noch in dem ſonſtigen Inhalt der VO., noch in deren 
Rechtsgrundlage eine Rechtfertigung. 


Der 8 3 Abſ. 1 Satz 2 VO. beſagt: „Gleichzeitig treten 
die landesrechtlichen Vorſchriften über die Gebührenbefreiung 
beim Wohnungsbau außer Kraft.“ 


Das „gleichzeitig“ geht nur auf das zeitliche Moment, 
befagt aber nichts über die inhaltliche Bedeutung der Vor⸗ 
ſchrift. Es heißt weiter, daß „die“ landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften außer Kraft treten, aber gerade nicht die „entſprechen⸗ 
den“. Die allgemeine Faſſung der VO. iſt um ſo bedeutſamer, 
als die — beſchränkende — Wendung „entſprechenden“ ſich 
in Art. 2 Abſ. 2 Satz 1 AnpaſſungsVO. und „einſchlägige“ 
in 8 10 Abſ. 2 Satz 3 KoſtO. findet. Alle drei VO. find von 
derselben Stelle erlaſſen, das läßt den Schluß zu, daß die 
abweichende allgemeine Faſſung der VO. bewußt gewählt iſt. 
Der gleiche Schluß läßt ſich daraus rechtfertigen, daß im 
8 1 VO. dem Inhalt nach, im 8 2 VD. ausdrücklich — be⸗ 
ſchränkend — auf den Kleinwohnungsbau, im 8 3 — um⸗ 
faſſend — auf den Wohnungsbau abgeſtellt iſt. Sollten üb⸗ 
rigens durch § 3 nur die entſprechenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften aufgehoben ſein, ſo würde damit nur noch be⸗ 
ſonders feſtgeſtellt werden, was aus Art. 13 Abſ. 1 Verf. 
(Reichsrecht bricht Landesrecht) ohnehin folgen würde. Rechts⸗ 
aufhebend aber wäre 83 VO. nur, wenn er alle landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften beſeitigte; dies („ſämtlich aufgehoben“, 
vgl. Hornig a. a. O.) iſt der Sinn der VO. 


Die Gegenmeinung wäre aber auch nur dann haltbar, 
wenn der Inhalt der VO. ſich darin erſchöpfte, daß lediglich 
das bisherige Landesrecht über die Gebührenfreiheit beim 
Wohnungsbau von „den in der KoſtO. beſtimmten Ge⸗ 
bühren“ alſo in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit und der Zwangsvollſtreckung ins unbewegliche Ver⸗ 
mögen (§ 1 KoſtO., SS 8 Ziff. 5, 115 Abſ. 1 Satz 2 Pr⸗ 
GKG.) in erſetzendes Reichsrecht umgewandelt würde (88 1, 2 
jeweils Abſ. 1 VO.), und nur als Gegenſtück dazu die — 
entſprechenden — landesrechtlichen Vorſchriften aufgehoben 
würden (83 BD.). Dem iſt indeſſen keineswegs fo. Der In⸗ 
halt der VO. geht erheblich weiter. Ganz neu iſt die Ge⸗ 
bührenbefreiung auch des Vertragsgegners der gebühren⸗ 
befreiten Rechtsperſönlichkeit, nämlich des Grundſtückerwerbers 
(88 1, 2 jeweils Abſ. 2 BD.) und Darlehnsnehmers (8 2 
Abſ. 3 VO.). So liegt denn zum mindeſten der Schluß nahe, 
daß auch die Aufhebung landesrechtlicher Vorſchriften (8 3 
VO.) über das Gebiet der Angelegenheiten der freiwilligen. 
Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollſtreckung ins unbewegliche 
Vermögen hinausgeht und das Gebiet der ſtreitigen Gerichts- 
barkeit (für Preußen: $ 115 Abſ. 1 Satz 1 Pr.) mit⸗ 
umfaßt. Mit Rückſicht auf die bereits erwähnte Natur der 
VO. als einer abſchließenden und einheitlichen Regelung auf 
dieſem Teilgebiet iſt dieſer Schluß zwingend. Auch hier be⸗ 
findet ſich der Senat in Übereinſtimmung mit der Auf⸗ 
faſſung des Sachbearbeiters im RIM. (vgl. Hornig: DE. 
1936, 1366 Ziff. 3); „in Streitſachen, die unter das GKG. 
fallen ... genießen die (in der VO.) genannten Wohnungs⸗ 
unternehmen und Körperſchaften keine Gebührenfreiheit. Lan⸗ 
desrechtliche Vorſchriften, die die Gebührenbefreiung auch auf 
ſtreitige Verfahren ausdehnten (3. B. 888 Abſ. 1 Nr. 5, 
115 PräõKG.), treten mit dem Ablauf des 30. Sept. 1936 
außer Kraft“. Derſelbe Verfaſſer dehnt übrigens die Bedeu⸗ 
tung der Aufhebungsbeſtimmung in §8 3 VO. auch auf die 
Angelegenheiten aus, deren Gebühren auf Grund des Vor⸗ 
behalts in 8 158 Abf. 4 KoſtO. zur Zeit noch landesrechtlich 
geregelt waren, ſoweit Kleinwohnungsbauſachen in Betracht 
kommen (vgl. Hornig a. a. O.). 


Für eine Beſchränkung des § 3 BD. auf Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ins unbewegliche Vermögen (bisher: SS 8 Ziff. 5 
und 115 Abi. 1 Satz 2 PrKcG.) ſpricht alſo weder Wort⸗ 
laut noch Inhalt der VO. Die oben angeſtellten Erwägungen 


rechtfertigen vielmehr den Schluß für die — hier vertretene 
— Auffaſſung, daß durch 8 3 VO. auch die landesrechtlichen 
Vorſchriften aufgehoben ſind, die für Angelegenheiten der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit (8 115 Abſ. 1 Satz 1 Pr.) 
Gebührenfreiheit (beim Kleinwohnungsbau) gewähren. Zu 
ſolcher Aufhebung iſt auch die geſetzliche Grundlage für die 
BD. gegeben. Die VO. geht auf das Erſte Geſetz zur Über- 
leitung der Rechtspflege auf das Reich v. 16. Febr. 1934 
(RGBl. I, 91) zurück. Die gleiche Grundlage haben die 
KoſtO. und die Anpaſſungs VO. Alle drei VO. müſſen daher 
als gleichgeordnet angeſehen werden (vgl. Hübner a. a. O.). 
Die KoſtO. hielt (§ 10 Abſ. 2 Satz 3) die Befreiung in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ins unbewegliche Vermögen (88 8 Ziff. 5, 115 
Abſ. 1 Satz 2 PrGͤKG.) aufrecht; die Anpaſſungs VO. (Art. 2 
Abſ. 2 zu b) hielt die Befreiung in Angelegenheiten der 
ftreitigen Gerichtsbarkeit (8 115 Abſ. 1 Satz 1 PrGKG.) 
aufrecht. Die gleichgeordnete VO. v. 27. Aug. 1936 konnte 
beide Materien regeln, ſie tat es durch Anordnung der Ge⸗ 
bührenbefreiung für die „in der KoſtO. beſtimmten Gerichts⸗ 
gebühren“, d. h. in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und der Zwangsvollſtreckung ins unbewegliche Ver⸗ 
mögen (88 1, 2 BD.) und durch Aufhebung der Gebühren⸗ 
befreiung für die in der AnpaſſungsVO. getroffenen Ge⸗ 
richtsgebühren, d. h. in Angelegenheiten der ſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit (8 3 VO.) 


Die Gegenmeinung führt noch ein wirtſchaftliches Moment 
ins Feld. Bei der großen Bedeutung, die gerade das Dritte 
Reich dem Wohnungsbau für die Minderbemittelten beimißt, 
müſſe die Annahme abgelehnt werden, der Geſetzgeber habe 
den Wohnungsbau — durch Entziehung der Gebührenfreiheit 
auf dem Gebiete der ſtreitigen Gerichtsbarkeit — ſchlechter 
ſtellen wollen als die Regierungen der Syſtemzeit (vgl. AG. 
Schöneberg a. a. O.). Daß bei der vom Senat vertretenen 
Auffaſſung die bisherige Vergünſtigung für Streitſachen weg⸗ 
fällt, läßt ſich nicht leugnen. Dieſe wirtſchaftliche Folge kann 
dem Geſetzgeber nicht entgangen ſein (vgl. Hornig a. a. O.), 
er muß ſie alſo gewollt und für tragbar angeſehen haben. 
Eine Kritik an der Wohnungspolitik der Reichsregierung ſteht 
dem ordentlichen Gericht nicht zu. Die Gerichte vermögen 
nicht zu überſehen, ob die neue reichsgeſetzliche Regelung wie 
für das Gebiet Preußen ſo auch im Gebiet der andern Länder 
wirklich eine Schlechterſtellung bedeutet. Jener Einwand be⸗ 
achtet nicht hinreichend, daß auf den weit wichtigeren und 
umfaſſenderen Gebieten der eigentlichen aufbauenden Tätigkeit 
im Wohnungsbau (freiwillige Gerichtsbarkeit) und der end- 
gültigen Durchſetzung daraus erwachſender Anſprüche (Zwangs⸗ 
vollſtreckung ins unbewegliche Vermögen) die Gebühren- 
befreiung weiter gewährt wird. Demgegenüber treten die Ge⸗ 
biete des wirtſchaftlich unfruchtbaren Prozeßſtreits (streitige 
men) umfang⸗ und wertmäßig an Bedeutung 
zurück. 


Die Kl. genießt daher für die in Anſatz gebrachten 
Koſten des Prozeſſes Gebührenfreiheit nicht. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 24. April 1937, 20 Wa 
77/37.) [v. B.] 


Anmerkung: I. Die hier entſchiedene Frage iſt von größ⸗ 
ter praktiſcher Bedeutung für die als gemeinnützig anerkann⸗ 
ten Baugenoſſenſchaften und öffentlich-rechtlichen Wohnungs⸗ 
unternehmungen. Dieſe müßten jetzt nach der Auffaſſung 
des KG. für ihre Prozeſſe Gerichtskoſten bezahlen wie 
jeder andere Prozeßbeteiligte und wären nur von den Ge⸗ 
Gebühren der freiwilligen Gerichtsbarkeit befreit. 


Wenn das KG. am Schluß der Entſcheidungsgründe 
meint, das „Gebiet des wirtſchaftlich unfruchtbaren Prozeß⸗ 
ſtreites (Streitige Gerichtsbarkeit) trete umfang⸗ und wert⸗ 
mäßig an Bedeutung zurück“, jo iſt dies in doppelter Hin⸗ 
ſicht falſch: 

Einmal ſind die Prozeſſe der gemeinnützigen und öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Wohnungsunternehmen nie — oder faſt nie — 
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wirtſchaftlich unfruchtbar. Es handelt ſich bei ihnen ja in 
erſter Linie um Ränmungsklagen. Es iſt aber für alle Bau⸗ 
genoſſenſchaften eine zwingende Notwendigkeit, nicht zahlende 
Mieter der Wohnung zu entſetzen, weil ſonſt die ganze Er⸗ 
tragsberechnung umgeworfen wird und zum Ausgleich des 
Ausfalles keine Einnahmen aus anderen Geſchäften (wie meiſt 
bei privaten Vermietern) zur Verfügung ſtehen. Die ja erſt 
nach erfolgter Räumung mögliche Neuvergebung der Wohnung 
an einen ſoliden Mieter iſt alſo denkbar nützlich und frucht⸗ 
bar. Sie rührt an das wirtſchaftliche Fundament der Ge⸗ 
noſſenſchaft. — Ebenſo muß ſich aber die Genoſſenſchaft Zah⸗ 
lungstitel gegen die rückſtändigen und zu exmittierenden Mie⸗ 
ter verſchaffen. Und endlich: Wie leicht kann die Unterneh⸗ 
mung mit einer unberechtigten Klage eines Bauhandwerkers, 
etwa wegen einer über die feſte Offerte hinausgehenden, 
Werklohnforderung, überzogen werden! Wahrlich, dieſe ſtrei⸗ 
tigen Sachen ſind mindeſtens ſo notwendig für das beſtehende 
Unternehmen wie etwa die Grundbucheintragung von neuem 
Baugelände. Ja, dieſe Prozeſſe ſind die Vorausſetzung dafür, 
daß die Unternehmung geſund bleibt und überhaupt neue 
Kleinwohnungen erſtellen kann. 


Zum anderen werden die Gebühren für die ſtreitige Ge⸗ 
richtsbarkeit die Unternehmung auch wertmäßig ſtark belaſten. 
Es kommt leider oft vor, daß der Mieter oder kleine Hand⸗ 
werker die Gebühren, die er als Unterlegener im Prozeß 
zahlen müßte, nicht zahlen kann. Die Kleinwohnungsunter⸗ 
nehmung wird ſo in vielen Fällen als Zweitſchuldner her⸗ 
angezogen. Die Gebühren ſind aber auch meiſtens ganz be⸗ 
trächtlich. Da die Genoſſenſchaft mit der Klage aus ſozialen. 
Gründen lange zögert, ergibt ſich bei der üblichen Zuſammen⸗ 
ziehung der Zahlungs⸗ und Räumungsklage ein hoher Streit⸗ 
wert. - 


Trotzdem das KG. feine Entſcheidung nicht mit dieſen 
Erwägungen ſtützt, ſchien es nötig, auf die wirtſchaftlichen 
Fragen einzugehen, um klarzulegen, wie bedeutſam die Ge⸗ 
bühren der hier fruchtbaren ſtreitigen Gerichtsbarkeit für die 
Kleinwohnungsunternehmungen ſind. 


II. Die Entſcheidung begegnet aber auch rechtlichen Be⸗ 
denken. 


1. Man muß ſich zunächſt klarmachen, daß die Aufgaben 
einer gemeinnützigen Kleinwohnungsbaugeſellſchaft zwiefach 
ſind: der Wohnungsbau und die Wohnungsverwaltung. So 
erkennt auch Hübner (JW. 1937, 78), daß die eigentliche 
Bautätigkeit im Rahmen der Geſamttätigkeit der Unterneh⸗ 
mung einen Teil darſtellt. Er ſagt: „Iſt die letzte Hypothek 
bedingungsgemäß eingetragen, ihre Valuta gefloſſen und der 
Bau abgerechnet, ſo iſt der Kleinwohnungs bau beendet. Es 
bleibt nichts mehr zu ‚Ichaffen‘ und zu „fördern“.“ Nur daß 
Hübner den Zuſammenhang der Geſetzgebung mit dieſer 
Zweiteilung der Aufgaben nicht ſieht und bei der Frage der Ge⸗ 
ee mithin zu dem gleichen Ergebnis kommt wie 

as 5 


Beachtet man aber dieſe Tatſache, fo ergibt ſich folgen⸗ 
des: Die Verordnung vom 27. Aug. 1936 behandelt laut 
ihrer Überſchrift nur „die Gebührenbefreiung beim Klein⸗ 
wohnungsbau“. Sie betrifft alſo überhaupt nur die eine 
Art der Tätigkeit der Kleinwohnungsunternehmungen. In 
völliger Übereinſtimmung mit der Überſchrift ſagt dann der 
entſcheidende § 3: 


„Gleichzeitig treten die landesrechtlichen Vorſchriften 
über die Gebührenbefreiung beim Wohnungsbau außer 
Kraft.“ 


Dadurch wird m. E. ganz klar, daß die Verordnung ob⸗ 
jektiv (gegenſtändlich) begrenzt iſt, alſo nicht ſubjektiv (perſön⸗ 
lich) auf die Kleinwohnungsunternehmungen ſchlechthin ab⸗ 
ſtellt. Anders wäre es, wenn in der Überſchrift und im 8 3 
nicht vom „Kleinwohnungs bau“, ſondern von „den Klein⸗ 
wohnungsbaugeſellſchaften“ die Rede wäre. 


Den Kleinwohnungs bau betreffen aber die Gebühren⸗ 
befreiungsvorſchriften der KoſtO., der freiwilligen Gerichts⸗ 
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barkeit. Dieſe wird alſo nur in der neuen Verordnung vom 
27. Aug. 1936 geregelt. Alle die freiwillige Gerichtsbarkeit be⸗ 
treffenden landesrechtlichen Befreiungen werden aufgehoben. 
Weiter nichts. Über die weitere Tätigkeit der Kleinwohnungs⸗ 
unternehmungen, die Verwaltungstätigkeit, und die dafür in 
Frage kommende ſtreitige Gerichtsbarkeit äußert ſich die Ver⸗ 
ordnung überhaupt nicht. Mithin ſind die landesrechtlichen 
Befreiungsvorſchriften über die ſtreitige Gerichtsbarkeit, 
z. B. im 8115 Abſ. 1 PrGͤK., nicht aufgehoben worden 
Man braucht bei dieſer klaren grammatiſchen Auslegung 
gar nicht nach dem Willen des Geſetzgebers zu forſchen 
Wenn es mit der Verordnung vom 27. Aug. 1936 be⸗ 
abſichtigt geweſen wäre, die Gebührenbefreiung für die ſtrei⸗ 
tige Gerichtsbarkeit aufzuheben, ſo wäre dies eben nicht 
gelungen. 


2. Die unter 1 dargelegte grammatiſche Auslegung wird 
geſtützt durch eine ſyſtemlogiſche. Mit Recht hat das AG. Ber 
lin⸗Schöneberg in ſeiner vom KG. abweichenden Entſcheidung 
(JW. 1937, 274) ausgeführt, daß der Geſetzgeber auf Grund 
des Erſten Geſetzes zur Überleitung der Rechtspflege auf das 
Reich vom 16. Febr. 1934 bisher nur Vorſchriften im Ge⸗ 
biete der KoſtO., alſo der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
erlaſſen habe. Auch die umfaſſende Verordnung über die 
Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Zwangsvbollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(KoſtS.) vom 25. Nov. 1935 (RG Bl. 1371) iſt nach 
ihrem Vorſpruch auf Grund des Erſten Geſetzes zur Über⸗ 
leitung der Rechtspflege ergangen. Sie regelt mit dem Ziel 
der reichsrechtlichen Vereinheitlichung ausſchließlich das Ge⸗ 
biet der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Dies Gebiet ſoll alſo 
offenbar zunächſt bei der Vereinheitlichung des Koſten rechtes 
in Angriff genommen werden. Wiederum auf Grund des 
Erſten Geſetzes zur Überleitung regelt nun die Verordnung 
vom 27. Aug. 1936 die Gebührenbefreiung eben dieſer auch 
aus dem Überleitungsgeſetz entſpringenden KoſtO. (8 1). 
Sie bewegt ſich alſo ganz im Rahmen des bisher ver⸗ 
einheitlichten Gebührenrechts für die freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit. Bei dieſer Sachlage wäre es aber ſyſtemunlogiſch, wenn 
die Verordnung — man möchte ſagen, wie aus heiterem 
Himmel — in ihrem letzten Paragraphen plötzlich in ein ganz 
ſyſtemfremdes Gebiet übergriffe und Vorſchriften aufheben 
würde, ohne irgendeine pofitive Anordnung für dieſes abſeits 
der eigentlich zu regelnden Materie liegendes Gebiet zu 
treffen. Dieſe „weite Auslegung“ (KG.) widerſpricht ſyſtem⸗ 
logiſchen Auslegungsgrundſätzen. Wenn dieſe fremde Materie 
auch geregelt werden ſollte, hätte der Geſetzgeber dies aus⸗ 
drücklich anordnen müſſen — und er hätte es wohl auch 
getan. 


3. Die gegenftändliche Begrenzung der Verordnung auf 
die Materie der KoſtO. wird noch klarer, wenn man 
ihren ſachlichen Zuſammenhang mit dem $ 10 KoſtO. be⸗ 
achtet, auf die zwar in der Einleitung zur Verordnung nicht 
Bezug genommen wird (Hübner a. a. O.), wohl aber im 
8 1 der Verordnung. Im $ 10 Abi. 2 KoſtO. werden näm⸗ 
lich die „einſchlägigen“ landesrechtlichen Vorſchriften bis 
zum Erlaß einer Reichsverordnung über die Gebührem⸗ 
befreiung in Kraft gelaſſen. Und eben um die hier in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Verordnung handelt es ſich bei der umſtrittenen 
Verordnung vom 27. Aug. 1936. Dies iſt die in der KoſtO. 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit vorgeſehene Ge⸗ 
bührenbefreiungsverordnung! Und nachdem ſie am 1. Okt. 
1936 in Kraft tritt (8 3) können auch die im 8 10 Abſ. 2 
KoſtO. noch aufrechterhaltenen landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften — die ja in der KoſtO. unbeſtreitbar nur ſolche der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit find — aufgehoben werden. 
Und das geſchieht im § 3 der Verordnung. Nichts weiter! 
Ebenſowenig, wie die Koſt O. eine Beſtimmung über die 
Aufrechterhaltung der landesrechtlichen Vorſchriften über die 
ſtreitige Gerichtsbarkeit trifft, trifft nach ihrem ſyſtemlogi⸗ 
ſchen Gehalt die die Koftd. ergänzende Verordnung vom 
27. Aug. 1936 eine ſolche materienfremde Beſtimmung. Die 
dort aufrechterhaltenen Beſtimmungen werden hier 
aufgehoben. 
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4. Wenn man nicht meint, daß die Bedeutung des $ 3 
Abſ. 1 KoſtO. trotz der dargelegten grammatiſchen und ſyſtem⸗ 
logiſchen Auslegung völlig klar iſt, gewinnt die Frage nach 
dem Willen des Geſetzgebers Bedeutung. 

Cum in verbis abignitas est, debet admitti voluntatis 
quaestio! Daher hat das AG. Berlin⸗Schöneberg mit Recht 
vom Standpunkt der zweifelhaften Rechtslage aus, gemeint 
(a. a. O.), der Geſetzgeber werde doch die gemeinnützigen Bau⸗ 
genoſſenſchaften in dieſer Frage nicht ſchlechter ſtellen wollen 
als früher, der $ 3 der Verordnung könne alſo die ſtreitige 
Gerichtsbarkeit nicht betreffen. Wie das KG. dem AG. daraus 
den Vorwurf machen kann, es habe die „Wohnungspolitik der 
Reichsregierung“ kritiſiert, verſtehe ich nicht. Das AG. be⸗ 
müht ſich ja gerade, die wirkliche wohnungspolitiſche Abſicht 
der Reichsregierung zu erfaſſen und ſeine Entſcheidung nach 
dieſer maßgeblichen Politik im Rahmen des auslegbaren Ge⸗ 
ſetzestextes einzurichten. Und ich meine, es hat die Einſtellung 
der Reichsregierung zum gemeinnützigen Kleinwohnungsbau 
richtig verſtanden. Ich glaube, wenn die Reichsregierung 
tatſächlich das Gebührenrecht für die ſtreitige Gerichtsbarkeit 
neu regelt, wird ſie die gleichen Beſtimmungen erlaſſen wie 
in der KoſtO. und der Verordnung vom 27. Aug. 1936 für 
die freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Man könnte ebenſogut dem KG. vorwerfen, es kritiſiere 
die Rechtsvereinheitlichung der Reichsregierung, wenn es ſagt, 
es könne nicht angenommen werden, daß ſie „bei ihrem er⸗ 
kennbaren Streben nach Vereinheitlichung des Rechtes, wenn 
ſie ein Teilgebiet in Angriff nimmt, auf halbem Wege ſtehen 
bleibe“. Mir liegt ein ſolcher Vorwurf natürlich fern. Ich 
ſehe ein, daß ſich auch das KG. mit dieſer Erwägung bemüht 
hat, den Willen des Geſetzgebers zu erfaſſen. Sachlich iſt zu 
dieſer Außerung aber zu ſagen, daß das hier geregelte Gebiet 
eben abermals ein Teilgebiet der Gebührenbefreiung darſtellt, 
und zwar das ſehr klar erkennbare Teilgebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Die Regelung iſt alſo keine Halbheit, ſondern 
die vollſtändige Regelung dieſes Teilgebietes, die in der 
KoſtO. noch vorbehalten war. — Im übrigen muß das KG. 
zugeben, daß auch nach ſeiner Meinung die Verordnung vom 
27. Aug. 1936 nicht die „allgemeine Regelung des ganzen 
Gebührenbefreiungsrechtes enthält“. Nach der Auffaſſung des 
KG. hätte alſo der Geſetzgeber die Gebührenbefreiung für die 
ſtreitige Gerichtsbarkeit in Angriff genommen, aber nicht 
vollſtändig geregelt. Dies wäre ja nun in der Tat doch eine 
Halbheit, die das KG. gerade nicht annehmen wollte! 


5. Das KG. führt endlich zur Stützung ſeiner Anſicht 
aus, daß ja die neue Verordnung nicht nur die bisherigen 
landesrechtlichen Vorſchriften über die Gebührenbefreiung in 
Reichsrecht umgewandelt, ſondern neue weitergehende Beſtim⸗ 
mungen über die Gebührenbefreiung getroffen habe. Dies iſt 
zwar richtig, liegt aber neben dem Problem. Denn auch die 
neuen weitergehenden Vorſchriften betreffen Geſchäfte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, keine einzige die Gebühren 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Dieſe Tatſache ſpricht alſo in 
Wahrheit dafür, daß die Verordnung nur das Gebiet ihres 
materiellen Urſprungsgeſetzes, der KoſtO., regelt; im Rah⸗ 
men dieſes Gebietes allerdings erſchöpfend und auch 
erweiternd. Der Schluß des KG., wegen dieſer Erweiterung 
griffe die Verordnung auch auf das Gebiet der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit über, iſt ſyſtemlogiſch unrichtig, jedenfalls ift 
er nicht „zwingend“ (KG.). Das KG. beruft ſich mit dieſer 
Auffaſſung auch auf Hornig (DJ. 1936, 1366 Ziff. 3). 
Dieſer iſt der Meinung des KG., gibt aber ſeinerſeits für 
feine Auffaſſung keine Begründung. Allerdings iſt die Auf- 
faſſung von Hornig, dem Sachbearbeiter im RJ M., be⸗ 
ſonders beachtlich. Sie kann aber doch die vorgetragenen Be⸗ 
denken nicht aus der Welt ſchaffen. Die Abſicht des Sach⸗ 
bearbeiters iſt eben in der Verordnung nicht zum Ausdruck 
gekommen. RA. Dr. Nevermann, Hamburg. 
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FF.. BB 
| Reihserbhofgeriht und Erbhofger ichte 


* 40. § 4 CHNL. Zum Erbhof kann auch ein Miteigentums⸗ 
anteil an einem Ackergrundſtück gehören und bei der Frage der 
Ackernahrung berückſichtigt werden. 

Nach 8 4 Abſ. 1 Satz 2 EHRB gehören Miteigentumsanteile 
an einem Grundſtück, die dem Erbhof dienen, zum Erbhof, falls 
die Anteile im Verhältnis zu dem ſonſtigen den Erbhof bildenden 
Grundbeſitz von untergeordneter Bedeutung find, Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen können hier bei den Anteilen an den beiden Parzellen 
nach der Sachlage und nach den Größen- und Wertverhältniſſen 
angenommen werden. Nach der angeführten Vorſchrift beſteht kein 
Grund, Miteigentumsanteile an Ackerland auszuſchließen, was 
früher zweifelhaft ſein konnte, weil damals die Zugehörigkeit von 
Miteigentumsanteilen im weſentlichen nur damit zu begründen 
war, daß ſie der Gruppe „ähnliche dem Erbhof dienende Rechte“ 
i. S. des § 2 der DV U zum NEG zugerechnet wurden. Die ent⸗ 
ſprechenden Teile des Landes mit 21,35 und 1,95 ar werden ſtän⸗ 
dig von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet, find mit dem Hof ver⸗ 
bunden und dienen zur Stärkung der Erträgniſſe des Hofes. Ihre 
untergeordnete Bedeutung ſteht nach den Größenverhältniſſen 
außer Zweifel. Die Miteigentumsanteile gehören deshalb zum 
Erbhof und find mitzuberückſichtigen. 


(REIS, 2. Sen., Beſchl. v. 22. März 1937, 2 RB 2433/35.) 


(Reg. 4, 81.) 
*. 


* 41. 8 1 Kc. Hopfenanbau gehört zum Ackerbau, alſo zur 
rein landwirtſchaftlichen Nutzung. Sein Ertrag iſt in einer Hopfen⸗ 


baugegend bei der Ackernahrung zu berückſichtigen. 


Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute J. 
G. P. und M. P. ſind Eigentümer des Anweſens. Die Beſitzung 
iſt 9,544 ha groß; davon find 3,857 ha Wald, 5,04 ha Acker und 
0,539 ha Wieſe. Auf der Beſitzung befindet ſich eine Hopfenanlage 
mit 2400 Stöcken. Der Viehbeſtand beträgt 4 Kühe, 2 Jungrinder, 
2 Schweine und 25 Hühner. Der Einheitswert iſt zum 1. Jan. 
1931 auf 4600 2. feſtgeſetzt. 

Das AEG hat die Erbhofeigenſchaft bejaht, das Eß hat 
ſie verneint. 

Die weitere Beſchw. des AUF iſt begründet. 

Der Boden des landwirtſchaftlichen Kulturlandes kann nach 
den eigenen Angaben des Eigentümers und erſt recht nach den 
Außerungen des KrBß und des LB als noch mittel bezeichnet 
werden. Der Wald iſt zwar durch die Forleule ſtark beſchädigt 
und hat deshalb nur geringen Wert; immerhin bringt er etwas 
Holz und Streu. Der Viehbeſtand reicht in ſeiner Größe noch für 
einen kleinen geſunden Erbhof aus und iſt in ſeiner Beſchaffenheit 
fehr gut. Immerhin würde bei der geringen Größe des Kultur⸗ 
landes von 5,629 ha und dem niedrigen Einheitswert von 
4600 % die Ackernahrung ohne den Hopfenanbau kaum gegeben 
ſein. Der Hopfenanbau mit 2400 Stöcken und Jahreserträgen von 
durchſchnittlich ſieben Zentner ergänzt aber das Anweſen zur 
vollen Ackernahrung. Hopfenanbau gehört zum Ackerbau, alſo zur 
rein landwirtſchaftlichen Nutzung. Die Hopfenerträge ſind durch⸗ 
aus geſichert, weil es ſich um guten Hopfenboden in einer durch 
ihre Güte bekannten Hopfenbaugegend, in der dieſer Anbau boden⸗ 
ſtändig iſt, handelt und die Marktregelung angemeſſene Preiſe 
gewährleiſtet. Der Hopfenanbau bietet alſo in dieſem Falle eine 
genügend ſichere Grundlage für eine dauernde Ackernahrung. Für 
die Leiſtungsfähigkeit der Beſitzung ſpricht auch, daß die an 
tümer mit ihrer Familie von immerhin fünf Köpfen ohne Neben- 
verdienſt durch die ſchweren Kriſenjahre der Landwirtſchaft ſchul⸗ 
denfrei hindurchgekommen ſind. Die Beſitzung reicht nach allem 
aus, eine bäuerliche Familie von etwa ſieben bis acht Köpfen auch 
in vorübergehenden Notzeiten zu ernähren und zu bekleiden und 
den Wirtſchaftsablauf zu erhalten. Sie geſtattet auch, für Un⸗ 
glücksfälle und die Ausbildung und Auzftattung weichender Erben 
nach und nach Rücklagen anzuſammeln. Damit ſtimmt auch die 
Anſicht aller gehörten Stellen überein. An der Bauernfähigkeit 
und der Bodenverbundenheit der Eigentümer, die ihren Beſitz 
lange Jahre ſelbſt ordnungsmäßig bewirtſchaftet haben, beſtehen 
keine Zweifel. Die Beſitzung iſt alſo am 1. Okt. 1933 ein Erbhof 
geworden. 


(REHGS, 2. Sen., Beſchl. v. 3. Mai 1937, 2 RB 1895/35.) 
(= NREHS. 4, 114.) 
* 
268. 
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* 42. 8 1 REG. Unter dem Alleineigentum i. S. § 1 NEG 
iſt das rechtlich ungeteilte ſachenrechtliche Eigentum zu verſtehen. 
ficht ſogenanntes wirtſchaftliches Eigentum iſt nicht zu berück⸗ 
ichtigen. 


Die Erbhofeigenſchaft entſteht kraft Geſetzes, wenn die im 
Geſetz beſtimmten Vorausſetzungen erfüllt find. Nach $ 1 RES iſt 
landwirtſchaftlich genutztes Grundeigentum Erbhof, wenn es hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Größe den Erforderniſſen der 88 2 und 3 REG ent⸗ 
ſpricht und fi) im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon be⸗ 
findet. Auf dem Hof, einem alten landwirtſchaftlichen Beſitz, wird 
ſeit 1928 eine Pferde⸗, Rinder⸗, Schaf⸗ und Schweinehochzucht 
betrieben. Dieſe Tierzucht bedeutet landwirtſchaftliche Nutzung. 
Daß die Beſitzung von 47,7 ha mit 40 600 % Einheitswert eine 
Ackernahrung bildet, unterliegt keinem Zweifel. Das gilt auch von 
der Bauernfähigkeit und der Bodenverbundenheit des Fr. B., der 
wie ſein Bruder Diplomlandwirt iſt, ſich ſelbſt als „paſſionierten 
Landwirt“ bezeichnet und ſeit 1928 an der Bewirtſchaftung des 
Hofs mit ſeinem Bruder Hermann B. teilnimmt, ihn auch im 
Jahre 1932 zur Bewirtſchaftung als Tierzuchtunternehmen er⸗ 
worben hat. Fr. B. mag durch den Erwerb einen Familien⸗ 
hof für ſich und ſeine drei genannten Brüder gründen wollen; 
das ſpricht aber nicht gegen, ſondern eher für die Verbundenheit 
der Sippe B. mit dem Hof; die Verbundenheit, die zwiſchen dem 
Hof und Fr. B. als Mitglied der Sippe beſteht, genügt jedenfalls 
für die Erbhofeigenſchaft. — Einer näheren Erörterung bedarf 
hiernach nur die Frage des Alleineigentums. Unter dem Allein⸗ 
eigentum i. S. des § 1 Rc iſt das rechtlich ungeteilte ſachen⸗ 
rechtliche Eigentum zu verſtehen. Das hat der Senat in ſeinen 
Beſchl. v. 6. März 1935 und 6. Febr. 1936 (REG. 1, 287 = 
JW. 1935, 2560 s m. Anm.; NEHG, 2, 324 = JM. 1936, 2728 20) 
dargelegt und auch in zahlreichen weiteren Beſchlüſſen ſtändig ver⸗ 
treten; denſelben Standpunkt hat auch der 3. Sen. des REH in 
dem Beſchl. v. 29. Mai 1936 (REHG. 3, 97 JW. 1936, 32360) 
eingenommen. Den weſentlichſten Beſtimmungen des Geſetzes wür⸗ 
den, worauf der Senat ſchon oft hingewieſen hat, die ſichere 
Grundlage entzogen, wenn bei der Frage der Erbhofeigenſchaft 
ein ſogenanntes wirtſchaftliches Eigenkum berückſichtigt würde. Es 
iſt alſo unerheblich, ob ein wirtſchaftliches Eigentum der vom 
LEHE wohl mit Recht angenommenen Geſellſchaft, d. h., der Ge⸗ 
ſamtheit der Geſellſchafter anerkannt werden kann; rechtlich ge⸗ 
hört der Beſitz jedenfalls nicht zum Geſellſchaftsvermögen. Fr. B. 
hat vielmehr durch wirkſame Auflaſſung und Eintragung das 
rechtliche ungeteilte ſachenrechtliche Eigentum des Hofes erworben. 
Er hat nicht nur ein formales Bucheigentum, ſondern iſt auch 
materiellrechtlich der Eigentümer. Ein Treuhandverhältnis liegt 
nicht vor. Es braucht deshalb nicht erörtert zu werden, ob ein 
ſolches Verhältnis die Erbhofeigenſchaft hindern könnte (vgl. den 
Beſchl. des 3. Sen. v. 29. Mai 1936 a. a. O.). Das ſachenrechtliche 
Alleineigentum wird auch durch geſellſchaftsrechtliche Bindungen 
nicht in Frage geſtellt. Daraus entſtehen nur obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtungen, die der ſachenrechtlichen Stellung des Eigentümers 
keinen Abbruch tun. Auch hier liegen zwiſchen den beteiligten 
Brüdern nur ſchuldrechtliche Beziehungen vor. Eine Verpflichtung, 
das Eigentum auf die Geſamtheit der Geſellſchafter oder einzelnen 
Geſellſchaftern Anteile an dem Hof zu übertragen, würde zudem 
mit dem Eintritt der Erbhofeigenſchaft inſofern unwirkſam, als 
die Übereignung der Genehmigung der Anerbenbehörden bedürfte. 
Daß Fr. B. ſeine Brüder als Geſellſchafter an den Nutzungen 
teilnehmen laſſen muß, iſt unerheblich; ob und welche Bindungen 
der Eigentümer hinſichtlich der Verwertung oder Ablieferung von 
Nutzungen eingegangen iſt, hat nach der ſtändigen Rſpr. des Sen. 
für die Erbhofeigenſchaft keine Bedeutung. Hierfür iſt es ferner 
unerheblich, ob Fr. B. bei der Verwaltung des Hofs geſellſchaft⸗ 
lichen Bindungen unterliegt. Das ſchon deshalb, weil dieſe Bin⸗ 
dungen nur für die Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes beſtehen, 
an die Perſon des jetzigen Eigentümers geknüpft und damit nur 
vorübergehende ſind. Übrigens kann eine dem Intereſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft entſprechende Verwaltung ſich durchaus mit der für einen 
Erbhof erwünſchten decken, was hier auch zuzutreffen ſcheint So⸗ 
weit die Bindung zu einer nicht ordnungsmäßigen Bewirtſchaf⸗ 
tung führen müßte, würde der Eigentümer ihr durch die zuläſſige 
Kündigung des Geſellſchaftsverhältniſſes entgehen können, wenn 
er ihr nicht ſchon durch die höhere Pflicht gegenüber dem Erbhof 
enthoben wird. — Die Beſitzung erfüllt alſo alle Vorausſetzungen 
der Erbhofeigenſchaft. Härten gegenüber den Brüdern des Eigen⸗ 
tümers können nicht dazu führen, den Hof von der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft auszunehmen; denn die Erbhofeigenſchaft entſteht kraft Ge⸗ 
ſetzes und wird nicht durch einen in das Ermeſſen der Anerben⸗ 
behörden geſtellten Ausſpruch geſchaffen. Die Erſtattungsanſprüche 
der Brüder des Eigentümers belaſten den Hof zwar ſehr, be⸗ 
rühren aber die Erbhofeigenſchaft nicht. Ein Ausgleich wird ſich 
unter den Brüdern ohne größere Schädigung des einzelnen finden 
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laſſen. Übrigens ſteht nichts im Wege, daß die Hofwirtſchaft einſt⸗ 
weilen zu Nutzen und Laſten aller vier Brüder weiter betrieben 
wird. Die Beſitzung iſt alſo ein Erbhof in der Hand des Fr. B. 
(REHG, 2. Sen., Urt. v. 22. April 1937, 2 RB 2271/35.) 
(= ReéEßG. 4, 92.) 
* 


a 43. § 1 REG. Alleineigentum i. S. $ 1 REG iſt das recht⸗ 
lich ungeteilte ſachenrechtliche Eigentum. 

Die Bodenverbundenheit wird nicht dadurch beſeitigt, daß der 
Eigentümer den Hof durch Vertrag und Teſtament einer theoſo⸗ 
phiſchen Vereinigung zuwenden will und den Hof in Hausgemein⸗ 
ſchaft mit Mitgliedern dieſer Vereinigung bewirtſchaftet. 


Als Eigentümerin der Beſitzung iſt die Witwe des Land⸗ 
wirts Peter M. eingetragen. Sie hat den Hof im Jahre 1924 
von ihrem Ehemann, aus deſſen Familie er ſtammt und mit dem 
ſie ſeit 1906 in kinderloſer Ehe lebte, auf Grund eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments geerbt. Weil es ihr an Arbeitskräften 
fehlte und der Hof heruntergewirtſchaftet war, hat fie am 12. Febr. 
1925 mit der „Vereinigung von Freunden Jakob Böhmeſcher 
Theoſophie“, der ſie kurz vorher nach dem Tode ihres Ehemannes 
beigetreten war, einen Vertrag geſchloſſen. Die Vereinigung iſt 
im Jahre 1920 im Vereinsregiſter eingetragen worden. Nach der 
Satzung vom 16. Sept. 1920 fteht fie „als Zuſammenſchluß von 
Liebhabern reiner Theoſophie“ innerhalb der evangeliſchen Kirche 
und verfolgt ausſchließlich religiöſe und mildtätige Zwecke durch 
Zuſammenkünfte und Zuſammenſchluß ihrer Mitglieder, durch 
Ausübung von Wohltätigkeit, durch Erſtellung oder Erwerb hierzu 
nötiger Gebäude oder anderer Grundſtücke ſowie durch Entgegen⸗ 
nahme und jenen Zwecken entſprechende Verwertung freiwilliger 
Gaben von Mitgliedern und Freunden des Vereins; Grundlage 
und Richtſchnur der geſamten Tätigkeit des Vereins iſt nach der 
Satzung die Heilige Schrift; der Austritt aus dem Verein ſteht 
den Mitgliedern jederzeit frei. Am 11. Sept. 1934 iſt die Satzung 
geändert worden. In der neuen Satzung heißt es u. a.: Die Be⸗ 
wegung ſei nahezu 300 Jahre alt, urdeutſch und frei von jeder 
internationalen Beimiſchung und Beeinfluſſung; die Mitglieder 
ſtänden in unwandelbarer Treue und geſchloſſener Einheit hinter 
der nationalſozialiſtiſchen Reichsregierung unter der Führung 
Adolf Hitlers; ſie dürften keiner Loge oder irgendeinem Geheim⸗ 
bund angehören; ihr oberſter Grundſatz ſei der uneigennützige, 
ſelbſtloſe Opfergedanke; ſie übernähmen durch ihre Aufnahme die 
Ehrenpflicht, ſich treueſter Pflichterfüllung und eines vorbildlichen, 
in jeder Hinſicht tadelsfreien, insbeſ. ſittenreinen Lebenswandels 
zu befleißigen; auf den Namen der Vereinigung eingetragene Be⸗ 
ſitzungen, die nach ihrer Größe unter das REG fielen, ſollten nach 
Auflöfung des Vereins dem zuſtändigen LB zwecks Einweiſung 
von möglichſt evangeliſchen Siedlern zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den. Weitere in der GenVerſ. v. 9. Febr. 1936 beſchloſſene Zu⸗ 
ſätze beſagen, daß nur ariſche Mitglieder aufgenommen werden 
und die Vereinigung grundſätzlich nur fo viel Grundſtücke erwirbt, 
als zur ausreichenden Ackernahrung der Mitglieder der jeweiligen 
Hausgemeinſchaft unbedingt nötig iſt. Die praktiſche Betätigung 
des Vereins beſteht, ſoweit ſie hier in Frage kommt, darin, daß 
die Mitglieder gemeinſchaftlich die Bewirtſchaftung eines Hofes 
übernehmen. Iſt ein Mitglied Eigentümer eines Hofes, ſo kann 
ihm die Vereinigung andere Mitglieder zu unentgeltlicher Mit⸗ 
arbeit im Intereſſe der aus ihnen und dem Eigentümer gebil⸗ 
deten Hausgemeinschaft und der Vereinigung ſelbſt zuweiſen. Die 
Mitglieder finden in der Hausgemeinſchaft „Aufnahme und Hei⸗ 
mat für immer“. Scheiden ſie aus der Hausgemeinſchaft aus, ſo 
erhalten ſie ein von dem Vorſitzenden des Vereins feſtzuſetzendes 
Übergangsgeld. Der Tod des Eigentümers ſoll die Hausgemein⸗ 
ſchaft nicht auflöſen. Der Hof ſoll dann auf die Vereinigung über⸗ 
gehen und mit dem Namen des Begründers der Hausgemeinſchaft 
bezeichnet werden. Die Mitglieder leben freiwillig ohne Gelübde 
ehelos. 

In dem erwähnten Vertrage vom Februar 1925 heißt es: 
Frau M. erkläre, daß ſie, nachdem ihr Ehemann kürzlich geſtorben 
ſei, ihr Gut im Hinblick auf die teuren Arbeitskräfte nicht weiter⸗ 
führen könne. Die Vereinigung verpflichte ſich nun, die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung des Gutes zu übernehmen und beſonders die 
erforderlichen und geeigneten Kräfte bis zum Lebensende der 
Witwe M. zur Verfügung zu ſtellen. Zum Entgelt für die über⸗ 
nommenen Verpflichtungen übertrage die Witwe M. der dies an 
nehmenden Vereinigung eigentümlich mit ſofortiger Wirkung den 
bezeichneten Hof. Die Eintragung der Vereinigung als Eigen“ 
tümerin werde von der Witwe M. bewilligt und von den Bor 
ſtandsmitgliedern beantragt; das ſolle jedoch erſt nach dem Abe 
leben der Witwe M. zum Grundbuch eingereicht werden. Zur 
Sicherheit werde der Witwe M. der lebenslängliche Nießbrauch an 
dem übertragenen Gut vorbehalten, der jedoch ruhe, ſolange die 
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Vereinigung ihre übernommenen Verpflichtungen erfülle; auf eine 
Eintragung dieſes Rechtes werde verzichtet. Zur Sicherung des 
Rechtes auf Auflaſſung werde die Eintragung einer Vormerkung 
im Grundbuch bewilligt und beantragt. Beſitz, Nutzung, Laſten 
und Gefahr ſollten ſofort, unbeſchadet des Nießbrauchrechts der 
Frau M., übergehen. Die Auflaſſungsvormerkung iſt am 30. März 
1925 im Grundbuch eingetragen worden. Am 29. April 1925 hat 
die Witwe M. in einem eigenhändigen Teſtament die Vereinigung 
zur Erbin ihres geſamten Vermögens eingeſetzt. 

Die Beſitzung iſt in das gerichtliche Verzeichnis der für die 
Erbhöferolle vorgeſehenen Höfe aufgenommen worden. 

Das LESS in Celle hat durch den Beſchl. v. 7. Nov. 1935 
ausgeſprochen, daß der Hof kein Erbhof und deshalb nicht in die 
Erbhöferolle einzutragen ſei. 

Die weitere Beſchw. des LB iſt begründet. 

Die Erbhofeigenſchaft entſteht kraft Geſetzes, wenn die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen erfüllt find. Nach 8 1 REG iſt landwirt⸗ 
ſchaftlich genutztes Grundeigentum Erbhof, wenn es hinſichtlich 
feiner Größe den Erforderniſſen der 88 2 und 3 RG entſpricht 
und ſich im en einer bauernfähigen Perſon befindet. 
Die Beſitzung wird landwirtſchaftlich genutzt. Sie iſt 11,44,97 ha 
groß, wovon 36 Morgen Kulturland ſind. Sie überſteigt alſo er⸗ 
heblich die Größe von 7 ½ ha, die erfahrungsgemäß bei durch⸗ 
ſchnittlichen Verhältniſſen für eine Ackernahrung noch ausreicht. 
Die Bodenverhältniſſe ſind zwar nicht beſonders günſtig; das wird 
aber durch die Mehrgröße ausgeglichen. Auch der hohe Viehbeſtand 
von einem Pferd, 7—8 Kühen, 2—3 Rindern und 3 Schweinen, 
ſowie der Einreihungswert von 1296 ½ je ha ſprechen für eine 
Ackernahrung. Die Witwe M. hat auch ſelbſt angegeben, daß auf 
dem Hof, wie er zur Zeit ſei, eine bäuerliche Familie leben könne; 
ſie meint ſogar, auf dem Hof könne noch mehr Vieh gehalten 
werden, wenn gebaut werde. Auch der KrBß und der LBß ſowie 
das AES bejahen die Ackernahrung. Gegen die Ackernahrung be⸗ 
ſtehen hiernach keine Bedenken. Die Hofſtelle reicht zur Bewirt⸗ 
ſchaftung noch aus; von ihr aus iſt ja auch die Bewirtſchaftung 
bisher gut geführt worden. Mängel der Hofſtelle ſtehen, ſolange 
die Bewirtſchaftung noch möglich iſt, der Erbhofeigenſchaft nicht 
entgegen; ſie können hier auch behoben werden, und der Hof, der 
nur noch mit rund 600 %%% belaſtet iſt, kann die Koſten min⸗ 
deſtens nach und nach aufbringen. Sämtliche Grundſtücke werden 
von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet, bilden alſo mit dieſer eine 
wirtſchaftliche Einheit. Auf das Eigentum an einem Teil des 
Inventars, das neu angeſchafft iſt, kommt es nicht an. 

Die Beſitzung ſteht in rechtlich ungeteiltem ſachenrechtlichen 
Eigentum der Witwe M. und damit in deren Alleineigentum i. S. 
des 8 1 REG. Der Senat hat bereits in ſeinem Beſchl. v. 6. März 
1935 (REHG. 1, 287 JW. 1935, 2560 5 m. Anm.) ausgeführt, 
daß das ſachenrechtliche Alleineigentum zur Entſtehung des Erb⸗ 
hofs nötig ſei, aber auch genüge; er hat das in dem weiteren 
Beſchl. v. 6. Febr. 1936 (REH G. 2, 324 JW. 1936, 2728 0) 
nochmals eingehend dargelegt. Wie in den Beſchlüſſen dargelegt 
iſt, würde den weſentlichſten Beſtimmungen des REG die ſichere 
Grundlage entzogen und eine unerträgliche Unſicherheit hervor⸗ 
gerufen, wenn das ſogenannte wirtſchaftliche Eigentum auf dem 
Gebiet des Reichserbhofrechts anerkannt oder das Alleineigentum 
i. S. des Geſetzes wegen mehr oder minder großer tatſächlicher 
oder rechtlicher Beſchränkungen in Zweifel gezogen würde. Ferner 
iſt ſchon in dem Beſchl. v. 6. Febr. 1936 dargelegt, daß, wenn 
überhaupt, für das Erbhofrecht ein beſonderer Begriff des Eigen⸗ 
tums anzuerkennen wäre, er im weſentlichen nur aus der Bin⸗ 
dung gegenüber Sippe und Volk hergeleitet werden könne, und 
daß dabei jedenfalls nur der von der Erbhofeigenſchaft ſelbſt be⸗ 
einflußte Begriff des Eigentums an einem beſtehenden Erb⸗ 
hof in Frage komme. — Dem hiernach allein maßgebenden ſachen⸗ 
rechtlichen Eigentum der Witwe M. ſteht die Auflaſſung des 
Hofs an die Vereinigung um ſo weniger entgegen, als nach der 
ausdrücklichen Vereinbarung die Umſchreibung erſt nach dem Tode 
der Witwe M. erfolgen, dieſe alſo bis zu ihrem Lebensende die 
Eigentümerin bleiben wollte und ſollte. Das nee Eigen⸗ 
tum der Witwe M. wird auch weder durch ihr Teſtament und 
deſſen Aushändigung an den Vorſitzenden der Vereinigung noch 
dadurch beeinträchtigt, daß die Eigentümerin im Verhältnis zu 
der Vereinigung ihren Hof nicht mehr allein zu ihrem Nutzen be⸗ 
wirtſchaftet, ſondern bei der Bewirtſchaftung nur als Hausmutter 
der Hausgemeinſchaft für dieſe ſowie für die Vereinigung mit⸗ 
wirkt. — Es ſteht außer Zweifel, daß die Eigentümerin wirt⸗ 
ſchaftsfähig und ehrbar iſt und den in den 88 12 und 13 REG 
geſtellten Anforderungen an die Bauernfähigkeit genügt. 

Das LEHG meint: Die Eigentümerin habe die bäuerliche 
Bewirtſchaftung des Hofes bereits vor dem Inkrafttreten des 
REch endgültig aufgegeben; bäuerliche Bewirtſchaftung bedeute 
die Selbſtbewirtſchaftung, nämlich das verantwortliche Bebauen 
der eigenen Scholle unter Mitarbeit der ganzen Familie; die 


Eigentümerin habe aber die bäuerliche Eigenwirtſchaft aufge⸗ 
geben. Das iſt rechtlich und tatſächlich nicht haltbar. Zunächſt ſteht 
feſt, daß von einer kapitaliſtiſchen Nutzung irgendwelcher Art keine 
Rede ſein kann und die Beſitzung durch Ackerbau und Viehhaltung 
gut, ja muſtergültig bewirtſchaftet wird. Die gute Bewirtſchaf⸗ 
tung mag der Mitarbeit der Hausgenoſſen zu verdanken ſein. 
Wenn aber die Hausgenoſſen nicht mitarbeiteten, würde die Eigen⸗ 
tümerin den Hof mit anderen Hilfskräften bewirtſchaften müſſen. 
Daß dies der Erbhofeigenſchaft nicht entgegenſtehen würde, liegt 
auf der Hand. Die Mitarbeit familienfremder Kräfte kann alſo 
nicht gegen die Erbhofeigenſchaft entſcheiden. Das LEßG legt 
denn auch das Hauptgewicht auf die Stellung, welche die Eigen⸗ 
tümerin und ihre Hausgenoſſen auf dem Hof hätten; die Eigen⸗ 
tümerin ſei nur noch ein Mitglied der Hausgemeinſchaft, durch 
die der Hof unter Leitung des Hausvaters D. im Auftrage der 
Vereinigung bewirtſchaftet werde; ſie habe nicht einmal eine Art 
Verwalterſtellung, ſondern ſei nur die Hausmutter und verwalte 
die gemeinſame Kaſſe für die mit ihr zuſammenlebenden Mit⸗ 
glieder; dieſe ſeien ihr gleichberechtigt und allen kämen die Er⸗ 
träge zugute; der Hof ſei tatſächlich von der Vereinigung über⸗ 
nommen, und dieſe laſſe ihn durch eine familienartig geſtaltete 
Hausgemeinſchaft von Mitgliedern bewirtſchaften; das ſei auch 
auf die Dauer berechnet; die Witwe M. ſei und bleibe an den 
Vertrag gebunden und habe ſogar die Auflaſſung erklärt. Wenn 
das alles zutrifft, würde es doch die vom LEH® verlangte „bäuer- 
liche Bewirtſchaftung“ nicht in Frage ſtellen. Zunächſt kann die 
Erbhofeigenſchaft nicht daran ſcheitern, wie die Eigentümerin über 
die Erträge ihres Hofes verfügt und welche Bindungen ſie in 
dieſer Richtung eingegangen iſt, ſoweit nicht kapitaliſtiſche Zwecke 
mitſpielen. Die Anſicht des LEHG läßt ſich nur verſtehen, wenn 
zur Entſtehung des Erbhofs in jedem Falle verlangt wird, daß 
der Eigentümer den Hof mit Familienmitgliedern zum Nutzen 
ſeiner ſelbſt und der Familie bebaut und bewirtſchaftet. Das iſt 
allerdings das Ziel, dem das REG zuſtrebt und das es durch die 
rechtliche Geſtaltung der Verhältniſſe eines Erbhofs ſowie mit 
Hilfe des Reichsnährſtandes durch Erziehung und Belehrung des 
Bauern erreichen will. Dieſes Ziel, alſo die erſtrebten Verhält⸗ 
niſſe, die das Geſetz durch die Erbhofeigenſchaft herbeiführen und 
ſichern will, der Erbhofeigenſchaft vorauszuſetzen, wäre nur zu⸗ 
läſſig, wenn das Geſetz es vorſchriebe. Es iſt auch folgewidrig 
und führt zu praktiſch unhaltbaren Ergebniſſen. Sogar Verhält⸗ 
niſſe, die zum Teil auf eine kapitaliſtiſche, alſo dem bäuerlichen 
Denken entgegengeſetzte Einſtellung des Eigentümers zurückgehen, 
ſchließen die Erbhofeigenſchaft nicht immer aus, wenn noch ein 
gewiſſes entwicklungsfähiges Maß bäuerlicher Einſtellung vor⸗ 
handen iſt. Noch viel weniger kann das von Maßnahmen gelten, 
zu denen die Eigentümerin durch religiöſe Regungen und An⸗ 
ſchauungen veranlaßt iſt, welche die bäuerliche Geſinnung nicht 
unbedingt ausſchließen. Jenes Ziel kann auch bei den geſchil⸗ 
derten Verhältniſſen dieſes Hofes durch die Erbhofeigenſchaft er⸗ 
reicht werden. Das zeigt ſchon die dargelegte Wirkung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft auf die erwähnten Bindungen und Beſchränkungen. 
Das LEHS kann ſich für ſeine Anſicht auch nicht auf einen Ver⸗ 
gleich mit der ſtändigen Verpachtung berufen. Das Geſetz wendet 
ſich mit der Beſtimmung, daß ſtändig verpachtete Höfe nicht Erb⸗ 
hof ſein können, gegen eine kapitaliſtiſche Einſtellung des Eigen⸗ 
tiimer3. Eine ſtändige Verpachtung liegt daher nur vor, wenn der 
Eigentümer durch die Verpachtung aus einer kapitaliſtiſchen Ein⸗ 
ftellung heraus die Verbundenheit mit der Scholle nie begründet 
oder endgültig aufgegeben hat (REHB. 1, 258 = FW. 1935, 
1944 79). Der Vergleich ſcheitert hier ſchon daran, daß von einer 
kapitaliſtiſchen Einſtellung der Eigentümerin keine Rede ſein kann. 
Im übrigen kann die vom LEHGS geſchilderte Sachlage in der 
Tat nur für die Frage der bäuerlichen Verbundenheit des Eigen⸗ 
tümers mit ſeinem Hof Bedeutung haben. Dieſe Verbundenheit, 
welche die innere Verbindung zwiſchen dem Eigentümer und ſeiner 
Sippe mit ſeinem Hof darſtellt und ihren ſtärkſten Gegenſatz in 
der kapitaliſtiſchen Einſtellung findet, iſt von dem erk. Sen. in 
feinen Beſchl. v. 20. Juni 1936 und 16. Juli 1936 (REH. 3, 1 
JW. 1936, 3235 5, NEHB. 3, 174 = ZW. 1936, 3550 15) als 
Kennzeichen und Vorausſetzung der Erbhofeigenſchaft anerkannt. 
Die Bodenverbundenheit beſteht hier zwiſchen der Eigentümerin 
und ihrem Hof jedenfalls in einem Maße, das bei der auch hier 
gebotenen milden Auffaſſung (Beſchl. des 1. Sen. des REG: 
JW. 1935, 2820 und 1936, 583) zur Entſtehung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft ausreicht. Der Hof ſtammt aus der Familie des Ehemanns 
M. Die Eigentümerin hat ihn ſeit 1906 mit ihrem Ehemann 
bewirtſchaftet und dann im Jahre 1924 von ihrem Ehemann auf 
Grund des gemeinſchaftlichen Teſtaments geerbt. Die Verbunden⸗ 
heit iſt hier alſo eine durch eigene Bewirtſchaftung begründete 
und ererbte. Die Eigentümerin hat ſie auch nicht aufgegeben. Sie 
iſt nicht nur bis heute auf ihrem Hof geblieben und will weiter 
auf ihm bleiben, ſondern nimmt auch ſeit der Gründung jener 
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Hausgemeinſchaft an der Bewirtſchaftung als Hausmutter ſelbſt 
teil. Sie leitet das Hausweſen und verwaltet die Kaſſe; das ent⸗ 
ſpricht der Tätigkeit, die eine Frau auf dem Bauernhof ausübt. 
Die Eigentümerin hat ſich durch den Vertrag zur Übereignung 
des Hofs an die Vereinigung verpflichtet, die Auffaſſung erteilt 
und Beſitz, Nutzung und Laſten übergehen laſſen. Wenn ein 
Eigentümer ſeinen Hof verkauft, aufgelaſſen und übergeben hat, 
ſo kann und wird die Bodenverbundenheit oft fehlen. Das hängt 
von den Umſtänden des Einzelfalles ab. Hier kommt nun in Be⸗ 
tracht: Die Umſchreibung im Grundbuch ſteht nicht etwa nur aus 
irgendwelchen formellen Gründen noch aus, ſondern der Eintra⸗ 
gungsantrag ſoll erſt nach dem Tode der Witwe M. beim GBA. 
eingereicht werden. Frau M. ſollte und wollte alſo für ihre 
Lebenszeit das Eigentum behalten. Sie hat ſich ſogar den An⸗ 
ſpruch auf den Nießbrauch für den Fall vorbehalten, daß die Ver⸗ 
einigung ihre Verwaltungspflichten nicht erfülle. Der Fall wird 
höchſtwahrſcheinlich nicht eintreten; die Vereinbarung zeigt aber 
immerhin, daß die Eigentümerin ihr Eigentum und deſſen ord⸗ 
nungsmäßige Bewirtſchaftung doch ſichern wollte. Frau M. iſt 
ferner zu dem Vertrag durch eine Notlage gekommen. Ihr Mann 
war geſtorben, ſie hatte keine Hilfskräfte für den Hof und der Hof 
war in ſolchem Zuſtand, daß er die Koſten mehrerer bezahlter 
Hilfskräfte nicht tragen konnte. Sie wollte den Hof nicht ver⸗ 
kaufen, ſondern behalten. Wenn der Vertrag wirklich allein durch 
die Furcht vor einer neuen Inflation veranlaßt war, ſo beſeitigt 
das doch die Tatſache nicht, daß ſie den Hof, den ſie mit ihrem 
Mann bewirtſchaftet und von ihm geerbt hatte, behalten wollte. 
Sie ſuchte Hilfskräfte für die Bearbeitung ihres Hofs. Durch die 
Vereinigung konnte ſie gute und billige Kräfte bekommen. Des⸗ 
halb hat ſie den Vertrag geſchloſſen, nachdem ſie kurz vorher der 
Vereinigung beigetreten war. Das iſt auch in dem Vertrage aus⸗ 
drücklich als der Grund angegeben. Als Entgelt für die Hilfe iſt 
ſie die Verpflichtung eingegangen, wonach die Vereinigung nach 
ihrem Tode den Hof erhalten ſollte. Bei dieſer Sachlage kann in 
dem Vertrage, der Auflaſſung und der Vereinbarung über die 
Verwaltung und die Nutzungen keine Aufgabe der Bodenverbun⸗ 
denheit gefunden werden. Daran ändert auch das Teſtament, in 
dem die Eigentümerin die Vereinigung zur Erbin eingeſetzt hat, 
nichts. Es entſpricht zwar nicht wahrhaft bäuerlichem Denken, 
daß ſie den Hof nach ihrem Tode der Vereinigung zukommen 
laſſen wollte. Von einer völligen Löſung ihrer Verbundenheit mit 
dem Hof, den ſie mit ihrem Ehemann ſeit dem Jahre 1906 be⸗ 
wirtſchaftet und im Jahre 1924 von dieſem auf Grund des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments geerbt hat, für deſſen Bewirtſchaftung 
ſie durch den Vertrag ſorgen wollte und geſorgt hat, den ſie bis 
an ihr Lebensende behalten und auf dem ſie bleiben und mitwirt⸗ 
ſchaften wollte und will, kann aber keine Rede ſein. Die ange⸗ 
führten Umſtände laſſen vielmehr deutlich erkennen, daß die Eigen⸗ 
tümerin weiterhin mit ihrem Hof ſich verbunden fühlte und ver⸗ 
bunden bleiben wollte. Solange die Eigentümerin ſelbſt die Ver⸗ 
bundenheit mit dem Hof bewahrt, beſteht ſie durch ſie als Mitt⸗ 
lerin auch für ihre Sippe. 

Nach allem liegen ſämtliche Vorausſetzungen der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft vor. Der Hof iſt deshalb kraft Geſetzes Erbhof geworden. 
Ausnahmen zugunſten der Vereinigung zuzulaſſen, ſind die An⸗ 
erbenbehörden ſchon deshalb nicht in der Lage, weil die Erbhof⸗ 
eigenſchaft kraft Geſetzes eintritt und nicht etwa durch ihren 
Spruch geſchaffen wird. Auch 8 56 REG kann, wenn hier über⸗ 
haupt „Zweifel bei der Anwendung des Geſetzes“ vorliegen, ſolche 
Ausnahmen nicht rechtfertigen. Denn nach ihm muß oberſter 
Grundſatz für die Anerbenbehörden die Wahrung des Zweckes des 
Geſetzes ſein, wie er in deſſen Einleitungsworten dargelegt iſt. 
Die praktiſche Betätigung der Gemeinſchaft mag Anerkennung 
verdienen. Mit dem Erbhofgedanken würde es aber unvereinbar 
ſein, die Erbhofeigenſchaft zugunſten einer nicht erbhoffähigen Ge⸗ 
meinſchaft zu verneinen, deren Mitglieder zudem ehelos leben, 
alſo keine bäuerliche Familie gründen wollen. Der nach § 56 
RES maßgebende Zweck des REG verlangt vielmehr unbedingt, 
den Familienbeſitz als Erbhof zu erhalten. Deshalb können auch 
Härten gegen die Hausgenoſſen, die ohne Entgelt viel Arbeit und 
zum Teil auch erhebliche Geldmittel dafür aufgewandt und ſo den 
Hof auf ſeinen jetzigen Stand gebracht, allerdings dort auch ihren 
Lebensunterhalt gefunden haben, das Ergebnis nicht ändern. 
Übrigens ſchließt die Erbhofeigenſchaft es nicht aus, daß die Mit⸗ 
glieder der Hausgemeinſchaft einſtweilen auf dem Hofe bleiben. 
Für die Arbeit und die aufgewendeten Geldmittel mögen ihnen 
oder der Vereinigung Anſprüche gegen die Eigentümerin zuſtehen. 
Der Auseinanderſetzung hierüber und der weiteren Frage, wie 
etwaige Härten bei der Entſch. über die Genehmigung zu einer 
Veräußerung des Hofes an eine bauernfähige Perſon ausgeglichen 
werden können, greift die Entſch. nicht vor. 

(R Ec, 2. Sen., Beſchl. v. 26. Jan. 1937, 2 RB 2464/35.) 
(= REHO. 4, 99.) 
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* 44. 8 1 REG; 8 18 ERV. Für die Entſtehung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft iſt das ſachenrechtliche Eigentum maßgebend. Das 
fog. wirtſchaftliche Eigentum genügt nicht. 

Vorausſetzung für die Entſtehung eines Ehegattenerbhofs 
nach § 18 Abſ. 2 EHRV. 

In das gerichtliche Verzeichnis der für die Erbhöferolle 
vorgeſehenen Höfe iſt eine Beſitzung der Eheleute Sch. und K. 
Sch. mit einer Größe von 8,73 ha aufgenommen worden. 

Der Ehemann Sch. hat Einſpruch eingelegt, weil zehn 
Morgen der Beſitzung ſchlechtes Land ſeien und deshalb die 
Ackernahrung fehle. 

Das Acc hat dem Einſpruch ſtattgegeben und ausge⸗ 
ſprochen, daß die Beſitzung kein Erbhof ſei. Es hat ausge⸗ 
führt: Die auf den Namen der Eheleute Sch. eingetragenen 
Grundſtücke umfaßten nur 3,72 ha und reichten für eine 
Ackernahrung nicht aus; nach den Grundakten Eſchenrod 
Blatt 350 und Buſenborn Blatt 94 hätten die Eheleute zwar 
am 8. März 1934 weitere Grundſtücke von der Eigentümerin 
Frau E. D., einer Schweſter der Ehefrau Sch., gekauft; die 
Umſchreibung im Grundbuch ſei aber noch nicht erfolgt. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Kreisbauernführer ſo⸗ 
fortige Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, die Eintragung 
der Beſitzung in die Erbhöferolle anzuordnen. Inzwiſchen 
wurden die gekauften Grundſtücke am 21. Mai 1935 auf die 
Eheleute Sch. im Grundbuch umgeſchrieben. Der Kreisbauern⸗ 
führer hat die Anſicht vertreten: Nach dem 21. Dez. 1933 
könne zwar ein Ehegattenerbhof nicht mehr entſtehen; die Ehe⸗ 
leute Sch. hätten aber die hinzuerworbenen Grundſtücke ſchon 
ſeit langer Zeit bewirtſchaftet; am 21. Dez. 1933 ſeien ſie 
ſchon wirtſchaftlich die Eigentümer geweſen; das genüge zur 
Entſtehung zur Erbhofeigenſchaft. 

Das Ec hat die Beſchwerde zurückgewieſen und aus⸗ 
geführt: Durch den Eigentumserwerb v. 21. Mai 1935 habe 
kein Ehegattenerbhof mehr entſtehen können; ein wirtſchaft⸗ 
liches Eigentum könne das EH nicht anerkennen. 

Die weitere Beſchwerde des Landesbauernführers führt 
zur Aufhebung der Beſchlüſſe der Vorinſtanzen. 

Zunächſt bedürfen die Eigentumsverhältniſſe weiterer 
Aufklärung. In den 3,72 ha, die nach der Feſtſtellung der 
Vorinſtanzen vor dem Zuerwerb am 21. Mai 1935 den Ehe⸗ 
leuten Sch. gehört haben ſollen, ſind anſcheinend 13,57 ar 
enthalten, die nach den Grundakten weder als Alleineigentum 
eines der beiden Ehegatten noch als Miteigentum beider Ehe⸗ 
gatten eingetragen ſind. Ferner erſcheint es nach dem Inhalt 
der vom Acc bezeichneten Grundakten zweifelhaft, ob der 
Zuerwerb v. 21. Mai 1935 den Geſamtbeſitz auf die im 
gerichtlichen Verzeichnis angegebene Größe von 8,73 ha ge⸗ 
bracht hat. Es iſt Sache des AEG, das aufzuklären. 

Am 21. Dez. 1933, am Tage des Inkrafttretens der 
DB II zum REG, war der Beſitz, deſſen Eigentümer die 
Eheleute Sch. teils als Alleineigentümer, teils als Mit⸗ 
eigentümer waren, keinesfalls größer als 3,72 ha. Dieſer 
Beſitz ſtellte auch nicht annähernd eine Ackernahrung dar, ſo 
daß nicht geprüft zu werden braucht, ob nach den bisher 
geltenden Vorſchriften ein Ehegattenerbhof nach dem 21. Dez. 
1933 dann entſtehen konnte, wenn der fehlende Teil verhält⸗ 
nismäßig geringfügig war, am 21. Dez. 1933 bereits mit⸗ 
bewirtſchaftet und dann zu Eigentum erworben wurde. Die 
Eheleute Sch. bewirtſchafteten zwar weiteres Land, das im 
Eigentum der Ehefrau E. D., einer Schweſter der Ehefrau 
Sch., ſtand, mit und hatten wohl die feſte Abſicht, dieſe 
Grundſtücke zu Eigentum zu erwerben; es mag auch ſein, daß 
ſie, obwohl noch kein bindender Kaufvertrag vorlag, einen 
Teil des Preiſes ſchon gezahlt hatten und die Grundſtücke 
als ihr Eigentum betrachteten. Für die Entſtehung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft iſt das ſachenrechtliche Eigentum maßgebend. 
Das hat der Senat bereits in mehreren Beſchlüſſen ausge⸗ 
ſprochen; es tft auch vom 3. Senat des RE (REIS 3, 97 
JW. 1936, 32368) vertreten worden. Soweit ein wirt⸗ 
ſchaftliches Eigentum anerkannt werden kann, reicht es doch 
zur Entſtehung der Erbhofeigenſchaft nicht aus. Die Eheleute 
Sch. haben das ſachenrechtliche Eigentum an jenem Land erſt 
am 21. Mai 1935 durch die Umſchreibung und die voran⸗ 
gegangene wirkſame Auflaſſung erworben. Die EHRV vom 
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21. Dez. 1936 hat in 8 18 Abſ. 1 die frühere Beſtimmung 
des § 5 der DW II zum REG übernommen, aber in § 18 
Abſ. 2 neu beſtimmt: „Erfüllt beim Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung eine Beſitzung, die bis dahin noch nicht Erbhof ge⸗ 
worden iſt, die in Abſ. 1 vorgeſehenen Vorausſetzungen (abge- 
ſehen von dem dort bezeichneten Stichtag), ſo wird ſie mit 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung Erbhof. Die Vorſchriften 
des 81 dieſer Verordnung finden keine Anwendung.“ Die 
Beſitzung war am Tage des Inkrafttretens der ERV, alſo 
am 23. Dez. 1936, aus den angeführten Gründen noch kein 
Erbhof geworden. § 18 Abſ. 2 CHNRB iſt alſo anwendbar. 
Die Beſitzung konnte am 23. Dez. 1936 unter den in 8 18 
Abſ. 1 beſtimmten Vorausſetzungen die Erbhofeigenſchaft er⸗ 
langen. Ob die Vorausſetzungen am 23. Dez. 1936 erfüllt 
waren oder inzwiſchen erfüllt find (8 18 Abſ. 3 Ee), 
haben die Vorinſtanzen noch nicht geprüft. 

(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 2 RB 2126/35.) 
= REHG 4, 61.) 


* 


r 45. SS 1 Abſ. 1, 2, 10 REG; 8 25 EH VfO. In einem ge- 
miſchten Betrieb, in dem ein Teil der Gewerbebetriebe eingeſtellt 
worden iſt, kann deren Stillegung dann nicht als ein bloß vor⸗ 
übergehender Zuſtand angeſehen werden, wenn ſie durch wirt⸗ 
ſchaftliche Gründe gerechtfertigt erſcheint und den Umſtänden nach 
nichts dafür vorliegt, daß die Wiederinbetriebſetzung in abſehbarer 
Zeit erfolgen wird. 

(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 15. April 1937, 2 RB 1046/35.) 


{= RESHE. 4, 117.) 
* 


** 46. 88 1, 49 Abſ. 4 REG; 8 4 Abſ. 1 Satz 2 Ep RV; 8 18 
Abſ. 1 Ep BfO. Erbhofeigenſchaft gemiſchter Betriebe: 

1. Ein gemiſchter Betrieb iſt auch dann anzunehmen, wenn 
der Hofeigenkümer die auf der Beſitzung von ihm eingerichtete 
und anfänglich ſelbſt betriebene Gaſtwirkſchaft nicht mehr ſelbſt 
ausübt, ſondern durch Verpachtung nutzt. Bei der Abwägung der 
beiderſeitigen Erträge kann in ſolchem Falle nicht einfach der er⸗ 
zielte Pachtzins den Erträgen der Landwirtſchaft gegenübergeſtellt 
werden; zum Vergleich können vielmehr nur die Umſätze des ge⸗ 
werblichen Betriebs herangezogen werden, die nach der Lage, Art 
und Einrichtung des gewerblichen Betriebs bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung durch einen Gewerbetreibenden von durchſchnitt⸗ 
licher Tüchtigkeit nachhaltig erzielt werden können. 


2. Überdurchſchnittliche Erträge des gewerblichen Betriebs 
haben beim Vergleich mit den Erträgen der Landwirtſchaft aus⸗ 
zuſcheiden. Sind ſie der beſonderen Tüchtigkeit des Eigentümers 
zuzuſchreiben, ſo kann aus ihnen allenfalls auf eine allein oder 
doch überwiegend gewerbliche Einſtellung geſchloſſen werden. 

3. Da der Umfang des Erbhofs in jedem Falle feſtgeſtellt 
werden muß, kann die Frage der Erbhofzugehörigkeit von Mit⸗ 
eigentumsanteilen (5 4 Abſ. 1 Satz 2 EHNB) nicht deshalb dahin⸗ 
geſtellt bleiben, weil auch ohne ſie die Ackernahrung zu bejahen 
wäre. 

Franz R. in V. iſt Eigentumer landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke in V. in Größe von 8,13 ha. Er hat ferner das Miteigen⸗ 
tum zu ½ an Waldparzellen von insgeſamt 1,6093 ha Größe; der 
übrige Miteigentumsanteil gehört ſeiner Schweſter. Den größten 
Teil ſeiner Ländereien hat er von ſeinen Eltern erworben. Die 
Ländereien hat er zunächſt von der elterlichen Hofſtelle aus be⸗ 
wirtſchaftet. Im Jahre 1913 haben er und feine Ehefrau das 
Hausgrundſtück Nr. 22 in V. in Größe von 0,1091 ha käuflich er⸗ 
worben. In dem Hausgrundſtück wurde ſchon zur Zeit des Er⸗ 
werbes Gaſtwirtſchaft, Schlächterei und Landwirtſchaft betrieben. 
Die Eheleute R. haben dieſen Betrieb fortgeſetzt. Der Ehemann iſt 
durch Kriegsbeſchädigung 70% erwerbsbeſchränkt. Im Jahre 
1927 hat er wegen ſeines Leidens die Gaſtwirtſchaft an die 
Brauerei S. für 1600 2A jährlich und vom 30. Juni 1935 ab 
an die Schloßbrauerei Sch. für 1200 e verpachtet; nach dem 
zweiten Pachtvertrage ſollen für jeden über 150 hl hinaus ver⸗ 
ſchänkten Hektoliter 5 P zu dem Pachtpreiſe hinzutreten. In 
dem Pachtpreiſe iſt auch die Miete für einen Laden enthalten, in 
dem eine Kolonialwarenhandlung betrieben war. Die Schlachterei 
wurde nach der Auskunft der Brauerei S. während deren Pacht⸗ 
zeit nicht betrieben. Auch der Kolonialwarenhandel liegt ſtill. Die 
Brauereien hatten die von ihnen gepachteten Betriebe an Wirte 
weiter verpachtet. Die Pächter wohnen in dem Wohnhaus, in dem 
ſich auch die gewerblichen Räume befinden und der Eigentümer 
mit ſeiner Familie wohnt. Der Bierumſatz hat in den Jahren 
1930 bis 1933 betragen: 226,42 hl, 188,33 hl, 162,41 hl und 


149,58 ul; ſpäter ſoll er wieder geftiegen fein und im Pachtjahr 
vom 1. Juli 1935 bis 1. Juli 1936 238,99 hi betragen haben. Die 
landwirtſchaftliche Fläche ſetzt ſich aus rund 6 ha Ackerland, auf 
dem auch Weizen und Gerſte angebaut werden, und aus reichlich 
2 ha Wieſen zuſammen. Der Geſamtumſatz der Landwirtſchaft 
— einſchließlich des ſteuerfreien Teils — iſt vom Fin A. auf 
2835 Hi, für das Jahr 1928/1929, 2840 K, für das Jahr 
1929/1930, 2717 RA für das Jahr 1930/1931, 2490 Ra für 
das Jahr 1931/1932, 2308 RA für das Jahr 1932/1933, 
3213 , für die Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. Dez. 1934 und 
auf 1953 , für das Kalenderjahr 1935 feſtgeſtellt worden. Der 
Viehbeſtand beträgt zwei Pferde, drei Kühe, eine Färſe, eine 
Kalbe, ein Kalb, eine Ziege, eine Zuchtſau, vier Läufer, ſieben 
Ferkel, zwei Maſtſchweine und 23 Hühner. Der Einheitswert war 
zum 1. Jan. 1931 auf 11300 .“ feſtgeſetzt worden, wovon 
4100 RA auf den gewerblichen Teil entfielen; zum 1. Jan. 1935 
iſt er auf 7500 . für die Landwirtſchaft und auf 11500 RA 
für die Gaſtwirtſchaft feſtgeſetzt worden. Auf dem Hausgrundſtück 
ruhen eine Hypothek von 800 RA und eine Aufwertungshypothek 
von 2800 2A; die Feldgrundſtücke find unbelaſtet. 


Gegen die Aufnahme der Beſitzung in das gerichtliche Ver 


zeichnis hat Franz R. Einſpruch eingelegt. 


Das AES hat den Einſpruch zurückgewieſen, weil die Be⸗ 
ſitzung eine ausreichende Ackernahrung gewähre. 

Hiergegen hat Franz R. ſofortige Beſchw. eingelegt. Er hat 
vorgebracht: In den 8,24 ha, die mit nur 7200 7% bewertet 
ſeien, jet auch der halbe Miteigentumsanteil an den 1,6 ha um⸗ 
faſſenden Waldgrundſtücken enthalten, die ihm mit ſeiner Schwe⸗ 
ſter gemeinſam gehörten. Der Viehſtand ſei nur durch die Hinzu⸗ 
pachtung von 2 ha Land, die hauptſächlich Wieſen ſeien, zu 
halten; auf dem Eigenland, zu dem Odland und ſehr ſteinige 
Flächen gehörten, könne er höchſtens drei Kühe und drei Stück 
Jungvieh halten. Die Gaſtwirtſchaft mit Laden habe er für 
1400 FM verpachtet. Der Bierumſatz der Pächter betrage rund 
200 hl jährlich. 

Der Gemeindevorſteher in V. hat geäußert: Die Pachtſumme 
und der Sierumſatz ſeien richtig angegeben. Das bringe aber nicht 
die Wirtſchaft, ſondern der Wirt mit ſeiner Ehefrau, die ſich eine 
ſtarke Kundſchaft erworben hätten. Früher, als R. noch die Be⸗ 
triebe zuſammen gehabt habe, ſei die Landwirtſchaft in ſehr hohem 
Maße der überwiegende Betrieb geweſen. 

Der KrBß hat den Standpunkt vertreten: Die Beſitzung 
bilde einwandfrei eine Ackernahrung und die Landwirtſchaft über⸗ 
wiege. 

Das Ec hat die Beſchw. zurückgewieſen und ausgeführt: 
Auch wenn man von den 9,8 ha die 1,6 ha abziehe, die dem 
Eigentümer Franz R. mit feiner Schweſter gemeinſam gehörten, 
ſo blieben noch rund 33 Morgen. Die Landwirtſchaft überwiege 
auch heute noch, wie der Einheitswert vom 1. Jan. 1931 und die 
Umſatze ergäben. Der hohe Ausſchank des Pächters ſei nur auf 
deſſen Tuchtigkeit und auf die Güte des verſchänkten Bieres zu⸗ 
rückzuführen. Die 1400 RM Jahreseinnahme aus der Verpach⸗ 
tung ſetzten den Eigentümer in die Lage, die Wirtſchaftsgebäude 
jo auszubauen, wie es die Bewirtſchaftung erfordere, und den 
Hof laſtenfrei zu machen. Die Erträge reichten auch aus, um die 
weichenden Erben auszuſtatten, ſoweit das noch nicht geſchehen 
ſei. a Belaſtung von 3600 , ſei auch für einen Erbhof 
tragbar. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige weitere Beſchw. 
des Eigentümers Franz R. Den neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund ſieht er darin, daß das EHG die von ihm vorgebrachten 
Tatſachen nicht ausreichend gewürdigt und nur ſeine Pachtein⸗ 
nahmen den Erträgen der Landwirtſchaft gegenübergeſtellt, es 
aber unterlaſſen habe, über die Erträge der Wirtſchaft ſelbſt Er⸗ 
mittlungen anzuſtellen. Zur Sache wiederholt er ſein früheres 
Vorbringen und führt noch an: Schon ein Bierumſatz von 200 hl 
ergebe einen gewerblichen Umſatz von 10—12 000 ‚2.4 im Jahre. 
Die Gaſtwirtſchaft mit Kegelbahn, Schlächterei und Kolonial- 
warenhandlung ſei der Hauptbetrieb. Der Anteil an den Wald⸗ 
grundftüden bringe faſt gar keine Erträge. 

Das REHS hat ein Gutachten des Leiters der Landwirt⸗ 
ſchaftsſchule und Wirtſchaftsberatungsſtelle in H. über die Anbau⸗ 
lt Ertragsverhältniſſe der landwirtſchaftlichen Beſitzung einge⸗ 
olt. 


Ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund iſt gegeben. Die 
Entſch. des AEG und des EHE ſtimmen zwar in dem Ergebnis 
überein, daß ſie den Einſpruch für unbegründet erklären. Das 
ACH hat aber nur die Ackernahrung geprüft. Das Ec hat da⸗ 
gegen auch die Frage des gemiſchten Betriebes erörtert und beur⸗ 
teilt, Die Vorausſetzung der Erhofeigenſchaft, daß bei dem ge⸗ 
miſchten Betrieb das Gewerbe nicht überwiegt und deshalb eine 


2144 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


landwirtſchaftliche Nutzung i. S. des $ 1 Rech vorliegt, iſt alfo 
nur in einer Inſtanz geprüft worden. Schon das läßt die weitere 
Beſchw. nach § 49 Abf. 4 REG als zuläſſig erſcheinen. Außerdem 
liegt ein Verfahrensverſtoß mindeſtens inſofern vor, als das 
Ec in den Gründen die Frage offenläßt, ob die Miteigentums⸗ 
anteile zum Erbhof gehören. Schließlich reichen auch die Ermitt⸗ 
lungen des EH zu der Frage des gemiſchten Betriebes nicht aus. 
Die hiernach zuläſſige Beſchw. führt zur Aufhebung der Be⸗ 
ſchlüſſe der Vorinſt. Im Eigentum des Ehemanns R. ſtehen 
die landwirtſchaftlichen Grundſtücke von rund 8,13 ha; das Haus⸗ 
grundſtück mit rund 11 a gehört beiden Eheleuten gemeinſam. 
Die landwirtſchaftlichen Grundſtücke werden von dieſer Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet. Die Vorausſetzungen des § 18 Abſ. 1 EH VfO 
ſind hiernach gegeben. Ob die Gebäude in dem jetzigen Zuſtand 
völlig ausreichen, kann ungeprüft bleiben. Jedenfalls ſind ſie ver⸗ 
beſſerungsfähig und die Beſitzung kann die Koſten der Anderung 
tragen. Außerdem iſt die Landwirtſchaft bisher von dieſer Hof⸗ 
ſtelle aus betrieben worden, ſo daß feſtſteht, daß eine Bewirt⸗ 
ſchaftung von ihr aus immerhin möglich iſt, und das genügt zur 
Entſtehung der Erbhofeigenſchaft. Die landwirtſchaftlichen Flächen 
von 8,13 ha ſetzen ſich aus rund 6 ha Acker und reichlich 2 ha 
Wieſe zuſammen. Die Morgenerträge, die bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung nachhaltig erzielt werden können, erreichen im 
ganzen den Durchſchnitt, wenn ſie auch in einzelnen Fruchtarten 
unter ihnen liegen. Die Ertragsfähigkeit der Wieſen iſt für die 
dortigen Verhälkniſſe gut. Der Viehbeſtand befindet ſich in gutem 
Futterzuſtand. Bei dieſer Sachlage kann die Ackernahrung nicht 
zweifelhaft ſein, ohne daß es auf die vom Eigentümer angegebe⸗ 
nen Zahlen in der Aufſtellung ankommt, in der ein Jahresverluſt 
aus der Landwirtſchaft von 2059,80 2.4 errechnet wird. Die 
Aufſtellung iſt ſchon deshalb unzuverläſſig, weil die Erträge viel 
zu niedrig angeſetzt ſind. Maßgebend ſind die Erträge, die bei ord⸗ 
nungsmäßiger Wirtſchaft erzielt werden können. Nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen iſt bei dieſer Bewirtſchaftung eine 
ſichere und reichliche Ackernahrung gegeben. Für die Frage der 
Ackernahrung kommt es hiernach auf die Erbhofzugehörigkeit der 
Miteigentumsanteile an den Waldparzellen nicht mehr an. 


Die auf der Beſitzung betriebene Gaſtwirtſchaft und die 
Landwirtſchaft können ſchon deshalb nicht getrennt werden, weil 
nur ein Wohnhaus vorhanden iſt, das für beide Betriebe be⸗ 
nötigt wird und in dem ſich auch die gewerblichen Räume be⸗ 
finden. Der Eigentümer betreibt ſeit 1927 mit Hilfe ſeines Sohnes 
nur noch die Landwirtſchaft, während er die Gaſtwirtſchaft und 
den Laden verpachtet hat. Das ſchließt die Annahme eines ge⸗ 
miſchten Betriebes, deſſen Erbhofeigenſchaft bei Überwiegen des 
gewerblichen Teils zu verneinen ſein würde, im vorl. Falle nicht 
aus. Der Eigentümer hat nicht etwa nur Räume vermietet, die 
der Mieter dann gewerblich eingerichtet hat und nutzt, ſondern er 
hat die von ihm eingerichtete und bis 1927 betriebene Gaſtwirt⸗ 
ſchaft nebſt den übrigen gewerblichen Betrieben verpachtet. Er 
nutzt alſo ſeine eigene Gaſtwirtſchaft durch Verpachtung. Aus 
demſelben Grund darf bei der Abwägung nicht nur der von dem 
Eigentümer erzielte Pachtzins den Erträgen der Landwirtſchaft 
gegenübergeſtellt werden. Andererſeits können nicht ſchlechthin die 
Umſätze, die der Pächter erzielt, in Rechnung geſtellt werden. Der 
Umſatz einer Gaſtwirtſchaft hängt erfahrungsgemäß erheblich von 
der Perſönlichkeit und Tüchtigkeit des Gaſtwirts und ſeiner Ehe⸗ 
frau ab; hohe Umſätze, die ein beſonders tüchtiger Gaſtwirt er⸗ 
zielt, verſchwinden oft wieder, ſobald ein Wechſel in der Perſon 
des Pächters oder ſonſtigen Bewirtſchafters eintritt. Bei der Ab⸗ 
wägung der Betriebe können nur Umſätze angeſetzt werden, die 
nach der Lage, Art und Einrichtung des gewerblichen Betriebes 
bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung durch einen Gewerbetrei⸗ 
benden von durchſchnittlicher Tüchtigkeit nachhaltig erzielt werden 
können. Darüber hinausgehende Erträge ſcheiden danach aus, wenn 
der Pächter ſie nur kraft ſeiner beſonderen Tüchtigkeit und Per⸗ 
ſönlichkeit erzielt, und ſie können, falls der Eigentümer ſelbſt ſie 
aus denſelben Gründen erreicht, nur inſofern Bedeutung gewin⸗ 
nen, als daraus auf eine allein oder doch überwiegend gewerb⸗ 
liche Tätigkeit und Einſtellung des Eigentümers geſchloſſen wer⸗ 
den und das bei der Beurteilung mitſprechen kann. Eine Prüfung 
von dieſen Geſichtspunkten aus hat das AEG, das überhaupt nur 
die Ackernahrung kurz bejaht hat, nicht angeſtellt und auch die 
Erörterungen des EHG genügen dazu nicht, wie deſſen Ermitt⸗ 
lungen und Ausführungen auch ſonſt zur Beurteilung der Frage, 
ob der gewerbliche Betrieb überwiegt, nicht ausreichen. Zu dieſer 
Frage mag noch darauf hingewieſen werden, daß die Erbhof⸗ 
eigenſchaft nicht verneint werden kann, wenn die Landwirtſchaft 
und der Gewerbebetrieb ſich die Waage halten. Das ſetzt vielmehr 
ein Überwiegen des gewerblichen Betriebes voraus; nur dann 
kann die vom Geſetz erforderte landwirtſchaftliche Nutzung in 
Frage geſtellt werden. 


Nach 8 4 Abſ. 1 Satz 2 CHR gehören Miteigentumsanteile 
an einem Grundſtück zum Erbhof, wenn ſie dieſem dienen — 
im Verhältnis zu dem fonftigen, den Erbhof bildenden Grund- 
beſitz von untergeordneter Bedeutung ſind. Dieſe Vorſchrift ent⸗ 
ſpricht der Auslegung, die der bisher geltende 8 2 DVB 11 en 
NEO in der Rſpr. gefunden hatte. Die Miteigentumsanteile * 
Eigentümers an den Waldparzellen von insgeſamt 1,6093 75 
Größe ſind hier zwar für die Frage der Ackernahrung bedeutungs⸗ 
los, weil dieſe auch ohne ſie ſchon zu bejahen iſt. Der umfang 
des Erbhofs muß aber in jedem Falle e 
ſtellt werden und zugehörige Miteigentum 
anteile ſind in die Erbhöferolle mite nz pit⸗ 
gen. Außerdem iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß e ene 
eigentumsanteile bei der Abwägung, der Betriebe Be ek 
haben. Die Bu: haben die Zuge der Miteigen 
anteile noch nicht geprüft. 

Nach ker et es geboten, die Sache zur ns 
der nötigen weiteren Ermittlungen und zur erneuten P 
und Entſch. an das AEG zurückzuverweiſen. 1 

(R Esch, 2. Sen., Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 2 RB 389/35.) 
(= Ref. 4, 24.) 
* 


* 47. 89 2, 6 Abſ. 1, 3, 10, 56 REG. 1 

1.8 6 Abſ. 3 NEG findet auf Miſchbetriebe, die a en 
wiegender reiner Landwirtſchaft auch Obſi⸗ oder 

pflegen, keine Anwendung. 


2. Bei Miſchbetrieben mit überwiegender Lan den 
zufäglichem Obſt⸗ oder Gemüfeban find die dauernd dere 
Erträge aus den Zuſatzbetrieben bei der vr. im Boden» 
nahrung mit zu berückſichtigen. So erſcheinen 3. B. ältniffe begün⸗ 
ſeegebiet durch die dortigen Klima⸗ und Boden ban durchau 
ſtigten Miſchbetriebe mit Viehwirtſchaft und St: u zu dienen, 
geeignet, als ſichere Grundlage bäuerlicher Familie ausreichende 
auch wenn die Viehwirtſchaft für ſich allein keine 
Ackeruahrung darſtellt. Aude 

Die weitere Beſchw. des LBF iſt begründet, zehwirt⸗ 

Auf der Sea von 5,437 ha wird vorwiegend, ate nen 
ſchaft betrieben. Die Beſitzung weiſt zum größten ſind Dafür 
Boden auf, wenn auch 2½ Tagwerk Streuwieſen Einbeitswerl 
ſprechen die Bodenklaſſen, der verhältnismäßig ho allerdings die 
und der Viehbeſtand von ſieben Kühen, bei are Grartfutter 
Zupachtung von einem Tagwerk und der Zulauf ng reicht dieſe 
berückſichtigt werden müſſen. Zu einer Ackernah ung cht wenn 
Viehwirtſchaft aber nicht ganz aus. Dies ee welche die 
die Ertragsfähigkeit durch Beſeitigung der Plährſtoffe entziehen, 


1 geben, 
erhöht würde. Eine Ackernahrung it aber 0 aeg ai 
wenn die Erträge aus dem Obſtbau berüchſchngg mit dem Er⸗ 
kann zwar nicht das beſonders gute Hpftte ten Die durchſchnitt⸗ 


dwirtſchaft und 


wird die an ſich ſchon gute und ertragreiche Wir ehen von 
ſichere Ackernahrung gebracht. Die Grundſtücke mie 
ausreichenden Hofſtelle aus bewirtſchaftet, bilden 


eine Wirtſchaftseinheit. An der Bauernfähigte ſeinem Vater 
bundenheit des Eigentümers, der den Beſtes ſchaft und daneben 
übernommen hat und auf ihr ſelbſt Viehwirt „Schulden find in 


Obſtbau betreibt, iſt auch nicht zu zweifeln. Vie ſbernahme einer 
vl Hauptſache 110 Abd un ger und aus der en; fie 
Bürgſchaft für den Schwager des Eigenen noch gegen die 
ſprechen deshalb 9 00 gegen 1 Ackernahrunt 9 
Bauernföhigkeit des Eigentümers. 5 i der Frage 

Bin bleibt 1 Frage, ob die Oöſtertd e et: haben 
der Ackernahrung berückſichtigt werden le bei Obſtbau ein 
das verneint, weil § 6 Abs. 3 NEG beſtimme, utzte Grund» 
Betrieb als Ackernahrung anzuſehen ſei, 3 landwirtſchaftlicher 
beſitz auch bei Umſtellung auf eine andere 0 2 RES anzuſehen 
Nutzung als Ackernahrung i. S. des 3 2 beſteht hier darin, daß 
ſein würde. Die Beſonderheit des Aale, bau gemiſcht iſt und 
der Betrieb aus Viehwirtſchaft und 9 5 Bei Obſt⸗ und bei 
dabei die Viehwirtſchaft bei weitem über ce ausreichen, eine 
Gemüſebau können kleine und kleinſte ben Wirtſchaftsablauf zu 
Familie von durchſchnittlicher Zahl und oder bei ſchlechter Kon⸗ 
erhalten. In ungünstigen Ertragsjahren febensfähig. Sie bieten 
junktur ſind ſolche Betriebe aber nicht für enen Erbhof. Aus 
deshalb keine genügend ſichere Grundla ver feigenſchaft der Obſt⸗ 
dleſen Gründen verlangt das Geſetz zur FT 90 stellung auf eine 
und Gemüſebaubetriebe, daß dieſe auch bei a n. Diefer Grund 
Landwirtſchaft eine Ackernahrung darſtellen würde wirtſchaft unter 
trifft bei einem Betriebe mit überwiegender Vieh 
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Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Bodenſeegebiets 
nicht zu. Die Viehwirtſchaft mit ſieben Kühen und rund 21 Mor⸗ 
gen Land reicht zwar zu einer Ackernahrung nicht aus, bietet aber 
doch einen ſtarken und ſicheren Rückhalt für die Familie und den 
Betrieb. Der Obſtbau wird im Bodenſeegebiet nicht nur gelegent⸗ 
lich von dem einen oder anderen Beſitzer betrieben; er iſt viel⸗ 
mehr ſeit langem durch die für ihn günſtigen Witterungs⸗ und 
Bodenverhältniſſe veranlaßt und gefördert und fo feit alters zu 
der üblichen Nutzungsart, zumeiſt gemiſcht mit Viehwirtſchaft, 
geworden. Die beſonders günſtigen klimatiſchen und auch Boben⸗ 
verhältniſſe der Gegend mindern auch die Gefahr einer völligen 
Mißernte auf ein geringes Maß. Die Erträge aus dem Obſtbau 
ſind dort als auf die Dauer geſichert anzuſehen. So erſcheinen die 
dort bodenſtändigen Miſchbetriebe mit Viehwirtſchaft und Obſtbau 
durchaus geeignet, als ſichere Grundlage für eine bäuerliche Fa⸗ 
milie zu dienen, und es beſteht aller Grund, dieſes Stück 
alten Bauerntums durch Anerkennung der Erbhofeigenſchaft zu 
ſchützen und zu erhalten und es den Aufgaben, die ein Erbhof 
für Staat und Volk zu leiſten hat, dienſtbar zu machen. Es 
hieße in der Tat vor den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen die Augen verſchließen, wenn die ge⸗ 
ſicherten zuſätzlichen Einnahmen aus Obſtbau, 
der neben einer überwiegenden Viehwirtſchaft 
betrieben wird, wegen der Beſtimmung des § 6 Rech, 
deſſen Zweck in ſolchen Fällen nicht angetaſtet wird, bei der 
Frage der Ackernahrung unberückſichtigt ge⸗ 
9 würden. Damit würde auch der nach 8 56 Rech 
maßgebende Zweck des NEB, das Bauerntum durch die Erbhof⸗ 
eigenſchaft als den Ernährer und die Blutquelle des Volkes zu 
erhalten, zugunſten eines ſtarren Feſthaltens an dem Wortlaut 
des Geſetzes zurückgeſetzt. Den tatſächlichen Verhältniſſen und dem 
Zweck des RES entſpricht vielmehr nur die Auffaſſung, daß § 6 
Abſ. 3 auf einen Betrieb, der nur neben vorwiegender reiner 
Landwirtſchaft Obſt⸗ oder Gemüſebau pflegt, nicht anwendbar iſt 
und die Erträge aus dieſen Zuſatzbetrieben, ſoweit ſie 
dauernd geſicherterſcheinen, bei der Ackernahrung be⸗ 
rückſichtigt werden müſſen. 

Die Beſitzung erfüllt alſo alle Vorausſetzungen der Erbhof⸗ 
eigenſchaft. 

(REHB, 2. Sen., Beſchl. v. 5. März 1937, 2 RB 1869/35.) 

{= RESE. 4, 18.) 


* 


a 48. § 2 Abſ. 2 Ré; 88 5, 29 DW II; SS 18 Abſ. 2, 3, 20 
bis 23, 55 ERV; § 25 EHBID. 

1. Die Beſtimmungen in § 18 Abſ. 2 und 3 Ep RV, die nur 
der Bildung neuer und nicht der Stärkung beſtehender Erbhöfe 
dienen ſollen, beziehen ſich nur auf Beſitzungen, die nicht ſchon 
früher Erbhof geworden ſind. 

2. Ehegattenerbhöfe können nach dem Stichtag vom 21. Dez. 
1933 (Inkrafttreten der DB I]) dadurch, daß zu einem bereits be⸗ 
ſtehenden Alleineigentumserbhof eines Ehegatten von dem ande⸗ 
ren Ehegatten Land hinzuerworben wird, nicht mehr entſtehen 
(8 18 Abſ. 1-3 ERV). 

Der weiteren Beſchw. des LBß iſt inſofern ſtattzugeben, als 
die Beſchlüſſe der Vorinſt. aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Prüfung und Entſch. an das AEG zurückzuverweiſen it (8 25 
EHVfO). Streitig iſt, ob eine Ackernahrung i. S. des § 2 Abſ. 2 
NES vorliegt. Das AEB und das EHG haben das Vorhanden⸗ 
fein einer Ackernahrung verneint. Sie haben ihrer Entſch. den im 
Alleineigentum des Ehemannes G. ſtehenden Grundbeſitz in der 
Größe von 7,95 ha zugrunde gelegt. Nach den Feſtſtellungen des 
LBß iſt die Ehefrau G. jedoch ſeit 1934 Eigentümerin von 
weiteren 2 ha Land, die mit den Grundſtücken ihres Ehemannes 
zuſammen von einer Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden. Dieſe 
2 ha Land haben unter Hinzurechnung der dem Ehemann ge⸗ 
hörenden Grundſtücke am 21. Dez. 1933 — in dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der DV II — noch keine Erbhofeigenſchaft erlangen 
können ($ 5 DB II), weil die Ehefrau G. damals noch nicht 
Eigentümerin der Parzellen war. Ihre Erbhofeigenſchaft iſt auch 
nicht am 23. Dez. 1936 — in dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der EHRV — begründet worden ($ 18 Abſ. 2 EHRV), falls der 
im Alleineigentum des Ehemannes ſtehende Grundbeſitz — was 
mangels der unzureichenden Feſtſtellungen in den Vorinſt. noch 
nicht mit Sicherheit beurteilt werden kann — bereits am 1. Okt. 
1933 Erbhof geworden fein ſollte. Nach § 18 Abſ. 2 EH RV wird 
eine Beſitzung, die bis dahin noch nicht Erbhof geworden iſt, am 
23. Dez. 1936 Erbhof, wenn fie an dieſem Tage die in § 18 Abſ. 1 
ERV vorgeſehenen Vorausſetzungen (abgeſehen von dem dort 
bezeichneten Stichtag) erfüllt. Die Ehegattenerbhofeigenſchaft kann 
alſo auf Grund dieſer Vorſchrift nicht dadurch begründet werden, 
daß zu einem bereits beſtehenden Erbhof eines Ehe⸗ 
gatten von dem anderen Ehegatten ein Grundſtückhinzu⸗ 


erworben iſt; denn § 18 Abſ. 2 EHNB bezieht ſich wie 8 18 
Abſ⸗ 3 nur auf ſolche Beſttzungen, die noch nicht Erbhof geworden 
ſind. Andernfalls würde es Ehegatten, von denen bereits einer 
Alleineigentümer eines Erbhofes iſt, unter Umſtänden möglich 
fein, auch in Zukunft ($ 18 Abs. 3 EH RV) einen Ehegattenerbhof, 
auf den die Sondervorſchriften der 88 20—23 Ep RV anwendbar 
ſind, künſtlich dadurch zu ſchaffen, daß der andere Ehegatte Grund⸗ 
beſitz hinzuerwirbt. Das hat der Geſetzgeber durch die in 8 18 
Abſ. 3 EH RV vorgeſehene Vorausſetzung, daß die Beſitzung noch 
nicht Erbhof iſt, vermeiden wollen; die entſprechende Voraus⸗ 
ſetzung in § 18 Abſ. 2 ergibt, daß dieſe Beſtimmungen nur der 
Bildung neuer und nicht der Stärkung bereits vorhandener Erb⸗ 
höfe dienen ſollen. Die etwaige bereits am 1. Okt. 1933 begrün⸗ 
dete Erbhofeigenſchaft der im Alleineigentum des Ehemannes 
ſtehenden 7,95 ha hat daher zur Folge, daß der im Jahre 1934 
erworbene Grundbeſitz der Ehefrau, der — für ſich allein bes 
trachtet — keine Ackernahrung i. S. des § 2 Abſ. 2 REG bietet, 
weder am 23. Dez. 1936 noch in einem ſpäteren Zeitpunkt Erbhof⸗ 
eigenſchaft erlangt hat. 

Sollte jedoch der dem Ehemann gehörende Grundbeſitz am 
1. Okt. 1933 noch nicht Erbhofeigenſchaft erlangt haben — etwa, 
weil es inſoweit an der erforderlichen Ackernahrung i. S. des § 2 
Abſ. 2 REG fehlte —, jo bleibt zu prüfen, ob der Geſamtbeſitz 
beider Ehegatten gemäß § 18 Abſ. 2 EHRV am 23. Dez. 1936 
Erbhof geworden iſt. 

Angeſichts der bislang unzureichenden tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lungen bleibt es dem AEG überlaſſen (8 25 EHBO), für eine 
erſchöpfende Aufklärung des Sachverhalts Sorge zu tragen. 

(REHS, 2. Sen., Beſchl. v. 18. Febr. 1937, 2 RB 2053/35.) 
(= RES. 4, 77.) 
* 
** 49. § 7 Abſ. 1 NEO. 

1. Die Bewirtſchaftung eines Grundſtücks von der Hoſſtelle 
aus iſt zu bejahen, wenn Beſtellung, Bearbeitung und Aberntung 
von der Hofitelle aus geſchehen. Darauf, wem die Erträge zu⸗ 
fließen, kommt es nicht au. 

2. Für die Frage, ob ein Erbhof entſtanden iſt, iſt nur das 
ſachenrechtliche Eigenkum maßgebend; ein wirtſchaftliches Eigentum 
iſt inſoweit nicht anzuerkennen. 


Die weitere Beſchw. des LBß gegen den dem Einſpruch 
ſtattgebenden Beſchluß des LEHE iſt begründet. 5 

Nach 87 Rech gehören zum Erbhof alle im Eigentum des 
Bauern ſtehenden Grundſtücke, die regelmäßig von der Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet werden. Von der Beſißung von 9,2659 ha 
ſtehen 8,7001 ha im Alleineigentum der Ehefrau J. und 56,58 a 
im Miteigentum der Eheleute J. Die Grundſtücke von 1,5107 ha, 
die der Tochter Maria K. ſeit 1930 überlaſſen ſein ſollen, wer⸗ 
den nach wie vor von der Hofſtelle aus mit dem Vieh und Gerät 
der Eltern beſtellt, bearbeitet und abgeerntet. Ob die Tochter 
und ihr Ehemann hierbei, wie überhaupt bei der Bewirtſchaf⸗ 
tung des elterlichen Anweſens mitwirken, iſt ebenſo unerheblich 
wie die Angabe, daß ſie den Kunſtdünger und einen Teil des 
Saatguts für jene Grundſtücke ſtellten. Die Anſicht des LEG, 
daß nur die Grundſtücke i. S. des 87 REG von der Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet würden, deren ganze Erträge in Natur oder 
in Geſtalt des vollen Gegenwertes den Eigentümern zuflöſſen, 
hat das RNEHS in ſtändiger Rſpr. für unrichtig erklärt. Es iſt 
zwar erwünſcht und das Ziel des REG, daß der Bauer feine 
Grundſtücke ſelbſt für ſich und ſeine Sippe nutzt. Ob das hier 
nicht zutrifft, weil die Nutzungen jener Grundſtücke der Tochter, 
alſo einem Sippenmitglied, zufallen, braucht nicht geprüft zu 
werden. Denn das REG hat jenes Ziel nicht zur Voraus⸗ 
ſetzung der Erbhofeigenſchaft gemacht. Es verlangt 
dazu nur die Bewirtſchaftung von der Hofſtelle 
aus, und die Bewirtſchaftung erſchöpft ſich in 
der Beſtellung, Bearbeitung und Aberntung der 
Grundſtücke. Die andere Auffaſſung würde auch dem 
Streben des Geſetzes, möglichſt allen geeigneten Grundbeſitz zu 
erfaſſen, zuwiderlaufen, zur Rechtsunſicherheit führen und die 
Realteilung geradezu fördern. Das Ziel, das das RES mit Hilfe 
des Reichsnährſtandes zu erreichen ſucht, kann nicht ſchon der 
Erbhofeigenſchaft vorausgeſetzt werden. Auf die Bewirtſchaftung 
in jenem Sinne und nicht darauf, wem die Erträge zufließen, 
kommt es an. Irgendwelche Bindungen, die der Eigentümer hin⸗ 
ſichtlich der Verwertung oder Abgabe der Nutzungen eingegangen 
iſt, ſind für die Frage, ob die Grundſtücke zum Erbhof gehören, 
belanglos. Sie ändern nichts daran, daß die Grundſtücke von 
der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden. Es kann deshalb keine 
Rede davon ſein, daß die Grundſtücke deshalb aus der Wirt⸗ 
ſchaftseinheit ausgeſchieden ſeien, weil die Eigentümer die Er⸗ 
träge ihrer Tochter überlaſſen. Übrigens iſt auch ein wirtſchaft⸗ 
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liches Eigentum für die Frage, ob ein Erbhof entſtanden ift, 
nicht anzuerkennen. Nur das ſachenrechtliche Eigen⸗ 
tum iſt maßgebend. Die Grundſtücke, deren Erträge die 
Tochter ſeit 1930 erhält, gehören alſo ohne Zweifel zum Hof. 
(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 2 RB 1406/35.) 
(= NEHG 4, 11.0 
* 


** 50. 88 7, 37 Abſ. 2 REG. Vorausſetzung für die Verneinung 
der Erbhofzugehörigkeit eines Grundſtücks iſt einmal die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Grundſtücks von einer fremden Hofſtelle aus, ferner 
eine endgültige Abtrennung von der Hoſwirtſchaft. Für die Be⸗ 
wirtſchaftung von fremder Hofſtelle aus kommt es darauf an, daß 
das abgetrennte Land aus der bisherigen Betriebsgemeinſchaft her⸗ 
ausgenommen und in einen anderen Wirtſchaftsbereich einge⸗ 
gliedert worden iſt. Ein dauerndes Ausſcheiden aus dem Hofver⸗ 
band iſt regelmäßig nicht anzunehmen, wenn vor dem Inkraft⸗ 
treten des REG Grundſtücke ohne Eigentumsübertragung außer⸗ 
halb des Heimatorts wohnenden Kindern überlaſſen worden ſind, 
die die Grundſtücke nicht ſelbſt bewirtſchaften können, ſondern durch 
Verpachtung nutzen. 


Der Genehmigung nach 8 37 Abſ. 2 REG unterliegen ſolche 
Grundſtücke nicht, die nicht als erbhoffähig gelten. Erbhof⸗ 
zugehörigkeit beſteht bei allen Grundſtücken, die auf den 
Namen des Hofeigentümers im Grundbuch eingetragen ſind und 
regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden (8 7 
REG). Für die Erbhofzugehörigkeit eines Grundſtücks iſt danach 
nicht allein das Eigentumsverhältnis beſtimmend, ſondern es 
iſt außerdem noch Wirtſchaftsverbundenheit erforderlich. Einem 
Grundſtücke fehlt der wirtſchaftliche Zuſammenhang mit dem 
Hofe, wenn es von einer fremden Hofftelle aus bewirtſchaftet 
wird. Die nur vorübergehende Abtrennung von der Hofwirt⸗ 
ſchaft führt aber den Wegfall der Hofzugehörigkeit noch nicht 
herbei (8 7 Abſ. 2 REG). Vorausſetzung für die Verneinung 
der Erbhofzugehörigkeit eines Grundſtücks iſt demnach 
einmal die Bewirtſchaftung des Grundſtücks von einer 
anderen Hofſtelle aus und ferner die Herſtellung 
eines endgültigen Zuſtandes. Die Frage, ob die wirt⸗ 
ſchaftliche Verbundenheit zeitweilig oder endgültig aufgehoben 
iſt, wird vielfach nur unter Berückſichtigung der Willensrichtung 
des Eigentümers zu beantworten ſein. Wenn der Bauer alſo 
einem Kind ohne Eigentumsübertragung Grundſtücke zu eigener 
Bewirtſchaftung überlaſſen hat und das Kind dieſe Grundſtücke 
beim Inkrafttreten des REG von einer hoffremden Betriebs⸗ 
ſtelle aus bewirtſchaftet, ſo iſt die Erbhofzugehörigkeit als weg⸗ 
gefallen zu betrachten, wenn der Bauer eine dauernde Zu⸗ 
wendung der Grundſtücke an das Kind beabſichtigt hat. Die 
Abſicht einer dauernden Weggabe der Grundſtücke an ein Kind 
wird namentlich vorliegen, wenn das Kind in die Lage verſetzt 
werden ſollte, mit den zugeteilten elterlichen Grundſtücken, ge⸗ 
gebenenfalls zuſammen mit ſchon vorhandenem eigenen Grund⸗ 
beſitz, einen eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb zu begründen, 
der ihm und ſeiner Familie ein ſelbſtändiges Daſein ermöglicht. 
In derartigen Fällen wird trotz bisher unterlaſſener Eigen⸗ 
tumsübertragung ſtets die Abſicht fehlen, die Grundſtücke ſpäter 
wieder mit der früheren Hofwirtſchaft zu vereinigen, weil ſonſt 
dem Abkömmling die Grundlage ſeines Seins entzogen würde, 
das er auf der Bewirtſchaftung der ihm zugewendeten Grund⸗ 
ſtücke aufgebaut hat. 

Im vorl. Fall hat die Witwe Juliane H. bei der im Jahre 
1924 durchgeführten Aufteilung des zum Geſamtgut der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gehörigen Grundbeſitzes zwei außer⸗ 
halb des Heimatsortes wohnenden Söhnen Egidius und Otto 
Grundſtücke ohne Eigentumsumſchreibung zugeteilt. Der Sohn 
Otto, der in Amerika lebt, ebenſo aber auch Egidius, der in dem 
10 km entfernt liegenden Ort U. verheiratet iſt, haben die 
Grundſtücke, da eine eigene Bewirtſchaftung nicht in Frage kam, 
von vornherein ihren im Heimatsort E. verbliebenen, zum Teil 
auf anderen Hofſtellen wohnenden Geſchwiſtern pachtweiſe über⸗ 
laſſen. Es braucht nun nicht unterſucht zu werden, welche ein⸗ 
zelnen Flächen die verſchiedenen in E. lebenden Geſchwiſter als 
Pächter ihrer Brüder bewirtſchaften. Denn die beiden Söhne 
Egidius und Otto ziehen jedenfalls infolge der Verpachtung 
nur einen geldlichen Nutzen aus den zugeteilten Grund⸗ 
ſtücken. Der Wille der Mutter Juliane H. ging allerdings wohl 
dahin, auch Egidius und Otto eine dauernde Zuwendung aus 
dem elterlichen Vermögen zu machen, die ihnen nun in Geſtalt 
der Pachteinnahmen zufließt. Die Verwirklichung dieſer Abſicht 
ſetzt aber nicht notwendig voraus, daß den beiden Söhnen 
die ihnen zugeteilten Grundſtücke dauernd belaſſen werden. 
Beide Söhne ſind auf den von den Eltern ſtammenden Grund⸗ 
beſitz, der ihnen nicht als Grundſtock eines landwirtſchaftlichen 
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Betriebes dient, nicht angewieſen. Juliane H. andererſeits 
konnte die Grundſtücke jederzeit wieder von ihrer Hofſtelle aus, 
nötigenfalls mit Hilfe ihrer in E. lebenden Kinder, bewirtſchaften 
oder ſelber verpachten und den auf dieſe Weiſe erzielten Ge⸗ 
winn den beiden Söhnen als Ausgleich für die Landzuteilung 
an die anderen ſelbſtwirtſchaftenden Geſchwiſter zuwenden. Bei 
dieſer oder einer ähnlichen Sachlage kann daher regelmäßig nicht 
angenommen werden, daß die Grundſtücke den nicht ſelbſt auf 
ihnen wirtſchaftenden Kindern endgültig überlaſſen werden ſoll⸗ 
ten und dadurch die Verbindung mit der urſprünglichen Hof⸗ 
wirtſchaft für immer verlieren ſollten. Ihre Zugehörigkeit zum 
Erbhofe nach 87 NEG ift vielmehr unberührt geblieben. 

Nach dem Vortrage der Witwe H. ſind ferner den in E 
wohnhaften Kindern je etwa 5 ha zugeteilt worden. Von den 
Kindern wohnt Hedwig ſeit 1926 bei ihrem Ehemann Alfons Th. 
im Haus Nr. 4, Mechtildis ſeit 1924 bei ihrem Ehemann Hugo D. 
im Haus Nr. 13 und Longin ſeit 1928 im Haus Nr. 66, das 
ſeiner Ehefrau gehört. Alfons Th., Hugo D. und Longin H. 
ſind Landwirte und bewirtſchaften Land, das ihnen ſelbſt oder 
ihren Ehefrauen gehört. Es iſt ohne weiteres anzunehmen, daß 
ſie auch den von der Witwe Juliane H. zugeteilten, anteiligen 
Grundbeſitz ſeit der Verheiratung, mindeſtens aber ſeit 1930, 
zuſammen mit ihrem übrigen Lande bewirtſchaften. Das noch 
auf den Namen der Witwe H. und ihrer in fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft mit ihr lebenden Kinder im Grundbuch ein⸗ 
getragene Land wurde ſomit beim Inkrafttreten des REG tat⸗ 
ſächlich von fremden Hofſtellen aus bewirtſchaftet. Dabei ſpielt 
es keine Rolle, in weſſen Eigentume die fremde Betriebsſtelle 
ſteht, ſofern ſie nur nicht zu dem bisherigen Hofe gehört. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob das abgetrennte Land aus der bisherigen Ve⸗ 
triebsgemeinſchaft herausgenommen und in einen anderen Wirt⸗ 
ſchaftsbereich eingegliedert iſt. Das trifft in den vorgenannten 
Fällen zu. Es kann ferner davon ausgegangen werden, daß das 
den erwähnten Kindern zugeteilte Land als Ausſtattung dienen 
und die Begründung einer Familie ermöglichen ſollte. Es war 
alſo bei dieſen Kindern, die aus der eigenen Landwirtſchaft ihren 
Lebensunterhalt ziehen, eine endgültige Regelung beabſichtigt. 
Nach alledem ſind bei der Zuteilung an Hedwig Th., Mechtildis 
D. und Longin H. die Vorausſetzungen des 87 RES für die 
Aufhebung der Erbhofzugehörigkeit gegeben; ein auf die Er⸗ 
teilung der Veräußerungsgenehmigung gerichteter Antrag iſt 
inſoweit als gegenſtandslos abzuweiſen. Es muß indes im ein⸗ 
zelnen ermittelt werden, welche Grundſtücke aus dem Geſamt⸗ 
gute von Hedwig Th., Mechtildis D. und Longin H. am 1. Okt. 
1933 von der eigenen Hofſtelle aus bewirtſchaftet find. Hinſicht⸗ 
lich dieſer Grundſtücke, die in neue Verzeichniſſe aufzunehmen 
ſind, iſt der Genehmigungsantrag als gegenſtandslos abzuweiſen. 
Der Ausſpruch der Anerbenbehörden, hinſichtlich welcher Grund⸗ 
ſtücke das Genehmigungsverfahren mangels Genehmigungs⸗ 
bedürftigkeit gegenſtandslos iſt, muß die in Frage kommenden 
einzelnen Grundſtücke ergeben, weil ſonſt die anerbengerichtliche 
Entſcheidung für das mit der Eigentumsumſchreibung zu be⸗ 
fallende GBA. nicht brauchbar fein würde. Die noch erforder- 
lichen Feſtſtellungen ſind zweckmäßigerweiſe dem AEG zu über- 
tragen. 

Das Ec hat auch ausgeſprochen, daß der an den Sohn 
Friedrich H. abgetretene Grundbeſitz keine Erbhofzugehörigkeit 
habe. Dieſem Standpunkte kann nicht zugeſtimmt werden. 


Friedrich H. mag die Bewirtſchaftung des ihm zugeteilten Lan⸗ 


des zuſammen mit ſeinem und ſeiner Ehefrau eigenen Grund⸗ 
beſitze von dem Haus Nr. 44 aus führen. Dieſes Haus, das 
außer dem Wohnhaus einen Futterboden mit Einfahrt, Stal⸗ 
lungen, Scheuer und Schweineſtälle, Hofraum und Wurzgärtchen 
umfaßt und erſt während des Beſtehens der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft dazu erworben worden iſt, iſt aber, ebenſo wie das 
Haus Nr. 65, der Stammhof, unverteilt geblieben. Das Haus 
Nr. 44 iſt alſo nicht als ſelbſtändige Hofſtelle ausgeſondert 
worden, ſondern iſt in dem bisherigen Hofverbande belaſſen. 
Unter dieſen Umſtänden kann nicht zugrunde gelegt werden, daß 
Friedrich H. ſeine Landwirtſchaft einſchließlich der ihm aus dem 
Geſamtgute zugeteilten Flächen von einer hoffremden Betriebs⸗ 
ſtätte aus geführt habe. Verluſt der Erbhofzugehörigkeit nach 
87 Rech kommt daher nicht in Frage. Ebenſowenig hat hinſicht⸗ 
lich der von dem Sohn Albert H. bewirtſchafteten Grundſtücke 
ein Ausſcheiden aus der Hofgemeinſchaft ſtattgefunden. Albert 
H., der unverheiratet ift, lebt bei der Mutter Juliane H. in dem 
Haus Nr. 65, das von der Verteilung noch ausgenommen iſt, 
und wirtſchaftet von hier aus. Eine ſelbſtändige Hofſtelle in der 
Hand des Sohnes Albert iſt danach nicht entſtanden und das 
von ihm bewirtſchaftete Land iſt nicht nach 87 NEO erbhoffrei 
geworden. * 

Soweit alſo Grundſtücke an Egidius und Otto ſowie Fried⸗ 
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rich und Albert H. verteilt ſind, kann es ſich nur noch darum 
handeln, ob ihre Veräußerung nach § 37 Abſ. 2 NEG zu ge⸗ 
nehmigen iſt. (Dazu folgen weitere Ausführungen.) 
(REIHG, 3. Sen., Beſchl. v. 20. Jan. 1937, 3 RB 236/35.) 
<= REHG 4, 1.) 
* 
** 51. SS 10, 37 REG, 

Verhältnis von Feſtſtellungs⸗ und Genehmigungsverfahren, 
Feſtſtellungs⸗ und Genehmigungsentſcheidung: 

1. Soll in einem im erſten Rechtszug anhängigen Genehmi⸗ 
gungsverfahren über die Erbhofeigenſchaft entſchieden werden, ſo 
kann das AEG die beiden Verfahren verbinden, alſo in erſter 
Linie über die Erbhofeigenſchaft und bei deren Bejahung über die 
Genehmigung entſcheiden. 

2. Die Ausſetzung des Genehmigungsverfahrens bis zur 
rechtskräftigen Durchführung des Feſtſtellungsverfahrens wird vor 
dem AGE nur ausnahmsweiſe in Frage kommen. en bildet 
die Ausſetzung des Genehmigungsverfahrens die Regel, wenn der 
Feſtſtellungsantrag erſt im zweiten oder dritten Rechtszug des Ge⸗ 
nehmigungsverfahrens geſtellt wird, da die Entſch. über die Erb⸗ 
hofeigenſchaft am zweckmäßigſten von dem mit den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen betrauten AEG getroffen wird. 

3. Kann ausnahmsweiſe einmal vermöge der erſchöpfenden 
Aufklärung des Sachverhalts auch das EHG oder das REHG die 
begehrte Feſtſtellung über die Erbhofeigenſchaft treffen, ſo muß 
doch über den Feſtſtellungsantrag wirklich entſchieden werden; es 
genügt nicht, den etwa angenommenen. Mangel der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft nur in den Gründen des im Genehmigungsverfahren er⸗ 
laſſenen Beſchluſſes auszuſprechen. 

4. Es iſt zuläſſig, bei Streit über die Erbhofeigenſchaft ohne 
ausdrückliche Entſch. über dieſe die Genehmigung für den Fall zu 
erteilen, daß der Grundbeſitz Erbhof ſein ſollte. Auf keinen Fall 
aber darf ein ausdrücklich erhobener Feſtſtellungsantrag über⸗ 
gangen und etwa nur in den Gründen des die Genehmigung be⸗ 
treffenden Beſchluſſes erörtert werden. 

Im vorl. Falle handelte es ſich im erſten Rechtszuge nur 
um die Genehmigung einer Hofübergabe nach § 37 Abf. 3 REG. 
Im zweiten Rechtszuge wird aber — mit dem Antrag der 
Beſchwß. unter Aufhebung des Beſchluſſes des AEG 

1. feſtzuſtellen, daß der zu übergebende Hof kein Erbhof ſei, 

2. eventuell die Veräußerung des Hofes auf Grund des Über⸗ 

gabevertrages zu genehmigen — 

in erſter Linie eine Feſtſtellung nach § 10 REG und nur hilfs⸗ 
weiſe in zweiter Linie die Genehmigung der Hofübergabe begehrt. 
Das Verfahren nach § 37 Abſ. 3 RES und das Verfahren nach 
§ 10 RES ſtehen zueinander inſofern in einem Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, als die Genehmigung einer Veräußerung nach § 37 
RES porausſetzt, daß die Erbhofeigenſchaft des zu veräußernden 
Grundbeſitzes gegeben iſt. Iſt dieſe Erbhofeigenſchaft nicht gegeben, 
ſo iſt eine Genehmigung der Veräußerung nicht erforderlich. Wird 
in einem Verfahren wegen Genehmigung einer Hofübergabe oder 
ſonſtigen Veräußerung die Erbhofeigenſchaft zweifelhaft und 
ſtreitig, jo iſt in der Regel das Genehmigungsver⸗ 
fahren bis zur Entſch. über die Erbhofeigen⸗ 
chaft aus zuſetzen, da im Falle der Verneinung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft das Genehmigungsbverfahren gegenſtandslos wird. 
Der Senat hat ſchon wiederholt ſolche Ausſetzungsbeſchlüſſe gefaßt 
(vgl. KERN. 1936, 71). 

Das Gericht kann aber auch die berden Ver⸗ 
fahren verbinden, über die Erbhofeigenſchaft — die Vor⸗ 
ausſetzung für die Genehmigung — in erſter Linie und bei Be⸗ 
jahung der Erbhofeigenſchaft über die Genehmigung entſcheiden. 
Wird der Antrag auf Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft in einem 
anhängigen Genehmigungsverfahren ſchon im erſten Rechtszug 
geſtellt, jo wird die Verbindung der beiden Verfahren (nach § 37 
und § 10 RES) die Regel fein und eine Trennung der beiden 
und eine Ausſetzung des einen Verfahrens bis zur rechtskräftigen 
Durchführung des anderen nur ausnahmsweiſe in Frage kom⸗ 
men. Wird der Feſtſtellungsantrag aber erſt im zweiten oder 
dritten Rechtszug des Genehmigungsverfahrens geſtellt, ſo wird 
regelmäßig zuerſt das AEG, das mit den örtlichen Verhältniſſen 
am beſten vertraut iſt, eine größere Gewähr für die richtige Wür⸗ 
digung der beſonderen tatſächlichen Lage des Hofes bietet und die 
beſſere Möglichkeit des Vergleiches dieſes Hofes mit anderen 
ſchon als Erbhöfe oder nicht als Erbhöfe feſtgeſtellten Grund⸗ 
ſtücken hat, auch die in der Gegend übliche Bemeſſung des Ein⸗ 
heitswertes kennt, über die Erbhofeigenſchaft entſcheiden (val. 
Rec. 1, 193, 196 = FW. 1935, 1499 17; R&G. 3, 107 JW. 
1936, 3286 6). Bei beſonders gelagerten Verhältniſſen und ſchon 
hinreichender Aufklärung aller für die Feſtſtellung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft maßgebenden Umſtände beſteht kein Hindernis, daß auch 
das EH oder das RH im Genehmigungsverfahren unmittel⸗ 
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bar über den erſt bei dieſen Gerichten geſtellten Feſtſtellungsan⸗ 
trag mitentſcheidet. Doch muß in dieſem Falle über den am wei⸗ 
teſten gehenden Antrag auf Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft auch 
wirklich entſchieden werden und der etwa angenommene 
Mangel der Erbhofeigenſchaft nicht etwa nur in den Gründen 
der Entſch. über die Genehmigung erwähnt werden (vgl. REG. 
3, 97 ff., 107, 108, 110 JW. 1936, 3236 9). 

Es ſteht in der Regel auch nichts im Wege, 
wenn die Anerbenbehörden trotz Streitigwer⸗ 
dens der Erbhofeigenſchaft in einem anhängigen Ge⸗ 
nehmigungsverfahren beim Vorliegen der übrigen geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Genehmigung dieſe Gen ehmigung er⸗ 
teilen, ohne zugleich über die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft zuentſcheiden. In dieſem Falle ſteht aber nur feſt, 
daß, wenn der Grundbeſitz ein Erbhof iſt, die rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für eine Genehmigung und Veräußerung gegeben 
ſind. Bei einer ſpäteren Verneinung der Erbhofeigenſchaft würde 
der gefaßte Beſchluß gegenſtandslos werden (vgl. REG. I 
54 JW. 1934, 2697 ). Die gleichwohl zuvor erteilte — nicht 
erforderlich geweſene — Genehmigung der Veräußerung iſt un⸗ 
ſchadlich. 

Es geht aber nicht an, einen ausdrücklich ge⸗ 
ſtellten Antrag auf Feſtſtellung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft (nach 8 10 REG) zu übergehen und nur in 
den Gründen des die Genehmigung der Hofübergabe betreffen⸗ 
den Beſchluſſes auszuführen, daß ein Erbhof nicht vorliegt. Einem 
ſolchen Verfahren ſteht insbeſ. auch das Bedenken entgegen, daß, 
falls der Beſchluß des LEcch rechtskräftig geworden und auf 
Grund der Rechtsauffaſſung des LEHE die Veräußerung i. S. des 
Ubergabevertrages durchgeführt worden wäre, für den Kıd kein 
Hindernis beſtanden hätte, durch Antragſtellung ein Verfahren 
wegen Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft nach §S 10 Rech beim 
Aeg anhängig zu machen und in dieſem neuerlichen Verfahren 
unter Umſtänden eine Feſtſtellung, daß ein Erbhof gegeben iſt, 
herbeizuführen. Die Beſchlußbegründun g des LEG ſtand 
einem ſolchen Verfahren nicht entgegen. Es würden in dieſem 
Falle wegen der inzwiſchen erfolgten Erfüllung des Übergabe⸗ 
vertrages vorausſichtlich erhebliche Schwierigkeiten erwachſen, 
wenn das Genehmigungsverfahren wieder aufgegriffen und er⸗ 
ledigt werden müßte. — Die Durchführung des Feſtſtellungsver⸗ 
fahrens gebot ſich für das LEG, wenn es die Erbhofeigenſchaft 
verneinen will, um jo mehr, als der Grundbeſitz im gerichtlichen 
Verzeichnis der Erbhöfe eingetragen iſt, als ferner das AE eine 
Ackernahrung für gegeben erachtete. 

Die Sache mußte aus den angeführten Gründen an das 
LEG zur neuen Entſch. zurückverwieſen werden. Das LE 
wird das Genehmigungsverfahren bis zur rechtskräftigen Entſch. 
über den Feſtſtellungsantrag auszuſetzen und dieſen Antrag zur 
weiteren Aufklärung und zuſtändigen Entſch. dem Ac zu über⸗ 
mitteln haben. 

(RESG, 1. Sen., Beſchl. v. 28. Jan. 1937, 1 RB 1116/35.) 
(Reg. 4, 56.) 

* 

52. 88 10, 49 Abſ. 4 NEG; SS 12 Abſ. 1, 40 Abſ. 1 Satz 2 
EBD; 88 181, 891, 925 BGB.; § 40 GBO. a. F.; $ 10 Abſ. 4 
PrGeſ. v. 16. April 1860. 

1. Wenn auch die Vermutungen des § 891 BGB. als für 
das Verfahren vor den Anerbenbehörden geltend anzuſehen ſind, 
ſo dürfen die Anerbenbehörden doch nicht einem Beteiligten den 
Gegenbeweis gegen die Vermutungen auferlegen. 

2. Die Anerbenbehörden können zwar zum Zwecke der Her⸗ 
beiführung einer Entſch. der ordentlichen Gerichte über die Eigen⸗ 
tumsfrage das Verfahren ausſetzen, wenn fie nicht ſelbſt — wozu 
ſie befugt ſind — die Prüfung der Eigentumsverhältniſſe vor⸗ 
nehmen wollen; keinesfalls aber — auch nicht im Anlegungsver⸗ 
fahren — dürfen ſie hinſichtlich des Eigentums erhobene Bedenken 
unberückſichtigt laſſen und die Entſch. über die Erbhofeigenſchaft 
auf einer bewußt in Zweifel gelaſſenen Grundlage aufbauen. 

3. Ein Übertragsvertrag auf Grund des § 10 Abf. 4 PrGeſ. 
v. 15. April 1860, bei dem das Barvermögen ausdrücklich ausge⸗ 
nommen iſt, ſtellt keine vollſtändige — die (fortgeſetzte) weſtfäliſche 
Gütergemeinſchaft beendende — Auseinanderſetzung mit den Kin⸗ 
dern (Schichtung) dar. 

Die im Grundbuch von L. Bd. 5 Bl. 72 eingetragene Be⸗ 
ſitzung von rund 31 ha und die im Grundbuch von Ve. Bd. 11 
Bl. 212 verzeichneten Grundſtücke von 6,41 ha waren früher Eigen⸗ 
tum der Eheleute Heinrich und Chriſtine H., die in weſtfäliſcher 
Gütergemeinſchaft nach dem Gef. v. 16. April 1860 lebten. Hein⸗ 
rich H. ſtarb im Jahre 1903. Seine Witwe ſetzte die Güterge⸗ 
meinſchaft mit ihren ſechs Kindern fort. Durch den notariellen 
Vertrag, den ſie am 28. Mai 1918 mit ihrem Sohn Karl H. ge⸗ 
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ſchloſſen hat, übertrug fie das gütergemeinſchaftliche Vermögen, 
insbeſ. den Grundbeſitz, mit Ausſchluß des Barvermögens auf 
ihren Sohn Karl H.; dieſer verpflichtete ſich u. a., an ſeine vier 
Brüder und an ſeine Schweſter Abfindung zu zahlen; in dem 
Vertrage bevollmächtigte die Witwe H. „für ſich und ihre Erben“ 
ihren Sohn Karl, die Grundbeſitzung an ſich aufzulaſſen. Am 
17. Juni 1918 ging beim GBA. der Antrag der Witwe H. ein, 
den im Grundbuch von L. Bd. 5 Bl. 72 auf ihren und ihres 
Mannes Namen eingetragenen Grundbeſttz auf fie und ihre Kin⸗ 
der in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft umzuſchreiben. Am 19. Juni 
1918 ließ Karl H. denſelben Beſitz auf Grund jener Vollmacht an 
ſich auf. Die Beſitzung L. Bd. 5 Bl. 72 wurde am 26. Juni 1918 
auf die Witwe H. in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft mit ihren 
Kindern und dann auf Karl H. im Grundbuch umgeſchrieben. 
Karl H. bewirtſchaftet ſeitdem die Beſitzung. Seine Brüder ſind 
auch auf dem Anweſen geblieben; über den Umfang ihrer Mit⸗ 
arbeit beſteht zwiſchen den Brüdern Streit. Die Witwe H. ftarb 
am 17. Sept. 1918. Am 4. Okt. 1920 ließ Karl H. auch die Grund⸗ 
ſtücke Ve. Bd. 11 Bl. 212 auf Grund jener Vollmacht an ſich auf. 
Das GBA. verlangte zur Eintragung die Zuſtimmung der Ge⸗ 
ſchwiſter; dieſe iſt nicht beigebracht worden. Die Auflaſſung dieſer 
Grundſtücke iſt noch nicht erfolgt; ſie ſtehen noch auf den Namen 
der Eltern H. eingetragen. 

Die geſamte Beſitzung einſchließlich der Grundſtücke Ve. 
Bd. 11 Bl. 212 iſt auf den Namen des Karl H. in das gerichtliche 
Verzeichnis der für die Erbhöferolle vorgeſehenen Höfe aufgenom⸗ 
men worden. Hiergegen haben zwei Brüder, nämlich Friedrich und 
Auguſt H., ſich in Eingaben an das AEG gewandt, die fie als 
Einſprüche bezeichnet haben. Sie haben vorgebracht: Die Auf- 
laſſung der Grundſtücke L. Bd. 5 Bl. 72 ſei ungültig geweſen, weil 
die Zuſtimmung der anteilsberechtigten Geſchwiſter gefehlt habe; 
deshalb habe Karl H. das Eigentum an dieſer Beſitzung nicht 
erlangt; die Beſitzung ſtehe vielmehr im Miteigentum der Ge⸗ 
ſchwiſter H. Das gekte vollends für die Grundſtücke Ve. Bd. 11 
Bl. 212, die überhaupt noch nicht auf den Namen des Karl H. 
umgeſchrieben ſeien. 

Das AEG hat die Einſprüche als unzuläſſig zurückgewieſen. 

Das LEHS hat auf die Beſchw. der Brüder Auguſt und 
Friedrich H. angeordnet, daß die Grundſtücke Ve. Bd. 11 Bl. 212 
nicht in die Erbhöferolle einzutragen ſeien; im übrigen hat es die 
Beſchw. als unzuläffig verworfen. Es hat ausgeführt: Die Grund⸗ 
ſtücke Ve. Bd. 11 Bl. 212 ſtänden im Miteigentum der Brüder H.; 
inſoweit feiern die BeſchwF. einſpruchsberechtigt und ihre Beſchw. 
begründet. Dagegen ſeien die Einſprüche hinſichtlich der Grund⸗ 
ſtücke L. Bd. 5 Bl. 72 unzuläſſig. Einſpruchsberechtigt ſeien nur 
der Eigentümer und der KrBß, nicht aber Perſonen, die nur 
einen Anſpruch auf Übertragung des Eigentums hätten. Karl H. 
ſtehe als Eigentümer im Grundbuch eingetragen; das begründe 
gemäß § 891 BGB. die Vermutung für fein Eigentum. Zur Ent⸗ 
ſcheidung über den Einwand der BeſchwF., daß das GBA. die 
Grundſtücke L. Bd. 5 Bl. 72 unter Verletzung von Vorſchriften der 
GBO. zu Unrecht als Eigentum des Karl H. eingetragen habe, 
ſeien die ordentlichen Gerichte zuſtändig. 

Mit der ſofortigen weiteren Beſchw. beantragen Friedrich 
und Auguſt H., zu erkennen, daß auch die im Grundbuch von L. 
Bd. 5 Bl. 72 verzeichneten Grundſtücke kein Erbhof ſeien. 

Ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund liegt ſchon deshalb 
vor, weil das LEHG eine von den BeſchwF. eingelegte Beſchw. 
als unzuläſſig verworfen hat. Übrigens kommt es darauf nicht an. 
Es liegen beſondere Gründe vor, die eine Nachprüfung durch die 
dritte Inſtanz geboten erſcheinen laſſen. Die Vorinſt. haben die 
Einſprüche der BeſchwF., ſoweit fie den Grundbeſitz L. Bd. 5 Bl. 72 
betreffen, für unzuläſſig erachtet. Anträge ſind im Verfahren vor 
den Anerbenbehörden nach Möglichkeit ſo auszulegen, wie fie für 
die Antragſteller zuläſſig find (REG. 2, 121 = JW. 1936, 
1053 8). Die BeſchwF., die offenbar über die Rechtslage beim Ein⸗ 
ſpruchs⸗ und Feſtſtellungsverfahren völlig unklar waren, hatten 
immer wieder betont, daß ſie in dem Verfahren Klarheit über die 
Eigentums⸗ und Erbhofverhältniſſe erreichen wollten. Es darf an⸗ 
genommen werden, daß ſie bei genügender Belehrung über die 
Möglichkeit ihres Vorgehens mindeſtens nebenher den Feſtſtel⸗ 
lungsantrag geſtellt haben würden. Schon das rechtfertigt es, die 
weitere Beſchw. gemäß § 24 Abſ. 2 Eb BfO ausnahmsweiſe zuzu⸗ 
laſſen. übrigens führt dazu auch die Stellungnahme des LEH, 
wonach die Beſchw ß. nicht mit dem Einwand gehört werden 
könnten, daß die Auflaffung der Grundſtücke L. Bd. 5 Bl. 72 nicht 
rechtsgültig geweſen ſei. 

Die weitere Beſchw. iſt aber unbegründet. Die Beſchwß. 
meinen, daß das Eigentum an den Grundſtücken L. Bd. 5 Bl. 72 
nicht auf Karl H. übergegangen ſei. Das LEHG hat die Nach⸗ 
prüfung dieſes Einwandes abgelehnt, weil § 891 BGB. die Ver⸗ 
mutung für das Eigentum des Karl H. begründet und die Entſch. 
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über den Einwand zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte ge⸗ 
höre. § 891 BGB. gilt zwar auch für das Verfahren vor den 
Anerbenbehörden. Die den Anerbenbehörden nach § 12 Abſ. 1 
EHTTO (bisher § 12 DB I) obliegende Pflicht, von Amts wegen 
die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittlungen 
anzustellen, verbietet es aber, einem Beteiligten den Gegenbeweis 
gegen die Vermutung aufzuerlegen (REH. 3, 309 = JW. 1937, 
1574 22), Die Anerbenbehorden haben ſelbſt alle Vorausſetzungen 
der Erbhofeigenſchaft zu prüfen, auch die des Eigentums. Sie 
konnen zwar den Beteiligten aufgeben, zum Beiſpiel über die 
Eigentumsfrage eine Entſch. der ordentlichen Gerichte herbeizu⸗ 
führen, und bis dahin das Verfahren ausſetzen. Sie ſind aber 
auch befugt, die rechtliche und tatſächliche Prüfung der Eigen⸗ 
tumsverhältniſſe im vollen Umfange ſelbſt vorzunehmen. Keines⸗ 
falls dürfen ſie Bedenken, die hinſichtlich des Eigentums erhoben 
werden, ohne weiteres unberückſichtigt laſſen und damit die Entſch. 
über die Erbhofeigenſchaft des Hofes auf einer bewußt zweifelhaft 
gelaſſenen Grundlage aufbauen. Das gilt auch für das Anlegungs⸗ 
verfahren. Die Anſicht, daß im Anlegungsverfahren nur eine ſum⸗ 
mariſche und vorläufige Prüfung zu erfolgen brauche, hat der Sen. 
ſtets abgelehnt. Unrichtige oder auch nur zweifelhafte Eintragun⸗ 
gen in die Erbhöferolle müſſen die Anerbenbehörden mit allen 
Mitteln zu verhindern ſuchen. Übrigens muß jetzt nach § 40 Abſ. 1 
Satz 2 EHVfO in dem Beſchluß über den Einſpruch ausgeſprochen 
werden, ob das Grundſtück Erbhof iſt oder nicht; auch das unter⸗ 
ſtützt die dargelegte Anſicht. 

Die hiernach gebotene ſachliche Prüfung der Eigentumsver⸗ 
hältniſſe führt zur Bejahung der Erbhofeigenſchaft. Denn die 
übrigen Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft liegen bei der Be⸗ 
ſitzung von 31 ha und der langjährigen Bewirtſchaftung durch 
den bauernfähigen Karl H. zweifellos vor. Die Eltern der Beſchw . 
lebten in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft nach dem Geſetz vom 
18. April 1860 und die Beſitzung gehörte zu dem Geſamtgut. Nach⸗ 
dem der Vater ohne Hinterlaſſung eines Teſtaments geſtorben 
war, wurde die Gütergemeinſchaft zwiſchen der Witwe und 
den ſechs Kindern fortgeſetzt. Nach § 10 Abſ. 4 des Gef. 
v. 18. April 1860 war die Witwe H. für ſich allein berechtigt, 
durch Übertragsverträge unter den unabgefundenen Kindern die 
Nachfolge in das gemeinſchaftliche Vermögen zu regeln. Der von 
ihr mit ihrem Sohn Karl abgeſchloſſene Vertrag v. 28. Mai 1918 
war ein ſolcher Übertragsvertrag und iſt rechtsgültig zuſtande 
gekommen. In dem Vertrage ſind für die Witwe ein Altenteils⸗ 
recht und für die übrigen Kinder hohe Abfindungen ausgeſetzt 
worden, die der Übernehmer zu leiſten hatte. Eine unentgeltliche 
Überlaſſung der Grundſtücke liegt alſo nicht vor. Ob die Abfin⸗ 
dungen den Wert der Anteile deckten ($ 10 Abſ. 4 Halbſ. 2 des 
genannten Geſetzes), braucht nicht erörtert zu werden; denn eine 
zu geringe Abfindung würde nicht die Gültigkeit des Vertrages 
in Frage ſtellen, ſondern nur zu Anſprüchen der Geſchwiſter 
gegen den Übernehmer führen. Die Witwe O. bedurfte alſo weder 
zu dem Übertragsvertrag noch zu deſſen Ausführung der Zuſtim⸗ 
mung der anteilsberechtigten Kinder. Sie konnte die Auflaſſung 
des uͤbertragenen Grundbeſitzes ſelbſt vornehmen: fie konnte au 
auch Vollmacht erteilen, und zwar auch dem Ubernehmer ſelbſt 
($ 181 BGB.). Die auf Grund dieſer Vollmacht von Karl H. am 
19. Juni 1918 erklärte Auflaſſung der Beſitzung L. Bd. 5 Bl. 72 
war hiernach wirkſam. Ob zur Zeit der Auflaſſung die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft im Grundbuch eingetragen war, iſt belanglos; 
die materielle Rechtslage iſt maßgebend; § 40 (jetzt $ 39) G0. 
iſt nur eine formelle Ordnungsvorſchrift, ſo daß auch nicht er⸗ 
örtert zu werden braucht, ob die vorherige Eintragung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft überhaupt nötig war (Kg.: 330. 1, 
293). Auf die rechtlichen Schlüſſe, welche die BeſchwF. aus ihrer 
Anſicht ziehen, daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch den 
Übertragsvertrag aufgehoben geweſen ſei, braucht ſchon deshalb 
nicht eingegangen zu werden, weil jene Anſicht unrichtig iſt. 
Durch den Abſchluß des Übertragsvertrags war die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft noch nicht aufgehoben. Der Vertrag betraf nicht 
das geſamte Vermögen, ſondern das Barvermögen war ausge⸗ 
nommen; der Vertrag war auch nur mit Karl H. geſchloſſen Eine 
vollſtändige Auseinanderſetzung mit den Kindern, alſo eine Schich⸗ 
tung, bedeutete der Vertrag deshalb nicht. — Karl H. iſt alfo 
durch die Auflaſſung und die am 26. Juni 1918 erfolgte Eintra⸗ 
gung Alleineigentümer der Beſitzung L. Bd. 5 Bl. 72 geworden. 
Er war es auch noch am 1. Okt. 1933. Die Beſitzung iſt hiernach 
ein Erbhof in der Hand des Karl H. 

An den Grundſtücken Ve. Bd. 11 Bl. 212 hat Karl H. man⸗ 
gels der Eintragung das Eigentum bisher nicht erlangt. Die 
Grundſtücke find deshalb vom LESS mit Recht nicht zu dem Erb⸗ 
hof gerechnet worden. 1 

(NEHG, 2. Sen., Beſchl. v. 22. März 1937, 2 RB 434/85.) 
(= REHG. 4, 69.) 


66. Jahrg. 1937 Heft 33,34 


Rechtſprechung 


2149 


* 53. 88 15 Abſ. 1 Satz 1, 49 Abs. 4 REG; § 39 Abſ. 3 E HRV: 
8 24 Abſ. 2 EHVIO; $ 419 BGB. 

1. Die Aberkennung der Ehrbarkeit bedarf beſonders ſorg⸗ 
fältiger Prüfung und Begründung. Hat nur die zweite Inſtanz 
die Ehrbarkeit verneint, ſo iſt auf alle Fälle ein neuer ſelbſtän⸗ 
diger Beſchwerdegrund gegeben. 

2. Zur Entſtehung der Erbhofeigenſchaft genügt das ſachen⸗ 
rechtliche ungeteilte Eigentum; durch die Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung wird dieſes nicht in Frage geſtellt. 

3. Daß die Veräußerung eines zum Zwecke der Zwangs⸗ 
vollſtreckung beſchlagnahmten Grundbeſitzes, der in der Hand 
des bauernfähigen Erwerbers Erbhofeigenſchaft erlangen ſoll, 
regelmäßig unlauter ſei, kann nicht angenommen werden. Ob 
eine unlautere Machenſchaft oder ein Verſuch, den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz nach $ 38 NEG zu mißbrauchen, vorliegt, müſſen die An⸗ 
erbenbehörden auf Grund der geſamten Umſtände des Falles ohne 
Bindung an irgendeine Regel prüfen ($ 39 Abſ. 3 Eh RW). 

Der im Grundbuch von B. eingetragene Hof von 19,8082 ha 
Größe ſtand am 1. Okt. 1933 im Alleineigentum des Georg R. 
Dieſer führte ſeit 1927 die Kaſſe der Gemeinde B. Am 5. Febr. 
1930 wurde ihm das Amt genommen, weil der Kaſſenbeſtand 
nicht mit der Buchführung übereinſtimme. Es erging gegen R. 
ein Defektenbeſchluß, der in Höhe von 6835,20 AM vom Reg⸗ 
Präf. beftätigt wurde. 3170 %%% hat R. hierauf an die Gemeinde 
gezahlt. Am 29. Sept. 1931 wurde er wegen Amtsunterſchlagung 
in fortgeſetzter Handlung zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. 
R. betreibt das Wiederaufnahmeverfahren. Im September 1932 
erhob er gegen die Gemeinde Klage auf Feſtſtellung, daß der 
Defektenbeſchluß unwirkſam ſei, und auf Rückzahlung der gezahl⸗ 
ten 3170 ,. Er behauptete, daß der Gemeindeſchreiber die Bücher 
unrichtig geführt und in Wirklichkeit kein Geld gefehlt habe. Das 
LG. verurteilte die Gemeinde zur Rückzahlung von 1952,72 AM. 
In der Bere nſt. ſchloß die Gemeinde mit R. am 13. Juli 1935 
einen gerichtlichen Vergleich des Inhalts, daß der Klageanſpruch 
und die Anſprüche der Gemeinde aus Steuerrückſtänden gegen⸗ 
ſeitig verrechnet wurden, ſo daß die Parteien mit dem 1. Juli 
1936 ausgeglichen und darüber einig KR daß keinerlei gegen» 
ſeitige Forderungen mehr beſtünden. Die Gemeinde erklärte in 
dem Vergleich ferner, daß nach dem nunmehr feſtgeſtellten Sach⸗ 
ſtänden keinerlei Zweifel an der Ehrenhaftiakeit des Kl. R. be⸗ 
tänden. 

Auf der Beſitzung ſtanden ein Auszug für die Witwe R., eine 
Hypothek von 8000 GM. für die Ehefrau R., eine Hypothek von 
17 000 GM. für die Kreis⸗ und Stadtſparkaſſe O., Grundſchulden 
von zuſammen 7000 GM. für die Kommunalbank für N., eine 
Hypothek von 2000 GM. für den Rechnungsrat a. D. Guſtav H. 
und eine Höchſtbetragshypothek von 8000 GM. für den Ber Spar⸗ 
und Darlehnskaſſenverein eingetragen. Auf Antrag der Witwe R. 
wurde im Herbſt 1932 die Zwangsverſteigerung der Beſitzung an⸗ 
geordnet. Der Zwangsverwaltungsvermerk iſt am 9. Jan. 1933 
im Grundbuch eingetragen. Ein Entſchuldungsantrag des R. wurde 
abgelehnt, weil die Perſönlichkeit des Eigentümers mit Rückſicht 
auf ſeine ſtrafgerichtliche Verurteilung nicht die Gewähr für eine 
erfolgreiche Durchführung des Verfahrens biete. Dagegen iſt Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. 

Der Hof war nicht in das gerichtliche Verzeichnis der für 
die Erbhöferolle vorgeſehenen Höfe aufgenommen worden, weil der 
Vorſitzende die Ehrbarkeit des R. verneinte. Auf den Einſpruch 
des R. ſtellte das AEG feſt, daß R. nicht bauernfähig ſei, und be⸗ 
gründete das mit den vom Strafgericht feſtgeſtellten Verfehlungen. 
Am 13. Febr. 1935 verkaufte R. ſeine Grundbeſitzung nebſt In⸗ 
ventar an feine Ehefrau für 36 700 . . Nach dem Vertrage 
ſollte der Kaufpreis dadurch belegt werden, daß Frau R. be⸗ 
ſtimmte Hypotheken in Höhe von 26 000 GM., ferner die 
Höchſtbetragshypothek von 8000 GM. in der valutierten Höhe 
von 6600 AH übernehme. Ferner übernahm fie ohne Anrechnung 
auf den Kaufpreis den Auszug der 77 Jahre alten Auszüglerin 
vom Tage der Übergabe an. Die Übergabe ſollte mit der Auf⸗ 
hebung der Zwangsverwaltung erfolgen, ſobald Frau R. als 
Bäuerin und Eigentümerin der Beſitzung eingetragen ſei. In dem 
Vertrage heißt es ferner: Die Beteiligten ſind über die Bedeutung 
des § 419 BGB. belehrt worden. Frau R. iſt am 4. Jan. 1935 
als Eigentümerin im Grundbuch eingetragen worden. 

Frau R. hat beim AEG beantragt, ihre Beſitzung in die 
Erbhöferolle einzutragen. 

Das AES in O. hat durch Beſchl. v. 12. April 1935 feſt⸗ 
geſtellt, daß die Beſitzung kein Erbhof ſei, und ausgeführt: Die 
Beſttzung ſei am 1. Okt. 1933 wegen der im früheren Verfahren 
feſtgeſtellten Bauernunfähigkeit des damaligen Eigentümers, des 
Ehemannes R., kein Erbhof geworden. Die Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung durch die Anordnung der Zwangsverſteigerung und der 
Zwangsverwaltung ſchließe das Alleineigentum i. S. des REG 


aus. Deshalb ſei die Beſitzung auch kein Erbhof in der Hand der 
Ehefrau R. geworden. 

Das VEHGS hat die ſofortige Beſchw. der Ehefrau R. zurück⸗ 
gewieſen und ausgeführt: Der Standpunkt des Ates ſei richtig. 
Die Beſchw. ſei aber auch deshalb unbegründet, weil die Ehefrau 
R. nicht ehrbar ſei. Die 5 ſei nur eine „Schiebung“. 
Sie ſolle den Hof dem Zugriff der Gläubiger entziehen. Das zeige 
der Kaufvertrag deutlich, da Frau R. nur die dinglichen Laſten 
ohne Rückſicht auf die rückſtändigen Zinſen und Leiſtungen ſowie 
auf die perſönlichen Schulden, die nach dem Inhalt der Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungsakten auch vorhanden 
ſeien, übernommen habe. Es werde alſo verſucht, die Schulden 
auf die dinglichen Laſten zu beſchränken, obwohl die Erwerberin 
nach § 419 BGB. für alle perſonlichen Schulden haften müßte. 
Zu einer ſolchen Schiebung könne das Rech die Hand nicht bieten. 
Wer fie bewußt mitmache, ſei nicht ehrbar. 

Gegen dieſen Beſchluß richten ſich die ſofortigen weiteren 
Beſchw. des LB und der eingetragenen Eigentümerin. 

Der LBF verweiſt auf den Beſchluß des NEHO v. 6. März 
1935 (RGE G. 1, 287 JW. 1935, 2560 6) und erklärt, daß die 
Beſchw. der Einheitlichkeit der Rſpr. dienen ſolle. 

Die eingetragene Eigentümerin wendet ſich dagegen, daß eine 
Schiebung vorliege und ſie nicht ehrbar ſei. 

„Die weitere Beſchw. des LBF iſt zuläffig. Auch die weitere 
Beſchw. der Eigentümerin iſt friſt⸗ und formgerecht eingelegt. Die 
Entſch. der Vorinſt. ſtimmen im Ergebnis und hinſichtlich der Be⸗ 
gründung in der Verneinung des Alleineigentums überein. Das 
LE hat aber als weiteren Grund gegen die Erbhofeigenſchaft 
angeführt, daß die Ehefrau R. nicht ehrbar ſei, weil die Über⸗ 
eignung an fie eine Schiebung darſtelle und fie hierbei mitgewirkt 
habe. Bet der für den Betroffenen weittragenden Bedeutung einer 
Aberkennung der Ehrbarkeit wurde ſchon darin ein neuer ſelb⸗ 
ſtandiger Beſchwerdegrund zu finden fein. Es muß dem Betei⸗ 
ligten, dem die Ehrbarkeit von nur einer Inſtanz aberkannt iſt, 
mindeſtens der Weg zur Nachprüfung durch eine weitere Inſtanz 
eroffnet werden. Der Entſcheidungsgrund, in dem die Vorinſt. 
übereinſtimmen, iſt aber auch nach der fpäteren Rſpr. des REHG 
unrichtig. Darin liegt ein beſonderer Umſtand, der die Nachprü⸗ 
fung durch die dritte Inſtanz erforderlich erſcheinen läßt. Das 
REdch würde deshalb die Beſchw. ausnahmsweiſe zulaſſen, wenn 
fe nach $ 49 Abs. 4 RES unzuläſſig wäre ($ 24 Abſ. 2 EHLFO). 

Die Anficht der Vorinſt., daß die Ehefrau R. wegen der Be⸗ 
ſchlagnahme nicht das zur Entſtehung der Erbhofeigenſchaft nötige 
Alleineigentum i. S. des $ 1 NEO erlangt habe, hat das REG 
in jeinen Beſchl. v. 6. März 1935 und 6. Febr. 1936 (RES G. 1, 
287 JW. 1935, 2560 8, RE SG. 2, 324 = IM, 1936, 2728 30) 
als unrichtig nachgewieſen. Dort ift ausgeführt, daß zur Ent⸗ 
ſtehung der Erbhofeigenſchaft das ſachenrechtliche ungeteilte Eigen⸗ 
tum genüge und daß dieſes durch die Beſchlagnahme nicht in 
Frage geſtellt werde. Der Entſcheidungsgrund der Vorinſt. iſt alſo 
nicht haltbar. 

Das LEß hat der Ehefrau R. die Ehrbarkeit aberkannt, 
weil die Übereignung der Beſitzung auf ſie eine „Schiebung“ ſei 
und ſie dabei mitgewirkt habe. Zu einer für den betroffenen Be⸗ 
teiligten ſo bedeutſamen Entſcheidung, wie die Aberkennung 
der Ehrbarkeit iſt, bedarf es einer beſonders 
ſorgfältigen Prüfung und Begründung. Dieſe 
laßt der angefochtene Beſchluß vermiſſen. Ob das darauf beruht, 
daß das LEHS die Verneinung der Ehrbarkeit nur als eine 
Hilfsbegrundung ausgeſprochen hat, ift unerheblich. Dafür, daß 
eine „Schiebung“ vorliegt, hat das LEHG angeführt, daß der 
Ehemann R. Verwalter und Nutznießer bleibe und daß die Ehe⸗ 
frau R., obgleich ſie das geſamte Vermögen ihres Mannes über⸗ 
nommen habe, verſucht habe, die auf ſie übergehenden Schulden 
auf die dinglichen Laſten zu beſchränken. Der erſte Grund reicht 
allein nicht aus. Bei dem zweiten Grunde hätte das LEHG min⸗ 
deſtens die Bedeutung des in dem Vertrage enthaltenen Hin⸗ 
weiſes auf $ 419 BGB., nötigenfalls durch Vernehmung des be⸗ 
urkundenden Notars, prüfen und den Umſtand abwägen müſſen, 
daß die Ehefrau R. den Entſchuldungsantrag ihres Ehemannes 
als deſſen Rechtsnachfolgerin aufgenommen hatte. Aber auch ſonſt 
fehlt eine ausreichende Prüfung der geſamten Umſtände für die 
Annahme, daß die Eheleute R. durch die Art, wie der Kaufpreis 
belegt wurde, die übrigen Gläubiger hätten zurückſetzen und ſchä⸗ 
digen wollen. Nach § 39 Abſ. 3 EH R haben die Anerbenbehör⸗ 
deu die Erbhofeigenſchaft im Falle der Veräußerung nach Beſchlag⸗ 
nahme auch dann zu verneinen, wenn die Veräußerung ſich als 
eine unlautere Machenſchaft oder als ein Verſuch zur mißbräuch⸗ 
lichen Beanſpruchung des in § 38 RES vorgeſehenen Vollſtrek⸗ 
kungsſchutzes darſtellt. Daß eine ſolche Veräußerung regelmäßig 
unlauter jet, läßt ſich aus dem Geſetz nicht entnehmen (a. M. 
Vogels: Dotz. 1937, 12). § 39 Abſ. 3 Eß RV liegt im Zuge 
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der Rſpr. des NESG zu der Frage, ob ein beſchlagnahmter Hof 
durch Veräußerung an einen Bauernfähigen Erbhof werden kann. 
Das REHG hat in den erwähnten Beſchl. v. 6. März 1935 und 
v. 6. Febr. 1936 ausgeſprochen, daß unlauterem Verhalten kein 
Vorſchub geleiſtet werden dürfe, daß aber das Streben, durch 
Veräußerung des Erbhofes die Erbhofeigenſchaft zu begründen 
und damit den Vollſtreckungsſchutz herbeizuführen, nicht ohne wei⸗ 
teres verwerflich ſei. Auch nach § 39 Abſ. 3 EH RV müſſen die 
geſamten Umſtände des einzelnen Falles ohne Bindung an irgend⸗ 
eine Regel daraufhin geprüft werden, ob eine unlautere Machen⸗ 
ſchaft oder ein Verſuch, den Vollſtreckungsſchutz zu mißbrauchen, 
vorliegt. Eine ſolche Prüfung haben die Vorinſt. nicht in aus⸗ 
reichendem Maße vorgenommen. Außerdem ſind inzwiſchen durch 
den Verlauf des Zivilprozeſſes, den Vergleich und die Wieder⸗ 
aufnahmeanträge Veränderungen eingetreten, die auch daraufhin 
geprüft werden müſſen, ob ſie für die Beurteilung der Sachlage 
Bedeutung haben können. Deshalb erſcheint es geboten, den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß aufzuheben und die Sache zur erneuten Prü⸗ 
fung und Entſch. an das AEG zurückzuverweiſen. 

(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 5. März 1937, 2 RB 1608/35.) 
(Rss. 4, 32.) 

* 

*+ 54,88 15, 25 REG, Erbgeſundheit i. S. eines Freiſeins von 
krankhaften Erbanlagen iſt nicht Vorausſetzung der Bauern⸗ 
fähigkeit. 

Perſonen, die nur Träger einer kranken Anlage ſind, werden 
hierdurch nicht ſchlechthin von der Anerbenfolge ausgeſchloſſen. 


Die anerbengerichtliche Zuſtimmung ($ 25) zur Wahl eines 
Anlageträgers wird regelmäßig zu verſagen ſein, wenn noch völlig 
erbgeſunde Anerben in der Sippe vorhanden find. 

Es handelt ſich um einen Autrag der Hofeigentümerin auf 
Zuſtimmung zu einer Anerbenwahl nach § 25 RES. Dieſen 
Antrag kann die Eigentümerin nach $ 59 Ep BfS (bisher 8 9 
DV II z. RES) ſchon vor der Errichtung der Verfugung von 
Todes wegen ſtellen. Die Witwe Luiſe R. hat keine Abkömmlinge; 
ihr Vater und ihre Brüder leben nicht mehr. In erſter Linie ſind 
daher die zur dritten Ordnung gehörigen Söhne und Sohnesſöhne 
ihres verſtorbenen Bruders Heinrich, der allein von ihren Brü⸗ 
dern männliche Nachkommen hinterlaſſen hat, als Anerben be⸗ 
rufen (vgl. $ 20 Ziff. 3 RES). Anerben der vierten Ordnung 
(Töchter der Erblaſſerin) fehlen. Anerben der fünften Ordnung 
ſind die Schweſtern der Bäuerin. Der von der Bäuerin in Aus⸗ 
ſicht genommene Anerbe Fritz iſt der Sohn ihrer noch lebenden 
Schweſter Charlotte. Ein lebender Elternteil ſchließt einen Ab⸗ 
kömmling von der Erbfolge aus ($ 1924 Abſ. 2 BGB.). Eine 
lebende, nicht durch Erbverzicht oder aus ſonſtigen Gründen weg⸗ 
gefallene Schweſter der Erblaſſerin kann jedoch mit Zuſtimmung 
des AEG beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zugunſten ihres 
Sohnes überſprungen werden ($ I EH RV). Die hier beabſichtigte 
Anerbenbeſtimmung bedarf alſo inſoweit der anerbengerichtlichen 
Zuſtimmung. Ein Schweſterſohn, der ſeine Mutter mit Billigung 
des AEG überſpringt, tritt dadurch gewiſſermaßen an ihre Stelle 
und iſt nunmehr zu den Anerbenberechtigten der fünften Ordnung 
zu zählen, zu der er ohne weiteres nicht gehört. Innerhalb der 
zweiten und der folgenden Ordnungen kann der Erblafjer den 
Anerben frei wählen; wenn er aber dabei eine oder mehrere Ord⸗ 
nungen überſpringt, fo iſt die Zuſtimmung des AE erforderlich 
(8 25 Abſ. 4 Satz 2 REG). Durch die Beſtimmung des zur fünften 
Ordnung gehörenden Schweſterſohnes Fritz zum Anerben werden 
die der dritten Ordnung angehörenden Söhne des verſtorbenen 
Bruders der Bäuerin, Heinrich, übergangen. Die Wahl des Fritz 
zum Anerben unterliegt daher auch inſoweit der Zuſtimmung des 
AG. Da das REG den Mannesſtamm begünſtigt, dürfen die 
Anerbenberechtigten der zweiten und dritten Ordnung durch eine 
Perſon einer nachfolgenden Ordnung nur überſprungen werden, 
wenn wichtige Gründe die Abweichung von der geſetzlichen Reihen⸗ 
folge rechtfertigen (REHG. 3, 127 = JW. 1936, 3244 1). Die 
Genehmigung der Anerbenbeſtimmung der Witwe Luiſe zugunſten 
ihres Schweſterſohnes Fritz hängt alſo davon ab, ob wichtige 
Gründe vorhanden ſind, den Söhnen des verſtorbenen Bruders 
Heinrich den ihnen nachgehenden Anerben Fritz vorzuziehen, und 
ob ferner ein wichtiger Grund zum Überſpringen des lebenden 
Elternteils nach S I EHRV gegeben iſt. 

Der LBF vertritt die Anſicht, daß Fritz überhaupt nicht zum 
Anerben beſtimmt werden könne, weil er zu einer erbkranken Fa⸗ 
milie gehöre und daher im Falle ſeiner Wahl keine Gewähr für 
einen geſunden Nachwuchs beſtehe. Nach den in den Akten ent⸗ 
haltenen Angaben der Beteiligten ſind allerdings innerhalb der 
mütterlichen Familie des Anerben Fritz in verſchiedenen Zweigen 
geiſtige Erkrankungen aufgetreten. Von den fünf Söhnen des ver⸗ 
ſtorbenen Bruders ſeiner Mutter, Heinrich, ſind zwei Söhne, 
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Guſtav und Karl, geiſteskrank. Fritz ſelbſt bietet nach dem Gut⸗ 
achten des Kreisarztes keine Anzeichen einer geiſtigen Erkran⸗ 
kung. Der Kreisarzt iſt aber der Auffaſſung, daß bei einer der⸗ 
artigen Häufung von Geiſteskrankheiten in einer Familie nach 
den Erfahrungen der Wiſſenſchaft eine über dem Durchſchnitt 
liegende Wahrſcheinlichkeit für geiſtige Erkrankungen einer etwai⸗ 
gen Nachkommenſchaft des Fritz H. gegeben ſei. Das ärztliche Gut⸗ 
achten kommt aljo zu dem Ergebnis, daß Fritz ſelbſt geiſtig ge⸗ 
ſund ſei, jedoch mit hoher Wahrſcheinlichkeit auf ſeinen Nachwuchs 
ein geiſtiges Leiden übertragen werde. Perſonen, die nur eine 
verborgene Anlage zu einer vererbbaren Krankheit haben, aber 
ſelbſt nicht krank ſind, ſind ſogenannte Anlageträger (auch als 
„Nuüranlageträger“ bezeichnet). Ob die bisherigen Unterlagen zu 
der Annahme ausreichen würden, daß Fritz ein ſolcher Anlage⸗ 
träger iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Geht man davon aus, daß 
er wirklich Anlageträger iſt, ſo würde die Rechtslage folgende ſein: 

Das RES erwähnt die Anlageträger nicht ausdrücklich. Es 
fragt ſich aber, ob nicht ein Erbhofbeſitzer, um als bauernfähig 
zu gelten, über Erbgeſundheit verfügen muß, und daher ein An⸗ 
lageträger als bauernunfähig anzuſehen iſt. Die Bauernfähigkeit, 
deren Fehlen nach § 21 Abs. 1 REG ein Ausſcheiden als Anerbe 
bewirkt, ſetzt nach $ 15 Abf. 1 REG Ehrbarkeit und Wirtſchafts⸗ 
7 1 voraus. Die Fähigkeit zur ordnungsmäßigen Wirtſchafts⸗ 
ührung wird indes durch das Vorhandenſein einer verdeckten An⸗ 
lage zu einer vererbbaren Krankheit nicht in Frage geſtellt. Die 
Bauernfähigkeit des Trägers einer Anlage zu einer Erbkrankheit 
kann deshalb, wenn er ehrbar iſt, nicht verneint werden. Erb⸗ 
geſundheit i. S. eines Freiſeins von krankhaften Erbanlagen kann 
bei der klaren Regelung der Vorausſetzungen der Bauernfähigkeit 
in § 15 RES nicht zur Erfüllung der Bauernfähigkeit verlangt 
werden. Der Begriff der Bauernfähigkeit wird, wie auch das 
Verfahren nach § 15 Abſ. 2 RES zeigt, lediglich dadurch be- 
ſtimmt, ob dem Hofeigentümer nach feinen perſönlichen geiſtigen 
und körperlichen Fähigkeiten und nach ſeinem Verhalten im Kreiſe 
der Standesgenoſſen die Führung des Hofes anvertraut werden 
kann. Die künftige Entwicklung der Sippe und ihre etwaige Ge⸗ 
fährdung durch das Erbgut des Hofträgers iſt nach Sinn und 
Inhalt des § 15 REG bei der Beurteilung der Bauernfähigkeit 
des jeweiligen Eigentümers oder Nachfolgers nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Es fragt ſich aber weiter, ob nicht nach den Grundgedanken 
des Erbhofrechts für den Inhaber eines Erbhofes das Erfordernis 
der Erbgeſundheit gilt. Der Vorſpruch zum REG weiſt darauf 
hin, daß es das Ziel der Erbhofgeſetzgebung iſt, zur Sicherung 
der Geſundheit von Volk und Staat das Bauerntum als Lebens⸗ 
quelle des deutſchen Volkes zu erhalten und zu ſtärken. Durch 
den Schutz der Höfe vor Verſchuldung und Zerſplitterung (infolge 
von Erbgang oder Veräußerungen) ſollen die Vorbedingungen für 
wirtſchaftlich gekräftigte und geſundheitlich gefeſtigte Bauernfami⸗ 
lien geſchaffen werden, die dem ganzen Volke ſtändig neue Blut⸗ 
ſtröme zuführen. Um das Bauerntum zu befähigen, die ihm inner⸗ 
halb der Volksgemeinſchaft zugewieſenen beſonderen Aufgaben zu 
erfüllen, muß auch eine geſunde Nachkommenſchaft angeſtrebt 
werden. Die allgemeine ſtaatliche Geſetzgebung hat durch das 
ErbkrNachwcgeſ. v. 14. Juli 1933 bereits eine Handhabe gegeben, 
um durch Unfruchtbarmachen von Erbkranken die Weiterüber⸗ 
tragung vererblicher Krankheiten auf das kommende Geſchlecht zu 
verhindern. Der Kreis der Erbkrankheiten iſt allerdings in § 1 
Abſ. 2 des Geſetzes auf einige ſchwere und das Volkswohl beſon⸗ 
ders ſchädigende Leiden beſchränkt. Außerdem findet das Geſetz 
noch bei ſchwerem Alkoholismus Anwendung. Andere Erbkrank⸗ 
heiten kommen für die Unfruchtbarmachung nicht in Betracht. 
Ein weiterer Schritt zur Schaffung eines geiſtig und körperlich 
geſunden Geſchlechts iſt das Geſ. zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes v. 18. Okt. 1935, das durch Eheverbote ſolche 
Familiengründungen verhüten will, bei denen nicht mit geſunder 
Nachkommenſchaft zu rechnen iſt. Beide Geſetze ſetzen jedoch vor⸗ 
aus, daß ſichtbare, einwandfrei ärztlich feſtzuſtellende Leiden be⸗ 
ſtehen. Die Nuranlageträger, die ſelbſt nie krank werden, aber 
kranke Nachkommen haben können, dürfen nicht unfruchtbar ge⸗ 
macht werden (vgl. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, „ErbkrNachw⸗ 
Geſ.“, 2. Aufl. 1936, Erläuterungen zu $ 1 Abſ. 1; ferner amtliche 
Begründung zu § 1 des Geſetzes, abgedruckt bei Güttt⸗Rüdin⸗ 
Ruttte, S. 77). Ebenſo gelten die Ehehinderniſſe des Ehe⸗ 
gefundh®. nur für Perſonen, die ſelbſt an der gefahrdenden Krank⸗ 
heit leiden oder gelitten haben, dagegen nicht fur ſolche, die äußer⸗ 
lich geſund ſind, aber in ihrer Erbmaſſe eine entſprechende Krank⸗ 
heitsanlage bergen (vgl. Gütt⸗Linden⸗Maßfeller, 
„Blutſchutzc. und Ehegefundh®.”, 1936, Erläuterungen zum Ehe⸗ 
geſundhcg. 8 1 Abſ. 1 d; ferner Linden: RORN. 1935, 888). Die 


allgemeine Geſetzgebung hat bewußt davon abgeſehen, zwar mit 
Anlagen zu einer Erbkrankheit belaſtete, ſonſt aber geſunde Per⸗ 
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ſonen zu erfaſſen. Der Geſetzgeber wollte vielmehr erſt weitere 
Fortſchritte in der Erforſchung der Erbvorausſage für die Kinder 
von Anlageträgern abwarten. Die Vererbungswiſſenſchaft iſt noch 
nicht in der Lage, in allen Fällen mit Sicherheit feſtzuſtellen, ob 
Menſchen, bei denen die Krankheit nicht in Erſcheinung getreten 
iſt („erſcheinungsbildlich“ geſunde Menſchen), im Erbbild („erb⸗ 
bildlich“) eine kranke Anlage beſitzen. Es kann heute im allge⸗ 
meinen nur mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit geſagt werden, 
ob jemand Anlageträger iſt oder nicht. Die Gefahr eines kranken 
Nachwuchſes wird außerdem durch die Verbindung des Anlage⸗ 
trägers mit einer Perſon, die aus einer geſunden Sippe ſtammt, 
weſentlich verringert (vgl. hierzu Gütt⸗Linden⸗Maßfel⸗ 
ler, „Blutſchutzcd. und Ehegefundh®.”, Erläuterungen zu § 1 der 
1. DurchfV O. z. EhegeſundhG., S. 136). Bei der Zurückhaltung, 
die die ſtaatliche Geſetzgebung hiernach bisher gegenüber den An⸗ 
lageträgern übt, liegt es nicht i. S. des REG, geſunde Perſonen, 
die nur Träger einer kranken Anlage ſind, ſchlechthin von der 
Anerbenfolge auszuſchalten. 

Das Rec bietet übrigens jetzt ſchon einen Weg, um Sippen⸗ 
angehörige, die nicht mit Sicherheit eine geſunde Fortpflanzung 
der Sippe gewährleiſten, von der Übernahme des Hofes fernzu⸗ 
halten. Der Hofeigentümer iſt nämlich unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen (vgl. § 25 REG) befugt, von der geſetzlichen Anerben⸗ 
ordnung abzuweichen, und er kann daher, ſoweit er zu freier Wahl 
berechtigt iſt, durch Ausübung dieſer Befugnis dafür ſorgen, daß 
der Hof in die Hand eines Erbgeſunden gelangt. Es wird hier 
namentlich Aufgabe der Amtsträger des Reichsnährſtandes ſein, 
durch aufklärende Arbeit dem Gedankengute der Erbgeſundheits⸗ 
geſetzgebung in der bäuerlichen Bevölkerung Verbreitung und Be⸗ 
achtung zu verſchaffen. In den Fällen, in denen der Bauer zur 
Wahl eines Anerben an Stelle des nächſtberufenen Anerben der 
Zuſtimmung des AEG bedarf, wird es das ACH auf Antrag des 
Bauern in der Regel zuzulaſſen haben, daß ein an ſich zur An⸗ 
erbenfolge berufenes Familienmitglied, das mit großer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit die Eigenſchaft hat, Anlageträger zu ſein, zugunſten 
eines entfernteren, erbgeſunden Anerbenberechtigten übergangen 
werden darf. Umgekehrt wird die anerbengerichtliche Zuſtimmung 
ur Wahl eines Anlageträgers zum Anerben regelmäßig zu ver⸗ 
fager ſein, wenn noch völlig erbgeſunde Anerben in der Sippe 
vorhanden ſind. Auch bei der Genehmigung von Veräußerungen 
nach $ 37 Abſ. 2 REG, unter Umſtänden auch im Falle des 8 37 
Abſ. 3 RES, hat das AEG die Möglichkeit, auf die Bevorzugung 
eines erbgeſunden Erwerbers oder Übernehmers hinzuwirken. In 
dem vorſtehenden Sinn hat der erk. Sen. bereits in der Entſch. 
v. 25. April 1935, 3 RB 102/34 (JW. 1935, 2496 1s m. Anm.; Rſpr. 
in Erbhofſachen DS II z. REG § 7 Nr. 10) die Übergehung des 
kraft Geſetzes zum Anerben Berufenen, der erblich belaſtet war, 
gebilligt Ferner iſt in der Entſch. des erk. Sen. v. 4. Mai 1936, 
3 RB 663/34 (REG. 2, 373 = JW. 1936, 2733 8) der Über⸗ 
gang des Hofes in eine andere Blutlinie genehmigt worden, weil 
Bedenken gegen die Geſundheit und Fortpflanzungsfähigfeit des 
nächſtberechtigten Anerben beſtanden. Dem Ziele des Erbhof⸗ 
rechts, ein geſundes, dem deutſchen Volk als Blutquelle dienendes 
Bauerntum zu ſchaffen, kann alſo bereits im Rahmen der gelten⸗ 
den Geſetzesbeſtimmungen Rechnung getragen werden, ſofern in 
der Sippe erbgeſunde Glieder vorhanden ſind. 

Hiernach würde die Eigenſchaft des Fritz als Anlageträger 
nicht ohne weiteres ſein Ausſcheiden als Anerbe zur Folge haben. 
Er bleibt geſetzlicher Anerbenberechtigter und kann auch zum An⸗ 
erben beſtimmt werden. Eine krankhafte Erbanlage des Fritz, falls 
ſie mit hinreichender Wahrſcheinlichkeit anzunehmen ſein würde, 
würde aber einen Grund darſtellen, die hier nach § 25 Abſ. 4 
Satz 2 Rc erforderliche anerbengerichtliche Zuſtimmung zu feiner 
Einſetzung als Anerbe zu verſagen, wenn andere Anerbenberech⸗ 
tigte nicht oder geringer erblich belaſtet wären. 

Im vorl. Fall erſcheinen nun ſämtliche vorhandenen an⸗ 
erbenberechtigten Perſonen als ungefähr gleichmäßig erblich be⸗ 
laſtet. Bei dieſer Sachlage würde die Anlageträgereigenſchaft des 
ausgewählten Anerben nicht den Ausſchlag geben können. Sofern 
nicht nach den noch anzuſtellenden Ermittlungen bei dem einen 
oder anderen Sippenangehörigen eine geringere Wahrſcheinlichkeit 
für das Vorhandenſein einer erblichen Belaſtung beſteht und ſich 
hieraus ein Verſagungsgrund gegenüber dem in Ausſicht genom⸗ 
menen Anerben ergeben würde, würde die Entſch. über die An⸗ 
erbenbeſtimmung der Witwe Luiſe daher lediglich davon ab⸗ 
hängen, ob aus ſonſtigen wichtigen Gründen, vor allem bei Ab⸗ 
wägung der Perſönlichkeiten und Lebensverhältniſſe der in Be⸗ 
tracht kommenden Anerben und ferner im Hinblick auf das Beſte 
des Hofes, die beabſichtigte Anerbenwahl zu billigen wäre. Dabei 
würde zugunſten des Fritz ins Gewicht fallen, daß er ſchon 
längere Zeit den Hof bewirtſchaftet, der Erblaſſerin wohl von 
allen Anerben am nächſten ſteht, und bei ſeinem Lebensalter auch 
eine baldige, im Intereſſe des Hofes liegende Verehelichung zu 
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erwarten iſt, bei der er dann entſprechend den obigen Ausführun⸗ 
gen tunlichſt auf die Wahl einer erbgeſunden Ehegenoſſin Bedacht 
zu nehmen haben wird. 
(REHG, 3. Sen., Beſchl. v. 24. März 1937, 3 RB 1207/35.) 
(= ReéßG. 4, 128.) 
* 


* 55. 88 17, 37, 38 REG; 8 39 Ep RV; 88 20, 22, 33, 83 
Ziff. 6, 100 ZwVerſtG. 

1. Der Erbhof iſt keine ſchlechthin verkehrsunfähige Sache. 
Der Erbhof iſt eigentumsfähig und der Inhaber des Erbhofs hat 
wirkliches Eigentum, nicht eiwa nur eine Nießbraucherſtellung. 

2. Ein entgegen § 38 REG erteilter Zuſchlag iſt zwar zu 
7 95 ergangen, aber deshalb nicht nichtig, ſondern nur an⸗ 
echtbar. 

3. Da es in der Zwangsverſteigerung wegen Geldforderun⸗ 
gen zum rechtskräftigen Zuſchlag eines Erbhofs nur auf Grund 
eines unzuläſſigen Verfahrens und bei Verletzung des 8 83 Ziff. 6 
ZwVerſt. kommen kann, iſt Genehmigung eines ſolchen Zu⸗ 
ſchlags durch die Anerbenbehörden ausgeſchloſſen. 

4. Die Entſch. über die Erbhofeigenſchaft kann — wie die 
Entſch. über die Bauernfähigkeit (REßG. 3, 89 = ZW, 1936, 
2720 5) — nicht davon abhängig gemacht werden, ob die Entſch. 
zur Durchführung der beſonderen Aufgaben des REG nötig ſei. 
Sind Antragsrecht und Rechtsſchutzbedürfnis gegeben, ſo haben die 
Anerbenbehörden die begehrte Entſch. zu treſſen. 

Im Grundbuch von K. ſtanden die Geſchwiſter Natalie und 
Valerian von S. als Miteigentümer einer 213,6498 ha großen 
Beſitzung eingetragen. Auf Antrag des Dr. H., eines Hypotheken⸗ 
gläubigers, wurde die Zwangsverſteigerung der Beſitzung ange⸗ 
ordnet. Am 2. Jan. 1932 iſt der Anordnungsbeſchluß den Eigen⸗ 
tümern zugeſtellt und am 6. Jan. 1932 iſt der Verſteigerungsver⸗ 
merk im Grundbuch eingetragen worden. Ein Entſchuldungsantrag 
der Miteigentümer wurde zurückgewieſen. Darauf haben die Mit⸗ 
eigentümer durch Vertrag vom 13. Juni 1934 von der Beſitzung 
einen Teil von 104,1268 ha Größe mit der Hofſtelle — der Reſt 
der Beſitzung ſtellt den ſeit langem verpachteten 109,520 ha großen 
Zaunſee dar — an den Sohn der Miteigentümerin Frau von S., 
Wladimir S. übertragen; dieſer wurde nach Abſchreibung des Reſtes 
am 18. Juni 1934 als Eigentümer im Grundbuch von K. einge⸗ 
tragen. Ein von ihm am 18. Juni 1934 geſtellter Einſtellungs⸗ 
antrag wurde durch den Beſchluß des Verſteigerungsgerichts am 
18. Juni 1934 zurückgewieſen, weil die Übereignung dem betrei⸗ 
benden Gläubiger gegenüber unwirkſam ſei. Am 14. Juni 1934 
fand der Verſteigerungstermin ſtatt. Am 22. Juni 1934 wurde dem 
betreibenden Glaubiger Dr. H. als dem Meiſtbietenden der Zu⸗ 
ſchlag erteilt. Wladimir S. legte gegen die Beſchl. v. 18. Juni und 
22. Juni 1934 Beſchw. ein. Die Beſchw. gegen den Beſchl. vom 
18. Juni 1934 wurde vom LG. als unzuläſſig verworfen und die 
Beſchw gegen den Zuſchlagsbeſchluß vom 22. Juni 1934 als un⸗ 
begründet zurückgewieſen, weil der Beſchl. v. 18. Juni 1934 nach 
dem Schluß der Verſteigerung nur noch mit der Beſchw. gegen 
den Zuſchlag habe angefochten werden können, und weil die Erb⸗ 
hofeigenſchaft, wenn ſie vorhanden ſei, jedenfalls nicht gegenüber 
dem Gläubiger geltend gemacht werden könne, zu deſſen Gunſten 
die Grundſtücke vorher beſchlagnahmt ſeien. Die weitere Beſchw. 
des Wladimir S. wurde durch den Beſchluß des OLG, hinſichtlich 
des Einſtellungsbeſchluſſes zurückgewieſen und hinſichtlich des Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes als unzuläſſig verworfen. Der Verteilungsplan 
iſt ausgeführt und der Erſteher Dr. H. als Eigentümer der ganzen 
Beſttzung von 213,64,98 ha im Grundbuch eingetragen. 

Inzwiſchen hatte Wladimir S. am 18. Juni 1934 beim Ac g 
beantragt, feſtzuſtellen, daß das von ihm erworbene und ſpäter 
verſteigerte Grundſtück ein Erbhof ſei. 

Das AEG hat die Erbhofeigenſchaft feſtgeſtellt. 

Das LEHG hat auf Beſchw. des Dr. H. den Feſtſtellungs⸗ 
antrag des Wladimir S. als unzuläſſig zurückgewieſen. 

Die weitere Beſchw. des Wladimir S. iſt zuläſſig, aber im 
Ergebnis unbegründet. 

Der Grundbeſitz iſt zunächſt ſchon deshalb kein Erbhof gewor⸗ 
den, weil er im Miteigentum der Geſchwiſter Frau von S. und Vale⸗ 
rtan von S. ſtand ($ 17 REG). Deshalb braucht nicht geprüft 
zu werden, ob damals der Zaunſee zu der Wirtſchaftseinheit der 
Beſitzung, die dann die Größe von 125 ha überſtiegen haben 
würde, gehörte. Um die Erbhofeigenſchaft herbeizuführen, haben 
die Miteigentümer auf Grund des Vertrages vom 13. Juni 1934 
den 104.1268 ha großen Teil der Beſitzung, deren Reſt der 
109,5230 ha große Zaunſee bildet, an den im Jahre 1910 ge⸗ 
borenen Sohn der Miteigentümerin Frau von S., Wladimir S., 
übereignet. Die Übereignung wurde durch die beſtehende Beſchlag⸗ 
nahme nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen. Ob ſie wirkſam war und 
ob die Veräußerung etwa eine unlautere Machenſchaft oder einen 
Verſuch, den in § 38 vorgeſehenen Vollſtreckungsſchutz zu miß⸗ 
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brauchen, darſtellt ($ 39 Abſ. 3 EHNB), braucht nicht geprüft zu 
werden. Der Zuſchlag iſt rechtskräftig geworden. Der mit dem 
Zuſchlag erfolgte übergang des Eigentums auf den Erſteher Dr. 
H. iſt damit endgültig wirkſam geworden. Die Anſicht des Wladi⸗ 
mir S., daß das ganze Zwangsverſteigerungsverfahren und jeden⸗ 
falls der Zuſchlag nichtig ſeien, weil die Zwangsverſteigerung 
wegen der angenommenen Erbhofeigenſchaft der Beſitzung nach 
§ 38 REG unzulaſſig geweſen ſei, iſt unrichtig. Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen Geldforderungen in einen Erbhof iſt unzuläſſig. 
Deshalb muß das Zwangsverſteigerungsverfahren, ſolange die 
Verſteigerung noch nicht abgeſchloſſen iſt (§ 33 ZwVerſtG.), auf- 
gehoben werden. Geſchieht das nicht, jo muß nach § 83 Ziff. 6 der 
Zuſchlag verſagt werden. Wird er entgegen dieſer Vorſchrift doch 
erteilt, ſo kann er gemäß $ 100 ZwBerft®. mit der ſofortigen 
Beſchw. angefochten werden, und gegen die Entſch. des BeſchwG. 
iſt, wenn ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund vorliegt, die 
ſofortige weitere Beſchw. gegeben. Iſt der Inſtanzenzug erſchöpft 
oder der Beſchluß nicht angefochten worden, wird er rechtskräftig. 
Er mag dann zu Unrecht ergangen ſein, weil er wegen der Unzu⸗ 
läſſigkeit des Verfahrens hätte verſagt werden müſſen; dadurch 
wird aber ſeine Gültigkeit nicht berührt. Der Zuſchlag iſt eine 
auf Grund ſachlicher Prüfung ergehende gerichtliche Entſch. Dabei 
iſt es unerheblich, daß er, weil er keine mündliche Verhandlung 
vorausſetzt, nicht in der Form eines Urteils, ſondern als Beſchluß 
ergeht. Ein Staatsakt, der, wie hier der Zuſchlag, von 
der zuſtändigen Behörde innerhalb des ihr zu⸗ 
gewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form erlaſſen iſt, kann nach allgemeinen 
Grundſätzen regelmäßig nicht als nichtig, d 

als nicht vorhanden, unbeachtlich und bedeutungslos angeſehen 
werden. Der Einwand, daß der Erbhof dem Privatrechtsverkehr 
entzogen, eine „verkehrsunfähige“ Sache ſei, und die Gültigkeit des 
Zuſchlags daran ſcheitern muſſe, greift nicht durch. Der Erb⸗ 
hof iſt keine ſchlechthin verkehrsunfähige Sache. 
Er ſteht zunächſt im Eigentum § 37 Abſ. 1 REG mag nicht als 
ein echtes Veräußerungsverbot aufgefaßt werden können. Es darf 
angenommen werden, daß die Erbhofeigenſchaft dem Eigentum am 
Erbhof einen beſonderen Inhalt gibt. Das Eigentum am Erbhof 
iſt einerſeits hinſichtlich der . und Belaſtung und der 
Verfügung von Todes wegen beſchränkt, andererſeits aber auch 
durch dieſe Maßnahmen und vor allem durch das Vollſtreckungs⸗ 
verbot geſichert und gefeſtigt. Bei der Beſchränkung ſetzt ſich der 
Gedanke durch, daß der jeweilige Eigentümer als Treuhänder der 
Sippe und des Volkes zu gelten hat. Die Unveräußerlichkeit und 
Unbelaſtbarkeit kann alſo vielleicht ſchon aus dem Weſen und 
Zweck der Erbhofeigenſchaft gefolgert werden, jo daß § 37 Rech 
nur das ſagen würde, was ſchon aus der Erbhofeigenſchaft ent⸗ 
nommen werden müßte. Trotzdem iſt das Erbhofeigentum wirk⸗ 
liches Eigentum und der Inhaber des Erbhofes hat nicht etwa 
nur eine Art Nießbraucherſtellung. Der Erbhof iſt alſo 
eigentumsfähig. Die Veräußerlichkeit und Belaſtbarkeit iſt 
zwar grundſätzlich ausgeſchloſſen, kann aber mit Genehmigung der 
Anerbenbehörden wirkſam erfolgen. Auch die Befugnis des Eigen⸗ 
tümers, über die Anerbenfolge in den Erbhof von Todes wegen 
Beſtimmungen zu treffen, tft nicht gänzlich ausgeſchloſſen (SS 24, 
25 NES) Deshalb kann der Erbhof nicht als ein dem Privat⸗ 
verkehr völlig entzogener Gegenſtand angeſehen werden. Übrigens 
muß der Zuſchlag einer dem Verkehr entzogenen Sache zwar ver⸗ 
ſagt werden; damit iſt aber noch nicht die Frage entſchieden, welche 
Bedeutung der trotzdem erfolgte rechtskräftige Zuſchlag hat. Die 
Nichtigkeit des Zuſchlags würde auch zu einer unerträglichen 
Rechtsunſicherheit führen. Wenn das Geſetz einen Zuſchlag, der 
wegen der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung hätte verſagt 
werden müſſen, als nichtig betrachtet wiſſen wollte, ſo würde es 
eine jo ſeltene und gegenüber der Entſch. als einem autoritativen 
Staatsakt und gegenüber der Bedeutung der Rechtsſicherheit außer⸗ 
ordentlich weittragende Beſtimmung ausdrücklich getroffen haben. 
Eine ſolche Beſtimmung kann in § 38 REG, der die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen Geldforderungen für unzuläſſig erklärt, nicht ge⸗ 
funden werden. Die hier ausgeſprochene Unzuläſſigkeit gibt die 
Grundlage für die Anwendung des $ 83 Ziff. 6 BmBerft®., wo⸗ 
nach der Zuſchlag verſagt werden muß und der trotzdem erteilte 
Zuſchlag mit den Rechtsmitteln angefochten werden kann, wie 
oben dargelegt iſt. Daß aber der rechtskräftig gewordene Ar 
ſchlag, alſo dieſe nach ſachlicher Prüfung ergangene rechtskräftige 
Entſch. nichtig fein ſoll, kann aus § 38 RES nicht herausgeleſen 
werden. Eine ſolche Anordnung iſt auch in der EHRV nicht ent⸗ 
halten, obwohl dort über die Beſchränkung der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung ergänzende Beſtimmungen getroffen ſind und die Rſpr. der 
Anerbenbehörden bis dahin die Nichtigkeit des Zuſchlags abgelehnt 
hatte. In § 39 Abſ. 1 und 2 Ec RV macht das Geſetz für die dort 
behandelten Fälle die Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung von 
einer rechtskräftigen Verneinung der Erbhofeigenſchaft durch die 
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Anerbenbehörden abhängig. Das Geſetz will damit dem Zuſchlag 
eines Erbhofes vorbeugen, und das ſpricht eher, wenn auch nicht 
zwingend, dafür, daß das Geſetz von der Gültigkeit des Zuſchlags 
ausgeht. Nach alledem kann der rechtskräftig erteilte Zuſchlag 
nicht als nichtig angeſehen werden. 

Es bleibt noch zu prüfen, ob der Zuſchlag etwa nach § 37 
REG der Genehmigung der Anerbenbehörden bedarf, wenn der 
Hof ein Erbhof iſt. Aber auch das iſt abzulehnen. Der Senat hat 
in ſeinem Beſchl. v. 29. Aug. 1935 (REH G. 2, 48 = JW. 1936, 
105 10) ausgeſprochen, daß der Staatshoheitsakt der Enteignung 
nicht der Genehmigung der Anerbenbehörden bedürfe. Ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Enteignung und dem Zuſchlag liegt allerdings 
darin, daß die Enteignung in aller Regel von öffentlichen Inter⸗ 
eſſen und Staatsnotwendigkeiten beherrſcht, und daß ſie von den 
ſtaatlichen Verwaltungsbehörden ausgeſprochen wird, während der 
Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung wegen Geldforderungen 
zumeiſt nur der Durchſetzung privater Geldanſprüche dient und 
von den ordentlichen Gerichten erlaſſen wird. Gleichwohl muß 
auch für die rechtskräftige Entſch. des ordentlichen Gerichts, die 
als Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung wegen Geldforderungen 
ergeht, das Genehmigungserfordernis abgelehnt werden. Aus dem 
Geſetz iſt nicht zu entnehmen, daß der Zuschlag in der Zwangs⸗ 
verſteigerung wegen einer Geldforderung einer Genehmigung der 
Anerbenbehörden bedarf. Das RES ſpricht in § 37 den Grundſatz 
der Unveräußerlichkeit des Erbhofes aus und verbietet in $ 38 die 
Zwangsvollſtreckung in den Erbhof. Es darf angenommen werden, 
daß das Geſetz bei § 37, in welcher Vorſchrift es eine Genehmi⸗ 
gung borfieht, nicht den Zuſchlag eines Erbhofs in der Zwangs⸗ 
verſteigerung wegen Geldforderungen im Auge gehabt hat, weil es 
eben in § 38 dieſe Zwangsvollſtreckung überhaupt unterſagt. In 
der Tat kann es zu einem rechtskräftigen Zuſchlag eines Erbhofes 
in der Zwangsverſteigerung wegen Geldforde⸗ 
rungen nur auf Grund eines unzuläſſigen Verfahrens und bei 
Verletzung der Vorſchrift des § 83 Abſ. 6 ZmBerftG. kommen. Für 
die Genehmigung würden alſo bei der Zwangsverſteigerung wegen 
Geldforderungen — im Gegenſatz zu der Teilungsverſteigerung, 
die hier nicht in Frage ſteht und nicht beurteilt werden ſoll — nur 
Fälle des unzuläſſigen Zuſchlags in Frage kommen. Bei ihnen 
könnte die Genehmigung ſchon von vornherein wegen des Ver⸗ 
botes der Zwangsvollſtreckung nie erteilt werden. Denn das Ver⸗ 
bot iſt ein abſolutes und den Anerbenbehörden iſt nicht die Be⸗ 
fugnis eingeräumt, die Vollſtreckung im einzelnen Falle zuzulaſſen. 
Damit wäre es nicht vereinbar, wenn die Anerbenbehörden einen 
unzuläſſig erteilten Zuſchlag genehmigen und damit eine unzu⸗ 
läſſige Zwangsvollſtreckung gutheißen und bekräftigen könnten. 
Die Entſch. über die Genehmigung könnte alſo, wenn ein Erbhof 
vorliegt, immer nur auf Verſagung lauten. Schon deshalb paßt 
die Vorſchrift des § 37 Abſ. 2, wonach die Genehmigung aus wich⸗ 
tigem Grunde erteilt werden kann, nicht auf den Zuſchlag eines 
Erbhofes, der in der Zwangsverſteigerung wegen Geldforderungen 
erlaſſen iſt. Das bei dem feſtſtehenden Ergebnis ſeltſame Verfah⸗ 
ren würde zwar den Vorteil bieten, daß damit der Verſteigerung 
eines Erbhofes durch die ordentlichen Gerichte ein Riegel vorge⸗ 
ſchoben würde. Die Anlegung der Erbhöferolle wird aber in Zu⸗ 
kunft regelmäßig die Verſteigerung eines Erbhofes verhindern. 
Für den Fall, daß die Erbhofeigenſchaft durch Veräußerung nach 
der Beſchlagnahme geſchaffen wird, trifft 8 39 Abſ. 2 EHRV Vor⸗ 
ſorge. Im übrigen iſt zu wünſchen, daß die Verſteigerungsbehör⸗ 
den von ihrer Befugnis, das Verfahren bis zur rechtskräftigen 
Entſch. der Anerbenbehörden auszuſetzen, mehr Gebrauch machen. 
Das würde im Zuge der in § 39 Abſ. 3 Ep RV getroffenen Rege⸗ 
lung, die allerdings in ihrem Wortlaut nur den Veräußerungs⸗ 
fall betrifft, liegen. 

Wladimir S. hat alſo am 22. Juni 1934 durch den Zuſchlag 
das Eigentum an dem ihm am 18. Juni 1934 übereigneten Grund⸗ 
befi wieder verloren. Als er am 18. Juni 1934 den Antrag beim 
AES ſtellte, war er noch der Eigentümer; damals ftand ihm alſo 
ſchon als dem Eigentümer das Antragsrecht zu. Auch nach dem 
endgültigen Verluſt des Eigentums infolge der Rechtskraft des 
Zuſchlagsbeſchluſſes blieb ſein Antragsrecht beſtehen. Er vertrat 
und vertritt die Anſicht, daß die Zwangsverſteigerung unzuläſſig, 
der Zuſchlag deshalb wirkungslos ſei und die Erbhofeigenſchaft 
nicht hindere. Er hatte und hat ein rechtliches Intereſſe daran, 
über dieſe Frage eine Entſch. der dafür beſonders berufenen An⸗ 
erbenbehörden herbeizuführen. Der Antrag iſt aber, ſoweit er auf 
Feſtſtellung geht, daß der Hof in ſeiner Hand ein Erbhof ſei, 
unbegründet, weil der Hof aus dem angeführten Grund keinen 
Erbhof in ſeiner Hand darſtellt. Es bleibt die Frage, ob in dem 
Antrag der engere enthalten iſt, daß der Hof zur Zeit des Zu⸗ 
ſchlags ein Erbhof in der Hand des Wladimir S. geweſen 
ſe i. Das LEcch ſcheint das anzunehmen, weil es von einer ſol⸗ 
chen Feſtſtellung ſpricht. Das iſt auch richtig, weil Wladamir S. 
ſein Antragsrecht ausdrücklich auch damit begründet, daß er wegen 
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der unzuläſſigen Verſteigerung des Hofes Schadenserſatzanſprüche 
habe. Zu einer Entſch. darüber, ob der Hof ein Erbhof geweſen 
iſt, ſind die Anerbenbehörden befugt und bei berechtigtem Antrag 
verpflichtet. Der Senat hat in dem Beſchl. v. 5. Mai 1936 (REG. 
3, 89 = JW. 1936, 2720 2) ausgeführt, daß die Befugnis und 
Pflicht der Anerbenbehörden, über die Bauernfähigkeit zu ent⸗ 
ſcheiden, nicht davon abhänge, ob die Entſch. zur Durchführung 
der „beſonderen Aufgaben des REG“ nötig ſei. Dasſelbe gilt für 
die Entſch. über die Erbhofeigenſchaft. Die nötige Begrenzung der 
Entſcheidungspflicht kann auch hier nur in dem Antragsrecht und 
in dem Rechtsſchutzbedürfnis gefunden werden. Das für das An⸗ 
tragsrecht erforderliche rechtliche Intereſſe und das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis können unter Umſtänden darin begründet ſein, daß der 
Antragſteller wegen des Verluſtes Schadenserſatzanſprüche erheben 
will. Der Antragſteller hat ein rechtliches Intereſſe daran, daß, 
bevor er den Schadenserſatzanſpruch erhebt, die dafür beſonders 
berufenen Anerbenbehörden darüber entſcheiden, ob wirklich ein 
Erbhof beſtand. Die Anerbenbehörden dürfen ihn nicht darauf 
verweiſen, daß dieſe Frage in dem Schadenserſatzprozeß von den 
ordentlichen Gerichten entſchieden werden könne. Vorausſetzung für 
das Rechtsſchutzbedürfnis iſt aber, daß der Schadenserſatzanſpruch 
nicht von Anfang an ausſichtslos erſcheint. Das LEHG nimmt 
das an. Es meint, die Zwangsverſteigerung habe auch dann, wenn 
der Hof ein Erbhof geweſen I durchgeführt werden dürfen, weil 
die Erbhofeigenſchaft gegenüber dem betreibenden Gläubiger, der 
vorher die Beſchlagnahme erwirkt babe, nicht geltend gemacht 
werden könne. Dieſe Anſicht iſt unrichtig. Einen relativen Erbhof 
gibt es nicht. Wenn alſo der Hof ein Erbhof war, ſo iſt er zu 
Unrecht verſteigert und dadurch dem Wladimir S. zu Unrecht ent⸗ 
zogen worden. Die objektive Grundlage für einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch könnte alſo gegeben ſein. Trotzdem erſcheint der An⸗ 
ſpruch ausſichtslos. Die Vollſtreckungsbehörden haben nicht etwa 
über die Erbhofeigenſchaft unrichtig entſchieden, ſondern die Frage 
der Erbhofeigenſchaft offen gelaſſen und den Standpunkt vertreten, 
daß die Vollſtreckung auch bei Annahme der Erbhofeigenſchaft 
gegenüber dem betreibenden Gläubiger nicht geltend gemacht wer⸗ 
den könne. Dieſe Anſicht iſt zwar, wie geſagt, unrichtig. Sie wurde 
aber damals von manchen Anerbenbehörden und auch im Schrift⸗ 
tum von bedeutſamen Seiten vertreten, das LEßcg hat fie ſogar 
noch in dem hier angefochtenen Beſchluß aufrechterhalten. Ent⸗ 
gegenſtehende Entſch. des NEHG lagen damals noch nicht vor. 
Bei dieſer Sachlage wird kein Verſchulden der Vollſtreckungs⸗ 
behörden oder auch des betreibenden Gläubigers feſtzuſtellen ſein. 
Der Schadenserſatzanſpruch erſcheint alſo als von Anfang an aus⸗ 
ſichtslos. Deshalb kann das rechtliche Intereſſe und das Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis für den Antrag auf Feſtſtellung, daß der Hof ein 
Erbhof in der Hand des Wladimir S. geweſen ſei, in dieſem 
Falle nicht mit der Ankündigung eines Schadenserſatzanſpruchs 
begründet werden. 

Der Antrag des Wladimir S. iſt alſo unbegründet, ſoweit 
feſtgeſtellt werden ſoll, daß der Hof ein Erbhof in der Hand des 
Antragſtellers tft. Er iſt mangels des Rechtsſchutzbedürfniſſes un⸗ 
zuläſſig, ſoweit die Feſtſtellung begehrt wird, daß der Hof ein Erb⸗ 
hof in der Hand des Antragſtellers geweſen ſei. 

(REG, 2. Sen., Beſchl. v. 26. Jan. 1937, 2 RB 36/85.) 
( Reß. 4, 46.) 


Anmerkung: Den gleichen Fall behandelt der Beſchluß des⸗ 
ſelben Senats v. 26. Jan. 1937, 2 RB 496/36: REG. 4, 39. 
D. S. 


* 
* 56. 88 29, 32 REG; 8 36 Abſ. 6 ERV. 

1. Der Anfall eines Erbhofes kann ſtatt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form auch durch eine vor dem zuständigen Ach zur 
Niederſchrift abgegebene und von dieſem in gehöriger Form be⸗ 
urkundete Erklärung wirkſam ausgeſchlagen werden. 

2. Wenn beim Beſtehen eines Streites über einen geſetzlichen 
Verſorgungsanſpruch ein Beteiligter die gerichtliche Feſtſetzung 
ſeines Verſorgungsrechtes und gleichzeitig deſſen dingliche Siche⸗ 
rung begehrt, fo kommt ein Streitverfahren nach $ 32 REG und 
ein Verfahren zur Genehmigung der Belaſtung nach § 37 Abſ. 2 
REG nebeneinander in Betracht. Die in beiden Verfahren er⸗ 
gehenden gerichtlichen Entſch. müſſen voneinander geſchieden wer⸗ 
den, da für beide Verfahrensarten verſchiedene Anfechtungsmög⸗ 
lichkeiten gegeben ſind. 

3. Nach § 36 Abſ. 6 Ep R ſollen für Verfahren, die beim 
Inkrafttreten der Verordnung bereits anhängig waren, die bis⸗ 
herigen Vorſchriften in Geltung bleiben. Damit ſind aber nicht die 
bei den Anerbenbehörden ſchwebenden Verfahren gemeint, ſondern 
nur ſolche, die bei anderen Stellen (3. B. Prozeßgericht) anhängig 
ſind. 

1. Die Beteiligten, die Brüder Heinrich und Johann St., be⸗ 


abſichtigen den Übergang des Hofes auf den jüngeren Bruder 
Johann. Wenn kein Alteſtenrecht gegolten hat, würde Johann 
ohne weiteres nach § 21 Abſ. 3 Satz 2 NES Hoferbe geworden 
ſein. Iſt der Hof aber dem älteren Bruder Heinrich angefallen, 
ſo würde die Ausſchlagung des Erbhofes durch Heinrich in Be⸗ 
tracht kommen. Die Ausſchlagung eines angefallenen Erbhofes iſt 
durch § 29 REG geregelt. Danach finden die Vorſchriften des 
BGB. über die Ausſchlagung einer Erbſchaft entſprechende An⸗ 
wendung. Die Ausſchlagungsfriſt beträgt nach 8 1944 BGB. ſechs 
Wochen. Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Anerbe von ſeiner Berufung zum Anerben Kenntnis erlangt 
($ 29 Abſ. 2 Satz 2 REG). Heinrich hat erſt am 10. April 1935 
die Ausſchlagung des Erbhofes erklärt. Es wird aber angenom⸗ 
men werden können, daß er damals — vermutlich ebenſo noch 
heute — von dem Beſtehen des Alteſtenrechts und damit von dem 
Anfalle des durch den Tod ſeines Vaters (7. Mai 1934) frei ge⸗ 
wordenen Erbhofes keine zuverläſſige Kenntnis hatte, ſo daß die 
Ausſchlagungserklärung auf alle Fälle rechtzeitig ſein würde. Die 
Ausſchlagungserklärung, die nach § 29 Abſ. 2 Satz 1 REG gegen⸗ 
über dem Acc, nicht gegenüber dem Nachlaßgericht, abzugeben 
it, bedarf der öffentlich beglaubigten Form ($ 1945 BGB.). Die 
öffentliche Beglaubigung wird nun nach 8 129 Abſ. 2 BGB. durch 
die gerichtliche oder notarielle Beurkundung der Erklärung er⸗ 
ſetzt. Wenn das Geſetz vorſchreibt, daß eine Erklärung gegen⸗ 
über einer gerichtlichen Behörde (z. B. im Falle des 8 1945 
BGB. gegenüber dem Nachlaßgericht oder im Falle des § 29 
Abſ. 2 RES gegenüber dem AEG) in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben iſt, muß es darum genügen, wenn fie zu Protokoll 
dieſer Behörde abgegeben und von dieſer beurkundet wird (vgl. 
Staudinger, Erläuterungsbuch zum BGB., 10. Aufl., § 129 
Anm. 5). Der Anfall des Erbhofes kann danach ſtatt in öffentlich 
beglaubigter Form auch durch eine vor dem zuſtändigen AEG 
zur Niederſchrift abgegebene und von dieſem in gehöriger Form 
beurkundete Erklärung wirkſam ausgeſchlagen werden. Aus der 
Vorſchrift des § 167 RFGGG., daß für die Aufnahme einer ge⸗ 
richtlichen Urkunde die AG. zuſtändig find, ſind Bedenken nicht 
herzuleiten, weil die AE Teile der AG. ſind, bei denen ſie ge⸗ 
bildet find (vgl. $ 41 REG). Die Form der gerichtlichen Beurkun⸗ 
dung richtet ſich nach 88 169 bis 182 R GG.). 

2. Johann hat nun in der Annahme, daß ſein Anerbenrecht 
nicht mehr ſtreitig ſei, den urſprünglichen Antrag auf Feſtſtellung 
des geltenden Erbbrauches und feines Anerbenrechts zurückgenom⸗ 
men und zugunſten ſeines Bruders Heinrich die Eintragung eines 
Einſitzes und eines Auszuges und außerdem einer Ausſtattung 
von 10000 % auf dem Erbhofe beantragt. Die zugunſten des 
Heinrich geſtellten Anträge bezweckten die Erteilung der Geneh⸗ 
migung zur Belaſtung des Erbhofes nach § 37 Abſ. 2 REG. 

Zur Regelung der Beziehungen zwiſchen dem Anerben, dem 
der Hof zugefallen iſt, und den Verſorgungsberechtigten nach 
SS 30, 31 Rc ſieht das RES an ſich das beſondere Verfahren 
nach § 32 RES vor. § 32 RES dient dazu, unter Ausſchaltung 
des Nachlaßgerichts, dem nach 88 86 ff. RFGG. allgemein die 
Vermittlung bei der Erbauseinanderſetzung unter den Miterben 
obliegt, in einem Verfahren vor dem AEG die Streitigkeiten über 
die im Falle des Todes des Bauern kraft Geſetzes entſtehenden 


Verſorgungsrechte der weichenden Erben und des überlebenden 


Ehegatten zu ordnen. Da es bei der Schlichtung derartiger Streit⸗ 
fälle weſentlich auf die Vertrautheit mit den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen ankommt, außerdem zur Wiederherſtellung des Friedens auf 
dem Hof eine möglichſt ſchnelle Erledigung des Verfahrens not⸗ 
wendig iſt, iſt die Entſch. unter Ausſchluß einer Anfechtungsmög⸗ 
lichkeit in die Hand des AEG gelegt. Das Verfahren nach § 32 
RES findet aber nur Anwendung, wenn Streitigkeiten über 
die Verſorgungsanſprüche des überlebenden Ehegatten und der Ab⸗ 
kömmlinge des Erblaſſers beſtehen. Bei Einigkeit des Anerben 
und der Verſorgungsberechtigten bedarf es keiner Mitwirkung des 
AEG; die Abmachungen der Beteiligten unterliegen in ſolchen 
Fällen nicht der Genehmigung des AEG (vgl. REßG. 1, 180 = 
JW. 1935, 1160 6, REG. 1, 257/58 = JW. 1935, 2205 8; JW. 
1935, 1864). Wenn die freiwillige Einigung der Beteiligten aller- 
dings eine dingliche Belaſtung des Erbhofes mitumfaßt, ſo iſt 
inſoweit die Zuſtimmung des AEG nach § 37 Abs. 2 REG einzu- 
holen. In einem derartigen Falle findet dann lediglich ein Ge⸗ 
nehmigungsverfahren nach § 37 Abſ. 2 REG ſtatt, für das die 
Beſonderheiten des § 32 REG nicht gelten. Wenn dagegen beim 
Beſtehen eines Streites über einen geſetzlichen Verſorgungs⸗ 
anſpruch ein Beteiligter die gerichtliche Feſtſetzung ſeines Verſor⸗ 
gungsrechtes und gleichzeitig deſſen dingliche Sicherung begehrt, ſo 
kommen ein Streitverfahren nach § 32 REG und ein Verfahren 
zur Genehmigung der Belaſtung nach A 37 Abſ. 2 RES neben⸗ 
einander in Betracht. Die in beiden Verfahren ergehenden ge⸗ 
richtlichen Entſch. müſſen voneinander geſchieden werden, weil 
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die Entſch. im Genehmigungsverfahren nach § 37 Abſ. 2 REG 
den Rechtsmitteln der §§ 48, 49 NEG unterliegt, während die 
Entſch. des AEG im Verfahren nach § 32 RES der Anfechtung 
entzogen iſt. Ob die Beteiligten im Einzelfall ein Streitverfahren 
nach 8 32 REG und gegebenenfalls gleichzeitig ein Genehmi⸗ 
gungsverfahren nach § 37 Abſ. 2 RES beabſichtigen, wird, ſofern 
die Anträge oder Einlaſſungen der Beteiligten keine genügende 
Klarheit geben, unter Berückſichtigung der ganzen Sachlage feſt⸗ 
zuſtellen ſein. 

3. Heinrich ſtützt ſich darauf, daß feine Versorgung durch die 
von ſeinem Vater hinterlaſſene Aufzeichnung geregelt worden ſei. 
Wenn dieſe Aufzeichnung eine Verfügung von Todes wegen dar⸗ 
ſtellen ſollte, ſo kommt folgendes in Betracht: Durch § 36 der 
am 23. Dez. 1936 in Kraft getretenen EHRV v. 21. Dez. 1936 iſt 
für die Entſch. von Streitigkeiten über Verſorgungsanſprüche auf 
vertraglicher Grundlage wie von Streitigkeiten über Verſorgungs⸗ 
anſprüche von Familienangehörigen des Bauern, die auf einer 
Verfügung von Todes wegen beruhen, ein neues, dem Verfahren 
nach § 32 NES im allgemeinen ähnliches anerbengerichtliches 
Verfahren eingeführt worden. Im Gegenſatze zu den auf Grund 
des § 32 Rech ergehenden Entſch. des AEG find allerdings die 
Entf. des AEG nach § 36 EH RV anfechtbar. Es iſt zu prüfen, 
ob ſich das vorliegende, ſchon ſchwebende Verfahren nunmehr nach 
§ 36 E HR richtet. 

Nach § 36 Abſ. 6 EHRV ſollen für Verfahren, die beim In⸗ 
krafttreten der Verordnung bereits anhängig waren, die bisherigen 
Vorſchriften in Geltung bleiben. Damit ſind aber nicht die bei 
den Anerbenbehörden ſchwebenden Verfahren gemeint, ſondern 
nur ſolche Verfahren, die bei anderen Stellen anhängig ſind, z. B. 
bei dem Prozeßgericht oder bei einer amtsgerichtlichen Einigungs⸗ 
ſtelle nach Maßgabe des NGef. v. 18. Aug. 1923 über die ander⸗ 
weitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen 
(RGBl. I, 815). Auf ein beim Inkrafttreten der EHRV an⸗ 
hängiges anerbengerichtliches Verfahren, das einen Verſorgungs⸗ 
anſpruch auf Grund einer Verfügung von Todes wegen zum 
Gegenſtand hat, würde ſomit von jetzt ab die Vorſchrift des S 36 
Abſ. 2 EHRB Anwendung finden. 

§ 36 Abſ. 2 EHND hat die auf einer Verfügung von Todes 
wegen beruhenden Verſorgungsanſprüche berückſichtigt, weil der 
Erblaſſer durch die Beſtimmung des § 24 REG, die grundſätzlich 
ſein Recht zu letztwilligen Verfügungen über den Erbhof be⸗ 
ſchränkt, nicht gehindert iſt, die Verſorgungsanſprüche ſeines über⸗ 
lebenden Ehegatten und ſeiner Abkömmlinge innerhalb des in 
88 30, 31 RES beſtimmten Rahmens ſelbſt im einzelnen von 
Todes wegen zu regeln. Eine ſolche Befugnis ſteht dem Erblaſſer 
aber nur zu, wenn er überhaupt innerhalb der vom RES ge⸗ 
zogenen Grenzen über den Hof von Todes wegen verfügen kann. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Aufzeichnung des verſtorbe⸗ 
nen Wilhelm St. v. 3. Jan. 1934 den Erforderniſſen eines eigen⸗ 
händigen Teſtaments entſpricht. Denn bei einem Ehegattenerbhofe 
war nach den zur Zeit des Erbfalles geltenden Geſetzesvorſchrif⸗ 
ten, wie oben näher dargelegt iſt, ein Ehegatte allein überhaupt 
nicht in der Lage, eine einſeitige Verfügung von Todes wegen zu 
treffen, aber ſelbſt nach dem neuen Rechte ſteht dieſe Befugnis 
nur dem „überlebenden“ Ehegatten zu, nicht dagegen dem Ehe⸗ 
gatten, der bei Lebzeiten des anderen verſtorben iſt. Ein Verſor⸗ 
gungsanſpruch i. S. des § 36 Abſ. 2 EH RV kommt daher nicht in 
Frage. Für das weitere Verfahren iſt im vorl. Falle vielmehr die 
Regelung des $ 32 REG maßgebend. Für die Entſch. nach § 32 
REG iſt das NEO allein zuſtändig. 

(REHG, 3. Sen., Beſchl. v. 24. März 1937, 3 RB 386/36. — 
Celle.) i 
(= REHS. 4, 146.) 

* 

* 57. 8 37 Abf. 3 NEG. Durch die Gewährung einer Aus⸗ 
ſtattung ſoll dem Empfänger die Erlangung einer ſelbſtändigen 
Lebensſtellung oder die Verheiratung ermöglicht werden. Bleibt 
er auf dem Erbhof, ſo iſt es ausreichend, wenn ihm nur ein 
angemeſſener Teil des Ausſtattungsbetrages zur freien Verfügung 
gewährt wird. 

Von den ſechs Kindern der Eigentümerin ſind eine Tochter 
und ein Sohn bereits abgefunden. Zwei verheiratete Töchter, 
Barbara und Maria, haben je eine Ausſteuer im Werte von 
800 —1000 %%, und eine Kuh im Werte von 300 «RM be⸗ 
kommen. 

Die verwitwete Eigentümerin hat mit ihrem Sohn Karl, 
der den Hof bereits ſeit 1918 bewirtſchaftet, einen Übergabevertrag 
geſchloſſen, im weſentlichen zu folgenden Bedingungen: 

1. Wohnrecht mit üblichem Leibgeding für die Übergeberin, u. a. 

Zahlung eines Taſchengeldes von 10 RA monatlich, 

2. Wohnrecht und Gewährung des geſamten Lebensunterhaltes 

für die 37 Jahre alte 1 dem Hofe befindliche Schweſter 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


des Übernehmers Eliſe bis zu ihrer Verheiratung, unter 

Umſtänden auf Lebenszeit, gegen angemeſſene Mitarbeit auf 

dem Erbhofe, 

3. Zahlung von je 3000 GM. als Ausſteuerbeträge an die Ge⸗ 
ſchwiſter des Übernehmers, Barbara, Maria und Eliſe, mit 
4% verzinslich und zahlbar in auf mehrere Jahre erſtreckten 
größeren Teilbeträgen. 

Das AEG hat die Genehmigung nur unter der Bedingung 
erteilt, daß die Ausſtattungsbeträge für die drei Schweſtern des 
Übernehmers auf je 2000 .2.# herabgeſetzt werden und die Be⸗ 
träge für Barbara und Maria bis zur Fälligkeit unverzinslich 
ſind. Dieſe Herabſetzung hat das AEG angeſichts der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Erbhofes für notwendig erachtet. 

Das LEcc hat die Übergabe unter der Bedingung anerben⸗ 
gerichtlich genehmigt, daß die Vertragsparteien folgende Ande⸗ 
rungen des Vertrages vereinbaren: 

„Die an die drei Schweſtern des Übernehmers zu zahlenden 
Beträge werden auf je 2400 e herabgeſetzt. Sie find zahlbar 
in jährlichen, am 1. April fälligen Teilbeträgen von je 200 AM, 
erſtmalig am 1. April 1936. Die einzelnen Teilbeträge ſind erſt 
vom Zeitpunkt ihrer Fälligkeit an mit 4% verzinslich.“ 

Das BeſchwG. hat eine Herabſetzung der Ausſtattungen an⸗ 
geſichts der tatſächlich vorhandenen Leiſtungsfähigkeit des Erb⸗ 
hoſes auf je 2400 , für ausreichend, zur Vermeidung einer 
Überlastung des Erwerbers aber eine jährliche Ratenzahlung für 
notwendig erachtet und die Beſeitigung der Verzinſung verlangt, 
weil dieſe neben den angemeſſenen jährlichen Teilbeträgen nicht 
zugebilligt werden könne, dem Weſen der Ausſtattung als Ver⸗ 
ſorgungsleiſtung auch widerſprache. 

Die ſofortige weitere Beſchw. des LB iſt zuläſſig (8 49 
Abſ. 1, 2 und 4 REG; § 11 DV I z. RG; jetzt $ 11 EHVfO; 
58 16, 22 REG.) Sie mußte zu einer Abänderung der Vor⸗ 
entſcheidung führen, wobei das REHG nicht gehindert war, die 
Vorentſcheidung, vom Standpunkt der Beteiligten aus betrachtet, 
zu ihrem Nachteil abzuändern, da das Verbot der Schlechter⸗ 
ſtellung (reformatio in peius) für das Genehmigungsverfahren 
des $ 37 REG wie überhaupt das anerbengerichtliche Verfahren 
nicht gilt (REG. 2, 16 ff. JW. 1936, 116 21; REH. 2, 76 ff. 
= 3%. 1936, 1065 10; RES®. 3, 69 = JW. 1936, 3245 25; 
REG. 3, 208 ff. = JW. 1937, 1018, ebenſo Beſchl. des 2. Sen. 
v. 6. Febr. 1936, 2 RB 687/36). 

Die Übergabe des Erbhofes iſt nach § 37 Abſ. 3 REG zu ge⸗ 
nehmigen, ſofern die getroffenen Übergabevereinbarungen den Hof 
nicht über ſeine Kräfte belaſten und auch im übrigen mit Zielen 
und Grundgedanken des REG im Einklang ſtehen. Unter dieſem 
Geſichtspunkt betrachtet, gibt von den Übergabevereinbarungen 
allein diejenige über die an die Geſchwiſter des Übernehmers zu 
zahlenden „Ausſteuerbeträge“ Anlaß zu Erörterungen. Wenngleich 
der nicht beſtrittene Durchſchnittsertrag je Morgen an Weizen 
und Gerſte, wie auch der Ertrag der Wieſen nicht ſo erheblich iſt, 
iſt bei der Größe des Anweſens, dem hohen Viehbeſtand und dem 
vom Kr begutachteten guten Zuſtand des Hofes und der Län- 
dereien die Leiſtungsfähigkeit des Erbhofes nicht gering zu ver⸗ 
anſchlagen. Unter Berüdfichtigung der tatſächlichen Leiſtungsfähig⸗ 
keit erſcheinen die vom AE auf je 2000 . bemeſſenen Aus⸗ 
ſtattungen der drei Geſchwiſter des Übernehmers tragbar und den 
Kräften des Hofes angepaßt, fofern fie, wie ſchon vom LEHG mit 
Recht angeordnet iſt, in Jahresraten von je 200 S bezahlt 
werden. Eine weitere Kürzung entſprechend der Anregung des 
LB zu verlangen, erſcheint nicht notwendig. Das den Verhält⸗ 
niſſen am nächſten ſtehende AEG hält die Ausſtattungsbeträge 
von je 2000 2.4 ebenfalls für nicht über die Kräfte des 
Hofes hinausgehend; auch der KrBß hat eine Überbelaſtung 
nicht angenommen, wenngleich er freilich meint, daß damit bis 
an die äußerſte Grenze des Möglichen gegangen ſei. Eine Er⸗ 
höhung auf den vom LEH für angemeſſen gehaltenen Betrag 
von je 2400 & erſcheint jedoch nicht tragbar, auch nicht ange⸗ 
meſſen, wenn man berückſichtigt, daß die Beträge für die beiden 
verheirateten und verſorgten Schweſtern Barbara und Maria nur 
zur Ergänzung ihrer Ausſtattung, alſo zur Erhaltung und Ver⸗ 
beſſerung ihrer Wirtſchaft dienen ſollen, daß auch Eliſe ſchon eine 
Zimmereinrichtung und ein Bett vorweg erhalten hat. Daß der 
Vater angeblich Ausſtattungen von 3000 EM. für jedes Kind ge⸗ 
wollt habe, kann nicht maßgeblich ins Gewicht fallen, er iſt be⸗ 
reits 1919 verſtorben und war naturgemäß in den damaligen 
Anſchauungen über die „Abfindung“ der weichenden Abkömmlinge 
befangen. Ebenſo erſcheint auch die von den Beteiligten angeftellte 
Berechnung, welcher Lohn für die Arbeit auf dem Hofe hätte auf⸗ 
gewendet werden müſſen, wenn ſtatt der Schweſtern fremde Ar⸗ 
beitskräfte hätten bezahlt werden muſſen, verfehlt. Denn grund⸗ 
ſätzlich waren die Schweſtern, ſolange ſie im Haushalt und auf 
dem Anweſen der Eltern lebten, gemäß § 1617 BGB. zur Mit⸗ 
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arbeit verpflichtet. Eine Dienſtlohnentſchädigung iſt im REG für 
die weichenden Abkömmlinge, die auf dem Hofe gearbeitet haben, 
nicht vorgeſehen. Die Mitarbeit kann nur bei Bemeſſung der 
Ausſtattungen ($ 30 REG) angemeſſene Berückſichtigung finden 
(REG. 2, 245 = SW. 1936, 1848 26). Dieſe Mitarbeit iſt bei 
Feſtſetzung der Ausſtattungen auf je 2000 GM. hinreichend be⸗ 
rücksichtigt. Angeſichts der von den Beteiligten erſichtlich gewollten 
gleichmäßigen Bemeſſung der Ausſtattungen für alle Ge⸗ 
ſchwiſter erſcheint eine unterſchiedliche Feſtſetzung der Beträge ge⸗ 
mäß der Anregung des LBß nicht gerechtfertigt. Werden die 
Ausſtattungen in den angemeſſenen Jahresteilbeträgen von je 
200 RA gezahlt, jo bedeutet dies, daß die geſamten Ausſtat⸗ 
tungen an die weichenden Abkömmlinge ſpäteſtens in etwa neun 
Jahren geleiſtet werden, ſo daß der Übernehmer vorausſichtlich 
Zeit haben wird, für ſeine etwaige Nachkommenſchaft — bisher 
beſitzt er nur einen Sohn — und ihre Ausſtattung zu ſorgen. 
Daß neben dieſen angemeſſenen Jahresteilbeträgen nicht noch 
Zinſen zugebilligt werden konnen, hat ſchon das LEHG zutreffend 
ausgeführt (jo ſtändige Rſpr. des Sen.; ogl. u. a. Beſchl. vom 
12. Juni 1935, 1 RB 695/34; Vogels⸗ Hopp, „Ripr. in Erb⸗ 
hofſachen“, S 37 6 REG, S. 209 Nr. 73). Angeſichts des Charak⸗ 
ters der Ausſtattungen als Verſorgungsleiſtungen aus dem Er⸗ 
trage des Hofes liegt auch keine Veranlaſſung vor, die Verein⸗ 
barung einer Verzinſung nach Fälligkeit der einzelnen Be⸗ 
träge zuzulaſſen. Inwieweit eine ſolche etwa auf Grund des § 288 
BGB. wegen Verzuges zu erfolgen hätte, kann dahingeſtellt 
bleiben. 

Dem Gedanken des § 30 Rec, der auch bei der Übergabe 
als einer vorweggenommenen Erbfolge ſinngemäß anzuwenden iſt, 
entſpricht es fernerhin, den Zahlungsanſpruch der Eliſe in Höhe 
der Hälfte (1000 GM.) davon abhängig zu machen, daß ſie ſich 
verheiraten oder wirklich verſelbſtändigen wird; denn durch die 
Gewährung der Ausſtattung ſoll ihr gerade die Erlangung einer 
ſelbſtändigen Lebensſtellung oder die Verheiratung ermög⸗ 
licht werden. Bleibt Eliſe auf dem Erbhof, wie es hier augen⸗ 
ſcheinlich vorgeſehen iſt, wofür auch das ausdrücklich vereinbarte 
Wohn⸗ und Unterhaltsrecht ſpricht, ſo liegt keine Veranlaſſung 
vor, an ſie den vollen Ausſtattungsbetrag zur Auszahlung zu 
bringen, der dann ſpäter dem Erbhof verloren gehen würde. Um 
ſie für den Fall des Verbleibens auf dem Hofe nicht zu ſehr von 
dem Übernehmer abhängig zu machen, genügt es, wenn ſie einen 
Betrag von 1000 GM. erhält (ähnlich Beſchl. des Sen. vom 
28. Jan. 1937, 1 RB 1115/35). 

(REG, 1. Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1937, 1 RB 2569/35.) 
(=REHO. 4, 159.) 

de 

* 58. 88 37 Abſ. 3, 25 REG; 8 50 Abſ. 3 EHNB. Haben Ehe⸗ 
gatten vor dem 1. Okt. 1933 in einem gemeinſchaftlichen Teſtament 
ſich gleichzeitig zu Alleinerben und die Kinder aus der erſten Ehe 
des Mannes und aus der gemeiuſchaftlichen Ehe je zu gleichen 
Teilen als Erben des zuletzt Verſterbenden eingeſetzt, und iſt der 
Ehemann vor dem 1. Okt. 1933 geſtorben, ſo kann die überlebende 
Ehefrau für den von ihrem Ehemann ſtammenden Erbhof den 
Anerben unter den eingeſetzten Kindern beſtimmen. Die hierzu 
erforderliche Genehmigung des AES iſt im Falle der Übergehung 
eines Sohnes zugunſten einer Tochter nur bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes zu erteilen. Das gleiche gilt bei einer Hofüber⸗ 
gabe unter Lebenden. Ein wichtiger Grund für die Übergehung 
eines Sohnes zugunſten einer Tochter liegt vor, wenn der Sohn 
ſchon ſeit vielen Jahren den väterlichen Hof verlaſſen, ſelbſt einen 
Erbhof und eine geſicherte Lebensſtellung erworben hat, die Tochter 
aber, die mit ihrem Ehemann den Hof ſeit Jahren bewirtſchaftet 
hat, ſich beim Verlaſſen des Hofes eine neue Lebensſtellung grün⸗ 
den müßte, ſo daß eine Rückbildung der ſchon vor dem 1. Okt. 1933 
geſchaffenen Verhältniſſe mit großen Schwierigkeiten und Un⸗ 
billigkeiten verbunden wäre. 

Hinrich L. der Altere war bis zu ſeinem am 14. Mai 1918 
eingetretenen Tode Eigentümer eines 9,29,37 ha großen Grund- 
beſitzes. Die Erbhofeigenſchaft des Beſitzes wird von keiner Seite 
bezweifelt. Der Hof iſt ſchuldenfrei. Hinrich L. hatte mit feiner 
zweiten Ehefrau am 21. April 1913 ein gemeinſchaftliches Teſta⸗ 
ment errichtet, in welchem die Ehegatten ſich gegenſeitig zu allei⸗ 
nigen Erben einſetzten und weiter beſtimmten, daß nach dem Tode 
des Überlebenden der Nachlaß des Ehemannes an die aus ſeiner 
erſten Ehe ſtammenden drei Kinder und an die aus der zweiten 
Ehe ſtammenden fünf Kinder zu gleichen Teilen als Erben des 
zuletzt Verſterbenden fallen ſollte. Der Nachlaß der Ehefrau L. 
ſollte nach dieſem Teſtament zu gleichen Teilen an die Tochter aus 
ihrer erſten Ehe und an die ſchon genannten fünf Kinder aus 
ihrer zweiten Ehe fallen. Von den acht Kindern des Hinrich L. 
iſt das älteſte aus erſter Ehe ein Sohn, Hinrich L. in 
M. (der BeſchwF§.). Auch das älteſte Kind aus zweiter Ehe, 
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Lübbert L., war ein Sohn, iſt aber unter Hinterlaſſung zweier 
Tochter im Jahre 1915 im Weltkrieg gefallen, die ſechs anderen 
Kinder des verſtorbenen Hinrich L. ſind Töchter. 

Die über 80 Jahre alte Witwe L. will den Hof an ihre 
jüngſte Tochter (aus ihrer zweiten Ehe mit Hinrich L.), Frau D., 
die mit ihrem Ehemann ſeit Jahren auf dem Hofe lebt und dieſen 
bewirtſchaftet, übergeben und hat mit dieſer am 22. März 1935 
einen notariell beurkundeten Vertrag abgeſchloſſen, wonach ihr der 
Hof übertragen wird und den ſechs anderen Kindern aus beiden 
Ehen des Hinrich L. von der Übernehmerin des Hofes je eine 
Ausſtattung von 550 RA, bzw. den beiden Töchtern des ver⸗ 
ſtorbenen Lübbert L. je eine ſolche von 275 Na unverzinslich in 
ſechs Jahresraten bezahlt wird. Für die Übergeberin iſt im Ver⸗ 
trage ein Altenteil vereinbart. 

Das AEG hat die Genehmigung der Hofübergabe an Frau 
D. verſagt, da Hinrich L. der Jüngere der Anerbe ſei und ein 
wichtiger Grund für ſeine Übergehung nicht vorliege. 

Das LEHS hat die Hofübergabe an Frau D. genehmigt. 

Die weitere Beſchw. des Hinrich L. d. J. war erfolglos 

Nach dem von dem Ehegatten L. an 21. April 1913 er⸗ 
richteten Teſtamente wurde Witwe L. die Alleinerbin ihres Ehe⸗ 
mannes und damit auch Erbin des Hofes. Die Kinder ſollten 
als Erben des zuletzt Verſterbenden der beiden Ehegatten einge⸗ 
letzt ſein. Das Rechtsverhältnis der Vorerbſchaft und Nacherb⸗ 
ſchaft wurde im Teſtamente ausdrücklich ausgeſchloſſen. Der Hof 
iſt auf den Namen des verſtorbenen Ehemannes im Grundbuche 
eingetragen. Er wurde ſeinerzeit zum Teil auch aus Mitteln 
der Ehefrau erworben. Gleichwohl hat er als Nachlaß des ver⸗ 
ſtorbenen Ehemannes zu gelten und ſollte nach dem Teſtamente 
vom 21. April 1913 nach dem Tode des Längſtlebenden der beiden 
Ehegatten (alſo der Witwe L.) mit der übrigen Erbſchaft des Ehe⸗ 
mannes an die acht Kinder aus erſter und zweiter Ehe des ver⸗ 
ſtorbenen Hinrich L., und zwar zu gleichen Teilen, fallen. Das 
Rech und feine Beſtimmungen über die Hofnachfolge (vgl. § 1 
Abſ. 1 Ziff. 2, § 19 Abſ. 2, § 24) hindern die Durchführung dieſer 
teſtamentariſchen Anordnung. Anerbe und Hofnachfolger kann nach 
dem REch nur eine Perſon werden. Falls das gemeinſchaftliche 
Teſtament nur die gegenſeitige Erbeinſetzung der Ehegatten ent⸗ 
halten hätte oder die Beſtimmung der Erbeinſetzung der acht Kin⸗ 
der wegen ihres Widerſpruchs mit den Beſtimmungen des REG 
unwirkſam wäre, käme als Anerbe für den Hof nur ein Kind der 
Witwe L. in Betracht, während die Kinder des verſtorbenen Hin⸗ 
rich L. aus erſter Ehe auszuſcheiden hätten. Das RES will aber 
Verfügungen von Todes wegen, die vor dem 1. Okt. 1933 errichtet 
wurden, möglichſt ſchonen und, ſoweit dieſe mit den Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes vereinbar ſind, aufrechterhalten. Es will dem 
Willen der Hofeigentümer — unter Wahrung der Grundſätze des 
Rech — möglichſt entgegenkommen. Dies ergibt ſich auch aus den 
Vorſchriften des § 68 DVI z. REG (jetzt 8 50 EH Vfo; vgl. auch 
§ 12 DW II z. RES). Eine vor dem 1. Okt. 1933 vorgenommene 
Erbeinſetzung iſt, wenn irgend möglich, als eine Einſetzung des 
Erben zum Anerben i. S. des REch auszulegen. Im vorl. Falle 
iſt als Wille der beiden Ehegatten L., insbeſ. auch des verſtorbe⸗ 
nen Hinrich L. — bei Errichtung des Teſtaments — anzunehmen, 
daß die Kinder aus der erſten und zweiten Ehe des Hinrich L. 
gleich behandelt werden ſollen. Dagegen fehlt eine Anordnung, daß 
etwa gerade die Kinder aus der erſten Ehe oder der älteſte Sohn 
des Hinrich L. den Hof erhalten und der in $ 7 Eß RV getroffe⸗ 
1001 2 Rechnung getragen werden ſollte (vgl. § 50 Abi. 2 


8 50 Abf. 1 EHRL beſtimmt, daß, falls in einem ſolchen 
Falle nach dem gemeinſchaftlichen Teſtamente der Nachlaß nach 
dem Tode des überlebenden Ehegatten an Verwandte des Erſtver⸗ 
ſtorbenen fallen ſolle, der Erbhof beim Tode des Überlebenden 
demjenigen der eingeſetzten Verwandten als Anerben zufällt, der 
nach dem REG als Anerbe des Erſtverſtorbenen berufen wäre. 
Dieſe Beſtimmung wurde erlaſſen, um die Rechte der Verwandten 
des zuerſt verſterbenden Ehegatten, und zwar in erſter Linie der 
Verwandten, die nur mit dieſem, nicht zugleich mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten verwandt ſind, zu wahren, da dieſe Ver⸗ 
wandten ohne geſetzliche Regelung beim Tode des überlebenden 
Ehegatten als Anerben dieſes nicht in Frage kämen. Die Beſtim⸗ 
mung iſt aber auch auf den Fall anzuwenden, in dem der Nach⸗ 
laß, wie hier, nach dem Tode des überlebenden Ehegatten an 
Verwandte des Erſtverſtorbenen fallen ſoll, von denen die einen 
nur mit ihm allein, die anderen zugleich mit dem anderen über⸗ 
lebenden Ehegatten verwandt ſind. Auch dieſe ſind „Verwandte 
des Erſtverſtorbenen“. Es wäre unverſtändlich, daß die Kinder 
erſter Ehe, die im gemeinſchaftlichen Teſtamente in gleicher Weiſe 
wie die Kinder zweiter Ehe behandelt und bedacht ſind, nur des⸗ 
halb für die Anerbenfolge auszuſcheiden hätten, weil ſie zu⸗ 
gleich mit den Kindern zweiter Ehe als Erben eingeſetzt ſind. 
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Ein ſolcher Wille des Geſetzgebers läßt ſich auch aus der Beſtim⸗ 
mung des § 50 Abſ. 3 EH RV entnehmen, nach der der über⸗ 
lebende Ehegatte „unter den eingeſetzten Verwandten“ den An⸗ 
erben beſtimmen kann. Würde eine ſolche Beſtimmung des An⸗ 
erben unterlaſſen, ſo müßte beim Tode des überlebenden Ehe⸗ 
gatten aus den ausgeführten Erwägungen die Regel des § 50 
Abſ. 1 EH RV eintreten. Unter den eingeſetzten Verwandten wäre 
derjenige der geſetzliche Anerbe des Hofes, der nach dem REG als 
Anerbe berufen wäre. Geſetzlicher Anerbe wäre demnach hier der 
einzige lebende Sohn der Eheleute L., der BeſchwF. Hinrich L. 
($ 20 Ziff. 1 REG). Würde man dem § 50 ER nicht dieſe 
Auslegung geben, dann würde Hinrich L. bei Unterlaſſung einer 
Anerbenbeſtimmung beim Tode der Witwe L. als Anerbenanwär⸗ 
ter überhaupt ausſcheiden. 

Nach dem Abſ. 3 des § 50 ERV kann der überlebende Ehe⸗ 
gatte aber in einem Falle wie hier „mit Zuſtimmung des ACG 
unter den eingeſetzten Verwandten den Anerben beſtimmen“. Er 
braucht die geſetzliche Anerbenfolge, die im Todesfalle eintreten 
würde, nicht abzuwarten und kann ſie ändern. — Wenn das 
Geſetz die Anerbenbeſtimmung von der Genehmigung oder Zu⸗ 
1 des AEG abhängig gemacht hat, fo bedeutet dies, daß 
ie Anerbenbehörde zu prüfen hat, ob die getroffene Beſtimmung 
mit dem Geſetz und der Sachlage vereinbar iſt und nach den 
ganzen Umſtänden gebilligt werden kann, ob alſo im vorl. Falle 
die Beſtimmung der Tochter zur Hofnachfolgerin billigem Er⸗ 
meſſen entſpricht (vgl. RE HG. 3, 132/133 = JW. 1936, 3244 15). 
— Es tritt aber die Frage auf, ob hier die bloße Zuſtimmung 
des AEG zur Beſtimmung der Ehefrau D. als Anerbin, alſo der 
Tochter, unter Übergehung des zunächſt berufenen Anerben, des 
Sohnes, genügt oder ob nicht — wie das AEG und das EH 
(ohne Anwendung der damals noch nicht erlaſſenen Beſtimmung 
des § 50 Abſ. 3 EHRV v. 21. Dez. 1936) entſchieden hat — die 
Übergehung des Sohnes nur beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes erfolgen darf. Der Wortlaut des § 50 Abſ. 3 würde 
dafür ſprechen, daß die bloße Zuſtimmung des NES genügt, ohne 
daß geprüft werden müßte, ob beſonders triftige Gründe die Über⸗ 
gehung des Sohnes rechtfertigen. Gleichwohl muß angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber die „Zuſtimmung des AG“ zur Be⸗ 
ſtimmung des Anerben aus der Reihe der eingeſetzten Ver⸗ 
wandten nur als Regelfall und grundſätzlich vorſchreibt, daß aber 
im übrigen doch die allgemeinen Beſtimmungen des REG über 
dieſe Frage (nämlich die Beſtimmungen des § 25 des Geſetzes) 
gelten ſollen, und daß in einem Falle, in dem das REG wichtige 
Gründe für die Übergehung eines näher berufenen Anerben for⸗ 
dert, ſolche auch im Falle des S 50 Abſ. 3 EHRV vorliegen müſſen. 
Nach wohl einmütiger Anſicht der Rſpr. und des Schrifttums hat 
der Hinweis in § 50 Abſ. 1 und § 50 Abſ. 2 EHRV (früher § 68 
DB I z. REG) — nämlich daß die Einſetzung eines Verwandten 
als Anerben die Beſtimmbarkeit oder Berufungsmöglichkeit dieſes 
Verwandten auf Grund des RG. zur Vorausſetzung habe — die 
Bedeutung, daß die Übergehung eines näher berechtigten Ver⸗ 
wandten der Anerbenordnung unter Anwendung des § 25 REG 
nur mit Zuſtimmung des AE oder je nach den Umſtänden auch 
nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes erfolgen darf. Auch 
im Falle des § 50 Abſ. 3 Ep R ſind dieſe allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen des REG anzuwenden. Denn es wäre nicht einzufehen, 
daß wohl in den Fällen des § 50 Abſ. 1 und § 50 Abf. 2 ein be⸗ 
ſonderer geſetzlicher Schutz der näher berechtigten Verwandten be⸗ 
ſtehen, im Falle des § 50 Abſ. 3 aber nicht beſtehen würde. Auch 
ein Vergleich der Vorſchrift des 8 50 Abſ. 3 EH RV mit der Be⸗ 
ſtimmung des § 7 der gleichen Verordnung führt zu dieſem Er⸗ 
gebnis. Nach § 7 Abſ. 4 EHRB ſoll ſelbſt dann, wenn der Erb⸗ 
laſſer einen Sohn aus erſter Ehe zugunſten eines Sohnes aus 
zweiter Ehe übergehen will, die Zuſtimmung des AEch nur er⸗ 
teilt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt (vgl. REG. 2 
379 = ZW. 1936, 2733 50). 

Der geſetzliche Anerbe darf deshalb durch die Beſtimmung 
der Tochter zur Anerbin auch hier nur übergangen werden, wenn 
ein wichtiger Grund für dieſe Übergehung vorliegt (8 25 Abſ. 3 
REG). Unter den gleichen Vorausſetzungen iſt auch eine Hofüber⸗ 
gabe zu Lebzeiten des Hofbeſitzers zu genehmigen. § 37 Abſ. 3 
RES ſpricht ausdrücklich zwar nur von der Hofübergabe an einen 
Anerbenberechtigten, der beim Erbfall der Nächſtberechtigte wäre 
oder vom Erblaſſer gemäß § 25 RES zum Anerben beſtimmt 
werden könnte. Aber dieſe Vorſchrift iſt, wie der Senat ſchon 
mehrfach entſchieden hat, ausdehnend dahin auszulegen, daß die 
Hofübergabe auch genehmigt werden ſoll, wenn der Hof an eine 
Perſon übergeben wird, die nach anderen Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes oder der DV, fo z. B. nach SS 9, 20 und auch nach § 50 
Abſ. 3 ERV zum Anerben beſtimmt werden kann. 

Ein wichtiger Grund zur Beſtimmung der Tochter zur Hof⸗ 
nachfolgerin und zur Übergabe des Hofes an ſie unter Über⸗ 


gehung des Sohnes liegt nach Überzeugung des Senates vor. 
Dem Sinn und den Einleitungsworten des RES entſpricht es 
wohl, wenn der einzige Sohn des Hofeigentümers und Anerbe 
der erſten Ordnung den Hof der Sippe übernimmt. Das Geſetz 
hat aber Ausnahmen von dieſer Regel zugelaſſen. Das RES hat 
ſchon in verſchiedenen Entſch., deren Sachverhalt ähnlich gelagert 
war wie hier, einen wichtigen Grund für die Übergehung des 
Sohnes bei der Hofnachfolge zugunſten der Tochter darin erblickt, 
daß der Sohn ſchon vor vielen Jahren den Hof verlaſſen und 
ſich eine eigene Lebensſtellung gegründet hatte, die Tochter aber 
mit ihrem Ehemann ſeit Jahren den Hof bewirtſchaftet und für 
ihre Eltern geſorgt hatte, ſo daß eine Rückbildung der vor In⸗ 
krafttreten des REG geſchaffenen Verhältniſſe nur mit großen 
Schwierigkeiten und mit groben Unbilligkeiten verbunden geweſen 
wäre (ogl. die Entſch. v. 28. Juli 1936, 1 RB 1298/35 = FW. 
2951 3553 20, ferner v. 7. März 1936, 3 RB 507/34: JW. 1936, 
2331 20), 

Ganz ähnlich liegen die tatſächlichen Verhältniſſe bei dem 
Erbhof der Familie L. Der BeſchwF. iſt ſchon viele Jahre vom 
Hofe abweſend. Er hat ſich eine gute Lebensſtellung geſchaffen 
und einen eigenen Erbhof erworben. Nach den Ermittlungen iſt 
auch für ſeine Familie geſorgt. Auf der anderen Seite haben die 
Eheleute D. ſchon ſeit 15 Jahren den Hof ihrer Eltern bewirt⸗ 
ſchaftet und die alte Mutter gepflegt. Eine Wegweiſung vom Hof 
würde für ſie die Notwendigkeit der Begründung einer neuen 
Eriftenz bedeuten. Alle Beteiligten haben bisher immer mit dem 
Übergang des Hofes auf die Ehefrau D. gerechnet und ſich da⸗ 
nach eingerichtet. Eine Rückbildung der ſeit langen Jahren ge⸗ 
ſchaffenen Verhältniſſe wäre fraglos mit Schwierigkeiten und 
jedenfalls mit groben Unbilligkeiten verbunden. Alle dieſe Um⸗ 
ſtände bilden zuſammengenommen einen „wichtigen Grund“ für 
die Übergehung des Sohnes i. S. des § 25 Abſ. 3 REG. Den 
Ausführungen des LEHG in dieſer Hinſicht, auf die Bezug ge⸗ 
nommen wird, iſt zuzuſtimmen. 

(REG, 1. Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1937, 1 RB 2297/35.) 
(= ReéEß s. 4, 138.) 
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* 59. 88 48, 49 REG. In dem Verfahren über Feſtſtellung 
und Anlegung eines Erbhofes kann eine Entſch. auch zuungunſten 
des Beſchw. abgeändert werden. 

Das AEc hatte feſtgeſtellt, daß die Beſitzung mit Ausnahme 
der vom Konkursverwalter verkauften — nicht „veräußerten“ — 
Grundſtücke am 30. Juni 1934 ein Erbhof geworden ſei. Dieſen 
Beſchluß hat B. nur inſoweit angefochten, als die Entſtehung der 
Erbhofeigenſchaft für den Zeitpunkt b. 1. Okt. 1933 verneint iſt 
und die vom Konkursverwalter verkauften Grundſtücke von der 
Erbhofeigenſchaft ausgenommen find. Das Ec hat dieſen Be⸗ 
ſchluß aufgehoben und das AEG u. a. angewieſen, zu prüfen, ob 
ein Doppelbetrieb oder ein gemiſchter Betrieb vorliege. Das kann, 
wie auch das EH ſelbſt anführt, dann zu einer Verneinung der 
Erbhofeigenſchaft der ganzen Beſitzung führen, wenn ein ge⸗ 
miſchter Betrieb mit einem überwiegenden Gewerbe angenom⸗ 
men wird; dasſelbe gilt übrigens auch von der vom EG eben⸗ 
falls gewünſchten Nachprüfung der Ackernahrung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundfläche. Die Rüge des B., daß dies eine unzu⸗ 
läſſige Abänderung zu ſeinen Ungunſten bedeute, iſt verfehlt. Die 
Entſch. über die Erbhofeigenſchaft einer Beſitzung im Einſpruchs⸗ 
wie im Feſtſtellungsverfahren wird ausſchließlich von dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe beherrſcht. Dabei geht dieſes Intereſſe einerſeits 
darauf, daß alle geeigneten Höfe und Grundſtücke von der Erb⸗ 
hofeigenſchaft erfaßt werden, andererſeits darauf, daß Beſitzungen 
und Grundſtücke, die den Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft 
nicht genügen und deshalb den Aufgaben eines Erbhofes nicht 
gerecht werden können, ausgeſchloſſen bleiben. Die Anträge und 
Beſchw. der Beteiligten geben nur die verfahrensrechtliche Grund⸗ 
lage für die Entſch. der erſten und der höheren Inſtanzen. Auf 
die Richtung, welche die Beteiligten ihren Anträgen geben, kommt 
es nicht an. Deshalb nimmt auch eine Beſchränkung der Beſchw. 
dem Beihiw®. nicht das Recht und die Pflicht, die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft der ganzen Beſitzung, alſo aller Grundſtücke, die in Frage 
kommen können, zu prüfen und zu beurteilen. Das iſt auch prak⸗ 
tiſch das allein Mögliche. Die Erbhofeigenſchaft einer Beſitzung 
läßt ſich nur auf Grund einer den geſamten Beſitz umfaſſenden 
Prüfung, bei der alſo alle Grundſtücke des Eigentümers auf ihre 
Hofzugehörigkeit hin unterſucht werden, beurteilen. Wenn z. B. 
das AEG einen Teil einer Beſitzung zum Erbhof erklärt, die 
übrigen Grundſtücke aber als nicht erbhofzugehörig erachtet hat, 
das BeſchwGd. dagegen zu der Anſicht gelangt, daß die Beſitzung 
nur mit den vom AEG ausgenommenen Grundſtücken, die das 
Beihm®. für hofzugehörig hält, einen Erbhof bilde, fo kann es 
unmöglich dadurch, daß der Beteiligte nur den die Erbhofeigen⸗ 
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ſchaft bejahenden Teil des Beſchluſſes angreift, gezwungen ſein, 
die Erbhofeigenſchaft zu verneinen, obwohl ein Erbhof vorliegt. 
Ebenſo kann, wenn das AEG einen Doppelbetrieb angenommen 
und deshalb dem gewerblichen Teil die Erbhofeigenſchaft verſagt 
hat, das BeſchwG., das etwa einen gemiſchten Betrieb mit über⸗ 
wiegendem Gewerbe annimmt, durch die Beſchränkung der Beſchw. 
auf den die Erbhofeigenſchaft verneinenden Teil des Beſchluſſes 
gehindert ſein, die Erbhofeigenſchaft der ganzen Beſitzung zu 
verneinen. Anderenfalls würde über die Erbhofeigenſchaft nicht 
nach den allein maßgebenden Belangen des Staates und des 
Volkes entſchieden, ſondern nach den Wünſchen und Anträgen der 
Beteiligten. Die Rüge des B. geht ſchon aus dieſen Gründen 
fehl; deshalb braucht nicht geprüft zu werden, ob die vom Kon⸗ 
kursverwalter vorſorglich eingelegte Beſchw. als wirkſam oder als 
nur bedingt und deshalb unwirkſam erhoben anzuſehen iſt. 

(REH, 2. Sen., Beſchl. v. 22. April 1937, 2 RB 1041/35. — 
Darmſtadt.) 
( ReéßG. 4, 170.) 

* 


* 60. 8 49 Abf,4 NEG. Haben AEG und Ep auf Grund 
des gleichen Tatbeſtandes die Wirtſchaftsfähigkeit verneint, das 
Eßc außerdem aus demſelben Tatbeſtand das Fehlen der Ehr⸗ 
barkeit gefolgert, ſo iſt kein ſelbſtändiger Beſchwerdegrund gegen 
die Entſch. des EHG gegeben. 

Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der ſofortigen weiteren 
Beſchw. iſt nach § 49 Abſ. 4 RES, daß der angefochtene Be⸗ 
ſchluß einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund enthält. Hier 
haben beide Vorinſt. die Erbhofeigenſchaft des Anweſens „Rothe 
Mühle“ verneint, und zwar wegen Fehlens der Bauern⸗ 
fähigkeit der Eigentümerin ſchon beim Inkrafttreten des 
REG. Das AE und das LE haben übereinſtimmend ihre 
Wirtſchaftsfähigkeit verneint. Darüber hinaus iſt das BeſchwG. 
noch unter Würdigung der ſchon vom AEG berückſichtigten In⸗ 
ventarbeſeitigung zur Verneinung der Ehrbarkeit der Beſchwß. 
gelangt. Dieſe Verſchiedenheit in der Begründung der beiden 
Entſch. rechtfertigt indeſſen nicht die Annahme eines neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrundes. Das REHS hat das Vorliegen 
eines ſolchen bejaht, wenn die Verneinung der Erbhofeigenſchaft 
vom AEG und Ec auf das Fehlen verſchiedener ſelb⸗ 
ſtändiger Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft geſtützt wird, 
beiſpielsweiſe vom AEG auf das Fehlen der Ackernahrung, vom 
ESG auf das Fehlen des Alleineigentums, oder vom AEG auf 
ſtändige Verpachtung, vom EH auf den Mangel der Bauern⸗ 
fähigkeit (vgl. u. a. REG. 2, 269 JW. 1936, 2322 20; REG. 
2, 324 = JW. 1936, 2728 50; REHG. 3, 173 = JW. 1936, 
3550 18, REG. 3, 296 = JW. 1937, 998 14). Ob unter Berück⸗ 
ſichtigung dieſer Rſpr. und der für ſie maßgebenden Erwägungen 
das Vorhandenſein eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes 
anzunehmen wäre, wenn das AEG die Bauernfähigkeit eines 
Eigentümers allein wegen ſeiner Unfähigkeit zur ordnungs⸗ 
gemäßen Bewirtſchaftung, das BeſchwG. hingegen allein wegen 
mangelnder Ehrbarkeit verneint hat, mag fraglich ſein, da die 
Bauernfähigkeit als ſolche eine ſelbſtändige Vorausſetzung der 
Erbhofeigenſchaft iſt. Wie dieſe Frage zu beantworten iſt und ob 
es hierbei etwa auch darauf ankommen würde, auf Grund welchen 
Tatbeſtandes die Ehrbarkeit verneint worden iſt, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da im vorl. Falle beide Vorinſt. die Wirt⸗ 
ſchaftsfähigkeit der Eigentümerin verneint haben, inſo⸗ 
weit die Grundlage beider Vorentſcheidungen mithin völlig über⸗ 
einſtimmt. Bei dieſer Sachlage ſtellt die daneben vom BeſchwG. 
ausgeſprochene Verneinung der Ehrbarkeit für ſich keinen neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrund dar, zumal das LESS lediglich 
aus dem dem Ace ſchon bekannten Tatbeſtand, den es im ein⸗ 
zelnen aufgeklärt und gewürdigt hat, die Schlußfolgerung ge- 
zogen hat, daß der Eigentümerin deswegen auch die Ehrbarkeit 
abzuſprechen ſei. Das Vorliegen eines neuen ſelbſtändigen Be⸗ 
ſchwerdegrundes kann hiernach nur angenommen werden, ſofern 
ein für die Entſch. des LEHG urſächlicher Verfahrensverſtoß feſt⸗ 
zuſtellen wäre. Ein folder liegt indeſſen nicht vor. 

(REHS, 1. Sen., Beſchl. v. 19. Mai 1937, 1 R 824/36.) 

(= REHG. 4, 164.) 
* 

** 61. 8 49 REG. Wenn der 2B mit der ſofortigen Beſchw. 
nur die Begründung eines im Ergebnis von ihm für zutreffend 
gehaltenen Beſchluſſes angreift, dann iſt das Rechtsmittel in der 
Regel unzuläſſig. 

R. iſt Eigentümer eines Hofes von 141,78,18 ha Größe. Die 
Beſitzung iſt durch die deutſch⸗polniſche Grenzziehung in zwei 
Teile geteilt. Die Hofſtelle mit 62,97,05 ha Land liegt auf deut⸗ 
ſchem Gebiet, der Reſt des Landes von 78,81,13 ha Größe, dar⸗ 
unter ſämtliche Wieſen und Weiden der Beſitzung, auf polniſchem 


Gebiet. Auf dem Hof werden 20 Pferde, 60 Milchkühe, 20 Stück 
Jungvieh, 30 Schweine und 1000 Hühner gehalten; Rindvieh und 
Pferde werden im Sommer geweidet. Der auf deutſchem Gebiet 
liegende Teil der Beſitzung iſt in das gerichtliche Verzeichnis der 
für die Erbhöferolle vorgeſehenen Erbhöfe aufgenommen worden. 

Hiergegen hat der Eigentümer beim AEc in Marienwerder 
Einſpruch eingelegt. Er hat vorgebracht: Die Beſitzung bilde eine 
wirtſchaftliche Einheit; der deutſche Teil könne von dem polniſchen 
ſchon deshalb nicht getrennt werden, weil alle Weiden und Wieſen 
auf polniſchem Gebiet lägen. Die hiernach untrennbare Wirt⸗ 
ſchaftseinheit ſei über 125 ha groß und deshalb kein Erbhof. 

Das AEG hat den Einſpruch zurückgewieſen. Das LEHE 
hat abgeändert, dem Einſpruch des Eigentümers ſtattaegeben und 
angeordnet, daß das Grundeigentum nicht in die Erbhöferolle 
aufgenommen werde. Es hat ausgeführt: Das REG konne nur 
ſolche Grundſtücke erfaſſen, die auf deutſchem Gebiet lägen, Die 
auf deutſchem Gebiet liegenden Grundſtücke bildeten keinen Erb⸗ 
hof. Es ſeien zwar 62,78,18 ha Land vorhanden, von dem 54 ha 
als Acker genutzt würden und der Reſt offenbar Wald ſei. Weil 
aber auf dem Ackerland Klee nur auf 9 Morgen, und auch hier 
mangels voller Eignung des Bodens nur mit unſicheren Erträgen, 
und Seradella überhaupt nicht angebaut werden könne, weil fer⸗ 
ner der Boden ſich nicht zur Anlage von Dauerweiden eigne, ſei 
eine Rindviehhaltung ſo gut wie ausgeſchloſſen. Reine Getreide⸗ 
wirtſchaft ſei aber in ihrer Ertragsfähigkeit erfahrungsgemäß nicht 
ſicher und kriſenfeſt. Außerdem würden die Gebäude, die auf einen 
Beſitz von 140 ha zugeſchnitten ſeien, für die auf deutſchem Ge⸗ 
biet liegende Fläche viel zu groß ſein und ihre Unterhaltung ſo⸗ 
wie die Steuern würden Summen verſchlingen, die zu den Er⸗ 
trägen dieſes Teils in keinem Verhältnis ſtänden. Auch das tote 
Inventar könne auf dem deutſchen Teil allein nicht genügend aus⸗ 
genutzt werden. Es würde ein lebenstüchtiger Wirtſchaftsorgants⸗ 
mus zerſchlagen werden und ein nicht lebensfähiges Wirtſchafts⸗ 
weſen übrig bleiben. Bei dieſen Verhältniſſen laſſe der auf deut⸗ 
ſchem Gebiet liegende Hofesteil ſich von dem auf polniſchem Gebiet 
liegenden nicht abſondern und ſtelle auch einen ſicheren Familien⸗ 
ſitz und eine ausreichende Ackernahrung nicht dar. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige weitere Beſchw. 
des LBF. Er bringt vor: Die Feſtſtellung des LEHG, daß etwa 
9 ha der deutſchen Fläche Wald ſeien, treffe nicht zu; die deutſche 
Fläche werde bei entſprechender Umſtellung eine Ackernahrung dar⸗ 
ſtellen. Weil dort jedoch nur Ackerwirtſchaft betrieben werde, ſei 
heute eine Ackernahrung nicht anzunehmen, da die geſamten Wieſen 
und Weiden in Polen lägen und deshalb zur Zeit eine Viehhal⸗ 
tung und Milcherzeugung auf dem deutſchen Teil nicht möglich 
ſei. Der Grundbeſitz bilde zwar nicht rechtlich, aber wirtſchaftlich 
eine Einheit. Der polniſche Teil unterſtehe nicht dem deutſchen 
Erbhofrecht, könne aber trotzdem bei der Beurteilung des deutſchen 
Teils nicht unberückſichtigt bleiben. Der deutſche Grundbeſitz bleibe 
Teil eines über 125 ha umfaſſenden Großbetriebes. Nach dem 
Willen des RES ſollten jedoch nur bäuerliche Betriebe dem REG 
unterſtehen. Die Einleitung des Geſetzes laſſe den Zweck er⸗ 
kennen, bäuerlichen Beſitz zu erhalten und zu feſtigen. Deshalb 
könne, auch unter Anwendung des § 56 RES i. Verb. m. der 
Einleitung des Geſetzes, der deutſche Grundſtücksteil nicht als 
ſelbſtändiger Erbhof angeſehen werden. Zu dem gleichen Ergebnis 
müſſe eine entſprechende Anwendung des $ 3 REG führen. Diefe 
Beſtimmung komme auch für ſolche Fälle in Betracht, wo die 
deutſche Grundſtücksfläche zwar nicht über 125 ha groß ſei, dieſer 
Grundſtücksteil aber wirtſchaftlich durch die auf fremdem Staats⸗ 
gebiet liegende Fläche ſeine Ergänzung finde und als Teil eines 
Großbetriebes angeſehen werden müſſe. Er ſtimme alſo mit dem 
erkennenden Teil des angefochtenen Beſchluſſes überein, nicht aber 
mit den Gründen, auf denen dieſe Entſch. beruhe. Eine Beſchwer 
— Beeinträchtigung eines Rechts i. S. des § 20 RYGG. — liege 
deshalb nicht vor. Ihm als LB müſſe aber das Beſchwerderecht 
auch in allen den Fällen gegeben ſein, in denen er nur mit den 
Gründen der Entſch. nicht einverſtanden ſei, in denen aber grund⸗ 
ſätzliche Fragen zur Entſch. ſtänden und die Entſcheidungsgründe 
auch für andere Fälle von Bedeutung ſein könnten. Andernfalls 
wäre er gezwungen, ſein Rechtsmittel in einer Weiſe zu begrün⸗ 
den, die mit ſeiner wirklichen Anſicht nicht übereinſtimme; er 
müßte alſo im vorl. Falle entgegen ſeiner Überzeugung den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß der Hof ein Erbhof ſei. 

Die weitere Beſchw. des LBß iſt unzuläſſig. 

Im Verfahren auf Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft und im 
Anlegungsverfahren iſt der LB antrags⸗ und deshalb (REH. 
2, 276 JW. 1936, 2327 24) auch beſchwerdeberechtigt. Das Feſt⸗ 
ſtellungs⸗ wie das Anlegungsverfahren werden von den Belangen 
des Volkes und des Staates beherrſcht, die dahin gehen, daß 
einerſeits alle erbhofgeeigneten Höfe und Grundſtücke erfaßt wer⸗ 
den, andererſeits die ungeeigneten von der Erbhofeigenſchaft aus⸗ 
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geſchloſſen bleiben. Dieſes öffentliche Intereſſe an der Richtigkeit 
des Ergebniſſes der Entſch. über die Erbhofeigenſchaft verfolgt der 
LBß mit der Beſchw. nicht. Er begehrt keine Nachprüfung, ob 
die Erbhofeigenſchaft mit Recht verneint iſt. Nach ſeinen Aus⸗ 
führungen würde er ſogar das öffentliche Intereſſe für verletzt 
halten, wenn etwa das REHG entgegen dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluß die Erbhofeigenſchaft bejahen würde. Er iſt, wie er aus⸗ 
drücklich erklärt, nur mit den Gründen der Entſch. nicht einver⸗ 
ſtanden. Es ſind zwar Fälle denkbar, in denen entgegen der Regel 
auch bei einer im Ergebnis richtigen Entſch. es die vom LBF zu 
vertretenden Belange von Volk und Staat berührt, aus welchen 
Gründen die entſcheidende Anerbenbehörde die Erbhofeigenſchaft 
verneint hat. Ein ſolcher Fall liegt hier aber nicht vor. Der Kern 
der Begründung des LEHG ift der, daß die geſamte Beſitzung 
ein einheitliches, wirtſchaftlich untrennbares Wirtſchaftsweſen dar⸗ 
ſtelle. Von dieſer — richtigen — Grundlage geht auch der L By 
aus. Während das LEHG meint, daß bei Abtrennung des polni⸗ 
ſchen Teils kein lebensfähiges Wirtſchaftsweſen übrigbleibe und 
dieſes auch keine Ackernahrung mehr darſtelle, erkennt der LB 
das nur für die jetzige Wirtſchaftsweiſe an und folgert aus der 
wirtſchaftlichen Zuſammengehörigkeit des über 125 ha großen Ge⸗ 
ſamtbeſitzes, daß deſſen unſelbſtändiger deutſcher Teil nach § 3 
RES nicht Erbhof fein könne. Dieſe Folgerung hat das LEHG 
nicht einmal ausdrücklich abgelehnt, ſondern nur deshalb nicht ge⸗ 
prüft, weil es mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Zuſammen⸗ 
gehörigkeit des geſamten Beſitzes die Erbhofeigenſchaft des deut⸗ 
ſchen Teils ſchon aus jener Erwägung verneinen zu können 
glaubte. Soweit aber hiernach eine Meinungsverſchiedenheit über 
die Folgerungen bleibt, die aus der wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
gehörigkeit zu ziehen ſind, läßt ſie, auch vom praktiſchen Stand⸗ 
punkt und im Hinblick auf etwaige ähnliche Fälle, es nicht geboten 
erſcheinen, dieſen Fall dazu zu verwenden, eine Stellungnahme 
des REHG herbeizuführen. 

(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 3. Mai 1937, 2 RB 543/35.) 

( REHG. 4, 175.) 
* 

a 62. § 49 REG; 88 4, 11, 12, 21 DB I; 88 3 Abſ. 5, 11, 12, 
21 EHVBIO; 88 12, 14, 19 ff. FEB; § 127 3 O. a. F.; 88 41 
Ziff. 5, 126 Abſ. 2, 127 Satz 1, Satz 3, 568 Abſ. 2 ZPO. n. F.; 

S 39—41 RAD. n. F.; $ 11 Abſ. 5 Teil 6 Kap. I NotBO. vom 
6. Okt. 1931 (RGBl. I, 564). Der auf Grund des § 11 DV ] 
(S 11 EHVO) i. Verb. m. § 14 566. entſprechend anwendbare 
8 127 Satz 3 ZPO. geht als Sonderbeſtimmung der allgemeinen 
Vorſchrift des § 49 Abſ. 1 REG vor. Die weitere Beſchw. im 
Armenrechtsverfahren iſt danach auch im Bereich des anerben⸗ 
gerichtlichen Verfahrens ausgeſchloſſen. 

Im Jahre 1928 hat der Landwirt Albert S. von dem frühe⸗ 
ren Landwirt Adolf F. das Bauerngut Nr. 11 in N. für 
58 000 .2,% gekauft. Für das Reſtkaufgeld von 33 000 RA find 
für die Eheleute F. im Grundbuch Hypotheken eingetragen wor⸗ 
den. Im März 1934 haben die Eheleute F. beim AEG die Feſt⸗ 
ſtellung beantragt, daß Albert S. nicht bauernfähig ſei, während 
letzterer die Abweiſung dieſes Antrages und die Feſtſtellung be⸗ 
antragt hat, daß er bauernfähig ſei. Das AEG hat die Bauern⸗ 
fähigkeit des Eigentümers bejaht. Die von den Eheleuten F. ein⸗ 
gelegte ſofortige Beſchw. iſt durch das EHG zurückgewieſen wor⸗ 
e hat ebenfalls die Bauernfähigkeit des Eigentümers S. 
bejaht. 

Am 27. März 1936 hat Adolf F. beim AEG den Antrag 
geſtellt, ihm das Armenrecht für eine Wiederaufnahme des frühe⸗ 
ren Verfahrens zu bewilligen, da er erneut eine Feſtſtellung be⸗ 
antragen wolle, daß S. nicht bauernfähig ſei. Er iſt im 
einzelnen den Ausführungen der Vorbeſchlüſſe entgegengetreten. 

Dieſen Antrag hat das AEG wegen Ausſichtsloſigkeit der 
Rechtsverfolgung zurückgewieſen. 

Die Beſchw. hiergegen hat das EHG durch Beſchl. v. 17. Juli 
1936 zurückgewieſen, indem es ebenfalls angenommen hat, daß 
das Vorbringen des Beſchwß. keinen Erfolg für ein Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren verſpreche. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der BeſchwF. am 5. Sept. 1936 
ſofortige weitere Beſchw. eingelegt. Er ſieht einen Verfahrens⸗ 
berſtoß darin, daß an der Entſch. des AES ein bäuerlicher Bei⸗ 
ſitzer mitgewirkt habe, der in dem früheren Verfahren als Zeuge 
und Sachverſtändiger vernommen worden ſei. 

Die ſofortige weitere Beſchw. iſt formgerecht eingelegt. 8 49 
Abſ. 4 REG, der hier, wenn eine weitere Beſchw. gegeben wäre, 
anzuwenden fein würde (ogl. REHG. 2, 369 f. JW. 1936, 
2726 20), macht weiterhin grundſätzlich die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels der ſofortigen weiteren Beſchw. von dem Vorhandenſein 
eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes abhängig. Da die 
Vorentſch. im Ergebnis und in ihrer weſentlichen Grundlage 
übereinſtimmen, würde ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
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nur vorhanden ſein, wenn der angefochtene Beſchluß urſächlich 
auf einem Verſtoß gegen weſentliche Verfahrensvorſchriften be⸗ 
ruhen würde. Ein ſolcher Verſtoß liegt nicht vor, kommt praktiſch 
in einem Armenrechtsverfahren auch kaum in Be 
tracht, da die allgemeinen Grundſätze über die Verpflichtung zur 
Begründung der Entſch., die Anhörung der Beteiligten und die 
Aufklärung des Sachverhalts (SS 12, 21 DW I; SS 12, 21 EHVfO; 
§ 12 FGG.; & 126 ZPO.) in dem Armenrechtsverfahren nicht 
zur Anwendung kommen können. Die von dem BeſchwF. gerügte 
nicht vorſchriftsmäßige Beſetzung des AEG (§ 4 DV I; § 3 Abſ. 5 
EHVfO; 8 41 Ziff. 5 ZPO.) ſtellt keinen für die Entſch. des 
EH G urſächlichen Verfahrensverſtoß dar. Es fehlt hiernach an 
dem Vorliegen eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes. So 
wird es in faſt allen Fällen einer weiteren Beſchw. gegen die 
Verſagung des Armenrechts durch das AEG liegen, da gegen 
einen Beſchluß, durch den das Armenrecht bewilligt wird, zufolge 
des entſprechend anwendbaren $ 127 Satz 1 ZPO., überhaupt kein 
Rechtsmittel ſtattfindet, mithin widerſprechende Vorentſch. des 
AES und des EHG ausgeſchloſſen ſind. Die Unzuläſſig⸗ 
keit der weiteren Beſch w. folgt indeſſen, von der Beſtim⸗ 
mung des $ 49 Abſ. 4 REG abgeſehen, ſchon aus dem ſinngemäß 
anwendbaren § 127 Satz 3 ZPO. 


§ 11 DB I (jest § 11 EHVFO) verweiſt hinſichtlich der ver⸗ 
fahrensrechtlichen Beſtimmungen auf die Vorſchriften des FGG., 
inſoweit nicht im REG oder in den zu feiner Durchführung er⸗ 
gangenen Vorſchriften etwas anderes beſtimmt iſt. 8 14 FG. 
beſtimmt wiederum, daß die Vorſchriften der ZPO. über das 
Armenrecht ſowie die Vorſchriften der 8s 34 bis 36 RAD (etzt 
88 39 bis 41 RAD. i. d. Faſſ. v. 21. Febr. 1936) entſprechende 
Anwendung finden. $ 127 Satz 3 ZPO. i. d. Faſſ. v. 8. Nov. 
1933 (RGBl. I, 821) ſchließt aber eine weitere Beſchw. 
in dem Verfahren betreffend Bewilligung des 
Armenrechts ſchlechthin aus. Das KG. hat zwar an⸗ 
genommen, daß trotz der Verweiſung auf die Beſtimmungen der 
ZPO. für die Beſchw. in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit wegen Verſagung des Armenrechts die §§ 19 ff. 
FGG. in Betracht kämen, und hat hieraus entnommen, daß ſich 
die Zuſtändigkeit zur Entſch. nach den für die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit maßgeblichen Beſtimmungen richte, infolgedeſſen (in 
Preußen) das KG. für die Entſch. über die erſte und die weitere 
Beſchw. allein zuſtändig ſei, und daß die Zuläſſigkeit der weiteren 
Beſchw. (§ 27 FGG.) nicht von dem Vorliegen eines neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrundes abhängig ſei (§ 568 Abſ. 2 ZPO.; 
vgl. KGJ. 21, A 184 ff.; 34, A 3 ff.). Dieſe Entſch. beruhen jedoch 
auf der früheren Faſſung des § 127 ZPO., der gegen einen Be⸗ 
ſchluß, durch den das Armenrecht verſagt worden iſt, die Beſchw. 
ohne jede Einſchränkung zuließ. Die jetzige Faſſung des § 127 ZPO. 
v. 8. Nov. 1933, namentlich Satz 3 daſelbſt, geht auf § 11 Abſ. 5 
Teil 6 Kap. 1 Not BO. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 564) zurück; 
dort war unter dem die „Vereinfachung und Erſparniſſe“ in der 
Rechtspflege betreffenden Teil beſtimmt, daß gegen einen die Be⸗ 
willigung des Armenrechts verſagenden Beſchluß des BeſchwG. die 
weitere Beſchw. ausgeſchloſſen ſei. Das KG. hat freilich trotz 
dieſer Beſtimmung die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchw. für die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bejaht, erſichtlich 
aus der Erwägung, aus der auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
beſchränkten NotVO.⸗Beſtimmung könne nicht ohne weiteres ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß die Vereinfachungs⸗ und Erſparnisvorſchrift 
auch auf die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus⸗ 
zudehnen ſei, für die nur auf die Beſtimmungen der ZPO. ver⸗ 
wieſen iſt (Beſchl. v. 28. Okt. 1932, 1 a X 1193/32: JW. 1933, 
1263). Ob dieſem Standpunkt beizupflichten wäre, kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Jedenfalls läßt ſich dieſe Auffaſſung nicht mehr 
vertreten, nachdem die NotVO.⸗Beſtimmung, die ſeinerzeit nur als 
eine Vorſchrift für die Zeit der Not gedacht war, nunmehr in der 
neuen Faſſung der ZPO. einen dauernden geſetzlichen Nieder⸗ 
ſchlag gefunden hat. § 127 ZBO,. laßt jetzt allgemein die erſte 
Beſchw. nicht mehr zu, wenn das BG. entſchieden hat (vgl. § 5 
NotVO. v. 1. Dez. 1930 [RGS Bl. I, 517) und ſchließt die wei⸗ 
tere Beſchw. überhaupt aus. Wenn aber der ſinngemäß anwend⸗ 
bare § 14 FG. auf die Beſtimmungen der ZPO. über das Ar⸗ 
menrecht verweiſt, ſo kann nicht angenommen werden, daß trotz 
des ausdrücklichen Ausſchluſſes der weiteren Beſchw. dieſe im an⸗ 
erbengerichtlichen Verfahren gleichwohl zuzulaſſen ſei, zumal bei 
Erlaß der DV I (vgl. § 11) v. 19. Okt. 1933 (RGS Bl. I, 749) 
zweifellos die neue Faſſung der ZPO. v. 8. Nov. 1933 dem Ge⸗ 
ſetzgeber bekannt war. Der Auffaſſung des BeſchwF., daß 8 49 
Abf. 1 RES allgemein die ſofortige weitere Beſchw. gegen alle 
Entſch. des EHG zulaſſe und deshalb auch hier die weitere Beſchw. 
zuläffig ſei, vermag der Senat nicht zu folgen da 8 11 DVI (fetzt 
§ 11 Eb VfO) i. Verb. m. 5 14 F068. fur das geſamte Armen⸗ 
rechtsverfahren auf die Beſtimmungen der ZPO. verweiſt und 
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damit die Sonderbeſtimmung des 8 127 Satz 3 3 PO. 
der allgemeinen Beſtimmung des 8 49 Abſ. 1 
REG vorgeht. Wenn das KG., wie erwähnt, auf das Be⸗ 
ſchwerdeverfahren ſelbſt die Beſtimmungen des FdG. angewandt 
hat und nicht diejenigen der ZPO., ſo beruht dies auf der zu⸗ 
treffenden Erwägung, daß die entſprechende Anwen⸗ 
dung nicht hindere, auf die Ausgeſtaltung des 
Beſchwerdeverfahrens die Grundſätze für die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit anzuwenden, hat aber immer zur Vorausſetzung, 
daß im Armenrechtsverfahren eine Beſchw. oder weitere Beſchw. 
überhaupt als Rechtsmittel gegeben iſt. Nach der neuen Faſſung 
des § 127 Satz 3 ZPO fehlt es aber an dieſer Vorausſetzung. 
Dieſe Beſtimmung beruht freilich in erſter Linie wohl auf der 
Erwägung, daß nicht die Entſch. einer höheren Inſtanz in dem 
Armenrechtsverfahren angerufen werden ſoll, wenn das BeſchwG. 
(als BG.) in der Sache ſelbſt ſpäter endgültig entſcheiden wird; 
der Ausſchluß einer weiteren Beſchw. dürfte aber auch darin be⸗ 
gründet ſein, daß eine Nachprüfung der Vorfrage der Armen⸗ 
rechtsbewilligung, wenn bereits zwei Inſtanzen die Rechtsverfol⸗ 
gung für ausſichtslos gehalten haben, nicht noch in einem dritten 
Rechtszug ermöglicht werden ſoll. Auch dieſer prozeßökono⸗ 
miſche Geſichtspunkt rechtfertigt die Anwend⸗ 
barkeit des S 127 Satz 3 3 PO. auf das anerben⸗ 
gerichtliche Verfahren. Im Intereſſe der Beteiligten er⸗ 
ſcheint die Eröffnung eines dritten Rechtszuges um ſo weniger 
notwendig, als ſie ja ohne weiteres in der Lage ſind, auch ohne 
Bewilligung des Armenrechts und Beiordnung eines Rechtsan⸗ 
walts Anträge beim AEG jchriftlich oder zur Niederſchrift der 
Geſchäftsſtelle zu erklären, da kein Anwaltszwang beſteht und 
Koſtenvorſchüſſe nicht erhoben werden können ($ 111 Eh VfO), 
ſo daß ſie trotz Verſagung des Armenrechts imſtande ſind, ihre 
vermeintlichen Rechte wahrzunehmen. Im Schrifttum wird, ſo⸗ 
weit die Frage überhaupt erörtert worden iſt, die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchw. verneint (ogl. Wagemann⸗ Hopp, S. 283; 
Wöhrmann, S. 322; Hennig, S. 785; Wintrich, S. 159: 
Bergmann, S. 132). 

Hiernach war das Rechtsmittel, ohne daß auf die Sache ſelbſt 
einzugehen war (vgl. dazu jetzt 88 54 ff. EH VfO), als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen. 

REIS, 1. Sen., Beſchl. v. 3. April 1937, 1 RB 1187/6.) 
(= REHE. 4, 64.) 
*. 

63. 8 56 REG; § 1 Abſ. 1 EH RV; Art. 10 der 8. DurchfVO. 
zum Schuld Reglcd. Kann ein landwirtſchaftlicher Beſitz auch dann 
noch Erbhof werden, wenn die Schulden ſeines Eigentümers den 
Betrag von 70 % feines zuletzt feſtgeſtellten ſleuerlichen Einheits⸗ 
wertes überſteigen und die fachlichen und perſönlichen Erforder⸗ 
niſſe der Erbhofeigenſchaft erſt nach Inkrafttreten der Ep RV, 
d. h. nach dem 22. Dez. 1936, aber vor Ablauf der in Art. 10 der 
8. DurchfVO. zum Schuld ReglG., d. h. vor Ablauf des 31. Dez. 
1936, gegeben find? +) 

Ernſt B. war ſeit dem Jahre 1928 Pächter des St. G.⸗Hofes, 
der zwiſchen B. und W. teils auf deutſchem und teils auf fran⸗ 
zöſiſchem Boden liegt. Da er das zur Bewirtſchaftung dieſes Be⸗ 
ſitzes erforderliche tote und lebende Inventar ſelbſt ſtellen mußte 
und fein Pachtzins anfänglich pro Jahr 1700 , betrug, kam 
er bald in Schulden, die er aus den Erträgniffen des völlig ver⸗ 
wahrloſten Hofes zunächſt nicht herauswirtſchaften konnte. Aber 
auch in der Folgezeit war er dazu nicht in der Lage, da die land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſeit 1929 immer tiefer und tiefer im 
Preiſe ſanken, und da er außerdem noch von Viehverluſten und 
ausgeſprochenen Mißernten heimgeſucht wurde. So kam es, daß 
ſeine Schulden infolge der hohen Zinſenlaſt immer weiter an⸗ 
wuchſen, und daß fie Ende 1936 die Höhe von faſt 40 000 . 
erreichten. Am 13. Jan. 1934 wurde über ſeinen Betrieb das 
Pächterentſchuldungsverfahren eröffnet, das jedoch mit Beſchluß 
des Entſchuld . P. v. 14. Dez. 1936 als undurchführbar wieder 
aufgehoben wurde. 

Als Ende 1936 der auf deutſchem Boden liegende Teil des 
Hofes mit Ausnahme einiger noch zu vermeſſender Parzellen zum 
Verkaufe ſtand, hat er ihn auf Anregung der Landesbauernſchaft 
S. mit Urkunde des Notariats D. v. 5. Dez. 1936 und Nachtrags⸗ 
urkunde v. 11. Jan. 1937 um 17000 %%, erworben. Dabei über⸗ 
nahm er zur Begleichung diefer Summe von den auf dem Geſamt⸗ 
beſitz zugunſten der Erben des Heinrich Sch. eingetragenen Auf⸗ 
wertungshypotheken den Betrag von 17 000 RA als alleiniger 
und perſönlicher Schuldner. Da ein Teil dieſes Beſitzes neu ver⸗ 
meſſen werden mußte, konnten die Hofſtelle und einige Plan⸗ 
nummern zu insgeſamt 8,993 ha erſt am 31. Dez. 1936, und eine 
weitere zu 5,078 ha exit am 11. Jan. 1937 auf ihn umgeſchrieben 
werden. 


Noch bevor die erſte Umſchreibung erfolgt war, ſtellte der 
LB am 22. Dez. — eingelaufen am 24. Dez. — 1936 und in 
Übereinſtimmung mit ihm am 29. Dez. — eingelaufen am 31. Dez. 
1936 — auch der KrBö beim Entſchuld A. P. den Antrag, über 
den Betrieb gemäß Art. 10 der 8. DurchfVO. z. Shuldftegl®. 
das Entſchuldungsverfahren zu eröffnen. Gleichzeitig trugen ſie 
noch auf Feſtſtellung an, daß der Beſitz Erbhof ſei. 

Hierauf erließ das AE P. am 23. Jan. 1937 folgenden 
Beſchluß: 

„1. Die landwirtſchaftliche Beſitzung des E. B. iſt kein Erbhof. 

g 7 Den am Verfahren Beteiligten werden Koſten nicht auf⸗ 
erlegt.“ 

Es erwog, daß der Beſitz erſt nach Inkrafttreten der ERV 
auf B. umgeſchrieben worden ſei, und daß er ſomit, da die Aus⸗ 
nahmevorſchriften des § 1 Abſ. 5 dieſer VO. nicht gegeben ſeien, 
gemäß § 1 Abſ. 1 EHRV nur dann als Erbhof anerkannt wer⸗ 
den könne, wenn die Schulden den Betrag von 70% ſeines ſteuer⸗ 
lichen Einheitswertes nicht überſteigen würden. Das ſei aber 
zweifellos nicht der Fall, da B., der ſchon vor Erwerb dieſes Be⸗ 
ſitzes etwa 40 000 e, Schulden gehabt, durch den Abſchluß des 
Kaufvertrages noch eine weitere Verbindlichkeit in Höhe von 
17 000 %% auf ſich genommen habe und der ſteuerliche Einheits⸗ 
wert des Beſitzes nach der Auskunft des Fin A. D. v. 15. Jan. 
1937 nur 9000 2A betrage. Abgeſehen davon ſtelle der Beſitz 
aber auch keine ausreichende Ackernahrung dar, was ſich ſchon 
daraus ergebe, daß B. in den acht Jahren, in denen er den ganzen 
Hof bewirtſchaftet, nicht weniger als etwa 40 000 e Schulden 
gemacht habe. 

Der LBF erhob Beſchw. Ihr Erfolg hängt zunächſt davon 
ab, ob ein Beſitz auch dann noch Erbhof werden kann, wenn die 
allgemeinen ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe der Erbhof⸗ 
eigenſchaft erſt nach dem 22. Dez. 1936, alſo nach Inkrafttreten 
der ERV, gegeben find und die Schulden des Eigentümers 
mehr als 70% des für den Beſitz feſtgeſetzten Steuereinheits⸗ 
wertes betragen. 

Nach dem Wortlaut der EHRV muß dieſe Frage im allge⸗ 
meinen allerdings verneint werden; denn 8 1 Abf. 1 EHRV be⸗ 
ſagt ausdrücklich, daß eine Beſitzung, die vor dem Inkrafttreten 
der EHR, d. h. vor dem 23. Dez. 1936, noch nicht Erbhof ge⸗ 
worden it und die nicht die Vorausſetzungen des 8 1 Abf. 5 
EHRD erfüllt, nur dann Erbhofeigenſchaft erlangen kann, wenn 

1. die allgemeinen ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe für 
die Entſtehung der Erbhofeigenſchaft gegeben ſind, und 

2. der Geſamtbetrag der Schulden des Eigentümers den Betrag 
von 70 % des zuletzt feſtgeſtellten ſteuerlichen Einheitswertes 
der Beſitzung nicht überſteigt. 

Zweifel entſtehen jedoch, wenn — wie im vorl. Falle — die 
allgemeinen ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe für die Ent⸗ 
ſtehung der Erbhofeigenſchaft zwar nach dem Inkrafttreten der 
Eg RV, d. h. nach dem 22. Dez. 1936, aber noch vor Ablauf der 
Friſt erfüllt find, die Art. 10 der 8. DurchfVO. z. Schuld Reglch. 
zur Stellung des Antrages auf Eröffnung der Erbhofentſchuldung 
vorſteht und ein Entſchuldungsantrag vor Ablauf dieſer Friſt, 
d. h. vor Ablauf des 31. Dez. 1936, auch tatſächlich geſtellt wurde. 
Denn wollte man einen Beſitz im Hinblick darauf, daß die 
Schulden ſeines Eigentümers mehr als 70 % des Steuereinheits⸗ 
wertes betragen, gemäß § 1 Abſ. 1 Ep RV nicht als Erbhof an⸗ 
erkennen, jo würde dem gemäß Art. 10 der 8. DurchfVO. zum 
Schuld ReglGG. eingeleiteten Schuldenregelungsverfahren ohne wei⸗ 
teres die Grundlage entzogen. Dieſes Ergebnis hat aber der Ge⸗ 
ſetzgeber bei Schaffung der EH RV zweifellos nicht gewollt; denn 
durch die Einführung der Schuldengrenze wollte er nur verhin⸗ 
dern, daß künftig überſchuldete, entſchuldungsbedürftige Erbhöfe 
entſtehen, die nach dem geltenden SchuldReglG. v. 1. Juni 1933 
deshalb nicht mehr entſchuldet werden können, weil gemäß Art. 10 
der 8. DurchfVO. z. SchuldRegl®. die Eröffnung des Erbhöfe⸗ 
entſchuldungsverfahrens nur noch bis zum Ablauf des 31. Dez. 
1936 beantragt werden kann (ogl. Vogels, „RES“, 4. Aufl., 
Anm. 3 zu §8 1 EHRB und Dellian: „NS.⸗Landpoſt“ vom 
19. Febr. 1937 Nr. 7). 

Hat aber der Geſetzgeber die Schuldengrenze des K 1 Abſ. 1 
ERV nur deshalb eingeführt, um zu verhindern, daß in Zu⸗ 
kunft noch Erbhöfe entſtehen, die zwar entſchuldungsbedürftig, 
aber nach Ablauf des 31. Dez. 1936 nicht mehr entſchuldungs⸗ 
fähig ſind, jo muß gemäß § 56 REG angenommen werden, daß 
§ 1 Abſ. 1 Ep R trotz feines entgegenſtehenden Wortlautes nicht 
ſchon mit dem 23., ſondern erſt mit Ablauf des 31. Dez. 1936 
praktiſche Bedeutung und damit Rechtswirkſamkeit erlangen ſollte. 

Daß dieſe Annahme Ag iſt, ergibt ſich auch aus der Aus⸗ 
kunft des NO, Reichshauptabteilung J v. 28. April 1937, wo⸗ 
nach in allernächſter Zeit zur 8. DurchfVO. z. SchuldRegl®. eine 
AusfVoO. erſcheinen ſoll, die zum Ausdruck bringe, daß auch die⸗ 
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jenigen Betriebsinhaber, deren Beſitz exit nach dem 22., aber noch 
vor Ablauf des 31. Dez. 1936, die allgemeinen ſachlichen und 
perſönlichen Erforderniſſe für die Entſtehung der Erbhofeigenſchaft 
erfüllt hätten, als Bauern entſchuldet werden könnten, ſofern 
ſie nur vor Ablauf des 31. Dez. 1936 einen Entſchuldungsantrag 
geſtellt hätten. 

Da aber der Beſitz, den B. mit Urkunde des Notariats D. 
v. 5. Dez. 1936 gekauft hat, am 31. Dez. 1936 im Grundbuch um⸗ 
geſchrieben wurde, jo kann, nachdem der Kr noch am gleichen 
Tag beim Entſchuld A. P. Antrag auf Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens geſtellt hat, kein Zweifel beſtehen, daß er Erbhof 
geworden iſt. 

Das AEG geht allerdings davon aus, daß er keine aus⸗ 
reichende Ackernahrung darſtelle, und es glaubt dies ſchon daraus 
folgern zu müſſen, daß B. in den acht Jahren, in denen er außer 
dem in Frage ſtehenden Beſitz noch weitere 15 ha Land bewirt⸗ 
ſchaftet, nicht weniger als rund 40 000 RA Schulden gemacht 
habe. Dabei überſieht es jedoch, daß B. den Hof in einem völlig 
verwahrloſten Zuſtand übernommen, und daß er große Aufwen⸗ 
dungen an Arbeit und Geld hat machen müſſen, um ihn wenig⸗ 
ſtens einigermaßen wieder in Ordnung zu bringen. So mußte er 
auf ſeine Koſten die halbverfallenen Ställe ausbeſſern, um ſie 
zur Viehhaltung überhaupt benutzen zu konnen, und er mußte 
weiter die Felder, die zum Teil mit Ginſter⸗ und Brombeer⸗ 
geſtrüpp überwuchert waren, erſt wieder urbar machen, um ſie 
überhaupt ordnungsmäßig bebauen zu konnen. Da er ſich hierfür 
neben dem gewöhnlichen von ihm zu ſtellenden Inventar noch 
beſondere Maſchinen und Geräte anſchaffen mußte, kam er bald 
in Schulden, die er aus den Erträgniſſen des Hofes zunächſt 
nicht herauswirtſchaften konnte. Aber auch in der Folgezeit, als 
die Ernten beſſer wurden, war er dazu nicht in der Lage, da die 
landwirtſchaftlichen Produkte alsdann ſo ſtark im Preiſe fielen, 
daß ſelbſt ſchuldenfreie Bauerngüter mit Verluſt arbeiten mußten 
und in untragbare Schulden gerieten. 

Dieſe mißlichen Verhältniſſe haben ſich aber inzwiſchen 
grundlegend geändert; denn die Felder des Hofes befinden ſich 
jetzt mit Ausnahme einiger verſauerter Wieſen in einem recht 
guten Zuſtand und verſprechen, wie bei der Ortsbeſichtigung vom 
28. April 1937 feſtgeſtellt wurde, reiche Ernten zu bringen. Dazu 
kommt, daß für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe nunmehr ent⸗ 
ſprechende Preiſe feftgefeht find, fo daß der Bauer, der wenig⸗ 
ſtens 7,5 ha Land bebaut, im allgemeinen, ſofern nicht die Ver⸗ 
hältniſſe beſonders ungünſtig liegen, ſo viel erübrigt, daß damit 
eine normale Bauernfamilie unabhängig vom Markt und der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftslage ernährt und bekleidet und der Wirt⸗ 
ſchaftsablauf des Hofes erhalten werden kann ($ 2 RES i. Verb. 
m. § 34 EH Vf.). 

Freilich umfaßt der Beſitz, ſoweit er am 31. Dez. 1936 in 
das Eigentum des B. übergegangen iſt, nur 8,993 ha, von denen 
2—2,5 ha auf zum Teil verſauerte und deshalb minderwertige 
Wieſen fallen. Immerhin reicht er aber als Ackernahrung aus, 
da er, wie bei der Ortsbeſichtigung feſtgeſtellt wurde, zum größten 
Teil aus ertragsreichem ſandigem Lehmboden beſteht, da er völlig 
arrondiert iſt und da ſchließlich auch ſeine Abſatzverhältniſſe nicht 
beſonders ungünſtig liegen. 

Da B. zweifellos auch bauernfähig iſt (58 12—15 RES) und 
auch keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß er ſich bei Erwerb 
des Hofes einer „unlauteren Machenſchaft“ ſchuldig gemacht hätte 
(8 39 EHRV), er vielmehr hierbei im engſten Einvernehmen mit 
dem LBß und Kr tätig geworden ift, jo war der angefochtene 
Beſchluß aufzuheben. 

(Ec Zweibrücken, Beſchl. v. 30. April 1937, We 6/37.) 


Anmerkung: Der vorſtehende Beſchluß hat den Sinn des 81 
EHRB verkannt. Nach dieſer Vorſchrift kann vom 21. Dez. 1936 
ab eine Beſitzung grundſätzlich nur noch dann Erbhofeigenſchaft 
erlangen, wenn die Schulden des Eigentümers 70 %% des Einheits⸗ 
werts nicht überſteigen. Im vorl. Falle liegen die Schulden des 
Eigentümers unzweifelhaft weit über dieſer Höchſtgrenze; daher 
konnte das Anweſen, als es am 31. Dez. 1936 in das Alleineigen⸗ 
tum des Antragſtellers überging, nicht mehr Erbhof werden. 

Das Gericht glaubt ſich nun auf die in § 1 Abſ. 5 Nr. 3 
EHRB vorgefehene Ausnahme berufen zu konnen. Dort heißt es, 
das Erfordernis des Nichtüberſchreitens der Schuldengrenze gilt 
nicht für Beſitzungen, „bei denen die Vorausſetzungen für die 
Entſtehung der Erbhofeigenſchaft im Zuge eines über das Ver⸗ 
mögen des Eigentümers durchgeführten Entſchuldungsverfahrens 
erfüllt werden“. Eine Anwendung dieſer Vorſchrift kommt jedoch 
hier nicht in Frage, da über das Vermögen des Eigentümers das 
Entſchuldungsverfahren nicht eröffnet iſt und auch nicht mehr 
eröffnet werden kann. 

Der KrBß hat zwar am 31. Dez. 1936 beim Entſchuld A. 
auf Grund Art. 10 der 8. DurchfVO. z. SchuldReglG. die Er⸗ 


öffnung des Entſchuldungsverfahrens für den Eigentümer bean⸗ 
tragt. Dieſem Antrag kann das Entſchuld A. aber nicht ſtattgeben; 
denn der Antrag ſetzt voraus, daß das Anweſen bei Stellung des 
Antrags bereits Erbhof iſt. Das hier zur Erörterung ſtehende An⸗ 
weſen iſt aber, wie ſoeben dargelegt wurde, nicht Erbhof ge⸗ 
worden. Daher iſt dem Eigentümer auch der Weg der Erbhof⸗ 
entſchuldung verſchloſſen. 

§ 1 Eß R hat gerade die Art von Geſchäften, wie der 
Eigentümer ſie hier durchzuführen verſucht hat, unterbinden 
wollen. Der Erbhofvollſtreckungsſchutz und die Erbhofentſchuldung 
ſind nicht dazu da, um hoffnungslos verſchuldeten Perſönlichkeiten, 
die bis zum Stichtag des S 1 EHRV noch nicht Bauern waren, 
auf Koſten ihrer Gläubiger und des Reichs die Abſchüttelung 
ihrer Schulden zu ermöglichen. 

Min. Dr. Vogels, Berlin. 


Keichsfinanzhof 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


* 64,855 RErbhofc. Wenn das Anerben®. gem. 8 37 RErb⸗ 
50f®. eine Übertragung des Erbhofs auf eine nichtanerben⸗ 
berechtigte Perſon zugelaſſen hat, ſo iſt der übergang des Erb⸗ 
hofs erbſchaftſteuerfrei, falls der Vertrag ſeinem ſachlichen In⸗ 
halt nach einem Übergabevertrag entſpricht. Dieſe Steuerfrei⸗ 
heit gilt auch für Übertragungen vor dem Inkrafttreten des 
842 Abſ. 1 Nr. 2 EHRV. v. 21. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1069). 


Durch den notariellen „überlaſſungs⸗ und Altenteils⸗ 
vertrag“ v. 16. Jan. 1935 hat der damals 66jährige Bauer G. 
aus A. einen Erbhof in der Größe von 29,88,07 ha mit Ge⸗ 
nehmigung des AEG auf die Beſchwerdegegnerin übertragen. 
Die beiden Schweſtern des G. und ihre Abkömmlinge haben 
dieſer übertragung in privatſchriftlicher Form zugeſtimmt. Der 
Übertraggeber war verwitwet und kinderlos. Die Übertrag⸗ 
nehmerin iſt eine Großnichte (Tochter einer Tochter einer 
Schweſter) des Übertraggebers. Sie iſt 1½ Jahre lang in der 
Wirtſchaft des Übertraggebers tätig geweſen, ſonſt immer auf 
größeren Höfen geweſen und mit einem Bauern verheiratet. 
Im Vertrag iſt der Wert des Grundbefitzes auf 45000 K.K. 
angegeben. Die Gegenleiſtung der Übernehmerin beſteht in 

1. einer ſofortigen Barzahlung von 1500 AM, 

2. in einem hypothekariſch zu ſichernden Reſtkaufgeld von 
6500 RM, das bis zum 1. April 1941 zinslos, und von 
da ab mit 40% verzinslich iſt, 

3. in der Überlaſſung der mit 2000 AM Jahreswert an⸗ 
gegebenen Pachtzinsnutzung an 64 Morgen Feld bis zum 
1. Jan. 1941, 

4. in den üblichen Altenteilsleiſtungen: Gewährung von 
Wohnung, Lagerraum, Küchenbenutzung, Keller, Speiſe⸗ 
kammer, Abort, Pumpenbenutzung, Pflege und ärztlicher 
Verſorgung bei Krankheit, Beſorgung der Wäſche, Be⸗ 
erdigung und Grabſtein, freie Bewegung in Haus, Hof 
und Garten, Lieferung beſtimmter Mengen von Korn 
und ſonſtigem Getreide, Kartoffeln, Gemüſe, Fleiſch, Obſt, 
Eiern, Milch, Kohlen, Taſchengeld, Butter. 

Das Fin. hat durch vorläufigen Steuerbeſcheid die 
Beſchwerdegegnerin von dem Betrag, um den die Leiſtung 
die Gegenleiſtung überſteigt, nämlich von 21460 AM, zur 
Schenkungſteuer mit 3862,80 RM veranlagt. 

Die Beſchwerdegegnerin hat Steuerfreiheit nach $ 55 
RES in Anſpruch genommen. Ihr Einſpruch iſt zurückgewieſen, 
da fie nicht als Anerbin anzuſehen ſei; 825 ‚Ab. 5 REG 
ſetze voraus, daß keine Perſonen der in 8 20 bezeichneten Ord⸗ 
nungen vorhanden ſeien, ſolche ſeien aber hier in der Perſon 
der beiden Schweſtern des Übertraggebers vorhanden; dieſe 
hätten auf ihr Anerbenrecht auch nicht in der nach dem BGB. 
erforderlichen Form verzichtet. 

Auf Berufung hat das Fincher. freigeſtellt. Das Fin A. 

at RBeſchw. eingelegt. 

i ln hat gem. 8287 RAID. den R. M. um Be⸗ 
teiligung am Verfahren erſucht. Der Miniſter hat ſich wie 
folgt geäußert: 
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Das RES enthält im § 55 eine Steuerbefreiung für 
den Übergang eines Erbhofs auf den Anerben. Die ERV 
v. 21. Dez. 1936 ſieht im § 42 Abſ. 1 Ziff. 2 unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen auch eine Steuerbefreiung für 
den Übergang eines Erbhofs auf eine nichtanerben⸗ 
berechtigte Perſon vor. Die EH RRV iſt erſt am 23. Dez. 
1936 in Kraft getreten. Sie iſt infolgedeſſen nur dann an⸗ 
wendbar, wenn ein Erbhof in der Zeit ſeit dem 23. Dez. 
1936 übertragen worden iſt. 

Die Veräußerung des Erbhofs der Frau P. iſt durch 
Beſchluß des AEG v. 10. Jan. 1935, d. h. vor dem Jukraft⸗ 
treten der EHR, genehmigt worden. Die Frage, ob dieſer 
Übergang des Erbhofs ſteuerfrei iſt oder nicht, iſt infolge⸗ 
deſſen nicht nach der EHR, fondern nur nach $55 REG 
zu beurteilen. 

II. 


Im 8 55 REG iſt beſtimmt, daß der Anerbe für 
den Übergang des Erbhofs keine Erbſchaftſteuer und keine 
Grunderwerbſteuer zu bezahlen hat. 

Wer Anerbe iſt, ergibt ſich aus den Vorſchriften des 
3. Abſchnitts des REG. Zum Anerben find die im § 20 
NE bezeichneten Verwandten des Bauern berufen. Die 
Reihenfolge, in der die Anerbenberechtigten berufen ſind, 
it in der Anerbenordnung des § 20 RES feſtgelegt. Der 
Bauer kann zwar mit Zuſtimmung des AEG von der in 
der Anerbenordnung beſtimmten Reihenfolge unter den im 
825 Abſ. 1—4 REG bezeichneten Vorausſetzungen abweichen. 
Er darf aber grundſätzlich den Anerben nur aus dem in der 
Anerbenordnung bezeichneten Perſonenkreis beftimmen. Nur 
wenn keine Perſonen der im § 20 bezeichneten Ordnung vor⸗ 
handen find, darf der Bauer den Anerben nach feinem Er⸗ 
meſſen beſtimmen. 

Mit Genehmigung des AEch kann der Bauer feinen 
Erbhof ſchon bei Lebzeiten einem Anerbenberechtigten über⸗ 
geben, der beim Erbfall der Nächſtberechtigte wäre oder vom 
Bauern § 25 REG gemäß zum Anerben beſtimmt werden 
könnte (8 37 Abſ. 3 REG.). Der Bauer kann alſo den Erb⸗ 
hof grundſätzlich nur an eine Perſon veräußern, die nach 
der Anerbenordnung zum Anerben berufen iſt, und zwar 
gelten auch hierbei die Vorſchriften der Anerbenordnung 
über die Reihenfolge, in der die Anerbenberechtigten der 
verſchiedenen Ordnungen beſtimmt werden können. 

Eine Abweichung von dieſem Grundſatz iſt nur möglich, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Nur in dieſem Fall darf 
der Bauer den Erbhof auch an eine Perſon veräußern, die 
nicht nach der Anerbenordnung zum Anerben berufen iſt 
oder beſtimmt werden könnte. Die Entſcheidung darüber, ob 
ein wichtiger Grund vorliegt, hat das Ach im Genehmi⸗ 
gungsverfahren zu treffen (8 37 Abſ. 2 REG). Durch die 
Genehmigung des AEG wird die Veräußerung des Erbhofs 
an den nichtanerbenberechtigten Erwerber wirkſam. Die Ge⸗ 
nehmigung hat aber nicht die Bedeutung, daß der Er⸗ 
werber Anerbe des Veräußerers wird. Der Übergang des 
Erbhofs auf einen ſolchen Erwerber ſtellt keinen Übergang 
auf den Anerben, ſondern auf eine nichtanerbenberechtigte 
Perſon dar. . 

Dieſe Beurteilung ift auch in den Fällen maßgebend, 
in denen der Anerbenberechtigte mit der Übertragung des 
Erbhofs auf eine nichtanerbenberechtigte Perſon einverſtan⸗ 
den iſt. Der Anerbe kann auf ſein Anerbenrecht verzichten. 
Er ſcheidet damit als Anerbe aus. Der Verzicht bedarf aber 
zu feiner Rechtswirkſamkeit gemäß §8 2346, 2348 BGB. 
der Form eines gerichtlichen oder notariellen Vertrags 
mit dem Erblaſſer (Entſch. des REHG v. 21. Dez. 1935, 
2 RB 311/34: JW. 1936, 1847). Bei formloſem Verzicht 
des Anerben iſt ſeine Erklärung unwirkſam, und der Ver⸗ 
zichtende bleibt Anerbe. 1 

Die Steuerbefreiung des 8 55 REG kann auf ſolche 
vom AEG gemäß $ 37 Abſ. 2 REG ausnahmsweiſe zu⸗ 
gelaſſenen Übertragungen des Erbhofs auf eine nicht⸗ 
anerbenberechtigte Perſon nicht angewendet werden. 
An dieſer Auffaſſung, die ich bereits im Abſchnitt II meiner 


Richtlinien über die Behandlung erbſchaftſteuerlicher und 
grunderwerbſteuerlicher Zweifelsfragen zur Reichserbhof⸗ 
geſetzgebung v. 22. Dez. 1934, S 4430 — 109 III und 
S 3804 A — 14 III vertreten habe, halte ich für Steuer⸗ 
fälle, in denen die Steuerſchuld vor dem 23. Dez. 1936 ent⸗ 
ſtanden iſt, feſt. 

III. 


Eine Steuerbefreiung für die vom AEG ausnahms⸗ 
weiſe zugelaſſene Übertragung eines Erbhofs auf eine nicht⸗ 
anerbenberechtigte Perſon iſt erſt durch 8 42 Abſ. 1 Ziff. 2 
Eg R neu eingeführt worden. Die Befreiung iſt aber davon 
abhängig, daß der Vertrag ſeinem ſachlichen Inhalt nach 
einem Übergabevertrag entſpricht. 

Das Weſen des Übergabevertrags beſteht darin, daß 
der Bauer für ſeinen Hof die Erbfolge vorwegnimmt und 
eine Regelung unter Lebenden trifft, die an ſich kraft Ge⸗ 
ſetzes mit ſeinem Tod eintritt. Dem Grundgedanken des 
REG und dem Weſen der Hofübergabe widerſpricht es aber, 
wenn die Zahlung eines Kaufpreiſes oder Gutsabſtands⸗ 
gelds vereinbart wird (Entſch. des NEHG v. 15. Okt. 1935, 
L RW 617/34: JW. 1936, 586). Auch der Vorbehalt eines 
Nießbrauchs kann dem Weſen des Übergabevertrags zu⸗ 
widerlaufen (Entſch. des REchG v. 22. Febr. 1936, 1 RB 
1333/35: JW. 1936, 1848). 

In dem vorliegenden Streitfall hat ſich der veräußernde 
Bauer G. in A. eine Barzahlung von 1500 AM bei der 
Auflaſſung und die Eintragung einer Reſtkaufgeldhysothek 
von 6500 RAM ausbedungen, die ab 1. April 1941 kündbar 
und mit 4% verzinslich iſt. Außer dem weiterhin ver⸗ 
einbarten lebenslänglichen Ausgedinge hat ſich der Bauer 
auch bis zum 1. Jan. 1941 den Nießbrauch an 64 Morgen 
Feld, alſo an mehr als der Hälfte der Hoffläche vorbehalten. 
Dieſe Vertragsbedingungen widerſprechen ihrem fachlichen 
Inhalt nach dem Weſen des Übergabevertrags. 

Die Übertragung des Erbhofs auf Frau P. wäre dem⸗ 
nach ſelbſt dann nicht von der Steuer befreit, wenn die 
Steuerſchuld erſt nach dem Inkrafttreten der EH RV ent⸗ 
ſtanden wäre.“ 

Die RBeſchw. des Fin A. iſt begründet. Der Senat hat 
in der Entſch. III e A 82/35 durch Urt. v. 20. Febr. 1936 
(DNot Z. 1936, 284 Nr. 3) die mit Genehmigung des AEG er⸗ 
folgte Hofesübergabe an den Schwiegerſohn als ſchenkungſteuer⸗ 
frei erklärt und den Grundſatz aufgeſtellt, daß die im 8 55 
vorgeſehene Befreiung von der Erbſchaftſteuer auch dann ein⸗ 
trete, wenn der Erbhof durch Übergabevertrag auf einen Hofes⸗ 
nachfolger übertragen werde, der nicht zu den geſetzlich An⸗ 
erbenberechtigten gehöre, ſofern der Übergabevertrag nach 837 
Abſ. 2 vom AEG genehmigt ſei. Dieſer Auffaſſung hat ſich 
inzwiſchen der 2. Sen. des RFH. im Urt. v. 11. Sept. 1936, 
II A 43/36 RH. 40, 17 = RStBl. 1936, 970 = StW. 1936 
Nr. 473 — Kartei, GrErwStGG. § 8 Allgemeines Abt. IV 
Rechtsſpr. 4 = JW. 1937, 416 28, mit folgender Ausführung 
angeſchloſſen: „Die neuerdings mehrfach vertretene Meinung, 
daß eine gem. § 25 Abſ. 5 vom Erblaſſer (übergeber) zum 
Anerben beſtimmte Perſon nicht Anerbe i. S. des 855 ſei, 
weil ſie nicht zu den Anerben im Sinne der geſetzlichen 
Anerbenordnung des 8 20 gehöre, hat der RF M. in feinem 
die Richtlinien v. 22. Dez. 1934 ergänzenden Runderlaß vom 
8. Nov. 1935, S 4430 — 139 III und 8 3804 A — 29 III 
(RStBl. S. 1425) unter „A zu Abſchnitt 1“ ausdrücklich als 
irrig bezeichnet, indem er folgendes ausführt: 

Wenn keine bauernfähige Perſon der geſetzlichen An⸗ 
erbenordnung vorhanden iſt, kann der Bauer durch Teſta⸗ 
ment oder Erbvertrag irgendeine bauernfähige Perſon zum 
Anerben beſtimmen. Dieſe iſt dann ohne Zweifel Anerbe 
im Sinne des Geſetzes und damit auch Anerbe i. S. 
des § 55. Die Steuerbefreiungsvorſchrift des § 55 muß 
ebenſo auch angewendet werden, wenn der Bauer mangels 
bauernfähiger Perſonen der geſetzſichen Anerbenordnung den 
Hof einer Perſon übergibt, die er gem. § 25 Abſ. 5 von 
Todes wegen zum Anerben beſtimmen könnte (vgl. 8 37 
Abſ. 3). 

Dieſen Ausführungen des RF M., die mit den Grundgedanken 
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des Urt. des Rö. II A 215/34 v. 29. Juni 1934 (RF H. 36, 
256) im Einklang ſtehen, kann ſich der Senat nur anſchließen. 

Der gleichen Auffaſſung hat ſich inzwiſchen — abgeſehen 
von dem in der Entſch. III e A 82/35 a. a. O. mitgeteilten 
Schrifttum — auch Vogels (DNot Z. 1936, 288) und Ott 
(St W. 1936, I Sp. 579 ff.) angeſchloſſen, dieſe allerdings mit 
der Einſchränkung, daß die Befreiung nur gelten könne für 
einen übergang, der im Wege des Übergabevertrags 
erfolge, d. h. durch einen Vertrag, der für den Übergeber und 
deſſen Ehegatten einen Altenteil und für die weichenden An⸗ 
erben Verſorgungsleiſtungen vorſehe, alſo eine Regelung, die 
die regelmäßig beim Tod des Bauern eintretenden Folgen 
durch Vertrag vorwegnehme. 

Der Senat hat keine Bedenken, der einſchränkenden Aus⸗ 
legung von Vogels und Ott beizutreten und hält mit dieſer 
Maßgabe an der in der Entſch. III e A 82/35 ausgeſprochenen 
Auffaſſung auch gegenüber der Rechtsbeſchwerdebegründung 
des Fin A. feſt. Die Abſicht des Geſetzes, die Erbhöfe vor Zer⸗ 
ſplitterung und Überſchuldung im Erbgang zu ſchützen, muß 
ſich in den Fällen durchſetzen, in denen kein Anerbenberech⸗ 
tigter oder wenigſtens kein geeigneter Anerbenberechtigter 
(8 20) vorhanden und infolgedeſſen der Bauer genötigt iſt, 
eine nichtanerbenberechtigte Perſon — gehöre ſie zur Sippe 
oder ſei ſie ſippefremd — als Erben zu beſtimmen, ſei es letzt⸗ 
willig, ſei es durch Vertrag ($ 37 Abſ. 2). Ein Anerben⸗ 
berechtigter iſt aber auch dann nicht vorhanden, wenn die 
Anerbenberechtigten (8 20) auf ihr geſetzliches Recht zur Erb⸗ 
folge in den Hof verzichtet haben; dieſer Verzichtsvertrag be⸗ 
darf als Erbverzicht an ſich nach 82348 BGB. der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung. Aber in der vor⸗ 
erwähnten Entſch. ift bereits darauf hingewieſen, daß wohl 
angenommen werden könne, daß regelmäßig durch die Ge⸗ 
nehmigung des ACG, das ja die einſchlägigen Verhältniſſe 
prüfen und die geſetzlichen Anerbenrechte nicht überſehen dürfe, 
dieſer Verzicht erſetzt werde; mit Recht macht auch Vogels 
a. a. O. darauf aufmerkſam, daß es wohl kaum dem Willen 
des Geſetzgebers entſpreche, die Beteiligten, die die Steuer⸗ 
befreiung auf alle Fälle durch einen Erbverzichtsvertrag herbei⸗ 
führen könnten, zu dieſem umſtändlichen und koſtſpieligen Um⸗ 
weg zu nötigen. Muß hiernach im allgemeinen die formloſe 
Verzichtserklärung der Anerbenberechtigten als ausreichend 
angeſehen werden, ſo werden auch keine Bedenken beſtehen, 
dieſer Verzichtserklärung die Erklärung des Einverſtänd⸗ 
niſſes mit der beabſichtigten Hofesübertragung gleichzuſtellen. 
Wenn auch das REG an fi) auf dem Gedanken der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit von Blut und Boden beruht, ſo will doch 
die Befreiungsvorſchrift des 8 55 den Boden auch noch da 
ſchützen, wo er — wohl regelmäßig durch den Zwang der wirt⸗ 
ſchaftlichen oder Familienverhältniſſe — aus dem Zuſammen⸗ 
hang mit der Sippe herausgeriſſen wird, aber dennoch als 
Erbhof weiter beſtehen bleibt, z. B. beim Fehlen von Anerben⸗ 
berechtigten, oder im Falle der Nichtbauernfähigkeit der An⸗ 
erbenberechtigten oder im Falle der nach § 25 Abſ. 5 nötig 
werdenden Beſtimmung des Anerben durch den Reichsbauern⸗ 
führer. Grundſätzlich erkennt das auch das beſchwerdeführende 
Fin A. an; aber dann ſind feine übrigen Ausführungen nicht 
folgerichtig, denn für die Auslegung aus dem Zweck des 
Geſetzes kann immer nur entſcheidend ſein, ob der Erwerber 
Sippenangehöriger fein muß, nicht ob ein Sippen⸗ 
angehöriger übergangen iſt; wird die Sippen⸗ 
zugehörigkeit beim Übergang nach § 37 Abſ. 3 für die Er⸗ 
langung der Steuerfreiheit nicht als erforderlich angeſehen, 
dann kann die Steuerfreiheit auch nicht daran ſcheitern, daß 
noch Sippenangehörige oder Anerbenberechtigte (8 20) vor⸗ 
handen find, aber aus irgendwelchen vom AEG als wichtig 
angeſehenen Gründen nicht zur Hofesnachfolge berufen werden. 

In Übereinſtimmung mit der vorſtehend vertretenen Auf⸗ 
faſſung ſieht auch die EHRV v. 21. Dez. 1936 (RGBl. J, 
1069) im § 42 Abſ. 1 Ziff. 2 die Steuerbefreiung bei Über⸗ 
gang des Erbhofs auf eine nichtanerbenberechtigte Perſon vor, 
wenn die Übertragung vom AEG gem. § 37 REG genehmigt 
iſt und der Vertrag ſeinem ſachlichen Inhalt nach einem Über⸗ 
gabevertrag entſpricht. 

In Abweichung von der Auffaſſung des dem Verfahren 


beigetretenen RF M. ſieht der Senat in dieſer Vorſchrift nicht 
eine Erweiterung gegenüber dem bisherigen Recht, ſon⸗ 
dern lediglich eine rechtsverbindliche Auslegung des RES, 
die deshalb auch bereits dann Geltung hat, wenn ein Erbhof 
vor dem Inkrafttreten der EHRV — alſo vor dem 23. Dez. 
1936 — übertragen worden iſt. Die Steuerbefreiung würde 
deshalb auch für den vorliegenden Fall eintreten müſſen, wenn 
die weitere Vorausſetzung erfüllt wäre, daß der Vertrag ſeinem 
ſachlichen Inhalt nach einem Übergabevertrag ent⸗ 
ſpricht. Das iſt aber nicht der Fall. Im Gegenſatz zu ge⸗ 
wöhnlichen Kaufverträgen, die auf eine kapitaliſtiſche Ver⸗ 
wertung des Hofes oder auf ſeine wertmäßige Verteilung unter 
die Anerben hinauslaufen, beſteht das Weſen des Übergabe⸗ 
vertrags darin, daß ein Altenteil für den Übergeber — ge⸗ 
gebenenfalls auch für ſeine Frau — und gegebenenfalls auch 
Verſorgungsleiſtungen für die weichenden Erben ($$ 30, 31, 
32 REG) vereinbart werden, und die Leiſtungen des Über⸗ 
nehmers ſich einerſeits nach dem in ſolchen Fällen üblichen 
Bedürfnis der Verſorgungsberechtigten und andererſeits nach 
der Ertragsfähigkeit des Hofes unter Berückſichtigung des für 
den Bauern und ſeine Familie notwendigen Lebensunterhalts 
beſtimmen (vgl. Ott: StW. 1936, I, 576 und die dort an⸗ 
geführten Urteile des REHG und ſonſtiges Schrifttum). Nach 
der Rſpr. des NEHG widerſpricht es aber dem Weſen des 
Übergabevertrags, daß die Zahlung eines Kaufpreiſes oder 
Gutsabſtandgeldes vereinbart wird (Entſch. des REchG vom 
15. Okt. 1935, 1 RW 617/34: JW. 1936, 586); auch der Vor⸗ 
behalt eines Nießbrauchs kann dem Weſen des Übergabevertrags 
zuwiderlaufen (Entſch. v. 22. Febr. 1936, 1 RB 1333/35: JW. 
1936, 1848). Der Senat tritt daher dem RF M. darin bei, 
daß im vorl. Fall die Vertragsbedingungen — Barzahlung 
von 1500 AH, Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothek von 
6500 K., Vorbehalt des Nießbrauchs an mehr als der Hälfte 
der Hoffläche — ihrem fachlichen Inhalt nach dem Weſen des 
Übergabevertrags widerſprechen. 

Die Übertragung des Erbhofs an die Beſchwerdegegnerin 
iſt daher von der Schenkungſteuer nicht befreit. Die Vor⸗ 
entſcheidung war daher aufzuheben und die Einſpruchsentſchei⸗ 
dung des Fin A. wiederherzuſtellen. 


(RF ., 3. Sen., Urt. v. 9. April 1937, III e A 32/36 8.) 


Neichsverſicherungsamt 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt] 


Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 


* 0 65. 8 165 RVO. Eine Krankheit im Rechtsſinne liegt vor, 
wenn eine lebensſchwache Frühgeburt zur Erhaltung des Lebens 
ſorgfältiger ärztlicher Überwachung und Pflege in der Säuglings⸗ 
klinik bedarf. 

(RVerfA., 1. Rev Sen., Urt. v. 25. Mai 1937, II a K 1 1 l.) 


* 


** O 66. § 1262 Abſ. 2 S. 2 RVO. Die hier geforderten 250 Bei⸗ 
träge auf Grund der Verſicherungspflicht müſſen nicht in dem 
Berufszweig geleiſtet ſein, für den die Verſicherungspflicht am 
1. Jan. 1932 noch nicht 15 Jahre beſtand; es genügen vielmehr 
Pflichtbeiträge aller Art. 


(RVerſal., 3. RevSen., Urt. v. 28. Mai 1937, II a an 


* 


** 67. 8 1267 Abs. 2 RVO. Die erloſchene Anwartſchaft lebt 
wieder auf, wenn bei der erſten nach Vollendung des 60. Lebens⸗ 
jahres erfolgten Erneuerung des Verſicherungsverhältniſſes min⸗ 
deſtens 1000 Wochenbeiträge entrichtet worden ſind, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob aus ihnen die Anwartſchaft erhalten iſt 
oder nicht (vgl. entſprechend für 8 1267 Abſ. 3 RBO. Entſch. vom 
18. Dez. 1936: ANachrfRVerſ. 1937, IV 26 = EuM. 40, 333 
Nr. 103 = JW. 1937, 840 %. 

(RVerſA., Abt. für Kranken⸗ und Ind Verſ., Beſchl. v. 20. Mai 
1937, IT! 2266 a 1/36 — 977.) is] 
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68. § 56 Zuſt G.; 8 94 LVerwG. Die Inan⸗ 
ſpruchnahme eines Weges für den öffentlichen 
Verkehr liegt dann vor, wenn die Polizei⸗ 
behörde keine beſtimmte Handlung oder Un⸗ 
terlaſſung bzgl. des Weges verlangt, viel⸗ 
mehr nur allgemein zum Ausdruckbringt, daß 
ſie den Weg als einen öffentlichen anſehe und 
demgemäß für den öffentlichen Verkehr an⸗ 
fordere (in Anſpruch nehme). Ein Verfahrens⸗ 
mangel kann im Einzelfall dann als nicht 
weſentlich angeſehen werden, wenn zwar die 
formellen Verfahrensvorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes nicht genau beachtet ſind, aber in an- 
derer Weiſe trotzdem dem Sinn des Geſetzes 
genügt iſt. Bei ſogenannten alten Wegen, 
die im Eigentum eines für den betreffenden 
Kommunalbezirk nicht allgemein wegebau⸗ 
pflichtigen Privatmannes ſtehen, iſt der ge⸗ 
naue Nachweis der Widmung auch dann erfor- 
derlich, wenn der Weg einem Gutsbeſitzer ge⸗ 
hört und deſſen den Weg mit umfaſſendes 
Gutsgebiet früher einen ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirk gebildet hat. ) 


Der Kl. iſt Eigentümer des Gutes B., das früher einen 
ſelbſtändigen Gutsbezirk bildete und bei Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke auf Grund des Geſ. v. 27. Dez. 1927 mit der Land⸗ 
gemeinde B. vereinigt wurde. Durch eine zu dieſem Gute ge⸗ 
hörige Holzung führt ein Fußſteig, der die Verlängerung eines 
von S. zwiſchen Ser Feldern bis zur Holzung des Kl. führen⸗ 
den Fahrwegs bildet und in einen öffentlichen Fahrweg nach 
T. mündet. Das Wegegelände des Fußſteigs ſteht im Eigentum 
des Kl. und iſt im Kataſter als Holzung nachgewieſen. Der 
Weg wurde namentlich von Einwohnern des Ortsteils S. viel⸗ 
fach benutzt. Im April 1934 beſchwerte ſich eine Anzahl von 
dieſen beim Amtsvorſteher in B. darüber, daß der Kl. den 
Fußſteig durch einen Drahtzaun verſperrt habe. 

Durch Vfg. v. 17. Mai 1934 teilte darauf der Amtsvor⸗ 
ſteher dem Kl. mit, der Fußſteig werde „zur öffentlichen Be⸗ 
nutzung wieder freigegeben“. Gegen dieſen Beſcheid ſtehe dem 
Kl. das Recht der Beſchw. bei der Polizeiaufſichtsbehörde zu. 

Auf die Beſchw. des Kl. hob der Landrat durch Beſcheid 
v. 12. Juni 1934 die Vfg. des Amtsvorſtehers „aus formellen 
Gründen“ auf, weil die in ihr gegebene Rechtsmittelbelehrung 
unrichtig geweſen ſei. 

Unter dem 27. Juni 1934 erließ der Amtsvorſteher nun⸗ 
mehr folgenden „Beſchluß“: 


„Der von Ihnen geſperrte Weg wird der öffentlichen Be⸗ 
nutzung, wie in meiner Vfg. v. 17. Mai d. J., auch weiterhin 
freigegeben, da auf Grund der Zeugenausſagen anzunehmen 
iſt, daß der fragliche Weg ſeit etwa Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts in ununterbrochener öffentlicher Benutzung ſteht. 

Gegen dieſen Beſchluß ſteht Ihnen binnen zwei Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung an, das Recht der Klage im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren beim Kreisausſchuß offen.“ 

Gegen dieſen Beſchluß erhob der Kl. Klage beim Kreis⸗ 
Berivßer. Er beſtritt, daß der Fußſteig ein öffentlicher Weg 
ſei, da die Widmung der Rechtsbeteiligten fehle. 

Das Kreis VerwGer. wies nach Beweiserhebung die Klage 
ab. Es führte aus, daß ein ſtrenger Nachweis der Widmung im 
vor!. Falle nicht erforderlich ſei, weil es ſich um einen ſoge⸗ 
nannten alten Weg handle. Im übrigen ſpreche für die Wid⸗ 
mung ſeitens des Eigentümers die jahrzehntelange ungeſtörte 
Benutzung des Weges für den öffentlichen Verkehr. Die Wid⸗ 
mung erhelle aber nicht nur aus der bloßen Duldung ſeitens 
des Kl. und ſeiner Rechtsvorgänger, ſondern auch aus kon⸗ 
kreten Tatſachen, die erkennen ließen, daß der Wegeeigentümer 
die Wegebenutzung nicht aus Entgegenkommen geſtattet, ſon⸗ 
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dern bewußt den Weg für den öffentlichen Verkehr freigegeben 
habe. Nach den Bekundungen von Einwohnern aus S. habe 
nämlich der Großvater des Kl. in den neunziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts den Weg durch Fällen von Bäumen ver⸗ 
breitert, während die Einwohner von S. die Planierung über⸗ 
nommen hätten. In ähnlicher Weiſe ſei der Fußweg auch in 
den zurückliegenden Jahren unterhalten worden. Die Zuſtim⸗ 
mung der Wegepolizeibehörde zu den Widmungsvorgängen 
könne nach Lage der Sache als ſtillſchweigend erteilt ange⸗ 
nommen werden. 

Auf die Berufung des Kl. hörte das BezVerwöGer. in der 
mündlichen Verhandlung den Bauer L. als Zeugen und er⸗ 
kannte alsdann auf Zurückweiſung der Berufung, indem es 
fc 15 weſentlichen den Gründen des KreisVerwGer. an⸗ 

oß. 

Die Rev. des Kl. hatte Erfolg. 


Die Vfg. des Amtsvorſtehers v. 17. Mai 1934 ſtellt ſich 
als die Inanſpruchnahme eines Weges für den öffentlichen 
Verkehr i. S. des § 56 Abſ. 1 Zuft®. dar. Denn die Polizei⸗ 
behörde verlangt vom Kl. keine beſtimmte Handlung oder Un⸗ 
terlaſſung bzgl. des Weges, insbeſ. nicht deſſen Inſtandſetzung 
oder die Freihaltung von Hinderniſſen, bringt vielmehr nur 
allgemein zum Ausdruck, daß ſie den Weg für einen öffentlichen 
anſehe und demgemäß für den öffentlichen Verkehr anfordere 
(in Anſpruch nehme). Gegen dieſe Inanſpruchnahme war nach 
§ 56 Abſ. 1 Zuft®. der Einſpruch an die Wegepolizeibehörde 
zuläſſig. Infolge unrichtiger Rechtsmittelbelehrung hat der Kl. 
dieſer Vorſchrift zuwider jedoch Beſchw. beim Landrat ein⸗ 
gelegt. Der Landrat hätte nach § 56 Abf. 3 ZuſtG. die als 
Einſpruch anzuſehende Beſchw. an die Wegepolizeibehörde zur 
Beſchlußfaſſung abgeben müſſen, hätte aber nicht, wie er es 
getan hat, die Aufhebung der Inanſpruchnahmeverfügung aus⸗ 
ſprechen dürfen. Da jedoch der Beſchwerdebeſcheid des Landrats 
unanfechtbar geworden iſt, ſo muß es bei der Aufhebung der 
Vfg. v. 17. Mai 1934 ſein Bewenden behalten. 


Der Beſchluß des Amtsvorſtehers v. 27. Juni 1934 ent⸗ 
hielt eine neue Inanſpruchnahmeverfügung. Gegen dieſe war 
nach $ 56 Abſ. 1 Zuft®. an ſich nur der Einſpruch zuläſſig. Da 
der Kl. aber gegen dieſe Vfg. anſtatt des geſetzlich vorgeſehenen 
Einſpruchs ſogleich die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
erhoben hat, liegt ein Mangel des Verfahrens vor. Das OVG. 
hat jedoch dieſen Mangel im vorl. Falle nicht für weſentlich 
i. S. des § 94 Ziff. 2 BG. erachtet. Denn die Vorſchrift des § 56 
Abſ. 1 und Abſ. 4 Satz 1 Zuft®., welche vor der Erhebung der 
Klage noch einen auf Einſpruch ergehenden Beſchluß der Wege⸗ 
polizeibehörde vorſieht, hat lediglich den Zweck, vor Erhebung 
der Klage der Wegepolizeibehörde Gelegenheit zu einer noch⸗ 
maligen Prüfung zu bieten, ob fie den in ihrer Vfg. einge⸗ 
nommenen Standpunkt auch unter Berückſichtigung der da⸗ 
gegen geltend gemachten Einwendungen aufrechterhalten will. 
Dieſem Sinn des Geſetzes war aber hier bei Erlaß der Vfg. 
v. 27. Juni 1934 bereits genügt. Der Amtsvorſteher hatte be⸗ 
reits vor Erlaß dieſer Vfg. von den gegen feine polizeiliche 
Maßnahme erhobenen Einwendungen dadurch Kenntnis er⸗ 
langt, daß ihm der Landrat die Beſchw. des Kl. gegen die erſte, 
inhaltsgleiche Vfg. v. 17. Mai 1934 überfandt hatte. Der Amts⸗ 
vorſteher hat die Angelegenheit daraufhin unter Berückſichti⸗ 
gung der Einwendungen des Kl. einer nochmaligen Prüfung 
unterzogen und iſt dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß der 
in der erſten Vfg. eingenommene Standpunkt aufrechtzuerhalten 
ſei. Es würde eine Überſpannung der formalen Anforderungen 
bedeuten, wenn man unter dieſen Umſtänden einen weſent⸗ 
lichen Verfahrensmangel darin ſehen würde, daß der Amts⸗ 
vorſteher nicht vor der Erhebung der Klage noch einen weiteren 
Beſchluß über die Einwendungen des Kl. gegen die Vfg. vom 
27. Juni 1934 gefaßt hat. 

Ein weſentlicher Mangel des Verfahrens liegt jedoch darin, 
daß das BezVerwGer. die Vorſchriften über das rechtliche Ge⸗ 
hör der Parteien nicht beachtet hat. 

Der Kl. hat ſich in der Ber Inſt. gegen die Verwertung 
einer von dem Bekl. aufgenommenen Bekundung des Zeugen 
L. durch das Kreis VerwGeer. verwahrt. Offenbar um dieſem 
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Einwand des Kl. Rechnung zu tragen, hat das BezVerwmGer. 
den L. zur mündlichen Verhandlung als Zeugen geladen und 
ihn in dieſer auch tatſächlich vernommen. Dem Kl. iſt jedoch 
entgegen der Vorſchrift des § 77 Abſ. 2 LVerwG. keine 
Kenntnis von der Ladung des Zeugen gegeben worden. Da der 
Kl. im Termin weder erſchienen noch vertreten war, ſo durfte 
das BezVerwGer. feiner Entſch. nicht, wie es geſchehen iſt, 
das Beweisergebnis zugrunde legen (OVG. 76, 502/503). Dieſer 
weſentliche Mangel des Verfahrens führt zur freien Beur⸗ 
teilung der Sache durch das Rev. 

Der Streit geht um die Frage, ob der für den öffentlichen 
Verkehr in Anſpruch genommene Fußweg durch Widmung der 
Rechtsbeteiligten zu einem öffentlichen geworden iſt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nach den vom Kreis⸗ 
VerwGer. angeſtellten Ermittlungen der ſtreitige Fußweg die 
Fortſetzung eines zwiſchen Ster Feldern hinführenden Inter⸗ 
eſſentenweges, alſo eines Privatweges, bildet und ob der auf 
dem Fußweg unbeſtritten ſeit langer Zeit ſich vollziehende Ver⸗ 
kehr ein öffentlicher oder auf Intereſſenten beſchränkter Ver⸗ 
kehr geweſen iſt. Bei einem ſogenannten alten, d. h. ſeit un⸗ 
vordenklicher Zeit beſtehenden Wege, um den es ſich im vorl. 
Falle handelt, kann allerdings aus einer ſeit Menſchengedenken 
erfolgten Benutzung für den öffentlichen Verkehr grundſätzlich 
auf eine frühere Widmung der drei Rechtsbeteiligten und da⸗ 
mit auf die Öffentlichkeit ohne den ſonſt erforderlichen genauen 
Nachweis der Widmungsvorgänge im einzelnen geſchloſſen 
werden (vgl. Germershauſen⸗Seydel, „Wegerecht in 
Preußen“, 4. Aufl., Bd. 1, S. 14). Jedoch gilt dieſe Regel nur, 
wenn der fragliche Weg im Eigentum des örtlich zuſtändigen 
Trägers der allgemeinen kommunalen Wegebaulaſt, d. h. der 
Gemeinde oder des Gutsbeſitzers eines (nicht aufgelöſten) Guts⸗ 
bezirks, ſteht (OVG. 87, 328 ff.). Befindet ſich jedoch ein Weg 
im Eigentum eines Privatmannes, dem alſo nicht die öffentlich⸗ 
rechtliche Wegebaupflicht in dem betreffenden Kommunalbezirk 
obliegt, ſo bedarf es nach feſtſtehender Rſpr. des Gerichtshofes 
auch dann, wenn es ſich um einen alten Weg handelt, des ge⸗ 
nauen Nachweiſes der Widmungsvorgänge für die Feſtſtellung 
der Offentlichkeit, es ſei denn, daß der Privateigentümer ſelbſt 
die Offentlichkeit behauptet (OVG. 87, 328 ff.). Hiernach iſt der 
ſtrenge Nachweis der Widmungsverhandlungen der drei Rechts⸗ 
beteiligten auch dann erforderlich, wenn der Weg in einem 
Gebiet liegt, welches früher zu einem ſelbſtändigen Gutsbezirk 
gehört hat, vor dem Ergehen der im ſchwebenden Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren angefochtenen wegepolizeilichen Verfügung aber 
infolge Auflöſung des Gutsbezirks in das Gebiet einer Ge⸗ 
meinde eingegliedert worden iſt. Daran kann auch der Umſtand 
nichts ändern, daß der Gutsbeſitzer des aufgelöſten Gutsbezirks 
und Eigentümer des Weges früher Träger der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Wegebaulaſt in dem Gutsbezirk war. Denn von dem 
Zeitpunkt ab, in dem die Auflöſung des Gutsbezirks (nach der 
hauptſächlich die Regelung der öffentlich⸗rechtlichen Wegebaulaſt 
umfaſſenden Auseinanderſetzung zwiſchen Gutsbezirk und Ge⸗ 
meinde) vollzogen iſt, kann der Gutsbeſitzer hinſichtlich der ihm 
verbliebenen Wege nur wie jeder andere Privateigentümer 
eines Wegegrundſtücks angeſehen werden. Bei alten Wegen 
eines ſolchen Gutsbeſitzers, als eines nichtwegebaupflichtigen 
Eigentümers, muß daher, anders als bei Wegen eines allge⸗ 
mein wegebaupflichtigen Kommunalverbandes (Gemeinde, 
Gutsbezirk), von der Notwendigkeit eines genauen Nachweiſes 
der Widmungshandlungen für die Annahme der Offentlichkeit 
des Weges ausgegangen werden. Dieſe Grundſätze betreffen 
lediglich die Frage der Führung des Beweiſes für die auch bei 
den alten Wegen erforderliche Widmung und können nicht etwa 
zu der Annahme verleiten, daß ihnen zufolge ein öffentlicher 
Weg in einem Gutsbezirk durch deſſen Auflöſung zu einem 
Privatweg würde oder daß ein in früherer Zeit nach damaligen 
Verhältniſſen als öffentlich anzuſprechender Weg jetzt zu Un⸗ 
recht nach der jetzigen tatſächlichen und rechtlichen Lage als 
Privatweg betrachtet werde. Denn es verbleibt dabei, daß ein 
einmal zu einem öffentlichen gewordener Weg dieſe Eigenſchaft 
ſeit der Vorſchrift des 8 57 Zuft®. regelmäßig nur durch den 
Akt der Einziehung wieder verlieren kann und daß daher bei 
alten Wegen auch eine in weit zurückliegender Zeit erfolgte 
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Widmung mangels einer Einziehung des Weges wirkſam bleibt. 
Nur die Frage des Nachweiſes ſolcher zeitlich weit zurückliegen⸗ 
der Widmungsvorgänge wird von den obigen Grundſätzen be⸗ 
troffen; aus ihnen ergibt ſich lediglich, daß dieſer Nachweis 
für die in einem Gutsbezirk belegenen Wege nach der Auf⸗ 
löſung des Gutsbezirks ſchwerer zu erbringen iſt, weil zu dem 
für die Prüfung der ſtreitigen Pol fg. allein maßgebenden 
Zeitpunkt ihres Ergehens nicht mehr der Gutsbeſitzer und 
Wegeeigentümer, ſondern die mit dem Gutsbezirk vereinigte 
Gemeinde Trägerin der auf fie übergegangenen öffentlich- recht⸗ 
lichen Wegebaulaſt iſt. Sobald jedoch feſtgeſtellt wird, daß vor 
oder nach Auflöſung des Gutsbezirks der Wegeeigentümer — 
ſei es auch ſtillſchweigend — ſeine Zuſtimmung zu der Ent⸗ 
ſtehung eines öffentlichen Weges, d. h. ſeine Widmung, erklärt 
hat und daß ferner auch die anderen Rechtsbeteiligten ihre 
Widmung ausgeſprochen haben, kann dieſe Widmung von 
keinem der Beteiligten mehr widerrufen werden. Der dadurch 
öffentlich gewordene Weg kann nunmehr die Eigenſchaft eines 
öffentlichen, wie bereits erwähnt, regelmäßig nur durch ein 
förmliches Einziehungsverfahren verlieren (OVG. 76, 372). 

Geht man von dieſen Grundfähen aus, jo ergibt die 
nähere Prüfung, daß es ſich bei dem ſtreitigen Fußweg nicht 
um einen öffentlichen Weg handelt. Da der Kl. als Privat⸗ 
eigentümer des Weges deſſen Gffentlichkeit beſtreitet und in 
dem Kommunalbezirk, zu dem der Weg gehört, nicht der Träger 
der öffentlichen Wegebaulaſt iſt, ſo muß für die Feſtſtellung 
der Offentlichkeit des Weges der genaue Nachweis der Wid⸗ 
mung durch die drei Rechtsbeteiligten gefordert werden. Dabei 
iſt es unerheblich, daß der Kl. oder deſſen Rechtsvorgänger als 
Eigentümer des Gutes B. in dem früher von dieſem Gut ge⸗ 
bildeten Gutsbezirk Träger der öffentlichen Wegeunterhaltungs⸗ 
pflicht geweſen ſind. Die Offentlichkeit des Weges kann daher 
nur dann als gegeben angeſehen werden, wenn die Widmungs⸗ 
akte aller drei Rechtsbeteiligten, des Wegeeigentümers, der 
Wegepolizeibehörde und des Wegebaupflichtigen nachgewieſen 
ſind; dabei kann der Wegebaupflichtige ſowohl der allgemeine 
Träger der kommunalen Wegebaulaſt als auch ein beſonderer 
Wegebaupflichtiger fein, der durch beſonderen öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Titel nur eine auf den zu ſchaffenden öffentlichen Weg 
ſich beſchränkende Wegebaulaſt übernommen hat. Mangelt es 
an der Widmung auch nur eines der Rechtsbeteiligten, ſo hat 
der Weg die Eigenſchaft eines öffentlichen nicht erlangt, auch 
wenn die anderen Rechtsbeteiligten einwandfrei und rechts⸗ 
gültig gewidmet haben. Im vorl. Fall zeigt die Nachprüfung, 
daß der Nachweis der Widmung nicht nur eines, ſondern aller 
drei Rechtsbeteiligten nicht als erbracht angeſehen werden kann. 

Das wird im einzelnen ausgeführt. Das OVG. kommt 
dann zur Aufhebung der angefochtenen Vfg. 


(PrOVG. v. 17. Dez. 1936, IV C 85/35.) 


Anmerkung: Die Entſch. bietet in mehrfacher Hinſicht zu 
rechtlichen Betrachtungen Anlaß. Das gilt zunächſt für die in ihr 
enthaltenen Ausführungen zum Begriff der wegerechtlichen In⸗ 
anſpruchnahme. Bei dem Verſuch, die rechtliche Natur der „In⸗ 
anſpruchnahme von Wegen für den öffentlichen Verkehr“ i. S. 
des § 56 Zuft®. zu beſtimmen, geht man üblicherweiſe davon aus, 
daß es ſich bei dieſer wegepolizeilichen Maßnahme um eine Er⸗ 
ſcheinungsform der Pol Vfg. handele. So heißt es z. B. bei Ger⸗ 
mershauſen⸗Seydel, „Wegerecht und Wegeverwaltung 
in Preußen“, 4. Aufl., Bd. 1, S. 507: „Sie iſt eine polizeiliche 
Verfügung, mit welcher die Wegepolizeibehörde durch eine wege⸗ 
polizeiliche Anordnung irgendwelcher Art eine beſtimmte Grund⸗ 
fläche als öffentlichen Weg oder Wegeteil ihrer Polizeigewalt 
unterſtellt.“ Dieſe Behandlung der Inanſpruchnahme als Unter⸗ 
fall der Pol Vfg. findet ſich in dem genannten führenden Werk 
des preußiſchen Wegerechts noch mehrfach. So heißt es a. a. O., 
S. 507/508: „Die Inanſpruchnahme .. iſt keine Verfügung be⸗ 
ſonderer Art, ſondern ſie iſt eine polizeiliche Verfügung im allge⸗ 
meinen Sinne, welche mit einer beſtimmten Anordnung für den 
einzelnen Fall an eine beſtimmte Perſon erlaſſen wird und mit 
diefer Anordnung der Beſtimmung des Weges Geltung verſchaf⸗ 
fen will.“ Beſonders deutlich iſt die Darlegung a. a. O., S. 511: 
„Die Inauſpruchnahmeverfügung unterliegt den allgemeinen 
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Grundſätzen für polizeiliche Verfügungen. Sie muß insbeſ. an 
eine beſtimmte Perſon gerichtet ſein und einen beſtimmten ein⸗ 
zelnen Fall regeln.“ Auch Froelich (bei Drews, „Preußi⸗ 
ſches Polizeirecht“, II. Beſonderer Teil, S. 305) erklärt: „Sie iſt 
eine polizeiliche Verfügung.“ Die Inanſpruchnahme wird ſomit 
nach allgemeiner Meinung dem Begriff „Pol fg.“ dergeſtalt zu⸗ 
geordnet, daß fie ſich zur Pol Vfg. wie ein Unterbegriff zum 
Oberbegriff verhält. Daraus folgt, daß die Inanſpruchnahme 
außer ihren begrifflichen Sondermerkmalen (der „differentia 
specifica“) auch die allgemeinen Begriffsmerkmale des Ober⸗ 
begriffs (des „genus proximum“) aufweiſen muß. Das iſt eine 
ſich aus dem Verhältnis von Oberbegriff zu Unterbegriff er⸗ 
gebende notwendige Folge. Man kann nicht eine ſolche Folge be⸗ 
ſtreiten, aber gleichwohl das Beſtehen des erwähnten begrifflichen 
Verhältniſſes behaupten wollen. Die übliche Einſchränkung, daß 
an die Inanſpruchnahme „hinſichtlich ihrer Beſtimmtheit nicht ſo 
hohe Anforderungen wie an ſonſtige polizeiliche Verfügungen zu 
ſtellen ſind“ (Froelich a. a. O., S. 305; vgl. Germers⸗ 
hauſen⸗Seydel a. a. O. S. 511), betrifft nicht die Begriffs⸗ 
merkmale, ſondern die Gültigkeitserforderniſſe der Pol Vfg. Be⸗ 
griffsmerkmale und Gültigkeitserforderniſſe eines Verwaltungs⸗ 
akts ſind bekanntlich ſcharf voneinander zu ſcheiden: Fehlt einer 
behördlichen Maßnahme ein begriffliches Merkmal eines be⸗ 
ſtimmten Verwaltungsaktstypus, fo fällt fie überhaupt nicht 
unter den Begriff dieſes Verwaltungsakts, ſie i ſt z. B. keine 
Pol Vfg.; fehlt der behördlichen Maßnahme dagegen, obwohl fie 
den begrifflichen Anforderungen eines beſtimmten Verwaltungs⸗ 
akts genügt, ein Gültigkeitserfordernis dieſes Verwaltungsakts, 
ſo fällt ſie zwar unter den Begriff des betreffenden Verwaltungs⸗ 
akts, iſt aber ungültig, fie iſt z. B. eine ungültige Pol fg. 
Bei einem Mangel hinſichtlich der Begriffs merkmale äft eine 
für den betreffenden Verwaltungsaktstypus nach dem Aufzäh⸗ 
lungsgrundſatz vielleicht eröffnete förmliche Anfechtungsmöglich⸗ 
keit zur Anfechtung der konkreten behördlichen Maßnahme nicht 
gegeben, bei einem bloßen Mangel hinſichtlich der Gültig⸗ 
keits erforderniſſe iſt der förmliche Rechtsbehelf zwar zuläſſig, 
aber unbegründet. Hier intereſſieren dieſe Ausführungen nur in⸗ 
ſoweit, als die übliche Unterordnung der Inanſpruchnahme unter 
den Begriff der Pol Vfg., wenn fie zu Recht erfolgt, die Bedeu⸗ 
tung hat, daß die Inanſpruchnahme alle Begriffsmerkmale der 
Pol Vfg. aufweiſen muß. Hierzu gehört gemäß § 40 PrPol⸗ 
Verw. u. a., daß die Anordnung inhaltlich ein Gebot oder Ver⸗ 
bot darſtellt. Welches Maß von Beſtimmtheit das Gebot oder das 
Verbot beſitzen muß, iſt — wenn überhaupt von einem Gebot 
oder Verbot geſprochen werden kann — eine Frage der Gültig⸗ 
keit der Verfügung. Für die hier beſprochene Entſch. iſt es nun 
bedeutſam, daß in der Rſpr. und im Schrifttum nur bei einer 
ausdrücklichen Konkretiſierung eines polizeilichen Verlangens 
das Vorliegen eines Gebots oder Verbots und mithin das Vor⸗ 
handenſein einer polizeilichen Verfügung bejaht wird. So heißt 
es z. B. bei Drews („Preuß. Polizeirecht“, I. Allgemeiner Teil, 
5. Aufl., S. 81): „Polizeiliche Maßnahmen, die überhaupt kein 
Gebot oder Verbot enthalten, ſind nicht polizeiliche Verfügun⸗ 
gen i. S. des $ 40. ... Dahin gehören: .. die Mitteilung, daß 
ein polizeiliches Einſchreiten gegen beſtimmte Handlungen oder 
Zuſtände ſtattfinden werde.“ Man merke wohl: Hier wird nicht 
an eine als Gebot oder Verbot unterſtellte Maßnahme das Er⸗ 
fordernis eines Mindeſtmaßes von Beſtimmtheit geſtellt, ſondern 
es wird der Gebots⸗ oder Verbotscharakter der betreffenden 
Maßnahme ſelbſt verneint (vgl. auch OVG.: RVerwBl. 49, 507 
und OVG.: JW. 1935, 79/80). Wenn man dies bedenkt und ſich 
vergegenwärtigt, daß die Inanſpruchnahme eines Weges für den 
öffentlichen Verkehr nach herrſchender Auffaſſung eine polizeiliche 
Verfügung darſtellt, ſo muß man entweder gegen dieſe herr⸗ 
ſchende Auffaſſung oder gegen die Richtigkeit der oben abge⸗ 
druckten Entſch. Bedenken erheben. Denn die hier beſprochene 
Entſch. verlangt für die Inanſpruchnahme gerade keine beſtimmte 
Handlung oder Unterlaſſung, ja überhaupt keine Handlung oder 
Unterlaſſung, ſondern die bloße autoritative Meinungsäußerung 
der Polizei, daß ſie den Weg als einen öffentlichen anſehe und 
demgemäß behandeln werde. Daß man in der bloßen Verlaut⸗ 
barung einer ſolchen Anſicht und in der allgemeinen Bekundung 
einer ihr entſprechenden polizeilichen Willensrichtung i. S. der 
zuvor erörterten Rechtsauffaſſung noch ein Gebot oder Verbot 
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erblicken könne, wird man beſtreiten müſſen. Wenn Germers⸗ 
hauſen⸗Seydel hierzu ausführt: „Eine ſolche Verfügung 
ſchließt das allgemeine Verbot ein, jeden unbefugten Eingriff in 
den Beſtand des Weges und damit jede Störung des öffentlichen 
Verkehrs zu unterlaſſen“ (a. a. O. S. 509), ſo trifft dasſelbe auch 
— und wohl in noch höherem Maße — auf den von Drews 
(a. a. O.) erörterten Fall einer Mitteilung zu, „daß ein polizei⸗ 
liches Einſchreiten gegen beſtimmte Handlungen oder Zuſtände 
ſtattfinden werde“. In dieſem Falle aber wird von Drews das 
Vorliegen eines Gebots oder Verbots überhaupt und damit auch 
das Vorliegen einer polizeilichen Verfügung verneint. Nach der 
oben abgedruckten Entſch. hat es merkwürdigerweiſe ſogar den 
Anſchein, als ob das Verlangen einer beſtimmten Handlung oder 
Unterlaſſung nicht nur für den Begriff der Inanſpruchnahme 
nicht erforderlich ſei, ſondern das Vorliegen einer Inan⸗ 
ſpruchnahme geradezu ausſchlie ße. Da muß ſich das Gericht 
in der Faſſung der Urteilsgründe vergriffen haben! Schrifttum 
und Rſpr. ſind ſich nämlich ſonſt vollkommen darin einig, daß 
ein Gebot oder ein Verbot der Wegepolizeibehörde in Anſehung 
eines von ihr für einen öffentlichen Weg oder den Teil eines 
ſolchen gehaltenen Geländes dann eine Inanſpruchnahme eines 
Weges für den öffentlichen Verkehr i. S. des § 56 Zuft®. iſt, 
wenn der Adreſſat dem polizeilichen Verlangen mit der Behaup⸗ 
tung entgegentritt, daß er auf das betroffene Gelände ein die 
Offentlichkeit des Weges ausſchließendes oder doch beſchränkendes 
Privatrecht beſitze. Daß die Behauptung der Wegepolizei, ein 
beſtimmtes Gelände ſei ein öffentlicher Weg oder ein Teil eines 
ſolchen, mittels eines dieſe Behauptung enthaltenden Gebotes 
oder Verbotes zum Ausdruck gebracht wurde, hat bisher noch 
nie den Anlaß geboten, die rechtliche Natur der Maßnahme als 
Inanſpruchnahme in Zweifel zu ziehen oder zu verneinen. Ob 
allerdings die Einkleidung der erwähnten Behauptung der Poli⸗ 
zei in ein Gebot oder in ein Verbot ein essentiale der Inan⸗ 
ſpruchnahmeverfügung darſtellt oder ob es ſich dabei um ein be⸗ 
grifflich nicht erforderliches accidentale der Inanſpruchnahme 
handelt, hängt von der oben erörterten Frage des begrifflichen 
Verhältniſſes der Inanſpruchnahme zur polizeilichen Verfügung 
ab. Vielleicht iſt es doch ſo, was allerdings Germershau⸗ 
ſen⸗Seydel (a. a. O. S. 507 unten) beſtreitet, daß die Inan⸗ 
ſpruchnahme eine „Verfügung beſonderer Art“ darſtellt, die zwar 
von Fall zu Fall ein Gebot oder Verbot enthalten kann — und 
in dieſen Fällen zugleich den begrifflichen Anforderungen 
einer polizeilichen Verfügung genügt —, aber nicht notwendiger⸗ 
weiſe ein Gebot oder Verbot enthalten muß, ſondern auch in 
der autoritativen Verlautbarung einer polizeilichen Meinungs⸗ 
äußerung und Willensrichtung hinſichtlich der Offentlichkeit eines 
Weges beſtehen kann. Im letzteren Falle iſt es allerdings zweifel⸗ 
haft, was eigentlich im Entſcheidungsſatz (Tenor) des Urteils 
Gegenſtand der Rechtsfindung und Anknüpfungspunkt der 
Rechtskraft iſt. Um die hier erörterte Frage abzurunden, ſei noch 
auf die bemerkenswerten Ausführungen von Mohn („Rechts⸗ 
fälle des öffentlichen Rechts mit Löſungen“, S. 342) hingewieſen: 
„Die Inanſpruchnahme enthält immer das Verbot des polizei⸗ 
widrigen Handelns, das ſchon in der bloßen Behauptung eines 
Privatrechtes beſtehen kann. Das Gebot, jede Störung des öffent⸗ 
lichen Verkehrs auf dem Wege zu unterlaſſen, iſt eine Anord⸗ 
nung i. S. des § 56 ZuſtGG. Mit dieſer Anordnung können 
weitere Anordnungen verbunden werden, die ein beſtimmtes 
Hundeln unterſagen oder die Wiederherſtellung eines geänderten 
Zuſtandes, die Beſeitigung von Verkehrshinderniſſen u. dgl. for⸗ 
dern, jedoch bilden Anordnungen der letzteren Art 
keinen notwendigen Beſtandteil jeder Inan⸗ 
ſpruchnahme, ſondern ſind rechtlich aus ihr ge⸗ 
zogene Folgerungen.“ Bedeutſam iſt der letzte (geſperrte) 
Teil des Zitates; die im erſten und zweiten Satz dagegen 
als Verbot und Gebot bezeichneten Maßnahmen werden i. S. der 
oben wiedergegebenen Auffaſſung von den Begriffsmerkmalen 
der Pol Vfg. überhaupt nicht als wirkliche Gebote oder Verbote 
gelten können. Ein Gebot und ein Verbot iſt ſtets ein Verſuch, 
ein Motiv für ein menſchliches Verhalten zu ſetzen. Dazu gehört, 
daß dem auszulöſenden — aktiven oder paſſiven — Verhalten in 
hinlänglich konkreter Weiſe eine Richtung gezeigt wird. Gebote 
oder Verbote, die keinen ſolchen „Richtungsanzeiger“ in ſich tra⸗ 
gen, ſtellen ſich als ein Widerſpruch im Beiwort, als contradictio 
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in adjecto, dar. — Zu beachten bleibt im hier erörterten Zus 
ſammenhang, daß $ 56 Zuft®. die Inanſpruchnahme eine „An⸗ 
ordnung“ nennt. Das deutet doch immerhin auf einen be- 
fehlsmäßigen Inhalt der Inanſpruchnahmeverfügung hin, ſo daß 
letzten Endes doch Zweifel aufkommen müſſen, ob es zuläſſig ift, 
in der bloßen Bekundung einer behördlichen Rechtsanſicht und 
einer ihr entſprungenen Willensentſchloſſenheit eine Inan⸗ 
ſpruchnahmeverfügung zu erblicken. Jedenfalls dürften die hier 
gemachten Ausführungen gezeigt haben, daß die Rechtsnatur der 
Inanſpruchnahme noch gründlich durchdacht werden muß. 


Auch ſonſt habe ich gegen das Urteil Bedenken. 


Es iſt z. B. nicht recht verſtändlich, wie es ſich mit der 
das Verwaltungsſtreitverfahren beherrſchenden Unterſuchungs⸗ 
maxime (ogl. Reuß, „Das Verwaltungsſtreitverfahren nach dem 
Recht Preußens“, Nr. 7 der Schriftenreihe der JW., S. 22 ff.) 
vereinbaren läßt, daß die Offentlichkeit eines Weges, der über 
das Eigentum eines Nichtwegebaupflichtigen führt, dann ohne 
weitere Prüfung hingenommen werden ſoll, wenn dieſer Eigen⸗ 
tümer ſelbſt die Offentlichkeit des Weges behauptet. Wie verhält 
ſich eine ſolche Handhabung zu dem Grundſatz der materiellen 
Wahrheit, der die Unterſuchungsmaxime zum Siege verhelfen 
ſoll? Müßte die Offentlichkeit des Weges nicht — unbekümmert 
um das Verhalten der Parteien — im Zweifelsfall unter allen 
Umſtänden ex officio geprüft werden? 

Bedenklich erſcheint mir auch die Annahme, daß es „uner⸗ 
heblich ſei, ob der Kl. oder deſſen Rechtsvorgänger ... Träger 
der öffentlichen Wegeunterhaltungslaſt geweſen ſind“. Die Ver⸗ 
mutung, daß ein ſeit unvordenklicher Zeit allgemein benutzter 
Weg, der über das Eigentum des Wegebaupflichtigen führt, der⸗ 
einſt von den drei Rechtsbeteiligten ordnungsgemäß für den 
öffentlichen Verkehr gewidmet worden ſei, beruht auf der be⸗ 
rechtigten Annahme, daß der Wegebaupflichtige gerade in 
Erfüllung ſeiner Wegebaupflicht den Weg dereinſt 
dem öffentlichen Verkehr zugeführt hat; wer daher ſeine Zuſtim⸗ 
mung vermutet, vermutet nicht mehr, als daß der Wegebau⸗ 
pflichtige ſeinen Pflichten nachgekommen iſt (vgl. Reuß, 
„Grundſätze des öffentlichen Wegerechts“: Staats- u. Selbſtver⸗ 
waltung, 1933, 310 ff., 312). Dieſe Vermutung muß auch gelten, 
wenn der Weg ehemals, als er der allgemeinen Benutzung 
zugeführt wurde, im Eigentum des Wegebaupflichtigen geſtanden 
hat, mag auch ſpäter ein Dritter das Eigentum des Wegegeländes 
erworben oder der früher wegebaupflichtige Eigentümer die Be⸗ 
freiung von der Wegebaupflicht erlangt haben. War die erörterte 
Vermutung zu irgendeiner Zeit begründet, ſo muß auch der 
Fortbeſtand der vermuteten Rechtslage vermutet werden. Auch 
ſonſt gilt der durchaus berechtigte Grundſatz, daß der Fortbeſtand 
entſtandener oder als entſtanden vermuteter Rechte zu ver⸗ 
muten iſt. 


RA. Reu ß, Berlin. 
* 


69. Einzelhandel Sch G. v. 12. Mat 1933. Be⸗ 
griff des Verkaufsraums im Sinnedes Einzel⸗ 
handel Sch. Die Einzelhandels verkaufsſtelle 
eines Kaufmanns mit offenem Ladengeſchäft be⸗ 
ſteht nicht nur in dem Raum, in dem die Zahlung 
des Kaufpreiſes und die Übergabe der Ware er- 
folgt, ſondern zu der Verkaufsſtelle gehören 
auch alle ſonſtigen, in dem gleichen oder in an⸗ 
deren Stockwerken oder anderen Häuſern unter- 
haltenen Räume, in denen Ware untergebracht 
iſt und die dem Publikum zum Ausſuchen der 
Ware und zur Führung der Kaufverhandlungen 
allgemein geöffnet ſind. 


Der Kl. betreibt in N. eine Fahrrad⸗Großhandlung, und 
zwar auf den Grundſtücken W.⸗Straße 58, 64 und 66. Das 
Ladengeſchäft befindet ſich in der W.⸗Straße 64, während 
W. ⸗Straße 66 nur ein Lager vorhanden iſt. W.⸗Straße 58 be- 
ſitzt der Kl. zwei Räume, einen nach vorn gelegenen und einen 
Hinterraum. Den Hinterraum hat er am 1. März 1933 (vor 
Inkrafttreten des Einzelhandel Sch. [14. Mai 1933]), den 
vorderen am 1. Mai 1935 gemietet. 


Rechtſprechung 
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Der Kl., der den neu hinzugenommenen vorderen Raum 
W.⸗Straße 58 mit Schaufenſter lediglich als Ausſtellungs⸗ 
raum benutzt, ließ an dieſem und offenbar auch an dem Hauſe 
Nr. 66 Schilder anbringen mit dem Hinweis, daß der Ver⸗ 
kauf von Fahrrädern im Hinterraum W.⸗Straße 58, der von 
Einzelteilen nur W.⸗Straße 64 ſtattfinde. 

Auf Betreiben der Induſtrie- und Handelskammer und 
des Oberbürgermeiſters von N., nach deren Anſicht der 
Hinterraum W.⸗Straße 58 als Verkaufsraum bisher nicht ge⸗ 
dient hat, in ſeiner Zuführung zu dieſem Zweck demnach die 
Neuerrichtung einer Verkaufsſtelle zu erblicken iſt, gab der 
PolPräſ. in N. dem Kl. durch Verfügung v. 12. Sept. 1935 
auf, den Lagerraum W.⸗Straße 58 als Verkaufsraum zu 
ſchließen und die anders lautenden Schilderaufſchriften dem⸗ 
gemäß zu ändern. 


Der Kl. beſchwerte ſich mit folgender Begründung: Der 
fragliche Lagerraum ſei von vornherein zu Verkaufszwecken 
benutzt worden. Ein bis zwei Angeſtellte des Kl. ſeien dort 
ſtaändig als Verkäufer beſchäftigt geweſen, ſo daß das Publi⸗ 
kum dort unmittelbar, d. h. ohne Betreten des Ladens W.⸗ 
Straße 64, ſeine Käufe hätte tätigen können. In welchem 
Umfange es von dieſer Möglichkeit Gebrauch gemacht habe, 
darauf komme es nicht an, ſondern nur darauf, daß dieſe 
Möglichkeit von Anfang an beſtanden habe. Der Raum ſei 
als Lager- und zugleich auch als Verkaufs raum ein- 
gerichtet geweſen und es ſei belanglos, ob man ihn als einen 
ſelbſtändigen oder als einen unſelbſtändigen Verkaufsraum 
neben dem in der W.⸗Straße 64 betrachte. 

Die Beſchwerde wurde abgewieſen, weil die Tatſache, daß 
hin und wieder Kaufluſtige in der W.⸗Straße 58 ſich in Be⸗ 
gleitung von Angeſtellten des Kl. ein Fahrrad ausgeſucht 
118 85 nicht hinreiche, dieſen Raum als Verkaufsſtelle an⸗ 
zuſehen. 

Gegen den Beſchwerdebeſcheid richtet ſich die Klage, mit 
der geltend gemacht wird: Der Verkauf von Fahrrädern er⸗ 
fordere einen großen Raum, der es ermögliche, die Räder in 
geordneter Überſicht dem Publikum vorzuführen. Dazu habe 
der Laden W.⸗Straße 64 in keiner Weiſe ausgereicht. Deshalb 
ſei der Hinterraum W.⸗Straße 58 am 1. März 1933 hinzu⸗ 
genommen worden. Er ſei als Verkaufsraum gemietet und 
als ſolcher neu hergerichtet worden, wie die Vermieterin be⸗ 
zeugen könne, und habe ſtändig als ſolcher gedient. Unter 
einem Lagerraum verſtehe man einen Raum, in dem Vor⸗ 
räte zur Ergänzung der im Verkaufsraum zum Verkauf ge⸗ 
ſtellten Waren aufgeſtapelt würden, nicht aber einen Raum, 
in dem die Ware dem Publikum zum Kauf vorgeführt würde. 
Die Verkaufsſtelle des Kl. werde gebildet von den Räumen in 
der W.⸗Straße 64 und 58 zuſammen. Beide ſtellten eine Ein⸗ 
heit dar. In Nr. 58 würden die Gegenſtände zur Vorführung 
an den Käufer bereitgehalten, ihm gezeigt und von ihm be⸗ 
ſichtigt. Der Kauf würde hier auch bis in alle Einzelheiten ge⸗ 
regelt und vollzogen und lediglich die letzten Formalitäten 
würden im Hauſe Nr. 64 vorgenommen, indem dort die Zah⸗ 
lung geleiſtet und ein etwaiges Abkommen über Ratenzahlung 
endgültig abgeſchloſſen werde. Es handele ſich bei dem Raum 
Nr. 58 alſo nicht nur um ein Lager, in dem man beſichtige, 
und bei Nr. 64 um eine Kontorſtelle, bei der man beſtelle, 
ſondern der Kaufvorgang vollziehe ſich in beiden Räumen. 
Er werde in Nr. 58 bis ins letzte vorbereitet und in Nr. 64 
dann endgültig beſtätigt. Es gebe zahlreiche Geſchäfte, in 
denen die Waren zu einem Teil in einem zweiten Stockwerk 
untergebracht wären, dort beſichtigt und woſelbſt mit dem 
Verkäufer auch alle Einzelheiten des Kaufgeſchäfts verabredet 
würden, während dieſer dann den Kunden mit der Ware vom 
erſten Stock in das Erdgeſchoß begleite, wo dann an der Kaſſe 
die Zahlung erfolge oder näheres über Ratenzahlung verein⸗ 
bart würde. Niemand werde auf den Gedanken kommen, die 
Räume im oberen Stockwerk deshalb als etwas rechtlich be⸗ 
ſonderes anzuſehen. Schließe man ſich der Auffaſſung an, daß 
lediglich an dem Ort, wo die letzten Kaufformalitäten erfüllt 
würden, die Verkaufsſtelle ſich befinde, jo würden bei Waren⸗ 
häuſern und großen Gefchäften als Verkaufsſtelle nur die 
Kaſſen und die Warenausgabeſtellen gelten können. 
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Durch Urt. des BezVerwGer. v. 9. Mai 1936 iſt die 
Klage abgewieſen worden, weil ein Lagerraum, in dem die 
Kunden die Verkaufsgegenſtände beſichtigten und ausſuchten, 
keine Verkaufsſtelle ſei, der Kl. alſo zur Umſtellung des 
Raumes W.⸗Straße 58 in eine Verkaufsſtelle der Genehmi⸗ 
gung bedurft hätte, die er jedoch nicht beſitze, ſo daß die 
Schließungsverfügung zu Recht beſtehe. 


Gegen dieſes Urt. hat der Kl. Rev. eingelegt. Gerügt wird 
unvollſtändige Aufklärung des Sachverhalts und unzureichende 
Begründung des Urt., da es ſich mit den Einwendungen des 
Kl. überhaupt nicht auseinanderſetze. Nach den polizeilichen 
Feſtſtellungen befinde ſich der Raum W.⸗Straße 58 ſeit März 
1933 bis heute in dem gleichen Zuſtande. In Nr. 64 würden 
ſeitdem nur noch Erſatzteile gehalten und verkauft. Ein Fahr⸗ 
radverkauf finde dort überhaupt nicht ſtatt, weil dort keine 
Fahrräder vorhanden ſeien. Wäre Nr. 58 ein bloßer Lager⸗ 
raum, ſo müßte er zum Zwecke der Ergänzung eines anderswo 
zum Verkauf geſtellten Beſtandes gehalten werden. Aus dem 
Lager in Nr. 58 werde aber irgendein anderes Lager nicht 
ergänzt. 

Die Rev. hatte Erfolg. 


Das angefochtene Urt. unterliegt ſchon aus folgenden Er⸗ 
wägungen der Aufhebung. Die polizeiliche Verfügung gibt dem 
Kl. zweierlei auf, einmal die Schließung des Lagerraums 
W.⸗Straße 58 als Verkaufsraum und zum anderen die 
Anderung der Schilder. Der Kl. hat nun von Anfang an be⸗ 
hauptet, daß der Zuſtand, in dem ſich der Lagerraum W.⸗ 
Straße 58 befindet, und die Art ſeiner Benutzung ſich in der 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Einzelhandel SchG. nicht ge⸗ 
ändert habe, ſondern der gleiche geblieben ſei wie vorher. 
Wäre das richtig, ſo wäre der erſte Teil der polizeilichen Ver⸗ 
fügung auf keinen Fall haltbar. Denn hatte der Hinterraum 
W.⸗Straße 58 auch ſchon vor dem 14. Mai 1933 als Ver⸗ 
kaufsſtelle des Kl. zu gelten, ſo durfte der Kl. auch nach dem 
Inkrafttreten des Einzelhandel Sch. weiter über ihn als Ver⸗ 
kaufsſtelle verfügen. War er dagegen vor dem 14. Mai 1933 
nach ſeiner Verwendungsart nicht als Verkaufsſtelle anzuſehen, 
hat ſich aber die Verwendungsart bis zum Erlaß der polizei⸗ 
lichen Verfügung in keiner Weiſe geändert, ſo birgt die Bei⸗ 
behaltung des bisherigen Zuſtandes auch nach dem Inkraft⸗ 
treten des Einzelhandel SchH. kein ungeſetzliches Verhalten des 
Kl. in ſich. Das polizeiliche Gebot der Schließung entbehrt 
daher, wenn irgendeine Anderung nicht eingetreten iſt, jeder 
Grundlage. Das BezVerwGer konnte deswegen den erſten Teil 
der polizeilichen Verfügung nicht für rechtmäßig erklären, ohne 
zuvor Beweis über die Behauptung des Kl. erhoben zu haben, 
daß hinſichtlich des fraglichen Raumes nach wie vor der gleiche 
Zuſtand beſtehe, zumal dieſe Behauptung durch die bisherigen 
polizeilichen Ermittlungen geſtützt wird. Das angefochtene Urt. 
mußte daher wegen Rechtsirrtums und mangelnder Aufklärung 
des Sachverhalts gem. 88 71 Abſ. 3, 94 und 98 LVG. auf⸗ 
gehoben werden. 


Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht ſpruchreif. Die 
Entſch. über den erſten Teil der polizeilichen Verfügung iſt, 
wie gefagt, davon abhängig, ob nach dem 14. Mai 1933 eine 
Anderung in der Verwendungsart des Hinterraums W.⸗ 
Straße 58 eingetreten iſt. Die Feſtſtellung des Tatbeſtandes iſt 
aber nicht Sache des RevR., ſondern Aufgabe des Tatrichters. 
Daher muß die Zurückverweiſung erfolgen, damit das Bez⸗ 
VerwGer. eingehende und vollſtändige Ermittlungen in der 
angegebenen Richtung vornimmt. 


Was den zweiten Teil der polizeilichen Verfügung angeht, 
ſo könnte die polizeiliche Verfügung zur Beſeitigung der jetzigen 
Beſchilderung auch ohne eine Anderung der Verhältniſſe dann 
berechtigt ſein, wenn der Hinterraum W.⸗Straße 58 in feiner 
ſeit dem 1. März 1933 angeblich gleichgebliebenen Verwendung 
nicht als Einzelhandelsverkaufsſtelle oder zu ihr gehörig an⸗ 
zuſprechen wäre. Denn dann würden die auf den Schildern 
angebrachten neuerlichen Hinweiſe des Kl. auf dieſen Raum 
als Verkaufsraum nicht in Einklang zu bringen ſein mit den 
Beſtimmungen des Einzelhandel Schcg., nach denen eine Ver⸗ 
kaufsſtelle ohne Genehmigung nicht neu errichtet, alſo auch 
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ein Lagerraum nicht in eine ſolche umgewandelt werden darf. 
Die neue Beſchilderung würde deswegen als gegen die öffent⸗ 
liche Ordnung verſtoßend von der Polizei unterbunden werden 
können. Der Vorderrichter nimmt nun an, daß ein Raum, in 
dem ſich ein Warenlager befindet und zu dem das kaufende 
Publikum Zutritt hat, deswegen, weil in dieſem Raum die 
Beſichtigung und Auswahl des Kaufgegenſtandes erfolgt, noch 
nicht als Einzelhandelsverkaufsſtelle angeſehen werden könne. 
Eine genaue Feſtſtellung der in W.⸗Straße 58 ſich abſpielen⸗ 
den Geſchäftsvorgänge und der Einrichtung dieſes Raumes 
hat das BezVerwGer. von ſich aus nicht getroffen. Nach dem 
Vortrag der Parteien iſt die Streitfrage — auf deren Entſch. 
es unter der Vorausſetzung ankommt, daß eine weſentliche 
Anderung ſeit dem 14. Mai 1933 nicht eingetreten iſt — 
folgende: Iſt ein Raum, den ein Kaufmann neben ſeinem in 
einem anderen Raum untergebrachten Laden unterhält und 
in dem er eine beſtimmte Gattung der von ihm geführten 
Waren untergebracht hat, eine Einzelhandelsverkaufsſtelle oder 
jedenfalls ein Teil der Einzelhandelsverkaufsſtelle dieſes Kauf⸗ 
manns, wenn die Käufer, die dieſe Waren kaufen wollen, in 
den Sonderraum geführt werden, dort die näheren Auskünfte 
über die Preiſe uſw. erhalten und ſich die Waren ausſuchen, 
dann aber zur Zahlung des Kaufpreiſes, etwaiger Abmachun⸗ 
gen über die Zahlungsbedingungen und zur Aushändigung 
der Ware in den Hauptraum zurückgeführt werden? Dieſe 
Frage iſt im Sinne des Kl. zu beantworten, wenn die Einzel⸗ 
handelsverkaufsſtelle eines Kaufmanns mit offenem Laden⸗ 
geſchäft nicht nur in dem Raum beſteht, in dem die Zahlung 
des Kaufpreiſes und die Übergabe der Ware erfolgt, ſondern 
wenn dazu auch alle ſonſtigen, in dem gleichen oder in anderen 
Stockwerken oder anderen Häuſern unterhaltenen Räume ge⸗ 
hören, in denen Waren untergebracht und die dem Publikum 
zum Ausſuchen der Ware und zur Führung der Kaufverhand⸗ 
lungen allgemein geöffnet ſind. Verkaufsſtellen ſind nach 
Pfundtner⸗Neubert („Das neue Deutſche Reichsrecht“, 
Anm. 1 zu 82 Einzelhandel Sch.) alle Räume, in denen 
Waren gewerbsmäßig zum Verkauf an Verbraucher bereit⸗ 
gehalten werden und die zu dieſem Zwecke jedem Kauflieb⸗ 
haber zugänglich ſind. Daß eine Verkaufsſtelle aus mehreren 
Verkaufsräumen beſtehen kann, ergibt ſich unmittelbar aus 8 2 
Abſ. 2 Einzelhandel Sch. Ferner folgt aus der Vorſchrift des 
8 3 Ziff. 1 dieſes Geſ., daß Verkaufsräume, die ſchon bisher 
als ſolche benutzt worden ſind, als zu der vorhandenen Ver⸗ 
kaufsſtelle hinzugehörig zu rechnen ſind. 


Was unter einem Verkaufsraum zu verſtehen iſt, iſt 
nach dem Sprachgebrauch und der Verkehrsauffaſſung zu be⸗ 
ſtimmen. Danach iſt ein bloßer Lagerraum allerdings kein Ver⸗ 
kaufsraum. Ein Raum aber, in dem Waren gelagert ſind und 
der zugleich den Kaufluſtigen zur Beſichtigung und zum 
Ausſuchen der Ware allgemein zugänglich it und in dem auch 
die Kaufbedingungen verhandelt werden, iſt nach der Volks⸗ 
anſchauung nicht nur ein Lager⸗, ſondern zugleich ein Ver⸗ 
kaufsraum. Daß in dieſem Raum auch die Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes und die Ausgabe der Ware vor ſich geht, iſt keine 
weſentliche Bedingung. Darauf, wo der Kaufabſchluß im 
eigentlichen Sinne ſtattfindet, kommt es nicht an. Das wird 
ſich unter ſolchen Verhältniſſen auch allgemein gültig gar nicht 
feſtſlellen laſſen. Denn der Kaufabſchluß wird endgültig ſchon 
mit der Einigung der Kaufparteien über Ware und Preis, 
während Zahlung des Kaufpreiſes und Aushändigung der 
Ware an den Käufer ſchon Ausführungshandlungen ſind, die 
mit dem Kaufabſchluß in einem Akt verbunden werden können, 
aber nicht verbunden zu ſein brauchen. Daß ferner alle ein⸗ 
zelnen Räume eines offenen Ladengeſchäfts, in denen Waren 
zur Beſichtigung und zur Auswahl für das Publikum aus⸗ 
liegen oder ausgeſtellt ſind, die auch die Kaufluſtigen regel⸗ 
mäßig zu dieſem Zweck betreten und in denen ſie nähere Aus⸗ 
künfte über Ware und Preis erhalten, Verkaufsräume ſind und 
in ihrer Geſamtheit die Verkaufsſtelle bilden, wird ohne 
weiteres zugeſtanden werden, wenn die Räume zuſammen⸗ 
hängen und ohne irgendwelche Unterbrechung ineinander über⸗ 
gehen. Unter dieſen Umſtänden wird niemand, falls nur eine 
Kaſſe vorhanden iſt und an dieſer alle Zahlungen geleiſtet und 
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die Zahlungsbedingungen vereinbart werden, etwa nur den 
Raum, in dem ſich die Kaſſe befindet, als den alleinigen Ver⸗ 
kaufsraum und den Sitz der Verkaufsſtelle anſehen. Man kann 
den Kaſſenraum dann zwar als Mittelpunkt des Geſchäfts be⸗ 
zeichnen, nicht aber als ausſchließlichen Verkaufsraum. Ein 
Ladengeſchäft, das in der geſchilderten Weiſe über mehrere 
Stockwerke verteilt iſt, jedoch nur über einen Kaſſenraum 
verfügt, ſtellt eine Einheit dar. Die Verkaufsſtelle ſind hierbei 
ſämtliche Räume, die Ware enthalten und den Käufern zwecks 
Verkaufs zugänglich ſind. Es liegt nun aber kein verſtändlicher 
Grund dafür vor, die Sachlage dann anders zu betrachten, 
wenn ein Kaufmann z. B. aus Mangel an verfügbaren zu⸗ 
ſammenhängenden Räumen ſein Geſchäft unter ſonſt denſelben 
Verhältniſſen, wie ſie erörtert ſind, auf zwei verſchiedenen, 
voneinander getrennten Grundſtücken betreibt. In ſolchem 
Falle iſt genau wie in den anderen erwähnten Fällen, auch 
der Raum, in dem ein Zahlungsverkehr ſich nicht abſpielt und 
in dem auch die Waren nicht verabfolgt werden, der im übrigen 
aber uneingeſchränkt zum Verkauf der in ihm untergebrachten 
Waren an das Publikum dient, ein Verkaufsraum und als 
ſolcher Beſtandteil der Verkaufsſtelle. Die räumliche Trennung 
und Entfernung der beiden Verkaufsräume voneinander kann 
in dieſer Beziehung keine verſchiedene Beurteilung begründen. 
Die grundſätzlich abweichende Stellungnahme des Vorder⸗ 
richters in der vorliegenden Sache iſt nicht zu billigen. Der 
Vorderrichter wird vielmehr bei feiner neuen Entſch. von den 
dargelegten Grundſätzen auszugehen haben. Für die neue 
Entſch., und zwar auch in betreff des zweiten Teils der an⸗ 
gefochtenen polizeilichen Verfügung, iſt jedoch unerläßlich, daß 
zuvor genau feſtgeſtellt wird, wie die Verhältniſſe im einzelnen 
tatſächlich liegen und ob und welche Veränderungen etwa nach 
dem 14. Mai 1933 hinſichtlich der Benutzung und Einrichtung 
des Hinterraums W.⸗Straße 58 eingetreten find. 


(PrOG., 3. Sen., Urt. v. 11. Febr. 1937, III C 241/36.) 
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70. 8 2 Ktaftf®. Staatsfeindliche Gefinnung rechtfertigt 
den Schluß auf die Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahr⸗ 
zeugen. 

Der Kl. beantragte im Nov. 1935, ihm die Erlaubnis 
zum Führen eines Kraftfahrzeuges der Klaſſe 3 zu erteilen. 
Durch Vfg. v. 25. Nov. 1935 lehnte der Polizeipräſident den 
Antrag ab, da der Kl. wegen Verſtoßes gegen die Not O. 
zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die Regierung der 
nationalen Erhebung v. 21. März 1933 ſechs Monate in 
einem Konzentrationslager untergebracht worden ſei und 
dieſer Umſtand die Annahme rechtfertige, daß er unzuverläſſig 
und mithin zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet jet. 

Nach fruchtloſer Beſchwerde erhob der Kl. Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, wurde jedoch durch Urt. des Bez⸗ 
VerwG. in Münſter v. 26. Mai 1936 mit ſeiner Klage ab⸗ 
gewieſen. Das BezVerwG. nahm auf Grund der Ermitt⸗ 
lungen der Staatspolizeiſtelle für den Regierungsbezirk M. 
als erwieſen an, daß der Kl. am 10. Nov. 1934 in dem Ge⸗ 
ſchäftshauſe der Firma A. in R., bei der er als Verkäufer 
angeſtellt war, im Beiſein mehrerer Verkäuferinnen eine die 
Mitglieder der Reichsregierung grob beleidigende Außerung 
getan habe und daß dieſe Außerung über den einmaligen 
Vorfall hinaus die innere Geſinnung des Kl. gegenüber den 
führenden Mitgliedern der Regierung und ſeine feindſelige 
Einſtellung gegenüber der Staatsleitung beweiſe. Es ſei zu 
befürchten, daß der Träger einer ſolchen Geſinnung ſich den 
im Intereſſe der Volksgemeinſchaft beſtehenden Geſetzen und 
Anordnungen nicht fügen werde, und zwar auch nicht auf dem 
Gebiete des Straßenverkehrsrechts. 


Die Rev. des Kl. hatte keinen Erfolg. 


Sie konnte nicht darauf geſtützt werden, daß das Bez⸗ 
VerwöGer. es unterlaſſen hat, dem Antrag des Kl. entſprechend 
eine Auskunft der zuſtändigen Strafregiſterbehörde über ſeine 
Unbeſtraftheit und der zuſtändigen Polizeibehörde über ſeinen 
Leumund einzuholen. Denn das BezVerwGer. hat offenbar 
ſelbſt gar nicht angenommen, daß der Kl. vorbeſtraft oder 
daß Nachteiliges über ſeinen Leumund der Polizeibehörde 
zur Kenntnis gekommen iſt. Es lag daher auch keinerlei An⸗ 
laß vor, hierüber noch irgendwelche Ermittlungen anzuſtellen. 


Was der Kl. jedoch zu der eigentlichen Kernfrage des 
Prozeſſes vorgebracht hat, liegt im weſentlichen auf tatſäch⸗ 
lichem Gebiete und konnte daher in der RevInſt., in der nur 
Rechtsfragen nachzuprüfen ſind, nicht mehr zum Gegenſtand 
der Verhandlung gemacht werden. Hierher gehört die Be⸗ 
hauptung, die Außerung vom Nov. 1934 ſei dem Sinne 
nach keineswegs gegen die Staatsleitung gerichtet geweſen, ſie 
ſei auch nur als einmaliger Vorfall zu werten und beweiſe 
nichts für die innere Geſinnung des Kl. gegenüber der Staats⸗ 
leitung, er habe ſich den Geſetzen ſonſt immer gefügt und 
werde dies auch weiterhin tun. Alles dies hatte das Bez⸗ 
VerwGer. auf Grund der ihm zuſtehenden freien Beweis⸗ 
würdigung zu prüfen (§ 79 LVerwG.). Der Reviſionsrichter 
iſt an das Ergebnis dieſer Beweiswürdigung, bei der ein 
Rechtsirrtum oder ein weſentlicher Verfahrensmangel nicht 
erſichtlich iſt, gebunden. 


Wenn der Kl. meint, es ſei nicht zuläſſig, aus einem ein⸗ 
maligen Vorfall auf die Ungeeignetheit zum Führen von 
Kraftfahrzeugen zu ſchließen, ſo iſt er im Irrtum. Für die 
Polizeibehörde ergibt ſich die grundſätzliche Befugnis, auch 
aus einmaligen Vorfällen derartige Schlüſſe zu ziehen, ſchon 
aus ihrer Aufgabe, für die öffentliche Sicherheit und Ord⸗ 
nung vorbeugend zu ſorgen. Wollte man ihr dieſe Möglich⸗ 
keit nehmen, ſo würde das bedeuten, daß ihre Maßnahmen 
in vielen Fällen zu ſpät kommen würden. Es iſt auch nicht 
zutreffend, daß die Ungeeignetheit zum Führen von Kraft⸗ 
fahrzeugen immer nur aus ſolchen Vorfällen hergeleitet wer⸗ 
den könnte, die mit dem Kraftfahrweſen unmittelbar im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Das Gegenteil iſt vom OVG. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, und zwar auch in ſolchen Fällen, in 
denen auf Grund der einzelnen Handlung nicht eine Verkehrs⸗ 
gefährdung, ſondern ein Mißbrauch der Fahrerlaubnis zu 
anderen Straftaten zu befürchten war (vgl. RVerwBl. 57, 
968). Eine andere Beurteilung kann auch bezüglich politiſcher 
Vergehen nicht eintreten. Wenn das OVG. in einer früheren 
Entſch. geſagt hat, daß politiſche Geſichtspunkte bei der Prü⸗ 
fung der Geeignetheit als Kraftfahrzeugführer auszuſcheiden 
hätten (OVG. 84, 282), ſo war das begründet, weil zu jener 
Zeit ſich zahlreiche Parteien im Staate gegenüberſtanden, und 
weil eine feindliche Einſtellung gegenüber einer der gerade 
herrſchenden Parteien noch keineswegs den Schluß auf eine 
ſtaatsfeindliche Geſinnung rechtfertigen konnte. Nachdem durch 
die nationalſozialiſtiſche Erhebung dem Parteienunweſen ein 
Ende gemacht und die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter⸗ 
partei die alleinige Trägerin der politiſchen Willensbildung 
des Volkes geworden iſt, ſind die Vorausſetzungen jener Rſpr. 
weggefallen. In dem Kampf um die Selbſtbehauptung, den 
das deutſche Volk heute zu führen hat, gibt es auch nicht 
mehr wie früher einen unpolitiſchen Lebensbereich; die All⸗ 
gemeinheit hat vielmehr einen Anſpruch darauf, auch in 
ihrer politiſchen Willensbildung gegen eine Beeinfluſſung 
durch Feinde der Volksgemeinſchaft geſchützt zu werden. Wenn 
das BezVerwGer. daher den Kl. nach feiner ſtaatsfeindlichen 
Einſtellung als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen 
i. S. des § 2 KraftVerkVO. angeſehen hat, fo kann das vom 
Reviſionsſtandpunkt aus nicht beanſtandet werden. 


(PrOG., Urt. v. 28. Jan. 1937, IV © 131/36.) 
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